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hörden für zahlreiche DDR-Bewohner 

Herold, PStSekr (BMB) . 11394 D, 11395 B 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) . . 	 11395 B 

Nächste Sitzung 	  11435 C 
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Antwort des PStSekr Brück (BMZ) auf die 
Fragen A 4 und 5 — Drucksache 7/3447 vom 
4. 4. 75 — des Abg. Dr. Holtz (SPD) : 

Arbeitstagung des UN-Zentrums für wirt-
schaftliche und soziale Information in Bad 
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zung, Ersetzung und Ablösung bilateraler 
Kooperationsverträge durch gemeinschaft

-

liche Handels- bzw. Kooperationsverträge 11440* A 
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nal steigenden Belastungen; Pressemel-
dung über die Höhe von Minderein-
nahmen auf Grund der Freistellung der 
Beamten von der Arbeitslosenversiche-
rung und von vermeidbaren Mehraus-
gaben im Bereich der Umschulungshilfen 
und der Arbeitslosenunterstützung . . 11440* D 
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die Fragen A 51 und 52 — Drucksache 
7/3447 vom 4. 4. 75 — des Abg. Peiter 
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7/ 3447 vom 4. 4. 75 — des Abg. Kiechle 
(CDU/CSU) : 

Fehlen des Hinweises im Haushaltskalen-
der, daß bei Beanstandungen die Ord-
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CSU) : 

Meldungen über die Projektierung eines 
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auf die Frage A 89 — Drucksache 7/3447 
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dernisierungsprogramm 1975 und der Ent-
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75 — des Abg. Schedl (CDU/CSU) : 
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die Frage A 95 — Drucksache 7/3447 vom 
4. 4. 75 — des Abg. Dr. Schwörer (CDU/ 
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Frage A 99 — Drucksache 7/3447 vom 4. 4. 
75 — des Abg. Gierenstein (CDU/CSU) : 
Pressemeldung über die Einstellung der 
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Verteilung von Informationsmaterial an 
den Ständen des Presse- und Informa-
tionsamtes der Bundesregierung auf der 
deutschen Ausstellung in Moskau . . . 11445* D 
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Antwort des StSekr Bölling (BPA) auf die 
Frage A 100 — Drucksache 7/3447 vom 4. 4. 
75 — des Abg. Höcherl (CDU/CSU) : 

Äußerung des Sprechers der Bundesregie-
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die Fragen A 101 und 102 — Drucksache 
7/3447 vom 4. 4. 75 — des Abg. Dr. Narjes 
(CDU/CSU) : 

Pressemeldung über ein Ermittlungsver-
fahren der schweizerischen Strafverfol-
gungsbehörden gegen ein Mitglied und 
drei Beamte der EG-Kommission im Zu-
sammenhang mit einem Kartellermitt-
lungsverfahren der EG-Kommission ge-
gen Hoffmann-La Roche; Vermeidung der-
artiger Belastungen des Assoziationsver-
hältnisses der EG mit der Schweiz . . . 11446* B 

Anlage 26 

Antwort des StMin Moersch (AA) auf die 
Frage A 109 — Drucksache 7/3447 vom 4. 4. 
75 — des Abg. Dr. Fuchs (CDU/CSU): 

Pressemeldung über das Konzert des 
Symphonie-Orchesters des Polnischen 
Rundfunks und Fernsehens Kattowitz im 
Großen Sendesaal des Senders Freies 
Berlin im Anschluß an Gastspiele in der 
„DDR"   11446* C 
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Antwort des StMin Moersch (AA) auf die 
Frage A 112 — Drucksache 7/3447 vom 4. 4. 
75 — des Abg. Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : 

Auswirkungen der Vorgänge in Portugal 
auf den Zusammenhalt des Nordatlan-
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Antwort des StMin Moersch (AA) auf die 
Fragen A 116 und 117 — Drucksache 7/3447 
vom 4. 4. 75 — des Abg. Dr. Zimmermann 
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Fragen B 1 und 2 — Drucksache 7/3447 
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Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/ 
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vom 4. 4. 75 	des Abg. Schröder (Lüne

-

burg) (CDU/CSU) : 

Meldung der „Lüneburger Landeszeitung" 
über Vorgänge bei der Minenräumung 
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biete unter Berücksichtigung des Um-
weltschutzes   11449* C 

Anlage 36 

Antwort des PStSekr Dr. Schmude (BMI) 
auf die Frage B 10 	Drucksache 7/3447 
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-
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beitnehmern zur Stellung von Konkurs-
anträgen gegen ihre Arbeitgeber; da-
durch bedingter Verlust von Arbeits-
plätzen . . . . . . . . . . . . 11454` C 
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Einkommen; Stellungnahme zu Brüsseler 
Änderungsvorschlägen für die Bewer-
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die Frage B 26 — Drucksache 7/3447 vom 
4. 4. 75 — des Abg. Eigen (CDU/CSU) : 

Maßnahmen zur Sicherstellung einer 
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die Frage B 36 — Drucksache 7/3447 vom 
4. 4. 75 — des Abg. Spranger (CDU/CSU) : 

Gleichstellung krankenversicherungs

-
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162. Sitzung 

Bonn, den 10. April 1975 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, für den aus der Bera-
tenden Versammlung des Europarates ausscheiden-
den Abgeordneten Offergeld schlägt die Fraktion 
der SPD den Abgeordneten Wende als stellvertre-
tendes Mitglied der Beratenden Versammlung des 
Europarates und der Westeuropäischen Union vor. 
— Das Haus ist mit diesem Vorschlag einverstan-
den. Damit ist der Herr Abgeordnete Wende als 
stellvertretendes Mitglied der Beratenden Ver-
sammlung des Europarates und der Westeuro-
päischen Union gewählt. 

Für den aus der Beratenden Versammlung des 
Europarates ausscheidenden Abgeordneten Dr. Bar-
zel schlägt die Fraktion der CDU/CSU den Abge-
ordneten Dr. Schäuble als stellvertretendes Mitglied 
der Beratenden Versammlung des Europarates und 
der Westeuropäischen Union vor. — Das Haus ist 
auch mit diesem Vorschlag einverstanden; dann ist 
so beschlossen. Der Abgeordnete Dr. Schäuble ist 
damit in die Beratende Versammlung des Europa-
rates und der Westeuropäischen Union gewählt. 

Es liegt Ihnen eine Liste von Vorlagen vor, die 
keiner Beschlußfassung bedürfen und die gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen 
Ausschüssen überwiesen werden: 

Betr.: Tagung der Versammlung der Westeuropäischen 
Union vom 3. bis 6. Dezember 1974 in Paris 

— Drucksache 7/3338 — 

zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend), Verteidigungs-
ausschuß, Ausschuß für Forschung und Technologie 

Betr.: Entschließung des Europäischen Parlaments über die 
Annahme des Entwurfs eines Vertrags zur Einfüh-
rung allgemeiner Wahlen der Mitglieder des Euro-
päischen Parlaments 

— Drucksache 7/3366 — 

zuständig: Innenausschuß (federführend), Auswärtiger Ausschuß, 
Rechtsausschuß, Haushaltsausschuß 

Betr.: Übereinkommen Nr. 137 und Empfehlung Nr. 145 der 
Internationalen Arbeitsorganisation über die sozialen 
Auswirkungen neuer Umschlagmethoden in Häfen 

— Drucksache 7/3445 — 

zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federfüh-
rend), Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde-
wesen 

— Auch dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 

Folgende amtliche Mitteilung wird ohne Verle-
sung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 7. April 1975 die Kleine An- 

frage der Abgeordneten Dr. Narjes, Dr. Müller-Hermann, Russe, 
Dr. Luda, Dr. Unland, Dr. Warnke und der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. multilaterale Handelsverhandlungen — Drucksache 
7/3404 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 7/3453 
verteilt. 

Ich rufe nunmehr Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundeswahlge-
setzes 
— Drucksache 7/2873 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 7/3475 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Riedl 
(München) 

b) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3371 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Berger 
Abgeordneter Wittmann 
(Straubing) 

(Erste Beratung 136. Sitzung) 

Wünschen die Herren Berichterstatter das Wort?  — 
Die  Berichterstatter wünschen nicht das Wort. Dann 
eröffne ich die Aussprache. 

Herr Abgeordneter Dr. Miltner, bitte, Sie haben 
das Wort in der allgemeinen Aussprache, und Sie 
begründen gleich den Antrag? — Danke schön! 

Dr. Miltner (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Das Wahlrecht ist der 
Prüfstein der Demokratie. Seine Ausgestaltung ent-
scheidet darüber, ob die Stimmabgabe des Bürgers 
letztlich zu der politischen demokratischen Herr-
schaft führt. Die Geschichte ist reich an Beispielen, 
wie durch Manipulation des Wahlrechts die Demo-
kratie pervertiert werden kann. Darum ist es eine 
der vornehmsten Aufgaben des Parlaments, das 
Wahlrecht so auszugestalten, daß der Wille des 
Volkes am besten zum Ausdruck kommt. Daß diese 
Aufgabe nur erfüllt werden kann, wenn alle Demo-
kraten an der Erhaltung einer lebendigen Demo-
kratie interessiert sind, liegt auf der Hand. In die-
sem gemeinsamen Willen muß sich die Demokratie 
bewähren, und aus diesem Grunde werden auch die 
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Beratungen zum Bundeswahlrecht daran gemessen, 
ob die notwendigen Übereinstimmungen bestehen, 
die dazu gehören, um auch die notwendigen Ände-
rungen des Bundeswahlrechts zuzulassen. Unter 
diesem entscheidenden Gesichtspunkt sind die Be-
ratungen zum Bundeswahlrecht zu prüfen und einige 
sehr kritische Feststellungen zu treffen. 

Die vom Herrn Bundespräsidenten ernannte un-
abhängige Wahlkreiskommission hat gemäß § 3 des 
Bundeswahlgesetzes wohlbegründete Vorschläge 
zur Änderung der Anzahl der Wahlkreise in den 
einzelnen Bundesländern auf Grund der Bevölke-
rungsentwicklung gemacht. Hierzu heißt es in dem 
Bericht der Wahlkreiskommission — ich zitiere mit 
Genehmigung der Frau Präsidentin —: 

Die für die Länder Hamburg und Nordrhein-
Westfalen vorgeschlagene Abgabe von Wahl-
kreisen entspricht den vom Bundesverfassungs-
gericht entwickelten Grundsätzen. Gegenwärtig 
steht fest, daß die Entwicklung der deutschen 
Bevölkerung in Hamburg und Nordrhein-West-
falen relativ stark hinter der Entwicklung der 
deutschen Bevölkerung im gesamten Wahlge-
biet zurückgeblieben ist. Eine Umkehr des 
Trends ist nach Auffassung der Kommission 
nicht zu erkennen. 

Aus dem Bericht der Wahlkreiskommission ist auch 
zu entnehmen, daß gerade die Änderung der Zahl 
der Wahlkreise nach eingehender Erörterung an 
Hand der bedeutsamen Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichtes — im 16. Band — und auch 
unter Abwägung der Gesichtspunkte, die von den 
Landesregierungen Hamburg und Nordrhein-West-
falen vorgebracht worden sind, beschlossen wurde. 

Obwohl also die Kommission die Notwendigkeit 
der Verschiebung der Wahlkreise ausdrücklich fest-
gestellt hat, hat die Koalition dazu ein glattes Nein 
gesagt. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Sie hat aber nur fadenscheinige Argumente gegen 
die Feststellung der Kommission vorbringen kön-
nen. Im wesentlichen sind es zwei Argumente, näm-
lich: erstens bleibe die Veränderung der Bevölke-
rungsentwicklung noch gerade unterhalb der 
Schwelle, wo verfassungsrechtlich eine Änderung 
der Wahlkreise absolut zwingend werde; und zwei-
tens solle die Neugliederung des Bundesgebietes 
abgewartet werden, dann könne für 1980 angeblich 
alles geregelt werden. 

Man muß sich bei dieser Haltung fragen, welchen 
Wert ein Bericht der Wahlkreiskommission über-
haupt noch hat, wenn die Vorschläge einfach igno-
riert werden. Wer sich so unbekümmert über die 
Vorschläge hinwegsetzt, hat den Boden einer sach-
lichen Auseinandersetzung in dieser entscheidenden 
Frage verlassen. 

In Wirklichkeit drückt sich hier die sozialliberale 
Koalition aus Furcht vor innerparteilichen Personal-
streitigkeiten vor einer notwendigen Anpassung. Be-
sonders das zweite Argument — man solle die Neu-
gliederung des Bundesgebietes abwarten; dann 
müsse ohnehin eine neue Wahlkreiseinteilung im 

großen Stil vorgenommen werden — ist angesichts 
der Diskussion um Art. 29 des Grundgesetzes an 
den Haaren herbeigezogen. Wir alle wissen, daß 
eine Einigung auf irgendein konkretes Neugliede-
rungskonzept noch in den Sternen steht; und zwar 
gehen die Gegensätze bekanntlich quer durch alle 
parteipolitischen Fronten. 

Der Bundesinnenminister zieht die Änderung des 
Art. 29 des Grundgesetzes in eine Kannvorschrift in 
Erwägung, womit die Neugliederung erst recht auf 
unbestimmte Zeit verschoben würde. Damit wird die 
Berufung auf die kommende Neugliederung über-
deutlich als bloßer Vorwand sichtbar. Selbst wenn 
sich heute schon eine Einigung in der Neugliede-
rungsfrage abzeichnete — was, wie gesagt, beileibe 
nicht der Fall ist —, könnte sie nicht bis 1978 abge-
schlossen werden, um etwa schon für die Bundes-
tagswahl 1980 wirksam werden zu können. 

Die Hilflosigkeit bei dieser Argumentation wird 
deutlich, wenn man sich an die Worte des Kollegen 
Wittmann in der ersten Lesung erinnert, der sagte: 
Sie werden sich wundern, wie die Dinge im näch-
sten Jahr laufen. — Wir sind gespannt, wie die 
Dinge 1975 stehen. Ich fürchte, wir müssen uns nur 
wundern, wie die Dinge überhaupt nicht laufen. Es 
kann nur festgestellt werden, daß die Koalition aus 
durchsichtigen egoistischen parteipolitischen Grün-
den nicht bereit war und ist, die Vorschläge der un-
abhängigen Wahlkreiskommission, die von der 
CDU/CSU übernommen worden sind, zu akzeptieren. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Erzählen Sie 
doch keine Sachen!) 

Bei der Wahlkreiseinteilung innerhalb der Länder 
hat sich der Innenausschuß bisher einmütig davon 
leiten lassen, daß Veränderungen in der Wahlkreis-
einteilung in einem Bundesland vorgenommen wer-
den, wenn sich die dortigen demokratischen Par-
teien auf einen entsprechenden Vorschlag geeinigt 
haben. Das hat bisher auf der Basis einer fairen Zu-
sammenarbeit immer funktioniert. 

Die Wahlkreiskommission hat auch diesmal ihre 
Vorschläge unterbreitet. Die SPD im Lande Baden-
Württemberg z. B. hat sich aber einer vernünftigen 
Anpassung der Wahlkreise an die neuen Gebiets-
strukturen ohne ersichtlichen Grund widersetzt, ge-
nauer gesagt: ohne ersichtlichen triftigen Grund; 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Obstruktion 
nennt man so etwas!) 

denn auch hier ist es ein offenes Geheimnis, daß die 
SDP im Lande wegen interner Personalquerelen, mit 
denen sie nicht fertig wird, die Anpassung schlicht-
weg blockiert. Das Land Baden-Württemberg hat ja 
eine durchgreifende Gebietsreform vorgenommen, 
so daß eine Anpassung der Wahlkreise notwendig 
wurde. Es ist nun ein starkes Stück, daß mit den 
Stimmen der SPD ein neues Landtagswahlrecht in 
zweiter Lesung verabschiedet wurde, daß aber jeg-
liche Änderung der Bundestagswahlkreise in diesem 
Lande verhindert wird. Es wäre im Grundsatz mög-
lich gewesen, je zwei Landtagswahlkreise zu einem 
Bundestagswahlkreis zusammenzufassen. Eine Ver-
ständigung mit der SPD war aber im Lande nicht 
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I möglich, und so müssen wir jetzt mit dem grotesken 
Fall leben, daß der Wahlkreis unseres Kollegen Dr. 
Prassler Gebietsteile in sieben Landkreisen und vier 
Regierungsbezirken hat. 

(Stücklen [CDU/CSU] : Das ist ein Witz! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU: Bürger- 

nähe nennt man das!) 

Mit Recht hat mein Kollege Biechele im Innenaus-
schuß die sich aus dem Verhalten der SPD ergeben-
den Konsequenzen für Baden-Württemberg als 
abenteuerlich bezeichnet. 

Durch die Weigerung der SPD in Baden-Württem-
berg konnte der Innenausschuß seine selbstgewähl-
ten Grundsätze bei der Wahlkreiseinteilung nicht 
zum Maßstab seines Handelns machen. Es entstand 
sogar die Frage, ob der bewährte langjährige Grund-
satz des Innenausschusses, nur solche Änderungen 
der Wahlkreise zu beschließen, über die zwischen 
den in den Landtagen vertretenen Parteien Einver-
nehmen besteht, in Zukunft überhaupt noch beibe-
halten werden kann. Durch die engstirnige und un-
verständliche Haltung der SPD in Baden-Württem-
berg wird hier der parlamentarischen Demokratie 
Schaden zugefügt. Diese Weigerung ist unverant-
wortlich und für den Bürger auch nicht zumutbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Das Einvernehmen muß 
von beiden Seiten geschaffen werden!) 

Dieser Fall zwingt uns tatsächlich, die grundsätz-
liche Verfahrensweise des Ausschusses zu über-
denken, falls sich die Parteien in den Landtagen 
nicht einigen können. Denn die letzte Verantwor-
tung trägt auch hier der Deutsche Bundestag. 

Meine Damen und Herren, auch unseren Vor-
schlag das Wahlrecht der Deutschen im Ausland zu 
regeln, hat hier im Bundestag die Koalition aus 
fadenscheinigen Gründen abgelehnt. Ich möchte die-
sen unseren Antrag — also den Antrag, der das 
Wahlrecht der Deutschen im Ausland betrifft — 
heute noch einmal begründen. Nach ihm sollen das 
Wahlrecht alle Bediensteten des öffentlichen Dien-
stes, die im Ausland leben, erhalten. Ebenso sollen 
unbefristet alle Deutschen, die in EG-Staaten leben, 
das Wahlrecht haben, und schließlich sollen die 
Deutschen, die in Staaten außerhalb der EWG leben, 
das Wahlrecht noch fünf Jahre nach ihrem Wegzug 
aus dem Bundesgebiet behalten. Diese von uns ver-
tretene Regelung geht auf Vorschläge zurück, die 
das Bundesinnenministerium im Auftrage der Bun-
desregierung und auch des Bundestages gemacht 
hat. 

Am 9. Juni 1972 hat der Bundestag in einer Ent-
schließung die Bundesregierung aufgefordert, eine 
befriedigende Lösung dieser Frage zu unterbreiten. 
Die Bundesregierung hat dann hierzu folgendes er-
klärt — ich zitiere mit Genehmigung der Frau Prä

-

sidentin —: 

Die Bundesregierung hält ebenso wie der Deut-
sche Bundestag die gegenwärtige Regelung des 
Wahlrechts der im Ausland lebenden Deutschen 
zum Deutschen Bundestag für unbefriedigend. 

Wir sind in der Stelung dieses Antrages auch durch 
einen Beschluß des 24. Ordentlichen Bundespartei-
tages der FDP vom 12. bis 14. November 1973 in 
Wiesbaden bestärkt worden. Dort hat auf Antrag 
des Bundesvorstandes der FDP der Bundesparteitag 
folgendes beschlossen: 

Der Bundesparteitag fordert für alle Deutschen, 
die in den europäischen Gebieten der Staaten 
der Europäischen Gemeinschaften wohnen, das 
aktive Wahlrecht zum Deutschen Bundestag. Er 
bittet den Bundesinnenminister, eine entspre-
chende Initiative zu ergreifen, und um deren 
Unterstützung durch die Bundestagsfraktion. 

Die Begründung hierzu lautet: 

Die immer enger werdende politische, recht-
liche, wirtschaftliche und soziale Verflechtung 
der Staaten der Europäischen Gemeinschaften 
mit dem Ziel, vor Ablauf dieses Jahrzehnts die 
Gesamtheit der Beziehungen in eine Europä-
ische Union umzuwandeln (Pariser Gipfelkonfe-
renz), verbietet es, zwischen Deutschen mit 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
und Deutschen mit Wohnsitz in den genannten 
Gebieten zu unterscheiden. 

Wir sind der Meinung, daß wir guten Grund haben, 
von der Regierungskoalition die Zustimmung zu die-
sem Antrag zu erbitten, und wir möchten Sie daher 
bitten, unserem Antrag hier zuzustimmen. 

Aus der Vorgeschichte zum Wahlrecht der Deut-
schen durfte man also und darf man noch erwarten, 
daß die Bundesregierung und die Koalition eine Re-
gelung für das Bundestagswahlrecht 1976 anstreben. 
Der Bundesinnenminister hat, wie schon gesagt, 
seine Vorschläge im Juni 1973 unterbreitet, und wir 
haben in diesem Hause schon am 22. Mai 1974 dar-
über diskutiert. Der Sinneswandel — ich kann nur 
sagen: es ist ein Vorwand, man solle auf ein euro-
päisches Bürgerrecht warten — kann leider von mir 
nicht anerkannt werden. Es ist — auch hier — ein 
starkes Stück, wie leichtfertig man eigene frühere 
Positionen über Bord wirft und plötzlich die Ent-
wicklung in Europa zu einem Bürgerrecht abwarten 
will. Jedermann hier im Hause weiß, daß schon 
das Wahlrecht zum Europäischen Parlament, für das 
unser CDU/CSU-Gesetzentwurf seit längerer Zeit 
vorliegt, leider sehr schleppend weiterkommt. Erst 
recht ist die Verwirklichung eines Wahlrechts aller 
in einer Europäischen Union vereinigten Bürger zum 
nationalen Parlament ihres jeweiligen Wohnsitzlan-
des beim gegenwärtigen Stand der europäischen Ent-
wicklung überhaupt nicht abzusehen. Sagen Sie mir 
doch einmal, wann Sie z. B. mit der Zustimmung 
Englands oder Frankreichs zu einem Wahlrecht der 
dort lebenden Deutschen und anderer Europäer zum 
englischen oder französischen Parlament rechnen! 
Bis dieses Ziel — unser gemeinsames Ziel — erreicht 
ist, kann aber den deutschen Staatsbürgern, die im 
Ausland wohnen, nach unserer Auffassung das 
Wahlrecht zum deutschen Parlament nicht vorent-
halten werden. Wir stellen zunächst mit großem Be-
dauern fest, daß bisher die Koalition entgegen ihren 
früheren Zielvorstellungen die berechtigte Forde- 
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rung auf Anerkennung eines Wahlrechts der Deut-
schen im Ausland ablehnt. 

Die drei vorgenannten Punkte — also Verschie-
bung der Wahlkreise im Bundesgebiet, Wahlrecht 
der Deutschen im Ausland, Wahlkreiseinteilung — 
machen es der CDU/CSU-Bundestagsfraktion schwer, 
die unvollständigen Änderungen des Bundeswahl-
rechts mit zu beschließen. 

Aber demgegenüber kann ich es als positiv wer-
ten, daß unser Antrag zur Sicherstellung korrekter 
Wahlergebnisse dank der sachlichen Mitarbeit der 
Koalitionsfraktionen im Innenausschuß weitgehend 
Erfolg hatte. Die CDU/CSU-Fraktion hatte am 
31. Juli 1974 mit ihrem Antrag auf die auffällige 
Häufung von Zähl- und Auswertungsfehlern bei den 
Landtags- und Kommunalwahlen in Niedersachsen 
reagiert. In der Erkenntnis, daß das elementare 
demokratische Bürgerrecht auf Wahl mit der abso-
lut korrekten Ermittlung des Wahlergebnisses steht 
und fällt, haben wir unseren Antrag insbesondere 
auf fünf Punkte abgestellt. Sicherheit muß bei der 
Ermittlung der Wahlergebnisse vor Schnelligkeit 
gehen. Kontrollen und Gegenkontrollen beim Wahl-
vorgang müssen verschärft werden. Vor der Fest-
stellung des amtlichen Endergebnisses soll zumindest 
auf Antrag eine zweite Stimmenauszählung stattfin-
den. Die Gefahr doppelter Stimmabgabe bei mehr-
fachem Wohnsitz muß ausgeschlossen werden. 
Schließlich: der Einsatz von Computern und Wahl-
maschinen muß gründlich überprüft werden. 

Die Notwendigkeit unseres damaligen Antrages 
wurde durch einen eingehenden Bericht der Bundes-
regierung zu diesen Fragen bestätigt. Die Beratung 
führte zu einigen Änderungen des Bundeswahl-
rechts, insbesondere was den Wohnsitz betrifft. 

Der Entschließungsantrag, über den wir heute 
befinden, enthält darüber hinaus die Aufforderung 
an die Bundesregierung, mehrere Änderungen der 
Bundeswahlordnung vorzunehmen, die sich alle auf 
die Sicherheit korrekter Wahlergebnisse beziehen. 
Wir begrüßen ferner auch die Anregung an den 
Bundesinnenminister, daß er auf eine intensive 
Unterrichtung der Wahlvorstände über ihre Rechte 
und Pflichten hinwirkt. 

Wir stellen daher fest, daß auf der Grundlage 
unseres Antrags, der durch eine gründliche Formu-
lierungshilfe des Bundesinnenministeriums unter-
stützt wurde, im Innenausschuß ein einmütiges Er-
gebnis erreicht werden konnte. Unsere Kritik aber 
an den vorher genannten drei Punkten — Änderung 
der Anzahl der Wahlkreise in den einzelnen Bundes-
ländern, der Wahlkreiseinteilung und schließlich 
des Wahlrechts der im Ausland lebenden Deut-
schen — bleibt nach wie vor bestehen. 

Wir stimmen den Änderungen des Bundeswahl-
gesetzes, zu denen sich auch die Koalition durchge-
rungen hat, und auch dem Entschließungsantrag zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wittmann. 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die so-
zialdemokratische Bundestagsfraktion begrüßt die 
fristgerechte Vorlage des Gesetzentwurfes und die 
dadurch gegebene Möglichkeit der frühzeitigen Ver-
abschiedung der Änderung des Bundeswahlgesetzes. 
Damit können alle Stellen die Bundestagswahl 1976 
sorgfältig vorbereiten. Die Neufassung des § 22 
Abs. 2, wonach der Beginn der Einjahresfrist für die 
Bestellung der Vertreterversammlung nicht an den 
Wahltag gebunden, sondern an den Beginn des 
letzten Vierteljahres der Wahlperiode vorverlegt 
wird, erlaubt den Parteien eine frühzeitige Delegier-
tenwahl bzw. Kandidatenaufstellung. Im konkreten 
bedeutet das, daß die Vertreter für die Vertreterver-
sammlung und die Bewerber, d. h. die Kandidaten, 
bereits ab 14. September 1975 gewählt werden dür-
fen. Die 7. Wahlperiode endet nämlich am 13. De-
zember 1976. 

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden 
Gesetzentwurf werden ferner zahlreiche Vorschrif-
ten des Bundeswahlgesetzes, die in der Praxis bei 
der Anwendung des Gesetzes zu Schwierigkeiten 
führten, durch Neuformulierungen ersetzt bzw. er-
gänzt. 

Bei der Wahlkreisneueinteilung wurde sicherge-
stellt, daß in keinem Wahlkreis die vom Bundesver-
fassungsgericht angestrebte Toleranzgrenze von 
33 1 /3% überschritten wird. 

Bei dieser Gelegenheit muß ich nochmals an die 
Aussprache zu dem Bericht der Wahlkreiskommis-
sion für die 7. Wahlperiode des Deutschen Bundes-
tages vom 22. Mai 1974 erinnern — Kollege Dr. Milt-
ner ging ja auf diese Diskussion ein —, bei der wir 
erstens beschlossen haben, von einer Umverteilung 
der Wahlkreise auf die einzelnen Länder abzuse-
hen. Ich rufe nochmals die Gründe dafür in Erinne-
rung. Die Umverteilung ist erst für die Bundestags-
wahl 1980 vorzunehmen. Wir trafen diese Entschei-
dung, weil wir der Meinung waren, daß bis dorthin 
die Gebiets- und Verwaltungsreform in allen Län-
dern weitgehend abgeschlossen sein wird und weil 
auch zur Frage der Neugliederung des Bundesgebie-
tes bis 1978, so meinen wir, der Meinungsbildungs-
prozeß abgeschlossen sein wird. Das heißt, ob dazu 
noch in irgendeiner Richtung eine Entscheidung fällt, 
wird sich auf jeden Fall bis dahin ergeben. Wir sind 
überzeugt, daß dann im ganzen Bundesgebiet eine 
Wahlkreiseinteilung vorgenommen werden kann, 
die für mehrere Wahlperioden Bestand hat, und 
zwar auch im Interesse der gewachsenen Beziehun-
gen zwischen den Bürgern und den Abgeordneten. 

Um Zeit für eine gute Arbeit zu bekommen, 
braucht die Wahlkreiskommission ihren Bericht 
künftig erst nach eineinhalb Jahren zu erstatten. 

Wir haben damals zweitens beschlossen, bei der 
Veränderung der Wahlkreisgrenzen Maßnahmen 
der Gebiets- und Verwaltungsreform in den Ländern 
zu berücksichtigen, soweit sie bis zum 1. Juli 1974 
abgeschlossen waren. Die Abgrenzung der einzelnen 
Wahlkreis ist von den Landesregierungen mit den in 
den Volksvertretungen der Länder vertretenen Par-
teien einvernehmlich vorzunehmen. Kollege Dr. 
Miltner, Baden-Württemberg hat Klage darüber ge- 
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führt, daß dieses Einvernehmen nicht hergestellt 
werden konnte. Dann ist aber die Frage zu prüfen, 
ob die Landesregierung alles dafür getan hat. Ein-
vernehmen heißt nach unseren Vorstellungen, daß 
beide Seiten die Verpflichtung haben, eine Einigung 
zu suchen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Miltner [CDU/ 
CSU] : Warum hat man sich dann bei den 
Landtagswahlkreisen geeinigt? — Dr. Schä

-

fer [Tübingen] [SPD] : Beide Seiten!) 

Kollege Miltner, mir ist bekannt, daß die SPD 
den  Versuch unternommen hat, die Mängel bei eini-
gen kleinen Wahlkreisen, wo noch einzelne Orte in 
andere Wahlkreise hineinragen, dadurch zu beseiti-
gen, daß man dort eine Arrondierung vornehmen 
wollte. Aber die baden-württembergische Landes-
regierung wollte alles oder nichts haben. So geht es 
auch nicht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Eyrich [CDU/ 
CSU] : Das entspricht nicht den Tatsachen, 

Herr Kollege!) 

Der Innenausschuß hat ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, daß er bisher nur solche Änderungen der 
bestehenden Wahlkreisgrenzen gebilligt hat, für die 
ihm nachgewiesen werden konnte, daß dieses Ein-
vernehmen zwischen den Parteien erzielt worden 
sei. Leider konnte diesmal eine einvernehmliche 
Regelung nicht in allen Ländern erreicht werden. Ich 
habe dieses Problem bereits angesprochen. Ich darf 
dazu folgende Feststellung treffen: Die sozialdemo-
kratische Bundestagsfraktion ist nach wie vor der 
Meinung, daß nach diesem Grundsatz auch weiterhin 
verfahren werden sollte, um Wahlarithmetik und 
Wahlmanipulation von vornherein auszuschließen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Jäger (Wangen)? 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Bitte schön! 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege Witt-
mann, sind Sie nicht der Meinung, daß es einen Miß-
brauch dieses Einmütigkeitsprinzips bedeutet, wenn 
in einer derart krassen Weise, wie es in Baden-
Württemberg der Fall ist, die jetzt geltende Wahl-
kreiseinteilung von den Grenzen der Verwaltungs-
und Gemeindereform abweicht und dadurch aus-
nahmslos alle Parteien vor außergewöhnlich schwie-
rige Fragen gestellt werden? 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Herr Kollege Jä-
ger, ich habe bereits gesagt, daß Einvernehmen das 
Bemühen beider Seiten bedeutet. Ich gebe zu, daß 
wir die baden-württembergische Lösung nicht als 
befriedigend empfinden. Wir sind aber davon über-
zeugt, daß bei der nächsten Wahlkreiseinteilung 
eine für alle Teile befriedigende Lösung gefunden 
wird. Man darf auch nicht vergessen, daß Baden-
Württemberg möglicherweise einen oder zwei 
Wahlkreise dazubekommt, und dann wird sich dort 
eine saubere Wahlkreiseinteilung für 1980 finden 
lassen. 

Drittens haben wir damals beschlossen, das Wahl-
recht zum Deutschen Bundestag nicht auf nicht im 
Bundesgebiet wohnende Deutsche auszudehnen. 
Meine Damen und Herren, wir haben uns das sehr 
genau überlegt. Ich darf daran erinnern, daß die-
sem Beschluß eingehende Beratungen vorausgegan-
gen waren, ging es doch auch um die Erledigung 
der Entschließung des Deutschen Bundestages aus 
der 6. Wahlperiode vom 9. Juni 1972, Drucksache 
VI/3482. Das Bundesinnenministerium hatte zu die-
sem Fragenkomplex drei Modelle angeboten, und 
zwar ein Kombinationsmodell, das nun als Antrag 
der CDU/CSU wieder auf dem Tisch liegt, ein Fri-
stenmodell und ein Gruppenmodell. Dazu lag uns 
weiter ein Sondergutachten des Wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestages vor. Die drei 
Modelle berücksichtigten leider zu wenig die euro-
päische Entwicklung. Wir denken hier an die 
Direktwahl zum Europäischen Parlament, die ja ab 
1978 vorgesehen ist, oder an die vorgesehene Frei-
zügigkeit in der Ausübung des Wahlrechts beim 
weiteren Ausbau der Europäischen Gemeinschaft. 
Für die außerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
lebenden Deutschen ergab sich — auch in Ihrem 
Antrag kommt das wieder zum Ausdruck — sowie-
so nur ein einmaliges Wahlrecht, weil innerhalb 
von fünf Jahren nur einmal die Möglichkeit zur 
Wahl besteht. Das heißt, es gibt nur eine einmalige 
Wahlchance für einen Deutschen im Ausland außer-
halb der Europäischen Gemeinschaft. 

Hinzu kamen die besonderen Probleme der Wahl-
ausübung. Ich erinnere an die Diskussion im Innen-
ausschuß und daran, daß es uns Schwierigkeiten be-
reitet hätte, wenn z. B. ein Berliner im Ausland 
lebt und heute sein Wahlrecht ausüben wollte; 
denn er kann nur das Wahlrecht am Wohnsitz des 
Ortes ausüben, von dem er ins Ausland ging und 
als Berliner kann er eben in Berlin sein Wahl-
recht nicht ausüben. Ich wollte damit nur sagen: 
Es gab eine Vielzahl von Schwierigkeiten und Pro-
bleme. Hinzu kamen noch die völkerrechtlichen Be-
denken, die insbesondere der Wissenschaftliche 
Dienst darstellte. 

Aus all diesen Gründen konnten wir uns zum 
jetzigen Zeitpunkt nicht für eine Ausweitung des 
Wahlrechts entscheiden. Wir haben das im Mai 1974 
sehr deutlich gemacht. Ich habe deshalb wenig Ver-
ständnis dafür, daß die CDU/CSU-Fraktion nun 
nochmals versucht, ihre Vorstellungen durchzuset-
zen. Ich kann Ihnen jetzt schon sagen, daß wir 
Ihren Änderungsantrag ablehnen werden. Wir wer-
den dem Entschließungsantrag und dem Gesetzent-
wurf zustimmen. 

Zum Schluß möchte ich noch daran erinnern, daß 
nun auch die Begriffsbestimmungen von Wohnung 
und Hauptwohnsitz im Bundeswahlgesetz und in 
der Wahlordnung zweifelsfrei geregelt werden 
konnten. Die SPD-Fraktion geht davon aus, daß 
Wahlmanipulationen in dieser Richtung in Zukunft 
ausgeschlossen sind. 

Die SPD-Fraktion wird dem vorliegenden Gesetz-
entwurf zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Miltner hat recht, 
wenn er sagt, daß die Behandlung des Wahlrechts 
ein Prüfstein für die Frage ist, wie ernst man es 
mit der Demokratie und ihren Grundsätzen nimmt. 
Darum habe ich es bedauert, Herr Kollege Miltner, 
daß Sie hier doch sehr emotional geprägte Worte 
gewählt haben; denn Sie erwecken damit den Ein-
druck, als hätten wir im Innenausschuß versucht, 
von Mehrheiten Gebrauch zu machen, also Rege-
lungen gegen die Opposition mit Gewalt durchzu-
setzen. Genau das ist eigentlich nicht geschehen, 
sondern das Gegenteil davon. Die Schwierigkeiten, 
die Sie schildern insbesondere bei der Frage der 
Wahlkreiseinteilung —, beruhen doch darauf, daß 
wir uns im Innenausschuß einmütig darauf verstän-
digt haben, die Wahlkreise nicht mit Mehrheiten 
zurechtzuschneiden — jedenfalls so lange nicht, als 
wir nicht verfassungsrechtlich dazu gezwungen 
sind —, sondern uns, soweit das irgend möglich ist, 
an das zu halten, was von den in den Landtagen 
jeweils vertretenen drei Parteien übereinstimmend 
verabredet wird. 
Wir haben im Innenausschuß in vier Sitzungen 

in aller Sorgfalt den Bericht der Wahlkreiskommis-
sion behandelt. Aber die Tatsache, ,daß es eine 
Wahlkreiskommission gibt, bedeutet ja nicht, daß 
diese an die Stelle des Gesetzgebers tritt. Man muß 
das, was sie sagt, natürlich ernst nehmen und sorg

-

fältig behandeln. Dies ist geschehen. Die erste Ent-
scheidung, die wir getroffen haben und die vor eini-
ger Zeit hier begründet und dargestellt worden ist, 
war, daß wir im gegenwärtigen Zeitpunkt, also 
praktisch ein Jahr vor der nächsten Bundestagswahl, 
nicht anfangen sollten, Wahlkreise zwischen den 
Ländern zu verschieben, zu einem Zeitpunkt, zu 
dem man noch nicht sehen kann, in welchem Um-
fang sich die Wanderungsbewegung der Bevölke-
rung fortsetzen wird. Es war also zu prüfen, ob 
wir eine Lösung finden können, die über das Jahr 
1976, ja, über das Jahr 1980 hinaus reicht im Inter-
esse der Kontinuität der Wahlkreise, an der wir 
doch alle gemeinsam interessiert sein müssen. 
Wenn man diese Grundentscheidung trifft, die 

Zahl der Wahlkreise, die auf ,die einzelnen Bundes-
länder entfallen, nicht zu verändern, ist die Mög-
lichkeit, Grenzen zu finden, die sowohl dem Zah-
lenverhältnis der Bevölkerung als auch Gemeinde-
und Gebietsgrenzen und Landtagswahlkreisgrenzen 
entsprechen, relativ eng geworden. 
Auf der Grundlage der Verabredung der Einmü-

tigkeit ist nicht nur in Baden-Württemberg ein 
mühsamer Einigungsprozeß versucht worden, son-
dern genauso in einer ganzen Reihe anderer Bun-
desländer, also in Nordrhein-Westfalen, in Hessen, 
in Niedersachsen und in Hamburg. Dabei war es in 
Hamburg Ihre Partei, die sich einer Veränderung 
widersetzt hat, obwohl eine solche in Hamburg ver-
fassungsrechtlich geboten war, weil dort die Tole-
ranzgrenze von 33 1/3 % Abweichung vom Durch-
schnitt der Wahlbevölkerung überschritten war. 
Dort hat sich Ihre Partei z. B. widersetzt. 

Ich habe es leicht, zu sagen, es wäre besser ge-
wesen, wenn man sich etwas großräumiger hätte 
verständigen können. Ich habe es deswegen leicht, 
weil uns das Problem nicht so trifft. Nur müssen 
Sie dann hier im Plenum natürlich auch vortragen, 
daß dies ein Problem ist, das nicht nur in der So-
zialdemokratischen Partei Schwierigkeiten macht, 
sondern in Ihrer Partei genauso Schwierigkeiten ge-
macht und selbst dort zur Verweigerung von Ver-
änderungen geführt hat, wo sie verfassungsrecht-
lich geboten gewesen wären. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Das stimmt nicht!) 

— Hamburg, Herr Kollege! 

Der zweite Punkt, den Sie hier in besonderer 
Weise vorgetragen haben, ist die Frage des Wahl-
rechts für Deutsche im Ausland. Sie haben mit Recht 
an einen Parteitagsbeschluß erinnert, den wir in 
Wiesbaden gefaßt haben und den ich selber unter-
stützt habe. Wir sind seit vielen Jahren Anhänger 
einer Regelung, die den Deutschen im Ausland das 
Wahlrecht gibt. Wir haben das immer wieder ge-
fordert. Aber nun sehen wir uns dem Tatbestand 
gegenüber, daß zahlreiche Kollegen dieses Hauses 
nicht wegen der unmittelbaren Wahl zum Euro-
päischen Parlament — das ist ein ganz anderes 
Problem —, sondern deswegen 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Das müssen Sie 
Herrn Wittmann sagen; der hat das ver

-

glichen!) 

— natürlich, ich sage das ja auch — in dieser Frage 
zurückhaltend sind, weil sie fürchten, daß die Ein-
führung eines europäischen Wahlrechts behindert 
würde, die Einführung der Regelung, daß EG-Ange-
hörige überall dort, wo sie sich in Europa befinden, 
ein eigenes Wahlrecht haben. Ich bin kein Anhän-
ger dieser Idee; ich glaube auch nicht, daß sie in ab-
sehbarer Zeit verwirklicht werden kann. Wenn aber 
zahlreiche Kollegen des Hauses der Meinung sind, 
daß das versucht werden muß, dann sollten doch 
alle, die ein eigenes lebhaftes Interesse an einem 
möglichst schnellen Zusammenwachsen Europas ha-
ben und die dieses Interesse immer wieder betonen 
und bei jeder Gelegenheit artikulieren, nun nicht 
fordern, hier und heute eine Regelung einzuführen, 
die ein solches europäisches Wahlrecht zweifellos 
verhindern würde. Das ist keine Frage. Das ist aber 
auch das einzige Argument und das einzige Motiv, 
das uns dazu bringt, diesen Ihren Antrag heute nicht 
zu akzeptieren, obwohl wir im Grundsatz Anhänger 
der Einführung des Wahlrechts für Deutsche im 
Ausland sind. Herr Kollege Wittmann hat eine 
Reihe von Problemen aufgeführt, die damit zusam-
menhängen; sie sind lösbar. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Miltner? 

Dr. Hirsch (FDP) : Ich bitte, diesen Gedanken 
noch zu Ende führen zu dürfen. 

Das Argument, das uns bewegt, ist, daß die Ein-
führung dieses Wahlrechts die Bemühungen um ein 
europäisches Wahlrecht in dem von mir dargestell- 
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ten Sinn erschweren könnte. Wir wollen den Kol-
legen, die diese Meinung vertreten, die diesen Ver-
such unternehmen wollen, die faire Gelegenheit ge-
ben, das nun auszuprobieren. — Bitte schön, Herr 
Kollege! 

Dr.  Miltner (CDU/CSU) : Herr Kollege Hirsch, 
sind Sie mit mir der Meinung, daß Sie sich dann 
widersprechen, wenn Sie noch an der Begründung 
Ihres Antrags auf dem Bundesparteitag festhalten? 
Dort heißt es: Die Wahrnehmung der Rechte der 
Europäischen Gemeinschaften, insbesondere des 
Niederlassungsrechts, darf nicht zu dem Verlust fun-
damentaler Rechte des Heimatstaates führen. 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Kollege, Sie zitieren die 
Begründung eines Parteitagsbeschlusses, die mit 
dem Gedanken, den ich hier vortrage, nun wirklich 
nichts zu tun hat. 

(Maucher [CDU/CSU] : Ist das so schwer zu 
verstehen?) 

Sie können doch in der Sache nicht bestreiten, daß 
die Annahme Ihres Antrags hier und heute den Ge-
danken erschweren würde, ein allgemeines euro-
päisches Wahlrecht in der Weise zu verwirklichen 
daß jeder EWG-Angehörige, wo auch immer er sich 
im Bereich der Gemeinschaft befindet, ein eigenes 
Wahlrecht hat. Ich möchte dazu nicht beitragen, so-
lange eine Chance besteht, das zu machen. 

(Dr. Miltner [CDU/CSU] : Das bestreite ich, 
und da befinde ich mich in Übereinstim

-

mung mit der FDP! Lesen Sie Ihre Begrün

-

dung nach!) 

— Sie bestreiten es, aber Sie befinden sich damit 
nicht in Übereinstimmung mit der FDP, weil ich für 
die FDP spreche und nicht Sie, Herr Kollege; das 
hat sich noch nicht geändert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Mau

-

cher [CDU/CSU] : Wie viele Meinungen gibt 
es in der FDP?) 

Weiter muß man zu diesem Gesetz darauf hin-
weisen, daß eine ganze Reihe wesentlicher Punkte, 
die hier im einzelnen vorgetragen worden sind, ver-
bessert werden. Es führt zu einer echten Verbesse-
rung unseres Wahlrechts im Sinne einer größeren 
Rechtssicherheit überhaupt. Es handelt sich um Be-
stimmungen über den Wahlvorstand, über die 
Listenverbindungen, über die Definition des Wohn-
sitzes, über die Parteibewerberaufstellung, über die 
Pflicht zur Einberufung der Landeswahlversamm-
lungen zu Beginn des letzten Vierteljahres einer 
Legislaturperiode und dergleichen mehr. 

Man darf sich trotz allem nicht darüber hinweg-
täuschen, daß eine Reihe wesentlicher Fragen in 
unserem Wahlrecht unberührt bleibt, wesentlicher 
Fragen, die nicht so sehr organisatorischer als viel-
mehr politischer Art sind. Ich denke dabei an die 
Beratungen, die in der Enquete-Kommission für Ver-
fassungsreform zur Reform des Wahlrechts im Sinne 
einer größeren Bürgerbeteiligung überhaupt geführt 
worden sind. Ich denke an die Frage, wieviel Par-
teimitglieder an der Aufstellung der Landesreserve

-

listen teilnehmen und damit schon im Vorfeld einer 
Wahl entscheiden, wer eine ganze Reihe parlamen-
tarischer Mandate wahrnimmt. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Maucher? 

Dr. Hirsch (FDP) : Aber natürlich. 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Kollege, wenn Sie 
das kritisieren, wären Sie dann bereit, die Reserve-
liste abzuschaffen und dem Wunsch der CDU zu ent-
sprechen, das Wahlrecht anders zu gestalten? 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Kollege, Sie haben mich 
offenbar mißverstanden; denn hier geht es nicht um 
die Wahlkreiseinteilung — das Thema hatte ich ab-
geschlossen —, sondern um Fragen der innerpartei-
lichen Demokratie. In der Enquete-Kommission für 
Verfassungsreform ist z. B. die Frage gestellt wor-
den: Müssen denn nicht die Parteimitglieder z. B. im 
Wege einer innerparteilichen Briefwahl die Mög-
lichkeit haben, sich an den Kandidatenaufstellungen 
zu beteiligen? 
Eine andere Frage, die zu entscheiden wäre, ist: 

wollen wir an der starren Liste festhalten? Muß man 
nicht zum System der losen Liste übergehen, um 
dem Wähler die Möglichkeit zu geben, das zu tun, 
was es im bayerischen Landtagswahlrecht gibt, das 
Kumulieren oder das Panaschieren, also die Reihe 
der Listenbewerber durch unmittelbare Wählerent-
scheidung zu verändern? 

(Stücklen [CDU/CSU] : Das gibt es nicht bei 
den Landtagswahlen! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU: Nur bei den Kommunal

-

wahlen!) 
— Ist nicht auch bei der bayerischen Landtagswahl 
die Möglichkeit des Kumulierens gegeben, Herr 
Kollege? 

(Zurufe vonder CDU/CSU: Nein!) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Hirsch (FDP) : Bitte schön. 

Stücklen (CDU/CSU) : Ich darf Herrn Kollegen 
Hirsch fragen, ab er zur Kenntnis nehmen möchte, 
daß das in Bayern nur nach dem Kommunalwahlge-
setz möglich ist und nicht nach dem Landtagswahl-
gesetz. 

Dr. Hirsch (FDP) : Herr Kollege, ich nehme im-
mer zur Kenntnis, was Sie sagen. Das ist unabhän-
gig davon, ob ich dem zustimme. Aber mir kommt 
es ja nur darauf an, zu sagen: Es gibt Wahlrechte — 
also  zumindest das bayerische Kommunalwahl-
recht —, in dem der Wähler in unmittelbarer Ent-
scheidung die Reihenfolge in einer Liste verändern 
kann. Das ist ein Gedanke, den man sorgfältig dar-
aufhin prüfen muß, ob es nicht richtig ist, ihn auch 
für Landes- und Bundestagswahlen einzuführen. 
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Wir werden also die Diskussion um eine moderne 
und sachgerechte Gestaltung unseres Wahlrechts 
nicht endgültig abschließen, sie auch nicht endgültig 
abschließen können, sondern sie in dem Sinne, wie 
sie von der Enquete-Kommission behandelt worden 
ist, in absehbarer Zeit — nehme ich an — fortsetzen 
müssen. Wir werden dem Gesetzentwurf in der vor-
liegenden Form zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Baum. 

Baum, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zum Schluß dieser Debatte 
einige kurze Bemerkungen machen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein Stück 
Rechts- und Gesetzespflege im eigentlichen Sinne 
des Wortes; denn das Bundeswahlgesetz hat sich be-
währt und ebenso wie seine Vorgänger aus den 
Jahren 1949 und 1953 wesentlich zur Festigung un-
serer parlamentarischen Demokratie beigetragen. Ich 
bin der Meinung, daß keine grundlegende struktu-
relle Änderung oder Reform notwendig ist. Soweit 
Klärungen einzelner Rechtsfragen angezeigt sind, die 
sich bei der Wahlpraxis ergeben haben, werden sie 
hier vorgenommen. Auch die seit den niedersäch-
sischen Landtags- und Kommunalwahlen im vergan-
genen Jahr verstärkte Diskussion um die Sicher-
stellung korrekter Wahlergebnisse hat nicht zur Not-
wendigeit einer grundlegenden Änderung des Wahl-
gesetzes geführt. 

Der demokratische Willensbildungsprozeß durch 
Wahlen hängt entscheidend von der absolut objek-
tiven und korrekten Ermittlung des Wahlergebnisses 
ab. Jeder Fehler bei der Stimmzählung, mag er auch 
am Wahlergebnis nichts ändern, ist geeignet, das 
Vertrauen des Bürgers zu erschüttern. Deshalb muß 
das Vertrauen des Bürgers in das Funktionieren des 
repräsentativen Willensbildungsprozesses mit allen 
zu Gebote stehenden Mitteln erhalten und gestärkt 
werden. 
Menschen sind aber keine Automaten. Keine wie 

immer geartete rechtliche Regelung wird Fehllei-
stungen einzelner Wahlhelfer ausschließen können. 
Der nach jeder Bundestagswahl durchgeführte Erfah-
rungsaustausch zwischen Bundeswahlleiter und Lan-
deswahlleitern sowie die im Rahmen von Wahl-
prüfungsverfahren erhobenen Beanstandungen ha-
ben jedoch gezeigt, daß die für die Bundestagswah-
len geltenden Regelungen die Korrektheit der Wahl-
ergebnisse gewährleisten. Soweit Beobachtungen bei 
Landtags- und Kommunalwahlen aus der jüngeren 
Vergangenheit einzelne Verbesserungen am Wahl-
verfahren bei der Bundestagswahl angezeigt er-
scheinen lassen, werden diese erfolgen. Die Bundes-
regierung begrüßt deshalb den vom Innenausschuß 
vorgelegten Entschließungsantrag. Sie wird den in 
Betracht kommenden Punkten, soweit sie nicht schon 
im vorliegenden Gesetzentwurf Berücksichtigung 
gefunden haben, wie z. B. durch Präzisierung der 
Auslegungsregelung für die Bewertung der einzel-
nen Stimmen als gültig oder ungültig, bei der No

-

vellierung der Bundeswahlordnung und bei der Neu-
fassung der Wahlgeräteverordnung Rechnung tra-
gen. Beide Rechtsverordnungen werden noch recht-
zeitig vor der nächsten Bundestagswahl erlassen 
werden. 

Bei dieser Gelegenheit seien zwei für die Sicher-
stellung korrekter Wahlergebnisse wesentliche 
Punkte noch hervorgehoben. Einmal scheint es not-
wendig, die Mitglieder der Wahlvorstände inten-
siver zu schulen, und zweitens, überhaupt genügend 
Mitglieder zu finden, was in den Großstädten 
schwierig ist. Wir müssen einiges tun — wie ich 
meine, alle Parteien —, um zu gewährleisten, daß 
die Wahlvorstände besetzt werden und daß auch bei 
der Auszählung genügend Personen anwesend sind, 
diese demokratische Aufgabe also stärker im Be-
wußtsein der Bevölkerung lebt. 

Was die vom Gesetzentwurf unternommene Fort-
schreibung der Wahlkreiseinteilung angeht, so hat 
sich, wie meine Vorredner schon gesagt haben, 
grundsätzlich die von diesem Hause bestätigte Praxis 
des Innenausschusses bewährt, wonach jede Ände-
rung einer Wahlkreiseinteilung im Interesse der 
Objektivität und Parteineutralität nach Möglichkeit 
von allen parlamentarisch vertretenen Parteien ge-
tragen werden sollte. Die vorgeschlagene Wahl-
kreiseinteilung, die an der Verteilung der Wahl-
kreise auf die Länder keine Änderung vornimmt 
und etwa für Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen lediglich eine modifizierte Status-quo-
Lösung bringt, läßt dem Gesetzgeber — und darin 
stimme ich mit den Vorrednern überein — allerdings 
die Aufgabe zurück, vor der Wahl zum 9. Deutschen 
Bundestag eine vollständige Neueinteilung der Bun-
destagswahlkreise vorzunehmen. Im Hinblick auf 
diese Aufgabe und angesichts der Erfahrungen mit 
der jetzigen Wahlkreiseinteilung, bei der sich in 
Baden-Württemberg — wie schon gesagt wurde — 
ein Konsens der dortigen Parteien nicht erreichen 
ließ, werden wir gemeinsam überlegen müssen, wie 
auf Bundesebene ein gewisser Zwang auf die Län-
der ausgeübt werden kann. 

Herr Kollege Miltner, hier im Zusammenhang mit 
Baden-Württemberg einen einseitigen Vorwurf ge-
gen eine Partei zu erheben erscheint mir nach dem 
vorliegenden Sachverhalt nicht gerechtfertigt zu 
sein. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Mir erscheint es besonders bemerkenswert, daß die 
vorgelegten Vorschläge in den Ausschußberatungen 
ganz überwiegend die Zustimmung aller Parteien 
gefunden haben, daß also weitgehende Einmütigkeit 
erzielt worden ist. Sie, Herr Kollege Miltner, haben 
hier und heute allerdings leider wieder die Gelegen-
heit zu Angriffen gesucht und dabei schon eine ge-
wisse Absage hinsichtlich der Neugliederung des 
Bundesgebietes ausgesprochen. Ich bedauere das 
sehr. Es ist nämlich notwendig, daß auf diesem Ge-
biet weitgehende Einmütigkeit besteht. Das  Wahl-
recht ist materielles Verfassungsrecht und sollte 
immer von einem möglichst breiten Konsens aller 
demokratischen Parteien getragen sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Präsident Frau Renger: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die allgemeine 
Aussprache und rufe Art. 1 Nr. 1 bis 4 auf. Wer den 
aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 5 auf. Dazu liegt ein Änderungs-
antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sache 7/3466 vor. Der Antrag ist bereits begründet, 
so daß wir gleich zur Abstimmung kommen kön-
nen. Wer diesem Antrag der CDU/CSU zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 5 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich nunmehr um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Mit großer Mehrheit gegen einige Stimmen von der 
CDU/CSU angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 6 bis 30, Art. 2 bis 7, Einleitung 
und Überschrift auf. Wer den aufgerufenen Bestim-
mungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig in zweiter Beratung angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe die 

dritte Beratung 

auf. Wird hierzu noch das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! -- Enthaltun-
gen? — Gegen vier Gegenstimmen angenommen. 

(Abg. Stücklen [CDU/CSU] : Das waren die 
tapferen Schwaben! — Weitere Zurufe) 

Meine Damen und Herren, wir müssen noch über 
weitere Ausschußanträge abstimmen. Wer dem Ent-
schließungsantrag unter Nr. 2 der Drucksache 7/3371 
auf Seite 6 sowie dem Antrag unter Nr. 3, nämlich 
den Antrag Drucksache 7/2435 für erledigt zu erklä-
ren, und dem Antrag unter Nr. 4, die eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären, zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig so beschlos-
sen. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Kosten der Zwangsvollstreckung nach der 
Reichsabgabenordnung 
— Drucksache 7/2315 — 

Bericht und Antrag des Finanzausschusses 
(7. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3310 

Berichterstatter: Abgeordneter Eilers 
(Wilhelmshaven) 

(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Das 
ist nicht der Fall. In der Aussprache wird das Wort 
ebenfalls nicht gewünscht. Dann schließe ich die Aus-
sprache. 

Ich rufe Art. 1, 2 und 3 in der Fassung des Aus-
schusses, Einleitung und Überschrift auf. Wer den 
aufgerufenen Bestimmungen in der zweiten Lesung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig so beschlossen. 

Wir kommen dann zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im Ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig so beschlossen. Ich 
danke Ihnen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Saatgutverkehrs-
gesetzes 
— Drucksache 7/597 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
- Drucksache 7/3307 - 

 
Berichterstatter: Abgeordneter Löffler 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten (10. 
Ausschuß) 
— Drucksache 7/3305 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Ritgen 
Abgeordneter Sander 

(Erste Beratung 39. Sitzung) 

Wünscht der Berichterstatter das Wort? — Bitte, 
Herr Kollege Dr. Ritgen. 

Dr.  Ritgen (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich zum 
Schriftlichen Bericht über das vorliegende Saatgut-
verkehrsgesetz noch einige Ergänzungen mache. 

Das Saatgutrecht ist in zwei Gesetzen geregelt 
worden, und zwar 1. in dem Gesetz über den Schutz 
von Pflanzensorten, dem Sortenschutzgesetz, und 
2. in dem Gesetz über den Verkehr mit Saatgut, 
kurz: Saatgutverkehrsgesetz. Diese beiden Gesetze 
sind im Mai 1968 in Kraft getreten. Sie bedurften 
einer Änderung bzw. Ergänzungen auch im Hinblick 
auf die Richtlinien, die von seiten der EWG in be-
zug auf den Saatgutverkehr herausgegeben worden 
sind. Die Novelle zum Sortenschutzgesetz wurde be-
reits im November 1974 verabschiedet und ist am 
31. Dezember 1974 in Kraft getreten. 

Die Beratung der nunmehr vorliegenden Novelle 
zum Saatgutverkehrsgesetz konnte im Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im vergan- 
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genen Jahr nicht mehr abgeschlossen werden, so 
daß sie erst jetzt vorliegt und zum 1. Juli dieses Jah-
res in Kraft treten soll. 

Der Bericht des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zu der vorliegenden 
Gesetzesänderung behandelt die vom Ausschuß ent-
gegen der Regierungsvorlage beschlossenen Ände-
rungen. Von seiten der beteiligten Wirtschaftskreise 
und der Anerkennungsbehörden wurden ebenfalls 
eine Reihe von Änderungswünschen vorgebracht. 
Der Ausschuß hat sich eingehend damit befaßt und 
sachlich vertretbare Anregungen berücksichtigt. 

Ausgeklammert wurde der § 74 a bezüglich der 
Kosten. Der Ausschuß war der Auffassung, daß die 
Festsetzung der Kosten des Bundessortenamtes wie 
bisher durch ein Gesetz erfolgen sollte und nicht 
durch eine Rechtsverordnung. Auch bei dem Sorten-
schutzgesetz, das bereits verabschiedet wurde, ist 
eine gesetzliche Kostenregelung vorgesehen, so daß 
insoweit eine übereinstimmende Handhabung mög-
lich ist. 

Umstritten war auch noch § 75 bezüglich einer 
„Beschreibenden Sortenliste". Der Ausschuß hatte 
Bedenken, dem Bundessortenamt allein die Auswahl 
der zu beschreibenden Sorten zu überlassen. Ande-
rerseits wäre die Aufnahme sämtlicher Sorten in 
einen solchen Katalog viel zu umfangreich gewor-
den. Deshalb wird vom Ausschuß vorgeschlagen, 
daß alle Sorten, die in der Sortenliste eingetragen 
sind, d. h. alle deutschen Pflanzenzüchtungen, in 
diese beschreibende Sortenliste aufgenommen wer-
den. Es können aber auch Sorten aufgenommen wer-
den, die demnächst in einem gemeinsamen Sorten-
katalog der EWG erscheinen werden. Die Entschei-
dung über die Aufnahme in die beschreibende Sor-
tenliste liegt dann beim Bundessortenamt. 

In Art. 4 des Gesetzes ist eine formalrechtliche 
Änderung des § 21 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen vorgesehen. Da jedoch in 
diesem Gesetz die Rechte der Pflanzenzüchter ge-
genüber den Saatgutvermehrern nicht klar genug 
herausgestellt sind, wurden Überlegungen ange-
stellt, ob im Zuge der Gesetzesänderung eine bessere 
Formulierung gefunden werden könnte. In dieser 
Frage wurden verschiedene Gespräche mit dem 
Bundeswirtschaftsministerium und dem Bundeskar-
tellamt geführt. Das Ergebnis dieser Besprechungen 
war letztlich, daß es unzweckmäßig wäre, über ein 
anderes Gesetz, nämlich über dieses Saatgutver-
kehrsgesetz, eine grundsätzliche Neuformulierung 
des § 21 Abs. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen vorzunehmen, insbesondere auch 
deshalb, weil der § 21 im Zusammenhang mit dem 
§ 100 dieses Gesetzes steht, der sich in Abs. 6 auch 
mit den Pflanzenzuchtbetrieben befaßt. Es soll nun-
mehr versucht werden, durch einen rechtskräftigen 
Bescheid des Bundeskartellamtes zu einer Klärung 
dahin gehend zu kommen, in welcher Weise bzw. in 
welchem Umfang ein Pflanzenzüchter Preisbindun-
gen für das in seinem Auftrag erzeugte Saatgut vor-
nehmen kann. 

Nach Verabschiedung des vorliegenden Saatgut-
verkehrsgesetzes wird noch das Kostengesetz zu be- 

raten sein. Dann dürfte das Gebiet der Pflanzenzüch-
tung, der Saatgutvermehrung und des Saatgutver-
triebes in Anlehnung an die EWG-Richtlinien um-
fassend, aber auch befriedigend geregelt sein. 

Im Namen des Ausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, der Gesetzesvorlage zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. Das Wort in der Aussprache wird 
nicht gewünscht. 

Ich rufe dann Art. 1, 2, 4 bis 7, Einleitung und 
Überschrift, auf. Wer ,den aufgerufenen Bestimmun-
gen, der Einleitung und der Überschrift zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — In der zweiten 
Beratung einstimmig angenommen. 

Wir treten nunmehr in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Dann kommen wir zur Schlußabstimmung. Wer 
dem Gesetz im Ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Die Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Förderung von Wohnungseigen

-

tum  und Wohnbesitz im sozialen Wohnungs-
bau 
— Drucksache 7/577 — 

Bericht  und Antrag des Ausschusses für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(15. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3314 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Jahn (Münster) 
Abgeordneter Krockert 

(Erste Beratung 36. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Vermögens- und Eigentumsbil-
dung im sozialen Wohnungsbau 
— Drucksache 7/294 — 

Bericht  und Antrag des Ausschusses für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(15. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3314 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Jahn (Münster) 
Abgeordneter Krockert 
(Erste Beratung 36. Sitzung) 

c) Zweite Beratung des von den Abgeordneten 
Mick, Dr. Schneider, Sauer (Salzgitter), Nord-
lohne, Schmöle, Link, Dr. Prassler, Dr. Klein 
(Stolberg), Niegel und der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
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zur Änderung des Zweiten Wohnungsbau-
gesetzes 
— Drucksache 7/2207 — 

aa) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 7/3350 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Simpfendörfer 

bb) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(15. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3314 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Jahn (Münster) 
Abgeordneter Krockert 

(Erste Beratung 108. Sitzung) 

Wir haben eine gemeinsame Debatte verabredet. 
Die Berichterstatter wünschen nicht das Wort. Ich 
eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Jahn (Mün-
ster) . 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Die Wohnungsbau-
politik steht vor einer grundlegenden Wende. Die 
Bundesregierung steht der seit langem erkennbaren 
Krisensituation noch hilflos gegenüber; denn die 
mehrmals angekündigte Gesamtkonzeption für den 
Wohnungsbau steht immer noch aus. 

(von Alten-Nordheim [CDU/CSU] : Sehr 
wahr!) 

Die Wohnungshalden sprechen, wohnungspolitisch 
und auch volkswirtschaftlich gesehen, eine alarmie-
rende Sprache. Die Zielsetzung des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes, in breiten Kreisen der Bevölke-
rung das Eigentum breit zu streuen, ist gefährdet. 
Besonders die einkommensschwächeren Bewerber 
sind infolge der hohen Bau-, Investitions- und Kapi-
talkosten nicht mehr in der Lage, Eigenheime oder 
Eigentumswohnungen zu erwerben. 

Gewiß, den sozial Schwachen soll nach wie vor 
durch den sozialen Wohnungsbau geholfen werden. 
Aber — so müssen wir uns doch fragen — wie sozial 
ist der Wohnungsbau überhaupt noch? Insbesondere 
durch die Inflationspolitik der Regierung, die die 
Hochzinspolitik der Bundesbank auslösen mußte, sind 
die unsozialen Folgewirkungen auf dem Wohnungs-
markt am nachhaltigsten zu spüren. Rasante Bau-
kostenerhöhungen haben die Mieten der neuerstell-
ten Wohnungen explodieren lassen. Im sozialen 
Wohnungsbau muß die öffentliche Hand immer 
mehr Geld für die einzelne Wohnung aufwenden. 
Durch den zeitlich gestaffelten Zuschuß ist die In-
flationsentwicklung dieser Mieten vorprogrammiert. 
Schon jetzt sind neuerbaute Sozialwohnungen zum 
Teil teurer als wenige Jahre zuvor erstellte frei-
finanzierte Wohnungen. 

In einer solchen Situation kann jeder, der Gesetze 
zur Vermögens- und Eigentumsbildung im sozialen 
Wohnungsbau vorlegt, einer breiten Zustimmung  

gewiß sein. Die CDU/CSU — das festzustellen er-
fordert die Chronistenpflicht — war als erste mit 
einem Gesetzentwurf auf dem Plan. Wir haben un-
seren Gesetzentwurf zur Vermögens- und Eigen-
tumsbildung im sozialen Wohnungsbau bereits im 
6. Deutschen Bundestag eingebracht. Der Bundestag 
hat sich vorzeitig aufgelöst. Wir haben ihn im 
7. Deutschen Bundestag erneut eingebracht und im 
Ausschuß beraten. Dieser Gesetzentwurf soll ins-
besondere den einkommensschwächeren Teilen der 
Bevölkerung den Zugang zum privaten Eigentum an 
der Wohnung durch die Gewährung von Eigenkapi-
talhilfen eröffnen. 

Die Bürger draußen im Lande haben Anspruch 
darauf, zu wissen, warum wir in ihrem Interesse an 
unserer Alternative festhalten und den Gesetzent-
wurf der Regierung ablehnen werden, wenn unsere 
vier Änderungsanträge, die noch im einzelnen be-
gründet werden, auf ein Nein von SPD und FDP 
stoßen. 

SPD und FDP verabschieden sich mit dem Regie-
rungsentwurf von der bislang gesetzlich veranker-
ten Zielsetzung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes, 
privates Eigentum breit zu streuen. Nach geltendem 
Recht — auf Vorschlag der damaligen CDU/CSU-
Bundesregierung geschaffen — hat die Förderung 
des Wohnungsbaus das Ziel, die Wohnungsnot zu 
beseitigen und zugleich weite Kreise des Volkes 
durch Bildung von Einzeleigentum mit dem Grund 
und Boden zu verbinden. Diese breite Streuung pri-
vaten Eigentums ist gegen unseren Widerstand mit 
den Stimmen von SPD und FDP als Zielsetzung des 
Gesetzes ersatzlos gestrichen worden. Wenn künftig 
die Wohnungsnot beseitigt ist, hat das Zweite Woh-
nungsbaugesetz seine Schuldigkeit getan. Die breite 
Streuung privaten Eigentums wird als selbständiges 
Ziel des Wohnungsbaus von SPD und FDP nicht 
mehr gesetzlich anerkannt. 

Sie, meine Damen und Herren von der SPD und 
FDP, bestreiten das. Sie haben im Ausschuß die Auf-
fassung vertreten, das sei nur eine technische Sache. 
Sie haben gesagt, daß „anderenfalls zu befürchten 
sei, daß sich die Eigentumsförderung" — ich zitiere 
wörtlich — „im Verhältnis zu der eigentlichen woh-
nungspolitischen Zielsetzung des Gesetzes verselb-
ständige". In der Tat: Die Eigentumsförderung war 
— bislang unbestritten — ein selbständiges Ziel des 
Wohnungsbaus. Wir, die CDU/CSU, bekennen uns 
nach wie vor zu diesem Prinzip; denn Familienheim 
und Eigentumswohnung sind die beste Sicherheit für 
das Wohnen. Eigentum an der Wohnung gewähr-
leistet persönliche Unabhängigkeit und zugleich 
einen gegen Geldentwertung geschützten Sachwert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, was 
verstehen Sie denn unter der, wie Sie es bezeich-
nen, „eigentlichen wohnungspolitischen Zielsetzung" 
des Wohnungsbaugesetzes? 

(Möllemann [FDP] : Das weiß er immer noch 
nicht!) 

Die Antwort haben Sie selbst gegeben. Auf unsere 
Große Anfrage zum Städtebau und zur Städtebau

-

politik — welche gesetzlichen Sicherungen die Bun- 
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desregierung zu schaffen beabsichtige, damit auch 
im Rahmen größerer städtebaulicher Projekte die 
einkommensschwächeren Bevölkerungskreise an der 
Eigentumsbildung angemessen beteiligt werden  — 
hat  die Bundesregierung in der Drucksache 7/962 
wie folgt geantwortet: 

Die Frage berücksichtigt zu wenig die heutigen 
Probleme des Städtebaus sowie die drängenden 
Fragen der sozialen Sicherung im Bereich des 
Wohnens. Es geht nicht nur darum, den ein-
kommensschwächeren Bevölkerungskreisen mit 
der traditionellen Form des Eigentums an der 
Wohnung die Möglichkeit einer Vermögensbil-
dung zu eröffnen, sondern auch um die Gewähr-
leistung der sozialen Sicherung des Wohnens. 
Beide Zielrichtungen liegen der Wohnungsbau-
politik der Bundesregierung zugrunde. 

Mit dieser Politik relativieren Sie das Ziel der 
breiten Streuung privaten Eigentums, indem Sie 
gleichrangig ein anderes Ziel für erstrebenswert hal-
ten, nämlich das der sogenannten „Sicherung des 
Wohnens". Dabei verkennen Sie, daß die Sicherung 
des Wohnens bereits heute gewährleistet ist, insbe-
sondere durch die Bildung von privatem Wohnungs-
eigentum, aber auch für die leider immer noch zu 
große Zahl der Mieter durch das gemeinsam be-
schlossen e  neue Wohnraumkündigungsschutzgesetz. 
Neue Wege zur Sicherung des Wohnens, die Sie be-
schreiten wollen, müssen also andere Motive haben. 

Meine Damen und Herren, machen wir uns doch 
einmal auf den Weg und fragen wir uns, wie es mit 

) der breiten Streuung privaten Eigentums in der 
Bundesrepublik Deutschland eigentlich aussieht. 
Wem gehört in der Bundesrepublik Deutschland 
der Grund und Boden? Eine unter diesem Thema von 
Professor Duwendag vorgelegte Untersuchung, 1974 
erstellt, kommt zu dem Ergebnis, daß der private 
Grundstücksbesitz in der Bundesrepublik ständig 
und mit zunehmender Geschwindigkeit zurückgeht. 
Gestiegen sei seit 1937 der Grundeigentumsanteil 
der öffentlichen Körperschaften um 34 % und der 
der Wohnungs- und Siedlungsunternehmen um 
453 %; dagegen sei der Grundeigentumsanteil der 
Einzelpersonen um 15 % gesunken. Gehörten den 
natürlichen Personen — ohne Gemeinschaftseigen-
tümer — 1937 noch 70 % der Fläche des heutigen 
Bundesgebietes, seien es gegenwärtig nur noch 
59 %. 

Man mag gegen die Exaktheit dieser Zahlen ein-
wenden, was man will. Jedenfalls wird eines deut-
lich: Von der Öffentlichkeit unbemerkt zeigt sich 
eine Entwicklung, die dem Ziel einer breitgestreu-
ten Eigentums- und Vermögensbildung auf dem Bo-
densektor zuwiderläuft. Die Korrektur dieses Trends 
stellt eine zentrale Aufgabe der staatlichen Eigen-
tums- und Vermögenspolitik dar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Minister Ravens, was tun Sie dafür, daß die-
ser Trend gestoppt wird? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Soweit ersichtlich: nichts! Ihre Partei hat im Gegen- 
teil Regeln für den Umgang mit öffentlichem Boden 

aufgestellt, die diesen Trend nur noch begünstigen. 
So sind auf dem Parteitag der SPD 1973 folgende 
Beschlüsse gefaßt worden — ich zitiere —: 

Für das Bundeseigentum an Boden ist gesetzlich 
festzulegen, daß ein Verkauf an Private grund-
sätzlich ausscheidet. Statt dessen ist die Vergabe 
von „Nutzungseigentum" zu wählen... Die Län-
derparlamente werden aufgefordert, für das Bo-
deneigentum der Länder Bleichlautende Rege-
lungen zu beschließen. 

Für die Kommunen muß gelten, daß Boden nur 
in unabweisbaren Fällen verkauft werden darf. 
Auch hier ist die Abgabe von Nutzungseigentum 
grundsätzlich vorzuziehen. Sobald die Maßnah-
men zur Verbesserung des kommunalen Boden-
erwerbs und zur Verbesserung der kommunalen 
Finanzsituation in Kraft getreten sind, ist der 
Verkauf kommunalen Bodens nicht mehr zu 
rechtfertigen. Dann darf kein kommunales Bo-
deneigentum mehr verkauft werden. 

Herr Minister, haben Sie sich einmal überlegt, wo-
hin die weitere Ausdehnung des Vorkaufsrechts der 
Gemeinden führt, wenn anschließend so verfahren 
wird, wie SPD-Parteitags-Beschlüsse es wollen? Kein 
Quadratmeter Grund und Boden, der im Eigentum 
der öffentlichen Hand steht, soll künftig an einen 
Privatmann veräußert werden! Herr Minister, dieser 
Beschluß Ihrer Partei ist ein Plädoyer nicht für, son-
dern gegen eine breite Streuung privaten Eigentums 
an Grund und Boden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im kürzlich erschienenen Orientierungsrahmen 85 
der SPD heißt es: 

Die Gemeinden müssen die Entscheidung über 
die Nutzung ihres gesamten Bodens erhalten. 
Dieses Ziel kann durch Verbesserung des Pla-
nungsrechts und — für bestimmte Gebiete — 
durch eine Aufspaltung des Eigentums an Bo-
den in ein Verfügungs- und Nutzungseigentum 
oder durch die Schaffung eines neuen ausge-
weiteten flexibleren Erbbaurechts erreicht wer-
den. 

Dasselbe im kommunalpolitischen Grundsatzpro-
gramm der SPD, das im Oktober 1974 in Nürnberg 
beschlossen wurde und im Sommer dieses Jahres, 
wenn ich recht informiert bin, in Mannheim endgül-
tig verabschiedet werden soll! Dort steht sinngemäß 
dasselbe; es heißt da am Schluß: 

Ob dieses Ziel . . . erreicht werden kann, ist 
eine Frage der Praktikabilität und nicht zuletzt 
der politischen Durchsetzbarkeit. 

Was heißt das, meine Damen und Herren? Sie von 
der SPD sagen: Wir machen dies, wenn wir die 
Mehrheit haben. Doch zur Zeit heißt das Motto 
— was Sie, Herr Wehner, einmal auf dem Dortmun-
der Parteitag formuliert haben —: Genossen, ich 
warne vor noch so guten Gedanken, die gegenwär-
tig nicht in die politische Landschaft passen! 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Herr Bundesminister, wir fragen im Hinblick auf 
die aktuellen Veröffentlichungen der SPD, wie die 
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Bundesregierung zum Nutzungseigentum steht. Die 
Bundesregierung hat bislang darauf verwiesen, daß 
dies nicht in der Regierungserklärung stehe. Ich bin 
aber der Meinung, daß die Bürger draußen im 
Lande einen Anspruch haben, von der Bundesregie-
rung darüber informiert zu werden, wie sie über 
grundlegende Veränderungen im Eigentumssektor 
denkt. 

(Möllemann [FDP] : Und wenn wir infor

-

mieren, paßt es Ihnen wieder nicht!) 

— Wir erwarten eine Stellungnahme nicht von 
Ihnen, sondern zunächst von der Bundesregierung, 
Herr Kollege Möllemann. 

Im Arbeitsprogramm des Bundesbauministers für 
diese Legislaturperiode steht der Satz „Entwicklung 
neuer Eigentumsformen". Der Bundesbauminister 
hat eigens eine Expertengruppe „Reform der Eigen-
tumsordnung" berufen, und deshalb haben wir doch 
auch einen Anspruch darauf, einmal zu fragen, wie 
die Bundesregierung hierüber denkt. 

Herr Minister, wenn derartige Pläne verfolgt wer-
den, darf es Sie eigentlich nicht wundern, wenn die 
CDU/CSU ein Gutachten über das auf dem SPD-Par-
teitag diskutierte Modell in Auftrag gegeben hat. 
Und Sie sollten das nicht, wie Sie es in der Presse 
getan haben, als einen Versuch disqualifizieren, alte 
Vorurteile neu aufzuwärmen. Das Gutachten von 
Westermann wärmt keine Vorurteile auf, sondern 
nimmt von anerkannt wissenschaftlicher Seite zu 
diesem Modell Stellung. Sie kennen die Schlußfol-
gerung von Westermann. Dort heißt es: 

Die Konzeption des SPD-Vorschlages wider-
spricht ... unmittelbar dem Grundsatz, Grund-
eigentum nur soweit an die Gemeinde zu über-
führen, als das unbedingt erforderlich ist, und 
es, sobald das von der Zwecksetzung her mög-
lich ist, wieder zu „privatisieren" ... 

Das Ergebnis ist: einen nennenswerten Vorteil 
für die Planung und die Vermögensverteilung 
würde die Verwirklichung des Vorschlages 
nicht bedeuten; was bleibt, ist ein massiver 
Angriff auf das Privateigentum am wirtschaft-
lich bedeutsamen Bauboden ... Der Vorschlag 
ist aus Rechtsgründen nicht durchführbar. 

Meine Damen und Herren von der SPD, dieses 
Gutachten fällt aus verfassungsmäßiger Sicht für 
Sie nicht schmeichelhaft aus. Reaktionen konnten 
deshalb — verständlicherweise — nicht ausbleiben. 
Aber wer gibt Ihnen, Herr Bundesbauminister, die 
Legitimation, die Vorlage eines wissenschaftlichen 
Gutachtens als eine Kampagne zu bezeichnen, die 
darin bestehe, Bundesregierung und SPD als eigen-
tumsfeindlich abzustempeln? Die Eigentumspolitik 
der Bundesregierung und die der SPD werden von 
der CDU/CSU nicht in einen Topf geworfen. Meine 
Darlegungen dürften gezeigt haben, wo — gemes-
sen an den Parteiprogrammen — die graduellen 
Unterschiede liegen und welchen Weg Ihre Partei, 
die der Sozialdemokraten, gehen würde, wenn sie 
allein regierte. Solche Vorstellungen in Ihren Pro-
grammen, die ich eben zitiert habe, sind genau das 
Gegenteil von dem, was wir breite Streuung priva

-

ten Eigentums an Grund und Boden nennen und zum 
Wohle des einzelnen Bürgers verstärkt anstreben. 
Sie werden deshalb sicherlich verstehen, warum wir 
mit unserem ersten Änderungsantrag an der Ziel-
setzung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes festhal-
ten. 

Von dieser Eigentumspolitik im Grundsätzlichen 
nun zu der Mittelverteilung im Wohnungsbau. Ge-
wiß, Sie werden gleich — zu Recht, meine ich — dar-
auf verweisen, daß künftig mehr als 50 0/o der Woh-
nungsbaumittel für echte Eigentumsmaßnahmen 
verwandt werden sollen. Dies ist ein großer Fort-
schritt, den wir gemeinsam begrüßen können. Nur 
eines möchte ich hinzufügen: daß dies gelungen ist, 
nimmt die CDU/CSU für sich in Anspruch, da sie 
konsequent auf ihrem Standpunkt beharrt hat. 

(Lachen bei der SPD — Immer [SPD] : Sie 
machen es sich sehr leicht, Herr Jahn!) 

Zunächst einmal ist es der CDU/CSU in den Bera-
tungen gelungen, dafür zu sorgen, daß der Wohn-
besitzbrief nicht als echtes Eigentum bezeichnet wer-
den kann, wie Sie dies laufend getan haben. Auf 
diesem Felde des Etikettenschwindels sind von Ihnen 
allerhand Versuche unternommen worden. Ich zi-
tiere die „Süddeutsche Zeitung" vom 6. Februar 
1974, die vom früheren Bundesbauminister Vogel 
sagt: „Mit Nachdruck wies Vogel darauf hin, daß 
die Bundesregierung das Eigentum an der eigen-
genutzten Wohnung in allen rechtlichen Erschei-
nungsformen bejaht. Die Bausparkassen sollen sich 
vor allem für die neue Rechtsform ,Wohnbesitzwoh-
nung' vorbereiten." 

(Zuruf von der SPD) 

Im Tätigkeitsbericht des Wohnungsbauministers 
wird die Wohnbesitzwohnung unter der Überschrift 
„Wohnungseigentum für breitere Bevölkerungs-
kreise" aufgeführt. In ihrem Rundschreiben vom 
12. Juni 1973 preist die „Neue Heimat" den Wohn-
besitzbrief unter der Überschrift „Eigentumsbildung 
in Arbeitnehmerhand" an; sie wolle einen wesent-
lichen Teil ihrer zukünftigen Wohnungsbautätigkeit 
„für die individuelle Eigentumsbildung", so heißt 
es dort, „im Rahmen von Wohnbesitzbrief-Wohnan-
lagen" einsetzen. 

Namens der CDU/CSU wende ich mich gegen 
solche Begriffsverfälschungen, an denen manche, 
auch hier in diesem Hause, nicht unschuldig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weder durch ein Dauerwohnrecht noch durch ein 
Dauernutzungsrecht wird privates Eigentum begrün-
det. Eigentum ist und bleibt ein umfassendes Ver-
fügungsrecht. Wir werden es nicht zulassen, daß die-
ser Eigentumsbegriff ausgehöhlt und auf bloße Nut-
zungsrechte reduziert wird. Privates Eigentum darf 
nicht zum Bündel von Befugnissen degradiert wer-
den, denn es hat im Kern eine Verfügungsgewalt 
zum Inhalt. 

Aus all dem wird ersichtlich, daß Sie in den Be-
ratungen im Ausschuß nicht nur Äpfel mit Birnen 
verglichen, 

(Zuruf von der SPD) 
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sondern auch noch voller Stolz bis zum Beweis des 
Gegenteils behauptet haben, Äpfel seien ja eigent-
lich Birnen. Ich verstehe Ihren Einwand sehr gut. 
Nur besteht ja über eines hoffentlich Übereinstim-
mung unter uns: 

(Zuruf des .Abg. Immer [SPD]). 

Je roter ein Apfel ist, je stärker das Indiz, daß 
darin der Wurm steckt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wehner [SPD]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD und FDP, als wir diese Klarstellung erreicht 
hatten, traten Sie bei den Ausschußberatungen den 
Rückzug an. Sie haben nämlich prompt einen Ände-
rungsantrag gestellt, die Mindestmasse für echte 
Eigentumsmaßnahmen von mehr als 50 % auf ledig-
lich mehr als ein Drittel zu reduzieren. Als wir 
damit konfrontiert wurden, hat die CDU/CSU mit 
der FDP gesprochen. Wir haben den Herren von der 
FDP gesagt: Das ist ja ein widersprüchliches Verhal-
ten, das ihr da an den Tag legt; ihr habt doch 
früher immer geäußert, ihr wollt das Eigentum mit 
mehr als 50 % fördern. Wenn man die Artikel und 
Erklärungen von Herrn Wurbs liest, die ich Ihnen 
vorzeigen kann, kommt man zu diesem Ergebnis. 
Und wir haben gesagt: Wollt Ihr auch in diesem 
Punkte wieder eine andere Meinung bilden? Da 
wurde Ihnen der Boden zu heiß, und Sie haben in 
diesem Punkte zurückgesteckt. Sie wollten in diesem 
Punkte keine Umfallpartei sein. Dafür sind wir Ihnen 
sehr dankbar. Daraufhin blieb es dann, nachdem 
der Änderungsantrag zurückgezogen wurde, bei 
50% und mehr für echte Eigentumsmaßnahmen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Wurbs? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Bitte schön, 
Herr Wurbs. 

Wurbs (FDP) : Herr Kollege, würden Sie mir 
darin zustimmen, daß im Gesetzentwurf nach wie 
vor „überwiegend" steht und daß selbstverständ-
lich im Wege der Beratung alles mögliche erörtert 
werden kann. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Wurbs, 
mir geht es darum, einmal klarzumachen, was ge-
schehen würde, wenn die SPD die absolute Mehr-
heit hätte, und zweitens möchte ich gerne klarstel-
len, an welchen Hut die Federn für die Eigentums-
bildung mit mehr als 50 % gehören. 

(Waltemathe [SPD] : Als was bezeichnen 
Sie den Bundesrat?) 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Wurbs? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Wurbs (FDP) : Herr Kollege Jahn, würden Sie 
mir darin zustimmen, daß diese Überlegung, „über-
wiegend" etwas herabzuzonen, auf Überlegungen 
zurückzuführen ist, die der Bundesrat angestellt hat? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Wurbs, die Erklärungen des Bundesrates waren der 
Bundesregierung schon bekannt, als dies im ersten 
Durchgang vom Bundesrat so geäußert wurde. Die 
Bundesregierung hat gesagt: Wir teilen die Beden-
ken des Bundesrates nicht, wir bleiben bei unserer 
ursprünglichen Auffassung. Gleichwohl ist dann an-
schließend von SPD und FDP dieser Änderungsan-
trag gestellt worden. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns geeinigt: 
mehr als 50% für echte Eigentumsmaßnahmen. Wer 
aber mehr als 50 % der Mittel hierfür zur Verfü-
gung stellt, muß auch dafür sorgen, daß diese Mittel 
abgerufen werden können. Das ist genau das An-
liegen unserer Alternative mit den Eigenkapitalhil-
fen. Wenn Eigentum für breite Schichten der Bevöl-
kerung im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus in 
möglichst großem Umfang gebildet werden soll, er-
scheint es unumgänglich, bei der Förderung von 
Eigentumsmaßnahmen neue Wege zu beschreiten 
und öffentliche Finanzhilfen auch für die Beschaf-
fung des Eigenkapitals zu gewähren. Deshalb unsere 
Alternative, Eigenkapitalhilfen zugunsten der so-
zial Schwachen zu bringen. Wir wollen die Nachfra-
ge nach echtem persönlichen Eigentum aktivieren, 
während der Regierungsentwurf das Gewicht auf die 
Wohnbesitzwohnung legt. 

Sie werden uns entgegenhalten: Was ihr wollt, 
kostet viel Geld; deshalb können wir das nicht mit-
machen. Wir haben in den Ausschußberatungen 
immer gesagt: wir fordern nicht mehr Geld, sondern 
wir treten ein für eine Umschichtung der Mittel, die 
wir zur Verfügung haben. Das gleiche Recht, das Sie 
bei Ihrem Gesetzentwurf für sich in Anspruch neh-
men, nämlich ebenfalls die Mittel umzuschichten, 
muß auch uns zugestanden werden. Der Verschiebe-
bahnhof der Umschichtung von Mitteln ist nicht allein 
ein. Bahnhof, den die Koalition für sich in Anspruch 
nehmen kann; es ist gleichzeitig auch ein Recht der 
Opposition, diesen Umschichtungsprozeß einzulei-
ten. Wir setzen eben andere Prioritäten als Sie. 
Einen Rückgang der Förderungszahlen nehmen wir 
dabei angesichts der Wohnungshalden bewußt in 
Kauf. Weniger Einzelobjekte besser, d. h. mit Eigen-
kapitalhilfen, fördern, ist das Gebot der Stunde, 
wenn sozial Schwächeren echtes Eigentum zukom-
men soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser Ziel lautet nicht, jedem eine, sondern jedem 
seine Wohnung. Wir wollen die breitere Streuung 
privaten Eigentums. Das ist mehr als eine Politik 
der bloßen Sicherung des Wohnens, die wir bereits 
verwirklicht haben; das ist mehr als ein bloßes 
Nutzungsrecht an der Wohnung. Deshalb der zweite 
Änderungsantrag — der noch begründet wird —: 
Eigenkapitalhilfen, damit nicht nur die Gelder be-
reitgestellt werden, sondern damit auch Anreize für 
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die sozial Schwachen geschaffen werden können, 
daß die Mittel abgerufen werden. 

Nun, meine Damen und Herren, zur Verteilung 
der zweiten Hälfte der Wohnungsbaumittel. Nach 
herkömmlichem Recht: Mietwohnungsbau; nunmehr 
ein neues Modell, von Ihnen auf den Tisch gelegt: 
das Wohnbesitzbrief-Modell, gekoppelt mit einem 
schuldrechtlichen Dauermietrecht. Was sagen wir 
dazu? Leistung und Gegenleistung stehen nicht in 
einem ausgewogenen Verhältnis. Man kann das 
Dauerwohnrecht am Markt aber viel billiger haben, 
als Sie es mit dem Wohnbesitzbrief einräumen wol-
len. Der Wohnbesitzbrief hat sicherlich einige Vor-
teile, aber eben auch durchschlagende Nachteile. Er 
gewährt ein Dauermietrecht. Aber, meine Damen 
und Herren, das ist bereits am Markt; das brauchen 
wir nicht mehr in einen Gesetzentwurf zu kleiden. 
Das Dauermietrecht kann auch heute schon von ge-
meinnützigen und freien Wohnungsunternehmen 
erworben werden. Der Kündigungsschutz ist kein 
echter Vorteil; denn wir haben ja das Wohnraum-
kündigungsschutzgesetz bereits verabschiedet und 
gemeinsam beschlossen, daß auch der Mieter im 
Rahmen eines normalen Wohnraummietverhält-
nisses diesen Schutz genießt. Die Verzinsung der 
Einlage ist nur eine scheinbare; denn wir haben 
Ihnen in den Beratungen nachgewiesen, daß man 
diese Verzinsung aus der rechten Tasche in die 
linke steckt, d. h. man erhält die Verzinsung, die 
man angeblich bekommt, aus seiner eigenen Tasche. 

Ein weiterer Vorteil, den Sie, Herr Bundesbau-
minister, heute morgen noch im „Morgen-Magazin" 
angesprochen haben, ist die Entschuldung. Ich gebe 
Ihnen zu, daß dieser Entschuldungseffekt als Vorteil 
angesehen werden kann. Nur muß man auch beden-
ken, daß der Entschuldungseffekt erst relativ spät, 
nach 30 bis 40 Jahren, eintritt, daß dann aber auch 
wieder Instandsetzungshypotheken entstehen, weil 
die Kosten für die Instandsetzungsarbeiten eben 
nicht von dem Eigentümer, sondern von den Inha-
bern des Wohnbesitzbriefes aufgebracht werden 
müssen. 

Ein weiterer Punkt. Auch bei etwaigen Mietaus-
fällen unterliegt der Wohnbesitzberechtigte einem 
wesentlich größeren Risiko als der normale Mieter. 
Bei der gewöhnlichen Mietwohnung muß der Ver-
mieter den Ausfall tragen, wenn ein oder mehrere 
Mieter ihren finanziellen Verpflichtungen nicht 
nachkommen und die aus dem Mietausfallwagnis 
gebildeten Rücklagen zur Deckung der Verluste 
nicht ausreichen. Bei der Wohnbesitzwohnung müs-
sen die Wohnbesitzberechtigten dieses Risiko selbst 
tragen. 

Nächster Punkt. Der Wohnbesitzberechtigte ist 
besonderen Gefahren bei der Zwangsversteigerung 
ausgesetzt, die wir auch in den Ausschußberatun-
gen nicht ausgeräumt haben. Die Wohnbesitzwoh-
nung kann weiter im Gegensatz zur Eigentumswoh-
nung nicht beliehen werden, ein Punkt, der doch 
wirklich eine gewichtige Rolle spielt. Ein weiterer 
Vorteil, der immer ins Feld geführt wird, ist, daß 
mit Zustimmung des Bauträgers die Wohnbesitz-
wohnung zum Verkehrswert verkauft werden kann; 
ich betone aber: nur mit Zustimmung des Bauträ

-

gers. Es kommt noch hinzu, daß der Wohnbesitz

-

berechtigte seinen Nachfolger selbst suchen muß. 

(Bundesminister Ravens: Das muß er bei 
einer Eigentumswohnung auch! -- Heiter

-

keit bei der SPD) 

— Herr Minister, Sie machen den Fehler, daß Sie 
die Eigentumswohnung immer mit der Wohnbesitz-
wohnung gleichstellen. Das ist eben etwas, was man 
nicht darf, wie wir Ihnen in den Ausschußberatun-
gen mehrmals nachgewiesen haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Was den Vergleich mit dem Wohnungseigentum 
betrifft, so kommen Sie, Herr Minister, auf diese 
Frage zu sprechen. Sie fragen: Wie ist es mit dem 
Wohnungseigentum? Bei den Wohnbesitzberechtig-
ten handelt es sich nicht um eine Gemeinschaft von 
Wohnungseigentümern, wie es in dem Gesetz für 
Wohnungseigentum vorgesehen ist. Eine Organisa-
tion der Wohnbesitzer fehlt. Hier taucht die Frage 
auf, wie es möglich ist, daß in diesem Gesetz eine 
solche Organisation fehlt, die im Wohnungseigen-
tumsgesetz geschaffen worden ist. Vielleicht ist es 
erklärlich, wenn man einmal fragt, aus welcher Ecke 
dieses Modell eigentlich kommt und wie es mit der 
Mitbestimmung in gewerkschaftseigenen Unterneh-
men überhaupt aussieht, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

ob sie dort auch gewollt ist. 

Als Ergebnis der Abwägung der Vor- und Nach-
teile ist festzuhalten: Der Wohnbesitzberechtigte 
stellt sich wesentlich schlechter als ein Wohnungs-
eigentümer. Er hat auch eine in vielen Punkten 
schwächere Position gegenüber dem Mieter, der 
einen Dauermietvertrag mit einem gemeinnützigen 
oder einem freien Wohnungsunternehmen ab-
schließt. Die Vermögensanlage des Wohnbesitzbe-
rechtigten steht auf einer unsicheren Grundlage. 
Selbst das sogenannte Dauerwohnrecht des Wohn

-

besitzberechtigten ist größeren Gefahren ausge-
setzt als das Mietrecht eines Mieters, der eine 
Mietvorauszahlung geleistet hat. Deshalb sagen wir 
nein zu dieser Wohnbesitzbrief-Wohnung in der 
Ausgestaltung des Gesetzentwurfes. 

Herr Minister, die „Süddeutsche Zeitung" vom 
14. März 1972 gibt Ihre damalige Auffassung wie 
folgt wieder: 

Der Eigentümer eines Wohnbesitzbriefes erhält 
aber eine eigentümerähnliche Stellung, mit der 
nach Darstellung von Staatssekretär Ravens 
jedoch hauptsächlich Vorteile verbunden sind. 

Herr Minister, ich wäre wirklich dankbar, wenn Sie 
sich heute noch einmal dazu bekennen würden, 
welche Vorteile Sie sehen, welches Gewicht Sie 
den Nachteilen beimessen und wie Sie Vorteile und 
Nachteile gegeneinander abwägen. 

Die „Süddeutsche Zeitung" schreibt dann wei-
ter: 

Nach Auffassung von Ravens dürften zudem 
kaum Wohnungsunternehmen zu finden sein, 
die sich lediglich für Finanzierungszwecke ein- 
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schalten lassen, ohne später den Nutzen ... 
zu haben. 

Das ist in der Tat ein Vorteil, Herr Minister: Die-
ser Wohnbesitzbrief — geschaffen für die großen 
Wohnbaugesellschaften — wird den Baugesellschaf-
ten einen großen Vorteil bringen. 

Gehen wir einmal etwas in den ideologischen Be-
reich hinein. Herr Lauritzen hat in der Presseverlaut-
barung Nr. 13 aus dem Jahre 1972 im Hinblick auf 
den Wohnbesitzbrief geschrieben — ich zitiere —: 

Es entfallen die mit dem Erwerb von Woh-
nungseigentum verbundenen Erschwernisse wie 
Verwaltung, eigenverantwortliche Instandhal-
tung. 

Meine Damen und Herren, gerade das ist es, was 
wir von der CDU/CSU wollen: die breite Streuung 
privaten Eigentums. Wer draußen die Landschaft 
kennt, weiß, daß unsere Bürger — Sie merken das 
an den Bauzahlen der letzten Wochen und Mo-
nate — das Eigenheim und die Eigentumswohnung 
immer noch als die beste Förderung ansehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Wohnbesitzbrief 
ist, wenn Sie so wollen, ein Mittel zur Kapitalbe-
schaffung für die großen Baugesellschaf ten,  

(Zuruf von der CDU/CSU: Ganz genau!) 

Baugesellschaften ohne Eigenkapital, denn die Ver-
pflichtung, das Eigenkapital aufzubringen, wird auf 
die Wohnbesitzberechtigten verlagert, Baugesell-
schaften ohne Risiko, denn das Mietausfallrisiko 
trägt nicht die Baugesellschaft, sondern im eigent-
lichen Sinne die Gemeinschaft der Wohnbesitz-
berechtigten. Dies ist eine Politik, die eine Macht-
zusammenballung von Wohnungseigentum bei den 
Baugesellschaften begünstigt. 

Wir von der CDU/CSU sagen Ihnen: Wohnungs-
bauförderung in erster Linie nicht für die Bauge-
sellschaften, sondern für diejenigen, die unmittel-
bar eine Wohnung wünschen, damit sie echtes pri-
vates Eigentum bekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Minister, die Baugesellschaft ist ja grund-
buchmäßig Eigentümer, und zwar Eigentümer ohne 
Eigenkapital. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das weiß er ganz 
genau!) 

Sie stärken mit diesem Modell den Eigentümer, die 
Baugesellschaft, Eigentümer ohne Eigenkapital, Bau-
gesellschaft ohne Eigenkapital! Eigentümer ohne 
Risiko, Baugesellschaft ohne Risiko! 

Man muß sich doch draußen im Lande fragen, 
wie eine sozialliberale Koalition dazu kommt, die 
Position des Eigentümers und nicht die des einzel-
nen sozial Schwachen zu stärken. 

(Gallus [FDP] : Das ist unsere Eigentums

-

freundlichkeit!) 

Des Rätsels Lösung: In § 12 a steht der Satz: Her

-

ausgeber des Wohnbesitzbriefes kann kein Privat

-

mann sein, sondern im Grunde nur die Baugesell

-

schaft. Meine Damen und Herren, hier wird der 
ideologische Hintergrund klar: Öffentliche Mittel 
für Mietwohnungsbau weitgehend nur noch in 
öffentliche Hand. Das ist genau die Gegenposition 
zu der Politik, die die CDU/CSU betreibt. 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

Ein weiterer Einwand, Herr Kollege Wehner: Sie 
können nicht leugnen, daß bei diesem Modell das 
Prinzip von Leistung und Gegenleistung zugunsten 
der Baugesellschaft und zu Lasten der sozial Schwa-
chen verwischt wird. Gleichzeitig verletzen Sie in 
eklatanter Weise das Prinzip der Chancengleichheit 
am Markt. Dies ist ein wichtiges Prinzip. 

Sie wissen ja, daß der Wohnbesitzbrief nicht erst 
durch dieses Gesetz eingeführt wird. Der Wohnbe-
sitzbrief ist bereits auf dem Markt. Herr Minister, 
Sie selbst haben uns in einem Brief mitgeteilt, daß 
er in Nordrhein-Westfalen sogar schon aus öffent-
lichen Mietwohnungsbaumitteln gefördert wird. Sinn 
des Gesetzes kann dann doch nur etwas anderes sein. 
Der Sinn besteht darin, daß dieser Wohnbesitzbrief 
für den, der ihn in Anspruch nimmt, absolute Präfe-
renzen bekommt, und zwar zu Lasten des herkömm-
lichen privaten Mietwohnungsbaus. Die Marge der 
Mietwohnungsbaumittel muß vorrangig für den 
Wohnbesitzbrief verwandt werden. Wer einen 
Wohnbesitzbrief möchte, erhält 120 qm gefördert, 
nicht 90 qm wie der herkömmliche Mieter. Wer den 
Wohnbesitzbrief in Anspruch nimmt, bekommt 10 % 
mehr öffentliche Förderung als der herkömmliche 
Mieter. Dies sind Verletzungen des Prinzips der 
Chancengleichheit am Markt, und dazu können wir 
nicht ja sagen. Deshalb unser Änderungsantrag, die 
im Gesetzentwurf vorgesehenen Präferenzen — ich 
betone das ausdrücklich — zu streichen. 

Es hat in der letzten Zeit und auch noch in den 
letzten Tagen genug Presseorgane gegeben, die be-
hauptet haben, die CDU/CSU sei gegen den Wohn-
besitzbrief. 

(Zurufe von der SPD und der FDP: Stimmt 
ja auch!) 

Dies ist falsch. Er ist am Markt. Er wird auch schon 
öffentlich gefördert. Nur sind wir gegen die privi-
legierte Förderung, wie sie Ihr Entwurf auf uns 
zukommen läßt. Dazu sagen wir nein. 

(Zuruf von der SPD: Was wollen Sie eigent

-

lich?) 

Und noch eines, Herr Kollege Wehner: Wer 15 % 
Eigenkapital aufbringt, muß auch einen Rechtsan-
spruch auf echtes privates Eigentum erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben einen Änderungsantrag gestellt: Wenn 
mehr als die Hälfte der Wohnbesitzberechtigten den 
Antrag stellen, nachdem sie ihre Verpflichtungen 
erfüllt haben, echtes privates Eigentum zu bekom-
men, muß eine Umwandlung der Wohnbesitzwoh-
nung in eine echte Eigentumswohnung erfolgen. Zu 
diesem Antrag haben Ihre Kollegen und die Kol-
legen der FDP nein gesagt. 

Sie haben dann den Antrag gestellt — lassen Sie 
mich das als Scheinmanöver bezeichnen —, eine Um- 
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-

besitzberechtigten den entsprechenden Antrag stel-
len. Meine Damen und Herren, das stimmt nicht. 
Der zuständige Ministerialdirigent Schubart hat auf 
ausdrückliches Befragen im Ausschuß gesagt, daß 
selbst die Zustimmung aller nicht ausreicht, sondern 
daß auch noch der Fondsträger, also die Baugesell-
schaft, ja sagen muß. Mit diesem Antrag erreichen 
Sie also im Grunde gar nichts; Sie schaffen .ledig-
lich ein Etikett, das aber im Grunde gar nicht zu-
trifft. 

Mit unserem vierten Änderungsantrag fragen wir 
bei Ihnen an, ob Sie es wirklich so ernst meinen, 
wie Sie vorgeben. Wer 15 % der Bausumme des Ob-
jekts, das er bewohnt, zusätzlich zur Miete bezah-
len muß, den muß eine vernünftige Sozialpolitik 
auch in die Lage versetzen, zu echtem privatem 
Eigentum zu kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies wollen Sie gerade nicht. Ihr gesellschafts-
politisches Motiv lautet: öffentliche Mittel für den 
Mietwohnungsbau vorrangig in öffentliche Hand! 
Sie können auch sagen: Vermieter soll langfristig 
kein Privatmann mehr sein. Das ist ja auch nachzu-
lesen. Einer Ihrer früheren führenden Städtebaupoli-
tiker, Herr Neuffer — der seinen Beruf gewechselt 
hat —, schreibt in dem Buch „Entscheidungsfeld 
Stadt" — ich zitiere —: 

Mietwohnungsbau sollte endlich zur ausschließ-
lich öffentlichen Aufgabe erklärt und dafür ge-
bildeten gemeinnützigen und öffentlichen Trä-
gern übertragen werden. Die vorhandenen Ge-
nossenschaften und gemeinnützigen Gesellschaf-
ten können im Rahmen eines neu zu schaffen-
den öffentlich-rechtlichen Mietwohnungsrechts 
die Kerngruppe der künftigen Organisationsträ-
ger bilden. Die bisher im Privateigentum stehen-
den Miethäuser sollten auf einer angemessenen 
Rentenbasis enteignet werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie in der DDR!) 

Im kommunalpolitischen Grundsatzprogramm Ih-
rer Partei heißt es: 

Sozialdemokratische Wohnungspolitik in den 
Gemeinden muß sich verstärkt der kommunalen 
Wohnungsunternehmen und der übrigen ge-
meinnützigen Wohnungswirtschaft bedienen. 
Der Wohnungsbestand dieser Unternehmen ist 
für die wohnungspolitischen Ziele der Gemein-
den zu aktivieren. 

Die Zeitschrift „Deutsche Wohnungswirtschaft" 
schreibt in Heft 4/1972: 

Der Minister 

— gemeint ist der damalige Minister Lauritzen  — 

hob  hervor, daß man die Verringerung des 
Engagements privater Bauherren im Mietwoh-
nungsbau nicht als notwendiges Übel betrachte, 
sondern sogar als gesellschaftspolitischen Vor-
teil. 

Die Zeitschrift fügt hinzu: 

Der Minister kann sich des Beifalls der Jung-
sozialisten sicher sein, da eine ihrer Forderun-
gen lautet, den gesamten Mietwohnungsbau nur 
durch die Gemeinden und gemeinnützigen Woh-
nungsbaugesellschaften vornehmen zu lassen. 

Meine Damen und Herren, hier wird offenkundig, 
daß parallel zu dem Modell der SPD hinsichtlich der 
Aufspaltung des Eigentums an Grund und Boden in 
diesem Gesetz ein Ansatz für die Zusammenballung 
der Mietwohnungsbauten in den Händen der gro-
ßen Baugesellschaften gegeben ist. Das ist nicht die 
Politik der Verteilung des Vermögens, sondern der 
Machtkonzentration bei wenigen Baugesellschaften. 
Dem sagen wir ein klares Nein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Professor Weitnauer von der Universität Heidel-
berg, einer der prominentesten Spezialisten des 
Wohnungseigentumsgesetzes, stellt in einem Schrei-
ben vom 3. Februar 1975 die Frage: 

Was ist der wirkliche Grund, daß man dem Mie-
ter nicht sofort Wohnungseigentum verschafft? 
Warum bedient man sich nicht des Dauerwohn-
rechts . . . 

Das ist ja schon am Markt. Er fährt fort: 

Ich habe das Gefühl, daß die Opposition viel zu 
viel von dem mitmacht, was die Regierung un-
ter dem sozialen Etikett betreibt. Der vorlie-
gende Vorschlag scheint mir typisch dafür zu 
sein, wie man heute für sozialistische Ziele ka-
pitalistische Rechtsformen mißbrauchen kann. 
. Daß hier einfach ein neuer, wenn meines 

Erachtens auch nicht sehr reeller Weg der Ka-
pitalbeschaffung für die Neue Heimat eröffnet 
werden soll, dürfte wohl das Richtige treffen. 

Dann schreibt er: 

Das Ganze ist doch geradezu eine abenteuer-
liche Konstruktion. Wenn ein Kapitalist so et-
was vorschlagen würde, würde man ihm vor-
werfen, er unternehme einen Beutezug auf die 
Taschen der Ärmsten der Armen. Aber Vor-
schläge, von der Neuen Heimat oder aus ähn-
licher Ecke kommend, werden offenbar von der 
sozialliberalen Koalition bedenkenlos ausge-
führt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Soweit Professor Weitnauer. 

Was sagt denn die politische Landschaft? Was 
sagt die Presse draußen? Unter der Überschrift 
„Eigentum zur Miete" schreibt „Die Welt" am 
20. März 1975: 

Die CDU/CSU-Opposition — und vielleicht auch 
die FDP 

— so schreibt Herr Gilles — 

hätten gute Gründe, den Entwurf in der jetzi-
gen Form abzulehnen ... Dem Bürger muß 
reiner Wein eingeschenkt werden, ob die Zu-
schüsse aus Steuermitteln tatsächlich der brei-
ten Vermögensstreuung dienen oder aber nur 
in verschlungenen Umwegen in die Kassen gro- 
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ßer Baugesellschaften fließen ... Nur die Min-
derheit der Bürger und der Parlamentarier kann 
wünschen, daß unter dem Deckmantel der 
Eigentumsbildung das Vermögen im Wohnungs-
bau weiter auf wenige große Gesellschaften 
konzentriert wird. 

Soweit „Die Welt". 

Nun werden Sie sagen: Das ist „Die Welt". Ich 
darf deshalb auch ein anderes Presseorgan zitieren, 
nämlich die Zeitschrift „Die Zeit". Sie schreibt unter 
der Überschrift „Mit Brief ins Kollektiv" am 
14. März 1975: 

Doch was als Wahlschlager gedacht ist, könnte 
wieder einmal zu einem Eigentor der Koalition 
werden... Für die Wohnungsbaugesellschaften 
ist der Wohnbesitzbriefkunde dann ein idealer 
Partner: Er bewohnt die Wohnung einer Kom-
manditgesellschaft und bleibt Mieter im eigent-
lichen Sinne, muß aber dennoch in gewisser 
Weise Eigentümerverpflichtungen nachkom-
men: Instandhaltung, Reparaturen, Ausbesse-
rungen. Daß andererseits durch die laufende 
Entschuldung nach einigen Jahren seine Miet-
belastung kleiner wird, fällt für den Wohnbrief-
besitzer dann kaum noch ins Gewicht. 

Der „Rheinische Merkur" schreibt am 4. April 1975: 

Dieses Gesetz fördert nicht, sondern verhindert 
die breite Eigentumsstreuung. Es fördert ledig-
lich die Konzentration von Wohneigentum in 
der Hand einiger weniger Baukonzerne. 

Welche Stellung beziehen Sie, Herr Minister, zu 
all diesen Verlautbarungen? 

(Wehner [SPD] : Woraus zitieren Sie denn 
das? Sie zitieren ja nur die ganze Zeit!) 

— Ja, daran sehen Sie, wie interessant dieses 
Thema ist und wie sich die Presse genau damit be-
schäftigt, daß gerade Ihre Position offensichtlich 
nicht die richtige ist. Das tun selbst Presseorgane, 
die Ihnen sehr nahe stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, diese Politik ist keine 
Sozialpolitik mehr, sondern Politik auf Kosten der 
sozial Schwachen unseres Landes, die sich ein 
Eigenheim oder eine Eigentumswohnung nicht lei-
sten können. Es ist eine Politik, die nicht mehr das 
Allgemeinwohl formuliert, sondern im Grunde ein-
seitigen Interessen der Wohnungsbaugesellschaften 
Vorschub leistet. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 
Wir haben hier ein Beispiel für konstruktive Oppo-
sition gegeben; denn wir haben nicht nur unser Nein 
angekündigt — falls Sie unsere Änderungsanträge 
ablehnen —, sondern wir haben selber eine Alter-
native auf den Tisch gelegt. 

Deshalb noch einmal: Breite Streuung privaten 
Eigentums hat bei uns einen anderen Stellenwert als 
bei Ihnen. Wer den Bürgern 15 % der Bausumme 
des Objekts abverlangt, muß ihnen auch einen 
Rechtsanspruch auf echtes Eigentum geben. Unsere 

Parteiprogramme beschränken sich nicht auf die 
bloße Sicherheit des Wohnens, auf die Angemessen-
heit des Wohnens. Wer bestimmt denn die Ange-
messenheit in Ihrem Programm? Unser Ziel lautet: 
Nicht jedem eine, sondern jedem seine Wohnung! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Krockert. 

Krockert (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Gestatten Sie, daß ich Ihnen zur 
Einleitung zunächst einmal biblisch komme. 

(Heiterkeit — Dr. Jahn [Münster] [CDU/ 
CSU] : Kein Wunder, Herr Pfarrer! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ungewöhnlich, meinen Sie? Wir haben in der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion vier Pfar-
rer. Vier. 

(Zuruf: Fünf — Heiterkeit) 

In einem Kapitel der Bibel findet sich eine Art 
prophetischer Leitlinienkatalog für eine gute soziale 
Ordnung. Danach soll den — — 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

— Aber ich bitte Sie! Sind Sie denn schon so auf 
totale Konfrontation eingeschworen, daß Sie nicht 
einmal zwei Minuten bei etwas zuhören können, was 
wirklich alle gemeinsam anhören könnten? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wir hören ja die ganze Zeit zu!) 

Es findet sich da — — 

(Abg. Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Erhard, Frau Präsidentin, ich bin 
erst bereit Zwischenfragen zuzulassen, wenn ich 
schon etwas gesagt habe; bisher bin ich noch gar 
nicht dazu gekommen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Es findet sich da also eine Art prophetischer Leit-
linienkatalog für eine gute soziale Ordnung. Danach 
soll den Unterdrückten Freiheit verschafft werden, 
den Beschwerten Entlastung, den Bedürftigen Nah-
rung und Kleidung, den Unbehausten Obdach. In 
einer solchen Gemeinschaft soll niemand die Ziel-
scheibe abgeben für Diskriminierung und für Ver-
leumdung. Und schließlich ist in dieser Aufzählung 
gemeinschaftlicher Erfordernisse auch von Steinen 
die Rede, von Fundamenten und Mauern und Zäu-
nen. Das alles soll nämlich so gerichtet und ge-
ordnet werden, daß man da wohnen kann. Daß man 
da wohnen kann, meine Damen und Herren, das ist 
in dieser Aufzählung mit all dem andern zusammen 
offensichtlich Kennzeichen für eine gute soziale 
Ordnung. Wenn ich es richtig sehe, dann ist das 
eines der ältesten Zeugnisse, wonach das Wohnen

-

können aus dem Bereich von privatem Glück oder 
Pech herausgenommen ist in den Bereich gemein-
schaftlicher Verantwortung. Das ist nicht unwichtig. 

Soweit, so gut, auch für uns, die wir uns geeinigt 
haben auf eine Grundordnung, die uns zur Sozial- 
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staatlichkeit verpflichtet. Aber nun erhebt sich 
offensichtlich doch ein Problem, denn heute behan-
deln wir ja etwas kontrovers, und am Ende soll, so 
habe ich verstanden, eine kontroverse Abstimmung 
stehen, und da wird etwas abgelehnt. Es muß also 
außer dem, was hier doch wohl gemeinsam zugrunde 
gelegt werden kann, noch etwas grundsätzlich Ver-
schiedenes geben. 

Man kann in seinen eigenen vier Wänden woh-
nen, und man kann bekanntlich auch wohnen, auch 
ordentlich wohnen, auch verhältnismäßig sicher 
wohnen, ohne Eigentum an seiner Behausung zu 
haben oder zu begehren. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Aha!) 

Was ergibt sich daraus für eine sozialstaatliche För-
derungspolitik? In welcher Beziehung haben Woh-
nungsbauförderung und Eigentumsförderung zuein-
ander zu stehen? Sie haben schon aus den Ausfüh-
rungen meines Herrn Vorredners gemerkt, daß da 
offensichtlich der Haken liegt. Deshalb ein Ände-
rungsantrag zu unserem § 1. 

Was diese Frage angeht, die ich gerade gestellt 
habe, so hat sich die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion bei der Beurteilung des Regierungsent-
wurfs und bei seiner parlamentarischen Behandlung 
von einer Reihe von Grundsätzen leiten lassen. Hier 
sind sie: 

Erstens. Wohnungsbauförderung und Eigentums-
förderung sind nicht einfach Zwillinge. Sie sind 
einander auf eine ganz bestimmte Weise zuzuord-
nen; denn Wohneigentum streben viele an, aber 
Wohnenkönnen müssen und sollen alle. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Die Wohnungspolitik ist deshalb die 
umfassende Aufgabe, und die Förderung von Eigen-
tums- und Vermögensbildung ist ein Teil davon, 
jawohl, ein wichtiger Teil, nach unseren Vorstel-
lungen der Teil mit Vorrang, der überwiegende 
Teil, Herr Kollege Jahn, aber ein Teil. Ich bitte, 
daß Sie dies als von uns offensichtlich festzustel-
lenden Unterschied zu Ihrem Ansatz berücksich-
tigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Daher findet die Eigentumspolitik — und die Förde-
rung des Eigentums und der breiten Streuung des 
Eigentums — im sozialen Wohnungsbau durch die 
Wohnungspolitik und ihre Zielsetzung Rahmen und 
Maßstab. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Jahn (Münster)? 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Krockert, wie können Sie mir den Widerspruch er-
klären, der darin besteht, daß Sie hier den Vor-
rang der Eigentumsförderung artikulieren, während 
in den Programmen Ihrer Partei genau das Umge-
kehrte zu lesen ist? 

Krockert (SPD) : Da ist nichts Umgekehrtes zu 
lesen, Herr Kollege Jahn. Haben Sie noch etwas 
Geduld. Genau auf dieses Problem komme ich in 
wenigen Minuten. 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

Mein Punkt 3 in der Aufzählung der Grundsätze, 
von denen wir uns haben leiten lassen, betrifft die 
Zuordnung, von der ich eben sprach: Der Teil 
Eigentumsbildung bekommt Rahmen und Maßstab 
durch die wohnungspolitische Zielsetzung, die um-
fassend ist. Diese Zuordnung ist für uns eindeutig 
und unumkehrbar. Wir haben nicht — und nun 
beißen Sie ruhig darauf herum — den Wohnungsbau 
zu fördern, damit auf diese Weise mehr Menschen 
zu einem Eigentumstitel kommen, sondern wir wol-
len Eigentumsbildung fördern, weil und soweit auch 
auf diese Weise mehr Menschen zu ihrer Wohnung 
kommen — so herum —, 

(Beifall bei der SPD) 

zu der von ihnen angestrebten und ihren Wünschen 
angemessenen Form des Wohnens. 

Viertens. Die Wohnungsbauförderung hat an den 
Bedürfnissen der Menschen orientiert zu sein und 
nicht an Ideologie. Der Eigentumsbildung für weite 
Kreise der Bevölkerung kommt also im Rahmen des 
sozialen Wohnungsbaus deshalb ein Vorrang zu, 
weil sie von entsprechend breiten Kreisen unserer 
Bevölkerung angestrebt wird, gerade auch von ein-
kommensschwächeren Familien. Nicht etwa deshalb 
kommt ihr dieser Vorrang zu, weil für uns der 
Eigentümer eine Art Idealbürger wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir bilden uns nicht ein, daß die Wohnwelt erst 
dann in Ordnung ist, wenn wir möglichst alle zu 
Wohneigentümern bekehrt haben. Wir erkennen 
gewiß den Wunsch an, durch die Verbindung von 
Eigentum oder Vermögen mit dem Heim einen mög-
lichst hohen Grad an Sicherheit und Unabhängigkeit 
zu erlangen. Wir bestätigen auch gern, daß Eigen

-

tum  an Wohnraum deshalb eine gute und nützliche 
Sache ist. Aber wir basteln keinen Heiligenschein 
darum herum. 

Meine Damen und Herren, wir werden auch in Zu-
kunft mit Mietern leben, mit Wohnbürgern ohne 
Wohneigentum, und zwar nicht etwa bloß deshalb, 
weil sie alle nicht könnten, sondern auch deshalb, 
weil sie nicht unbedingt alle wollen, 

(Zuruf des Abg. Dr. Jahn [Münster] [CDU/ 
CSU]) 

weil sie sich mit dem Grad an Sicherheit und mit 
dem Ausmaß an Rechten zufrieden geben, die wir 
hier in diesem Hause übrigens für sie durchgesetzt 
haben, für die Mieter nämlich, 

(Beifall bei der SPD) 

auch ohne Einzeleigentum. Diesen Menschen, die 
das Eigentum nicht anstreben, werden wir durch die 
Art und Weise, wie wir den Eigentumsvorrang hier 
begründen, nicht das Gefühl geben, sie wohnten 
sozusagen bloß im Vorhof der Uneigentlichen, der 
Unvollkommenen, der gesellschaftlich noch nicht 
„Konfirmierten", weil gesellschaftliche Vollkom- 
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menheit mit Eigentum verbunden sei. Dieser Mei-
nung sind wir nicht. Diese Menschen sollen vielmehr 
wissen, daß unsere Auffassung von sozialstaatlicher  
Wohnungspolitik auf ausgewogene Wohnverhält-
nisse ausgerichtet ist, wo sie — die Mieter, die 
Dauerwohnberechtigten und andere — mit ihren 
Vorstellungen vom Wohnen ebenso Platz und Recht 
haben wie jeder Inhaber einer Eigenwohnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß mit aller Schärfe die Behauptung des 
Oppositionssprechers als falsch zurückweisen, die 
Eigentumsförderung würde von uns in dem Moment 
eingestellt, sobald genug Wohnungen da seien. 
Meine Damen und Herren, wir orientieren uns schon 
längst nicht mehr daran, ob irgendwann alle Leute 
ein Dach über dem Kopf haben. Wir orientieren uns 
vielmehr wohnungspolitisch an der sich weiter ent-
wickelnden Bedürfnisvielfalt, der ein entsprechend 
differenziertes Angebot gegenüberstehen soll, 

(Beifall bei der SPD) 

gerade auch für Familien mit geringerem Einkom-
men. Dazu gehört eben auch der Wunsch nach der 
Eigenwohnung. Eigentumsbildung im sozialen Woh-
nungsbau wird also von uns nicht nur gefördert, 
solange irgendwo noch Wohnungen fehlen, sondern 
solange das Wohnbedürfnis von Menschen mit ge-
ringerem Einkommen auf diese Verbindung zwi-
schen Heim und Eigentum gerichtet ist. 

Aber eines werden wir z. B. nicht tun — und des-
halb lege ich so großen Wert auf diese Zuordnung 
von Wohnungspolitik und Eigentumspolitik —. 
Wenn jemand sich in den Kopf gesetzt hat, zugun-
sten der Einzeleigentumsbildung auch älteren und 
deshalb besonders mietbilligen Sozialwohnraum um-
zuwandeln, also gerade sehr billige Mietwohnungen 
vom Mietmarkt verschwinden zu lassen, aus der 
Manörvriermasse unserer sozialen Wohnungspolitik 
herauszunehmen, und wenn dabei etwa sogar noch 
Mieter sich vor die Alternative gestellt sehen, 
entweder mitzumachen oder anderswohin auszuwei-
chen, dann leuchtet bei uns das Lämpchen auf, das 
rote, Herr Jahn. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deshalb halten wir die Klarstellung für erforder-
lich und angebracht, daß die eigentumspolitische 
Zielsetzung an der wohnungspolitischen ihre Orien-
tierung finden muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Soviel zum Verhältnis zwischen Wohnungspolitik 
und Eigentumspolitik. Nun komme ich zu dem Rang, 

 den die Bildung von Einzeleigentum nach diesem  
Gesetz innehaben soll, im Einklang mit den Grund-
sätzen, von denen ich soeben sprach. Es wird inner-
halb des sozialen Wohnungsbaus ein hoher Rang 
sein; er wird sogar d e r Vorrang gegenüber ande-
ren Förderungskategorien schlechthin sein, weil das 
dem Bedürfnis einer wachsenden Zahl von Bürgern 
entspricht, wie ich sagte — aus keinem anderen 
Grund —, und weil es bisher, Herr Kollege Jahn, in 
der Tat nicht gelungen ist, ein diesem Bedürfnis ent-
sprechendes Ergebnis zu erzielen. Solange die CDU 
in Bonn geführt hat, ist der Anteil der Eigentums

-

förderungsmaßnahmen über rund 30 % nicht hinaus

-

geraten. Das wird jetzt anders! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU] : Wir sind auf Herrn Lücke 

stolz!) 

— Sehen Sie, das wurmt die Opposition. 

Ich habe mir überlegt, ob ich das Schauergemälde 
zitieren soll, das ich mir vorgenommen habe. Nach 
Ihrer Rede, Herr Kollege Jahn, fühle ich mich dazu 
durchaus berechtigt. Ihnen paßt natürlich gerade dies 
nicht ins Konzept, daß ausgerechnet die SPD — zu-
sammen mit der FDP — ein eigentumspolitisches 
Konzept vorlegt, das über das, was Sie sich vorge-
nommen haben — auch mit dem „überwiegend" —, 
im Effekt hinausgehen muß. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU] : Herr Krockert, das ist von uns 

abgeschrieben!) 

-- Ich schreibe nie und nirgends ab, es sei denn, 
gelegentlich einmal aus der Bibel. 

(Heiterkeit) 

Es paßt Ihnen nicht, Herr Kollege Jahn, denn es 
paßt eben nicht in das Schlachtgemälde, mit dem 
Ihre Leute landauf, landab herumziehen und uns 
eben doch als Eigentumsfeinde madig machen wol-
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Wissen Sie, wie das vor den erschrockenen Bürgern 
aussehen soll? Da stürmen von links finstere Ge-
stalten auf „unser Oma ihr klein Häuschen" zu; das 
wollen sie vergesellschaften. 

(Heiterkeit) 

In den Händen schwingen sie den Hammer der 
Kollektivierung 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Und das 
sagt ein Pfarrer!) 

und das Brecheisen der Zwangswirtschaft oder so 
etwas. Daran sollen sie auf diesem Gemälde un-
schwer als „Sozis" zu erkennen sein. 

(Heiterkeit) 

Aber da steht ja der Ritter ohne Furcht und 
Tadel, mit dem Schild auf dem Kreuz, nein, mit dem 
Kreuz auf dem Schild, 

(Erneute, große Heiterkeit und Beifall) 

angetan mit lauter güldenen Förderungsmitteln; in 
der Rechten schwingt er blanke Eigenkapitalhilfen 
und in der Linken die Reden des Franz Josef Strauß, 
und damit schlägt er die Eigentumsfeinde in die 
Flucht. 

(Heiterkeit bei der SPD — Dr. Jahn [Mün

-

ster] [CDU/CSU] : Das ist Ihr Beitrag zum 
Mittelalter!) 

Dann kommt ihm die Besitzerin des Eigenheims 
dankbar aus der Tür entgegen: „Du einziger Hüter 
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und Förderer meines Eigentums, du machst alles 
wieder eigentümlich!" 

(Große Heiterkeit — Beifall bei der SPD  — 
Dr.  Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Deshalb 

wählt SPD!) 

Herr Kollege Jahn, es ging mir gar nicht um das 
Vergnügen, sondern es ging mir darum, zu zeigen, 
um was es wirklich geht. Im übrigen: Das ist nicht 
so weit hergeholt. Wenn Sie wissen wollen, woher 
ich das habe: Ich habe das aus einer illustrierten 
Beilage zu den Sonthofener Protokollen. Das unge-
fähr muß da gemeint gewesen sein. 

Zu dem, was Sie unterstellen, passen die Tatsa-
chen nun einmal nicht, nämlich die Tatsachen unserer 
Eigentumspolitik. So etwas gibt es, Herr Kollege 
Jahn. Es gibt so etwas wie unsere Eigentumspolitik. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Wo steht 
die in Ihrem Programm? — Dr. Ehrenberg 

[SPD] : Godesberger Programm!) 

Das paßt nicht dazu, und deshalb müssen Sie die 
Tatsachen auf den Kopf stellen. 

Was Sie vorhin über den Zusammenhang von 
Parteiprogramm und Nutzungseigentum gesagt ha-
ben, Herr Kollege Jahn, haben Sie wider besseres 
Wissen aufgeführt. Sie wissen genau, worum es bei 
all solchen Vorstellungen geht: nicht der „Oma ihr 
klein Häuschen" kaputtzuklopfen, wie Sie immer 
wieder glauben machen möchten, sondern darum, 
daß privates Eigentümerinteresse mit dem Wohl der 
Allgemeinheit — beispielsweise im Städtebaurecht, 
beispielsweise im Planungsrecht — in Einklang ge-
bracht, ausgeglichen und in Balance gehalten wird, 
um dieses Wohles der Allgemeinheit willen. Ich will 
Ihnen — nicht nur Herrn Kollegen Jahn, sondern 
auch noch einigen anderen Herren Kollegen aus der 
Opposition — eines sagen: Der Tag wird kommen, 
an dem Sie dann wieder auf den Zug des Gemein-
wohls springen, ähnliche Modelle vorschlagen, ab-
schreiben und dann der Öffentlichkeit gegenüber 
behaupten werden, das hätten Sie erfunden. Der 
Tag wird kommen; wir haben ihn im Zusammenhang 
mit Wohnungs- und Sozialpolitik schon öfter erlebt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sagte, die Tatsachen, die wir Ihnen vorstellen, 
passen nicht zu Ihrem Schauergemälde. Deshalb 
müssen Sie sie auf den Kopf stellen. Das, was Sie 
hier vorgetragen haben, Herr Kollege Jahn, — — 

(Dr.  Jahn [Münster] [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie noch eine Zwischenfrage des Kollegen Jahn? 

Krockert (SPD) : Bitte! 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Krockert, sind Sie, um der Wahrheit die Ehre zu ge-
ben, bereit, vor diesem Hause zuzugeben, daß die 
breite Streuung privaten Wohnungseigentums mit 
dem Wort „überwiegend" genau im Wortlaut unse

-

res Gesetzentwurfes steht, den wir vor Ihnen in 
diesem Hohen Hause eingebracht haben? 

(V o r s i t z : Vizepräsident Dr. Jaeger) 

Krockert (SPD) : Ich habe doch nichts dagegen, 
Herr Kollege Jahn! Wir wollen aber hier keine 
Wortklauberei treiben, sondern die politischen Ziel-
setzungen in ihrer Effektivität miteinander verglei-
chen. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sie dürfen auch 

nicht das Gegenteil behaupten!) 

Dabei kommen wir besser weg. Hören Sie zu, es 
kommt noch besser. — Ich habe behauptet, daß das, 
was wir Ihnen mit unserem Gesetzentwurf an Tat-
sachen vorführen, nicht zu dem Schauergemälde 
paßt, das Sie malen möchten. Deshalb mußten Sie 
auch in Ihrer Beschreibung der Vorgänge in der Aus-
schußberatung die Dinge auf den Kopf stellen. Es 
geht darum, was sich um unseren Versuch angesie-
delt hat, mit dem Bundesrat ins Benehmen zu kom-
men. Im Vorblatt des Regierungsentwurfs heißt es 
zum Vorrang des Wohneigentums innerhalb der 
ganzen Förderungspolitik: 

Durch die Förderung wird angestrebt, den Anteil 
der Eigentumsmaßnahmen künftig 

— denn bisher, in den vergangenen 25 Jahren, war 
es nicht so, Herr Kollege Jahn — 

bis auf die Hälfte des Förderungsvolumens zu 
steigern. 

Diese Perspektive ist vernünftig, meine Damen und 
Herren, sie ist auch nicht unrealistisch. Sie findet als 
anzustrebendes Förderungsleitbild ganz bestimmt 
auch keinen Widerspruch beim Bundesrat. Aber der 
gesetzliche Ausdruck dieser Perspektive ist bei den 
Ländern in der Tat auf einhelligen Widerspruch ge-
stoßen — aus ganz anderen Gründen, als Sie sie 
hier vorgemalt haben. Die entsprechende Vorschrift 
über die Förderung lautet nämlich jetzt in § 1 des 
Gesetzentwurfs, sie solle „überwiegend der Bildung 
von Einzeleigentum dienen". So stand es im Regie-
rungsentwurf, und so ist es jetzt geblieben. 

Was war das Zwischenspiel? Der Bundesrat be-
fürchtete, meine Damen und Herren, dieser Wort-
laut ginge womöglich über die soeben genannte 
Perspektive hinaus. Hier würde nicht bloß ange-
strebt, die Eigentumsförderung auf eine künftige 
Anteilshöhe hin zu steigern, sondern hier würden 
die Länder in ein starres Prozentsätze-Korsett hin-
eingezwängt, ohne die Chance, sich auf bewegliche 
Entwicklungen der Wirklichkeit auch beweglich 
einstellen zu können. Und da hat der Bundesrat her-
auszulesen geglaubt: Wenn beispielsweise von zehn 
bereitgestellten Förderungsmillionen trotz aller 
Liebe zum Eigentum nun einmal nur 4 Millionen 
DM für eigentumsbildende Maßnahmen abgerufen 
worden sind, daß sie dann mit anderen Förderungs-
maßnahmen, z. B. für Mietwohnungsbau, für Dauer-
wohnrecht usw., auch unter 4 Millionen DM blei-
ben, also ihr Gesamtprogramm von 10 Millionen 
DM auf 8 Millionen DM kürzen müßten, um mit die-
sem Gesetz ja nicht etwa in Konflikt zu geraten — 
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als wäre es ein „Gesetz der Meder und Perser". Das 
waren die Befürchtungen des Bundesrates — darum 
ist es gegangen —, des Bundesrates, meine Damen 
und Herren, in dem, wie hier schon gesagt wurde, 
die CDU/CSU-regierten Länder die Mehrheit haben, 
wobei festzuhalten ist, daß dieser Widerspruch ein-
hellig war. 

Trotz dieser CDU/CSU-Mehrheit im Bundesrat 
waren es wir Sozialdemokraten, gemeinsam mit den 
Freien Demokraten, die den Versuch gemacht ha-
ben, hier eine Formulierung zu finden, die dem 
Bundesrat — sprich: den Ländern — entgegen-
kommt. Sie sollte klarstellen, daß die Länder be-
weglich bleiben, sich mit ihren Programmen in Ab-
stimmung mit der tatsächlichen Bedarfsentwicklung 
auf das angestrebte Ziel „überwiegend" zubewe-
gen, so wie es im Vorblatt steht und wie ich es zi-
tiert habe. Denn schließlich obliegt den Ländern 
nicht nur die Durchführung des Wohnungsbaus und 
seiner Förderung; sie haben vielmehr finanziell 
auch die Hauptlast zu tragen. Das wird von uns an-
erkannt. Ich hätte das gerne mit einer Verbeugung 
zur Bundesratsbank hin gesagt; aber die ist heute 
so leer. 

Dieser Versuch der Koalition, einem berechtigten 
Länderinteresse entgegenzukommen — um nichts 
anderes hat es sich gehandelt —, blieb schließlich 
nur deshalb ohne Ergebnis, weil keine der erörter-
ten Formulierungen von der Zustimmung beider 
Koalitionspartner getragen wurde. Na schön, so et-
was kommt vor. Das kennen Sie selber. Was aber 
macht die Opposition 'daraus? Ihr entschlossener 
Widerstand — so haben wir es gehört — habe ver-
hindert — und nun zitiere ich, was Sie vor Ihrer 
Rede von vorhin im DUD darüber geschrieben ha-
ben, Herr Kollege Jahn —, daß die Sozialdemokra-
ten meuchlings „den Anteil der Eigentumsförderung 
auf ein Drittel der Gesamtförderung beschränken". 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Wo steht 
„meuchlings"?) 

Wörtlich: „beschränken", 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört!) 

das wäre „meuchlings"! Das ist eben Ihre Unterstel-
lung, Herr Kollege Jahn: wir sollen doch etwas „be-
schränkt" haben. Wissen Sie, was „beschränken" 
heißt? Alles abkappen, was oben drüber ist. So 
werden hier die Tatsachen verdreht! 

An dieser Behauptung, die da im DUD steht und 
die Sie hier wiederholt haben, ist jede Einzelheit 
falsch. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn es irgend etwas gibt, womit sie überein-
stimmt, dann ist es die Sonthofener Doktrin, und 
sonst gar nichts in der Welt. 

Nun bleibt es also in § 1 dabei — gegen die 
Bedenken der Länder, Herr Kollege Jahn, samt ihrer 
CDU/CSU-Mehrheit, nicht wahr; sei es drum —: 
Die Förderung soll überwiegend der Bildung von 
Einzeleigentum dienen. Wir konnten es schließlich 
bei dieser Formulierung sein Bewenden haben las-
sen, Herr Kollege Jahn, weil diese Sollvorschrift 

nach unserer Auffassung ohnehin eine politische 
Zielvorgabe darstellt, nicht aber ein starres Schub-
ladensystem von Prozenten und schon gar nicht so 
eine Art Prokrustesbett, in das die jährliche poli-
tische Wirklichkeit entweder hineingereckt oder 
hineingesäbelt werden müßte, je nachdem. 

Nein, wir waren und wir sind gegen jede starre 
Festlegung der Ränge. Die haben nämlich früher 
nicht funktioniert und würden auch künftig nicht 
funktionieren. Die Länder wissen das. Wir wollen 
deutliche Vorränge, aber wir wollen diese Vor

-
ränge nicht als Fallbeil zur Kappung anderer Be-
dürfnisse geschärft haben. Das sei ausdrücklich zu 
Protokoll gegeben. „To whom it may concern"  — 
um  mit einem deutschen Kernsatz eines bayerischen 
Politikers zu sprechen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der FDP — Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : 

In englischer Formulierung!) 

Da die Bundesregierung, dazu aber auch noch der 
Ausschuß mehrheitlich, einer Vielzahl von Ände-
rungswünschen des Bundesrates im übrigen schon 
Rechnung getragen hat, werden wir, wie ich meine, 
dem abschließenden Bundesratsdurchgang ja wohl 
mit Optimismus entgegensehen können. 

Dieses Gesetz schreibt aber nicht nur vor, daß 
der Anteil für Eigenheime und Eigentumswohnun-
gen auszuweiten ist. Er schafft dafür darüber hin-
aus auch ansehnliche Verbesserungen für die Eigen-
tumsbildung; ich muß jetzt jedes Mal hinzufügen, 
damit kein Mißverständnis entsteht: für die Bildung 
e c h t en  Wohneigentums. 

Eigenheime und Eigentumswohnungen stehen 
sich im Rahmen der Förderung gleich, d. h., sie ge-
nießen die gleichen Förderungsvorzüge. Besondere 
Regelungen sind für den Erwerb von öffentlich 
geförderten Kaufeigenheimen und Kaufeigentums-
wohnungen getroffen worden. Hier soll namentlich 
die Möglichkeit begünstigt werden, Eigentum durch 
Mietkauf zu erwerben. Dabei wird die Anwart-
schaft auf den Eigentumserwerb nach dem Bezug 
der Wohnung durch allmähliches Nachsparen des 
notwendigen Eigenkapitalanteils verwirklicht. Wer 
einen Bausparvertrag abgeschlossen hat, braucht 
also nicht unbedingt erst bis zur Zuteilung zu war-
ten, ehe er den Kauf- oder Bewerbervertrag ab-
schließt und die Wohnung bezieht. Damit wird 
gerade auch den einkommensschwächeren Woh-
nungssuchenden der Zugang zur Eigentumsbildung 
an echtem Eigentum eröffnet. 

Besonders hilfreich sind hierzu die im Gesetz vor-
gesehenen öffentlichen Bürgschaften für Vor- und 
Zwischenfinanzierungsdarlehen. Sie sollen vor allen 
Dingen kinderreichen Familien und jungen Ehepaa-
ren gewährt werden. Für derartige Bürgschaften, 
die die Länder gewähren, sind Rückbürgschaften 
des Bundes vorgesehen, die den Zugang zu Kapi-
talmarktmitteln ganz sicher erleichtern werden. 
Aber schließlich — und das beantwortet auch eine 
der kritischen Fragen des Oppositionssprechers —
können öffentliche Baudarlehen künftig auch für 
Zwecke der Vor- und Zwischenfinanzierung einge- 
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setzt werden, wenn andere Mittel zu zumutbaren 
Bedingungen nicht beschafft werden können. 

Die Opposition hat mit ihrem Gesetzentwurf zur 
Vermögens- und Eigentumsbildung einen sicher gut 
gemeinten, aber nicht realisierbaren Alternativvor-
schlag gemacht. Die Höhe dessen, was an Förde-
rungsmitteln dafür einzusetzen wäre, und zwar nicht 
nur vom Bund, sondern auch von den Ländern, die 
wir hier überfordern würden, macht es unmöglich, 
darauf einzugehen, vor allen Dingen im Hinblick 
darauf, daß uns die Opposition vor die Alternative 
stellt: nun gut, wenn ihr unsere Eigenkapitalhilfe 
nicht zusätzlich schlucken wollt, dann streicht doch 
dafür euren Wohnbesitz bitte wieder heraus; dann 
können wir das ja machen, dann kommt das da 
hinein. Dies allerdings, meine Damen und Herren, 
wollen die Koalitionsfraktionen nun eben einmal 
nicht. Wir bestehen auf dem Wohnbesitzbrief — 
es  wird dazu nachher noch von einem anderen Kol-
legen die Rede sein — und denken nicht daran, ihn 
für die Vorstellungen preiszugeben, die die CDU 
eingebracht hat, und sei es auch früher, Herr Kol-
lege Jahn, nämlich noch in der letzten Legisla-
turperiode; 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Und besser!) 

das ändert daran nichts. 

Nun also zum Wohnbesitz: Hier handelt es sich 
um eine neue Rechtsform. Darum war hier eine be-
sonders gründliche Ausschußberatung unvermeid-
lich. Mein Kollege Waltemathe wird dazu noch aus-
führlicher sprechen; ich beschränke mich auf ganz 
wenige Feststellungen. 

Erstens. Es handelt sich beim Wohnbesitz um ein 
weiteres Angebot. Niemanden wird etwas aufge-
nötigt, niemandem wird etwas weggenommen. In-
nerhalb des sozialen Wohnungsbaus wird der 
Fächer der Möglichkeiten erweitert, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Und der 
Markt manipuliert!) 

mehr nicht, aber auch nicht weniger. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Zweitens. Dieses Angebot verbindet die woh-
nungspolitische Zielsetzung nunmehr mit einer ver-
mögenspolitischen. Ich weiß gar nicht, was Sie ge-
gen Vermögensbildung haben, meine Herren! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Ja, beim klei- 

nen Mann! Dafür sind wir auch!) 

Es richtet sich an Bürger, die ein möglichst hohes 
Maß an Wohnstabilität mit einer interessanten An-
lagemöglichkeit für ihre Sparmittel verbinden möch-
ten, ohne die Schwelle der vollen Eigentumsbildung 
überschreiten zu können oder zu wollen. 

Drittens. Auch hier findet kein versteckter An-
griff gegen das Eigentum statt. Es kommt vielmehr 
zum Ausdruck, daß es zwischen dem Einzeleigen

-

tum  und der Miete durchaus andere Möglichkeiten 
gibt, die entwickelt werden können. Das ja! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn damit überhaupt irgend etwas verneint oder 
bestritten wird, ist es allenfalls der Ausschließlich-
keitsanspruch, nach dem angeblich außer dem gehei-
ligten Volleigentum überhaupt nichts Gescheites in 
Frage kommen soll. Das allerdings bestreiten wir, 
ohne Verbissenheit, in aller Gelassenheit und unter 
Abwarten der Entwicklung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Soviel zum Wohnbesitz. 

Ich versichere dem Hause abschließend, daß der 
Ausschuß den Regierungsentwurf nach bestem Wis-
sen und Gewissen gründlich überprüft und überar-
beitet hat. Ich stehe nicht an, trotz der öffentlichen 
Polemik der Opposition gegen unsere Fassung und 
gegen unsere angebliche Eigentumsfeindlichkeit 
auch positive Oppositionsbeiträge zu der jetzt vor 
Ihnen liegenden Ausschußfassung ausdrücklich an-
zuerkennen. Mit diesem Gesetz erhöhen wir nun die 
Einkommensgrenze bei Familienzusatzdarlehen nach 
dem hier einbezogenen Entwurf auf Druck-
sache 7/2207, und dieser Entwurf stammt von meh-
reren Kollegen der CDU/CSU. Wenn die Hinweise 
aus Ihren Reihen und Ihr eigener Hinweis nicht 
trügen, soll das nun heute mit dem Gesamtgesetz 
der Ablehnung der Oppositionsfraktion anheimfal-
len; sei es drum. 

Die Koalitionsfraktionen sind jedenfalls der Über-
zeugung, daß das Gesetz zu einem verbesserten und 
ausgewogenen Verhältnis zwischen den Bedürfnis-
sen und Erwartungen der Bürger auf der einen Seite 
und den öffentlichen Erfordernissen andererseits 
beitragen wird. Eine solche ausgewogene sozial-
staatliche Förderungspolitik allein ist die Gewähr 
für einen verantwortlichen Umgang mit den Steuer-
geldern der Bürger. Diese Verantwortung glauben 
wir übernehmen zu können und empfehlen Ihnen 
deshalb die Annahme des Entwurfs. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall 
bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Am 24. Mai 1973 hatte ich bei der 
ersten Lesung den vorliegenden Gesetzentwurf für 
meine Fraktion ausdrücklich begrüßt. Ich kann das 
heute unterstreichen, denn dieser Entwurf paßt ganz 
ausgezeichnet in unsere finanz- und haushaltspoli-
tische Landschaft. Dieser Entwurf bemüht sich näm-
lich einmal, abweichend vom sonst üblichen, opti-
male Ergebnisse zu erzielen und bewährte, aber 
gleichzeitig den gewandelten Verhältnissen ange-
paßte Ziele durch Umschichtung von Förderungs-
maßnahmen zu erreichen. Dieser Entwurf verzichtet 
darauf, neue, zusätzliche Haushaltsmittel in An-
spruch zu nehmen. In unserer Situation ist es auch 
ganz einfach nicht möglich, den Haushalt im Be-
reich des sozialen Wohnungsbaues jetzt stärker 
finanziell zu belasten. Deswegen wird der Antrag 
der Opposition auf Gewährung zusätzlicher Eigen-
kapitalhilfen abgelehnt werden müssen. 
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Nun haben Sie heute, Herr Kollege Dr. Jahn, dar-
auf hingewiesen, daß auch Sie dies durch Um-
schichtung erreichen wollen. Das hätten Sie einmal 
etwas früher sagen sollen. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD) 

Sie treten doch draußen im Lande als der große 
Geldgeber auf, der einerseits den Staatsbankrott an 
die Wand malt, aber andererseits bereit ist, weiteres 
Geld draußen im Bereich des sozialen Wohnungs-
baues zu verstreuen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das ist einfach nicht möglich. Diese restriktive Hal-
tung, die wir an den Tag legen und zu der wir uns 
auch ganz klar bekennen, wird vom Bürger draußen 
verstanden. In der gegenwärtigen Situation hat der 
Bürger überhaupt kein Verständnis für große Ge-
schenke, denn er weiß, daß solche Geschenke auf 
Umwegen in Form neuer Belastungen auf ihn zu-
rückschlagen. Der Bürger erwartet, daß die verfüg-
baren Mittel bestmöglich und vernünftig eingesetzt 
werden. 

Nun entlastet die verstärkt geförderte Eigentums-
bildung rechnerisch langfristig natürlich auch den 
öffentlichen Haushalt. Wir dürfen ja nicht über-
sehen, daß diese akzentuierte Förderung verstärkt 
den Bürger als selbstverantwortlichen Menschen 
mit in den Bereich des sozialen Wohnungsbaues ein-
bezieht und seine eigenverantwortliche Haltung 
stärkt. Diesem Bürger wird in wirksamer Weise mit 
öffentlichen Mitteln geholfen, sich mit dem, was er 
selbst dazu beitragen kann, letztlich selbst zu hel-
fen. Das ist auch im Bereich des sozialen Woh-
nungsbaues die richtige Haltung, jedenfalls die Hal-
tung, die wir als Liberale für die beste halten. 

Wir begrüßen es sehr, daß künftig überwiegend 
Einzeleigentum gefördert werden wird. Die Nach-
frage nach diesem Eigentum ist im Bereich des so-
zialen Wohnungsbaues nach wie vor groß. Dieses 
Eigentum gibt dem einzelnen eine ganz wesentliche 
Möglichkeit, zu mehr Freiheit in seinem persön-
lichen Lebensbereich zu kommen, zu mehr Indivi-
dualität und zu einer stärkeren Eigengestaltung sei-
nes Lebens. 

Natürlich darf — hier stimme ich Herrn Kollegen 
Krockert zu — niemand gezwungen werden, von 
diesen Möglichkeiten der Förderung Gebrauch zu 
machen. Viele Bürger in diesem Lande sind dazu 
auch gar nicht in der Lage. Sie sind finanziell nicht 
in der Lage, von diesem Angebot, wir mögen es 
ausgestalten wie immer man will, Gebrauch zu ma-
chen. 

Wenn das aber richtig ist, dann muß man den 
Vorschlag der Union zurückweisen, die den Ver-
such unternommen hat, aus dem vorhandenen Be-
stand an Sozialwohnungen einiges herauszubre-
chen und in das Eigentum der Mieter zu überführen. 
Denn wir müssen uns darüber klar sein, daß ge-
rade die preisgünstigen Sozialwohnungen aus den, 
fünfziger Jahren und aus dem Anfang der sech-
ziger Jahre notwendig sind als eine eiserne Re-
serve, um diejenigen Bevölkerungskreise nach wie 
vor möglichst preisgünstig unterzubringen, die be

-

sonders einkommensschwach sind. Es sind dies 
Personengruppen, die nicht in der Lage sind, in 
diesem Bereich selbst Eigentum zu bilden, und die 
wir nicht auf die neuerbauten teuren Sozialwoh-
nungen abdrängen dürfen. Ich glaube, das muß hier 
einmal mit aller Deutlichkeit gesagt werden. Es 
wäre eine verfehlte Eigentumsbildung, aus diesem 
Bestand preisgünstiger Sozialwohnungen etwas her-
auszunehmen, so daß wir es als Reserve für den 
notwendigen Zweck nicht mehr zur Verfügung ha-
ben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich begrüße für meine Fraktion auch ausdrück-
lich, daß der vorliegende Entwurf einen deutlichen 
Akzent in Richtung Eigentumswohnung setzt. Da-
mit wird dem Bau von Eigenheimen kein Abbruch 
getan, und diese Förderung wird nicht unbillig hint-
angestellt. Aber der Wohnungsbedarf ist vorrangig 
heute insbesondere in großen Städten und Bal-
lungsgebieten vorhanden. Dort ist die Eigentums-
wohnung zunehmend beliebt geworden, und dem 
Bau von Eigenheimen in solchen Bereichen sind 
natürliche Grenzen gesetzt. Dafür sprechen nicht 
nur städtebauliche und raumordnerische Gesichts-
punkte, sondern wir sehen auch ganz deutlich, daß 
der Zersiedlung der Landschaft auch durch die 
Möglichkeiten und den Zustand unseres öffent-
lichen Nahverkehrs erfreulicherweise Einhalt gebo-
ten wird. 

Ich hatte bereits bei der ersten Lesung darauf hin-
gewiesen, daß man sich allerdings verstärkt um 
neue Siedlungs- und Wohnformen wird bemühen 
müssen, um zu erreichen, daß die Eigentumswoh-
nung im Verhältnis zum Eigenheim zunehmend an 
Attraktivität gewinnt und vom einzelnen in der 
gleichen Weise als individuelle Wohnform ange-
nommen wird wie das Eigenheim. Hier bietet die 
derzeitige Stagnation, ja, der derzeitige Rückgang 
der Bevölkerungsentwicklung in unserem Lande 
eine ausgezeichnete Chance. Viele bejammern die-
sen Bevölkerungsrückgang als den heraufziehen-
den drohenden Untergang des christlichen Abend-
landes deutscher Nation und sehen gar nicht, daß 
wir hier erstmals auch im Bereich der Wohnungs-
baupolitik die Chance haben, uns verstärkt des ein-
zelnen Menschen und seiner Bedürfnisse anzuneh-
men. So habe ich immerhin die Hoffnung, daß man 
auch im Bereich des sozialen Wohnungsbaus künftig 
davon Abstand nehmen wird, große Mammutstädte 
auf der grünen Wiese aus dem Boden zu stampfen, 
sondern verstärkt dazu übergeht, sorgfältiger und im 
Detail zu planen, kleinere Vorhaben zu verwirk-
lichen, die an bereits vorhandene Siedlungen und an 
gewachsene Strukturen angebunden werden kön-
nen. Ich glaube, es ist insbesondere gerade im Be-
reich des sozialen Wohnungsbaus ein sehr wichtiges 
Anliegen, daß es uns künftig weniger um die bloße 
Unterbringung der Menschen gehen darf, sondern 
zunehmend um die Befriedigung ihrer eigentlichen 
Wohnbedürfnisse. 

Nun wird der Erwerb von Wohnungseigentum in 
Form der Eigentumswohnung und des Eigenheims 
nach dem vorliegenden Entwurf künftig ganz we-
sentlich durch das Finanzierungssystem des Miet- 
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kaufs erleichtert. Dieser Mietkauf ist ein liberaler 
Beitrag zu diesem Entwurf, und seine Einführung 
ist seit Jahren eine unserer dringendsten Forderun-
gen gewesen. Durch das Modell des Mietkaufs soll 
gerade die kinderreiche Familie und die junge Fa-
milie gefördert werden. Ihnen soll die Finanzierung 
des Wohnungserwerbs erleichtert werden. Gerade 
junge Ehepaare, die noch nicht über das notwendige 
Anfangskapital verfügen, werden sicherlich von die-
ser Möglichkeit besonders Gebrauch machen. Sie 
haben jetzt die Möglichkeit, in der praktischen Form 
des Nachsparens das zu erwerben, wofür ihnen die 
Aufbringung der Mittel durch Vorsparen nicht mög-
lich ist. Während noch vor einigen Jahren lediglich 
ein Drittel aller Förderungsmaßnahmen auf die Ei-
gentumsbildung entfielen, wird die Förderung von 
Eigentumsmaßnahmen nach dem Entwurf künftig 
über 50 °/o betragen. 

Nun hat sich der ganze Unmut der Opposition an 
dem neuen Institut des Wohnbesitzes entzündet. Ich 
verstehe eigentlich Ihre Angriffe nach Richtung und 
Intensität nicht ganz; denn hier wird ja keine neue 
Art des Eigentums angeboten, einfach deswegen 
nicht, weil Wohnbesitz kein Eigentum ist. Schon der 
Name des neuen „Kindes" legt eigentlich mehr bloß, 
als er verhüllen möchte. Er will nichts verhüllen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schneider [CDU/CSU]) 

— Das ist kein Etikettenschwindel, wie Sie es hier 
darzustellen versuchen. Besitz ist — das wissen Sie 
doch mit Ihrem am Bürgerlichen Gesetzbuch ge-
schulten zivilrechtlichen Verstand — kein Eigen

-

tum,  und der Besitzer ist kein Eigentümer. So ein-
fach ist das. Der Wohnbesitz kombiniert vielmehr 
lediglich das schuldrechtliche Dauerwohnrecht 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das kann 
man am Markt aber billiger haben!) 

— ich werde darauf, Herr Kollege Dr. Jahn, zurück-
kommen — mit der finanziellen Beteiligung an 
einem geschlossenen Immobilienfonds. Viele, auch 
viele Fachleute, sehen es als sehr positiv an, daß 
hier das gesicherte und abgesicherte Wohnen in 
Form des Dauerwohnrechts mit vermögenswirk-
samen Aktionen zugunsten einkommensschwächerer 
Bevölkerungskreise kombiniert wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Zugunsten der 

Baugesellschaften!) 

Die Vorteile, die bisher lediglich dem Bauherrn zu-
gute gekommen sind, werden künftig demjenigen, 
der Inhaber eines Wohnbesitzbriefes ist, zugute 
kommen. Das muß doch bejaht werden. 

Um es nach Ihren Ausführungen, Herr Dr. Jahn, 
ganz deutlich zu sagen: Wenn Wohnbesitz das her-
kömmliche Eigentum in diesem Entwurf ersetzt oder 
auch nur zurückgedrängt hätte, wären wir Freien 
Demokraten die ersten gewesen, die auf den Barri-
kaden gestanden hätten, vielleicht weil wir manches 
eher erfahren, noch viel früher, als es bei Ihnen ge-
dämmert hätte. 

(Gallus [FDP] : Sehr gut!) 

All das, was Sie hier an untergründigen Verdächti-
gungen in die Debatte einzuführen versucht haben, 
ist nicht richtig, sondern genau das Gegenteil ist der 
Fall. Wir haben etwas erreicht, was Ihnen nie mög-
lich war, nämlich daß nun erstmals kraft Gesetzes 
über 50 °/o der Förderung auf Eigentumsmaßnahmen 
entfallen werden. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD  — 
Dr.  Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das steht 

bereits in unserem Gesetzentwurf!) 

Es bleibt also dabei, daß mit dem Wohnbesitz ledig-
lich eine neue Rechtskonstruktion hinzugefügt wird. 
Ich frage mich, was man dagegen einzuwenden hat. 
Aber das paßt nicht in Ihre Ideologie. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Nein, das 
ist zu teuer!) 

Ich habe in der Vergangenheit gehört, daß Sie 
im Münsterland sehr intensiv tätig sind und die Be-
völkerung mit derartigen Thesen füttern. Sie haben 
das in etwas verpackter Form auch heute hier ver-
sucht. 

(Frau Meermann [SPD] : Sehr richtig!) 

Sie haben immer wieder aus einer Februar-Nummer 
der „Süddeutschen Zeitung" zitiert. Ich will mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten aus dem Leit-
artikel der „Süddeutschen Zeitung" vom heutigen 
Tage zitieren, wo Ihre Ideologieautomatik darge-
stellt ist; es heißt dort: 

Von hier aus ergibt sich für den geschulten 
Ideologen die gedankliche Kettenreaktion von 
selbst: Nutzungsrecht = Nutzungseigentum = 
Aushöhlung des Eigentumsbegriffs = Enteig-
nung der privaten Haus- und Wohnungseigen-
tümer = Sozialisierung. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU) : Wer be

-

hauptet das denn?) 

Ich habe den Eindruck gewonnen: so einfach ist das 
bei Ihnen tatsächlich. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU] : Nein!) 

Das liegt vielleicht an den Reflexen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sie bauen 
sich einen Popanz auf!) 

Bei Ihrer ideologischen Automatik ist es so: oben 
wirft man das Zehnerl hinein, und unten klingelt's 
wie vorgesehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: So 

einfach machen Sie es sich!) 

Das stimmt immer. In CDU-Automaten aus dem 
nördlichen Bereich muß selbstverständlich ein Gro-
schen oder meinetwegen ein Zehnpfennigstück ein-
geworfen werden. Aber das Ergebnis stimmt auch 
hier offensichtlich immer. Ich glaube, wir sollten be-
züglich des Wohnbesitzes ganz einfach die weitere 
Entwicklung abwarten und einmal sehen, was Ange-
bot und Nachfrage bringen. Ich kann Ihnen nur ra- 
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ten, doch etwas mehr Zutrauen zum Wettbewerb 
und mehr Mut zum Markt zu haben. 

(Zustimmung bei der FDP — Dr.  Jahn 
 [Münster] [CDU/CSU] : Zur Chancengleich

-

heit!) 

Wenn in der Aufklärung und der Unterrichtung der 
Bevölkerung kein Etikettenschwindel betrieben, son-
dern objektiv informiert wird, so besteht für jeden 
die Möglichkeit, zwischen dem, was er wünscht, und 
dem, was er nicht wünscht, abzuwägen. 

(Sehr gut! bei der FDP) 

Nun sagt die Opposition ja teilweise, sie habe 
gegen dieses Institut gar nichts. Sie sei lediglich ge-
gen die forcierte Förderung eingestellt. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Genau!) 

Ich glaube, wir können aber keinen Mantel anbieten, 
der völlig leer bleibt und der nichts bringen wird. 
Dieses Institut muß natürlich auch gefördert werden. 
Wenn Sie sagen, dies ginge zu Lasten des traditio-
nellen Mietwohnungsbaus, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das steht 
im Gesetzentwurf!) 

so will ich Sie doch immerhin fragen, Herr Kollege 
Dr. Jahn: Bringt der Wohnbesitz für den Inhaber die-
ses Wohnbesitzbriefes nicht letztlich — unter Be-
rücksichtigung auch der wirtschaftlichen Kombina-
tionsmöglichkeiten — eine bessere Position, als sie 
der Mieter heute hat? Sehen Sie denn nicht auch, 
daß der Wohnbesitz eine Chance und einen Einstieg 
dafür bietet, die ungeheuren Machtkonzentrationen 
in den Händen großer Gesellschaften einmal etwas 
weiter zu entflechten? 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Die Bau-
gesellschaften sind doch die Eigentümer!) 

— Es ist ein erster Einstieg, der das Problem natür-
lich nicht völlig löst. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Na, sehen 
Sie!) 

Ich habe das bereits bei der ersten Lesung ausge-
führt: Es ist ein Einstieg, zu einer stärkeren Ent-
flechtung zu kommen, dem einzelnen, der dort 
wohnt, mehr Rechte zu geben. Zudem ist ja der 
Übergang — dies sieht der Entwurf vor — vom 
Wohnbesitz zum Wohnungseigentum jederzeit mög-
lich. Diese Umwandlungsaktion wird, wo es für not-
wendig gehalten wird, durchaus stattfinden können. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Engelhard, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Jahn? 

Engelhard (FDP) : Bitte!  

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Engelhard, wie ist es mit dem liberalen Verständ-
nis zu vereinbaren, daß der öffentliche Mietwoh-
nungsbau Vorrang gegenüber dem privaten Miet-
wohnungsbau bekommen soll? 

Herr Präsident, gestatten Sie mir eine zweite 
Zwischenfrage zu einem Thema, das gerade ange- 

schnitten wurde. Geben Sie mir zu, Herr Kollege 
Engelhard, daß ein Rechtsanspruch auf Umwandlung 
von Ihnen in den Ausschußberatungen abgelehnt 
worden ist, weil der Bauträger, die Baugesellschaft, 
jeweils selbst zustimmen muß? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, da ist er über

-

fragt!) 

Engelhard (FDP) : Die Frage, wie sich die Um-
wandlung im einzelnen technisch abspielt, wird 
noch weiterer Erörterungen bedürfen. 

(Dr. Schneider [CDU/CSU] : Das ist aber 
eine ganz entscheidende Frage!) 

So wie Sie dies vorgeschlagen hatten, war es jeden-
falls im einzelnen nicht machbar. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sie lehnen 
den Rechtsanspruch auf Umwandlung ab!) 

Daß hier selbstverständlich eine Koordination der 
einzelnen Wohnbesitzinhaber wird stattfinden müs-
sen, ist ganz klar. Es bieten sich hier aber durchaus 
Modelle an, wie man zu vernünftigen Ergebnissen 
kommen kann. 

Nun zu Ihrer ersten Frage betreffend den Vorrang 
des öffentlichen Wohnungsbaus. Sehen Sie denn 
nicht, daß nach diesem Entwurf ein Volumen von 
über 50 °/o nicht nur von Privaten errichtet werden 
kann, sondern auch dem einzelnen privaten Bürger 
zugute kommt? Ich glaube, Sie vernebeln hier die 
gesamte Landschaft, werfen hier Ihre Nebelkerzen 
und glauben, daß man dann nicht mehr das zu sehen 
vermag, was tatsächlich in diesem Entwurf steht. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Herr Engel

-

hard, es geht um den Mietwohnungsbau!) 

— Der Mietwohnungsbau ist davon im einzelnen 
nicht berührt. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Doch, da 
privilegieren Sie den Wohnbesitz!) 

Der Mietwohnungsbau wird selbstverständlich etwas 
zugunsten der Wohnbesitzwohnung reduziert wer-
den müssen. Das ist der Preis dafür, daß auf der 
anderen Seite über 50 % des Volumens in Voll-
eigentum übergehen. Man muß ja jetzt immer schon 
von Volleigentum sprechen, damit es von Ihnen 
verstanden wird und von Ihnen nicht untergründig 
das Wort „Nutzung" hineininterpretiert wird. Dabei 
wollen wir es in dieser Diskussion vielleicht einmal 
belassen. 

Ich will Sie fragen: Was spricht eigentlich gegen 
das Institut der Wohnbesitzwohnung? 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das kann 
man am Markt viel billiger haben!) 

Der Entwurf ist doch auf folgender Grundlage zu 
sehen. Über 50 % werden gefördert für die Bildung 
privaten Wohnungseigentums. Daneben tritt die 
Wohnbesitzwohnung als ein zusätzliches Angebot. 
Sie ist insofern eine Neuheit auf der Palette des An-
gebots und unserer Bemühungen im Bereich des so-
zialen Wohnungsbaues. 
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Engelhard 
Wir als Fraktion der Freien Demokraten werden 

diesem Entwurf zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schneider. 

Dr. Schneider (Nürnberg) (CDU/CSU) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die heutige 
Debatte darf uns, sosehr man auf Einzelheiten einzu-
gehen hat, sosehr Probleme zu rekapitulieren sind, 
die im Brennpunkt der Ausschußberatungen gestan-
den haben, den Blick auf eine politische Grundwahr-
heit nicht verstellen. Diese politische Grundwahr-
heit ist in einem einzigen Satz zusammenzufassen; er 
lautet: Die Bundesregierung ist über die Wohnungs-
baupolitik offenbar heillos zerstritten. 

Wenn es für diese immerhin kräftige Behauptung 
noch eines Beweises bedürfte, wäre die Tatsache 
anzuführen, daß die Bundesregierung seit vier Mo-
naten außerstande ist, der Opposition und der deut-
schen Öffentlichkeit zu sagen, welche Ziele sie in 
der Wohnungsbaupolitik verfolgt und welche Auf-
gaben der Wohnungsbaupolitik unseres Landes heu-
te und morgen gestellt sind. Im Rahmen des Wahl-
kampfes in Schleswig-Holstein haben die Herren 
Wirtschaftsminister Friderichs und Städtebauminister 
Ravens ein Beispiel dafür geboten, wie sehr sie sich 
in einer elementaren Frage, in der Frage des Zwei-
ten Wohnraumkündigungsschutzgesetzes, nicht einig 
sind. Der eine Minister hat den anderen Minister in 
aller Öffentlichkeit mehr oder minder in die Schran-
ken verwiesen. Seit dem 18. Dezember 1974 ist die 
Bundesregierung nicht imstande, die Große Anfrage 
der CDU/CSU über die Ziele und Aufgaben der 
Wohnungspolitik zu beantworten. Dabei freilich darf 
davon ausgegangen werden, daß es vornehmlich 
der Herr Bundesfinanzminister sein wird, der sich 
querstellt, der dem Städtebauminister das Leben 
erschwert und eine neue, geschlossene Konzeption 
blockiert. 

Dieser Umstand ist nicht zufällig. Die wirtschaft-
lichen und haushaltspolitischen Rahmenbedingun-
gen für unser heutiges Thema sozialer Wohnungs-
bau waren in der deutschen Nachkriegsgeschichte 
noch nie so schlecht wie heutzutage. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wenn die Bundesregierung heute ein Modell zum 
Wohnbesitzbrief in der spezifischen Form vorlegt, 
so muß man darin, wenn man die Dinge nüchtern 
betrachtet, eben den Versuch erblicken, mit irgend-
einer neuen Methode aus der wohnungspolitischen 
Enge herauszufinden, in die der soziale Wohnungs-
bau geraten ist. Denn der Wohnbesitzbrief als In-
strument der Vermögensbildung ist keineswegs 
etwas Neues. Er ist lange auf dem Markt. Die Pra-
xis, über geschlossene Immobilienfonds den Woh-
nungsbau zu finanzieren, ist ebenfalls alt. Ich darf 
in dem Zusammenhang nur an die Bremer Treuhand 
AG erinnern. 

Der Wohnbesitzbrief der Regierungsvorlage bringt 
insofern etwas Neues, als er die Wohnbesitzwoh-
nung neben der Eigentumswohnung und Mietwoh

-

nung in den sozialen Wohnungsbau einbezieht. Er 
kombiniert einen Anteil an einem geschlossenen 
Fonds mit einem qualifizierten Dauermietrecht. 

Der Wohnbesitzbrief stellt den Versuch dar, die 
Krise im sozialen Wohnungsbau zu überwinden. Es 
handelt sich im wesentlichen um eine Kapitalbe-
schaffungsmaßnahme für große Unternehmungen. 
Hierzu wäre freilich noch einiges zu klären. 

Von der Bundesregierung wurde das Gesetz zur 
Förderung von Wohnungseigentum und Wohnbesitz 
unter dem sozialen Gesichtspunkt der Vermögens-
bildung der breiten Schichten im Wohnungsbau her-
ausgestellt und begründet; darin sollte der eigent-
liche wohnungspolitische Effekt liegen. Dabei ist die 
Regierung davon ausgegangen, daß ein großer Teil 
des angesprochenen Personenkreises das erforder-
liche Eigenkapital für den Erwerb nicht oder nur zu 
einem kleinen Teil hat. Daher soll für diesen Per-
sonenkreis das Nachsparen ermöglicht werden. Um 
die Belastungen aus dem Nachsparen erträglich zu 
machen, soll für den Wohnbesitzbrief eine Kon-
struktion in der Form eines Fonds gewählt werden 
— der KG-Fonds oder der Bruchteilseigentums-
fonds —, die den Fondsinhaber, also den Wohn-
besitzbriefinhaber zum wirtschaftlichen Eigentümer 
und damit zum Nutznießer der steuerlichen Ver-
lustzuweisung macht. Der Wohnbesitzbriefinhaber 
soll aber durch die damit verbundenen Steuervor-
teile eine zusätzliche öffentliche Förderung erfahren. 

Ein solches Verfahren setzt freilich voraus, daß 
der Fondsinhaber von der Finanzverwaltung auch 
tatsächlich als Bauherr im Sinne des § 7 Abs. 5 des 
Einkommensteuergesetzes anerkannt wird. Diese 
Frage ist insoweit ungeklärt, als unsicher ist, ob 
dem Wohnbesitzbriefinhaber diese Eigenschaft auch 
dann zukommt und zuerkannt wird, wenn er seinen 
15%igen Eigenkapitalanteil, den er bei Vertragsab-
schluß einzahlen soll, nachspart. Es ist unbestritten, 
daß er wirtschaftlicher Eigentümer ist, wenn er zu 
Beginn seine 15 % eingezahlt hat. Aber, Herr Mini-
ster Ravens, es ist keineswegs geklärt und wurde 
auch bei den Ausschußberatungen nicht geklärt —
auch das Votum des Finanzausschusses gibt darüber 
keine exakte Auskunft —, ob er in diesen steuer-
lichen Genuß auch dann kommt, wenn er ein reiner 
Nachsparer ist. Diese Frage wurde mehrfach gestellt. 
Vielleicht haben wir heute Gelegenheit, darauf eine 
exakte Antwort zu erhalten. 

In der Öffentlichkeit herrscht auch über eine 
andere wesentliche Frage Unklarheit. Nach Auffas-
sung des Bundesfinanzministers können beim KG-
Fonds Verlustzuweisungen nur bis zur Höhe des 
Eigenkapitals, also nur bis zur Höhe der 15 %, in 
Anspruch genommen werden. Eine höhere Inan-
spruchnahme würde gegen das Verbot der negativen 
Kapitalkonten verstoßen. Bei einem Eigenkapital am 
KG-Fonds von nur 15 % wird die Abschreibung 
schon nach vier Jahren erfolgt sein, so daß für die 
Folgezeit keine steuerlichen Vorteile mehr für den 
Inhaber gegeben sind. Beim Bruchteilsfonds kann 
der Wohnbesitzbriefinhaber nach § 7 Abs. 4 des Ein-
kommensteuergesetzes ohnedies nur 2 °/o abschrei-
ben. Die Bundesregierung geht jedenfalls davon 
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aus, daß das Nachsparen bei der Wohnbesitzpraxis 
der Regelfall sein wird. 

Bei voller Würdigung der Risiken wird man da-
von ausgehen müssen, daß sich für den Wohnbesitz-
briefinhaber zur sozialen Miete zusätzliche Belastun-
gen ergeben werden, die um 200 DM monatlich lie-
gen werden. Die Zahlen, die unserem Ausschuß am 
4. Dezember von der Regierung vorgelegt worden 
sind und die offensichtlich heute auch einen Artikel-
schreiber in der „Süddeutschen Zeitung" zu falschen 
Schlüssen geführt haben, sind längst überholt. Herr 
Bundesminister Ravens, ich bitte Sie sehr, hier ein-
deutig festzustellen, ob es bei diesen Zahlenwerten 
und Berechnungsbeipielen bleibt. Es gibt beträcht-
liche Gründe, die dafür sprechen, daß es nicht so ist. 
Die zusätzliche Belastung von rund 200 DM monat-
lich sind nämlich die Kosten des Ansparvorgangs 
und des Aufwendungsverzichts, die sonst im sozialen 
Wohnungsbau der Bauherr trägt und die hier bis 
zum Wohnbesitzbriefinhaber als dem wirtschaft-
lichen Eigentümer durchschlagen. 

Ein weiteres Problem darf nicht übersehen wer-
den. Der Wohnbesitzbriefinhaber haftet für die 85 % 
Fremdfinanzierung und auch dafür, daß die übrigen 
Fondsinhaber ihrer Nachsparpflicht in Höhe der 
15 % tatsächlich nachkommen. Das ist ein ganz be-
trächtliches Risiko, daß der Wohnbesitzbriefinhaber 
eingeht und das ja nicht übersehen werden darf. Im 
Hinblick darauf muß ich wirklich fragen: Soll bei 
diesen Belastungen der sozial schwache Mitbürger 
tatsächlich gefördert werden? Durch dieses Gesetz 
werden weitgehend Hoffnungen erweckt, die nur 
zum geringsten Teil zu realisieren sein werden. 

Es ist auch eine Irreführung durch die Presse, 
wenn Schlagzeilen zu lesen sind wie „Wohnungs-
eigentum auch für sozial schwächere Familien"; 

 denn hier wird immer echtes Eigentum verstanden. 
Oder: „Sozialmieter sollen Wohnungen ohne Eigen-
kapital kaufen können". Dieser Satz ist einfach 
falsch. Der ist rundweg falsch, und wenn er bewußt 
geschrieben wird, dann ist es eine bewußte Irrefüh-
rung der Öffentlichkeit. Und worin liegt die poli-
tische Logik, den Wohnbesitzbriefinhaber mit den 
von mir aufgezeigten zusätzlichen Risiken zu über-
laden, während man eben mittels § 34 c der Ge-
werbeordnung den Vertrauensschutz zugunsten des 
Käufers am Wohnungsmarkt — wie wir alle glau-
ben, zu Recht — drastisch verstärkt hat? Will die 
Bundesregierung weiterhin behaupten, der Wohn-
besitzbrief sei ein sozialer Fortschritt? In Wahrheit 
ist er das Eingeständnis, daß der alte, bewährte 
soziale Wohnungsbau an der Kosten- und Preisin-
flation kapitulieren muß. Dies ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung — und mit ihr manch an-
dere — stellen dieses Scheitern, diesen Zusammen-
bruch des sozialen Wohnungsbaus unter den alten 
Vorzeichen der 50er und 60er Jahre in einer An-
wandlung, die man wirklich dreist und herausfor-
dernd nennen muß, als sozialen Fortschritt dar. 

Meine Damen und Herren, vielleicht glauben Sie 
mir nicht, weil Sie sagen, er spricht für die Oppo-
sition. 

(Polkehn [SPD]: CSU!) 

— Für die CSU, was mir ganz besonders zur Ehre 
gereicht. Ich spreche aber hier auch für die CDU/ 
CSU. Wenn Sie die CSU jedoch ausdrücklich apo-
strophieren, dann müßte ich dieses Eingeständnis 
besonders unterstreichen, Herr Kollege Polkehn. 

(Wehner [SPD] : Ist denn da ein Unter- 
schied, Herr Kollege?) 

— Wir sind, Herr Kollege Wehner, zwei unter-
schiedliche, eigenständige, selbständige Parteien, 
und für uns gilt das altpreußische Prinzip: Getrennt 
marschieren und vereint schlagen, besonders dann, 
wenn es gegen Sie geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD]: Aufeinander einschlagen, ja!) 

Wenn Sie mir nicht glauben, und wenn Sie glauben, 
ich malte hier zu schwarz, was den Zustand des so-
zialen Wohnungsbaues anlangt, dann, meine ver-
ehrten Damen und Herren, glauben Sie wenigstens 
einem Mann aus Ihren Reihen, dem Chef der ge-
werkschaftseigenen „Neuen Heimat", Herrn Albert 
Vietor. Ich darf aus der „Süddeutschen Zeitung" 
zitieren, 

(Wehner [SPD] : Habe ich mir gedacht!) 

die heute schon ein paarmal strapaziert worden ist. 
Dieser Albert Vietor hat an sich den wohnungspoli-
tischen Offenbarungseid geleistet, wozu die Bundes-
regierung längst herausgefordert ist, es zu tun. (I 

(Wehner [SPD] : Das kommt gerade recht!) 

Er hat nämlich gesagt — ich darf mit Erlaubnis des 
Herrn Präsidenten zitieren —: 

Die öffentliche Hand forderte der Neue-Heimat-
Chef auf, zur Lösung der Probleme umfang-
reiche zusätzliche Maßnahmen einzuleiten. 

Seit vier Monaten kuriert sie darum herum, zu sa-
gen, welche Maßnahmen sie ergreifen möchte. 

So werde es auch erforderlich sein, andere For-
men der Wohnungsbaufinanzierung zu finden, 
wenn keine deutliche Reduzierung der Kosten-
miete von zur Zeit 14 DM je Quadratmeter 
möglich sei. Die Wohnungshalden in der Bun-
desrepublik werden sich nach seinen Worten 
bis zur Jahresmitte auf 400 000 Einheiten nach 
250 000 im letzten Herbst erhöhen und ein Ka-
pital zwischen 40 und 50 Mrd. DM binden. In 
diesem Jahr werde der Bau von nur höchstens 
300 000 Wohnungen begonnen werden. 

Meine Damen und Herren, diese beiden Zahlen — 
Kostenmiete pro Quadratmeter von 14 DM und 
leerstehende Wohnungen in Höhe von 400 000 Ein-
heiten — signalisieren die eigentliche Katastrophe, 
in die diese jetzige Bundesregierung den sozialen 
Wohnungsbau hineinmanövriert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist leider eine bittere, aber eine wahre Tat-
sache, die festzustellen ich hier nicht unterlassen 
kann. 
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Meine Damen und Herren, der Wohnbesitzbrief 

der Bundesregierung ist nicht in der Lage, die 
Krise des sozialen Wohnungsbaues zu überwin-
den. Mit seiner Hilfe wird keine einzige Wohnung 
eher und keine einzige Wohnung billiger gebaut 
werden können. Die Krise im sozialen Wohnungs-
bau ist auch auf die gestiegenen Grundstückskosten 
zurückzuführen. Dabei muß allerdings gesagt wer-
den, daß wir hier seit 1973 eine rückläufige Be-
wegung haben, daß extreme Grundstückspreise bis 
über 50 % im Preis verfallen sind. Als ganz ent-
scheidend sind hier jedoch die gestiegenen Bau-
kosten als Folge der Hochzinspolitik seit 1973 an-
zuführen. Eine Zinsverteuerung von 1 % bedeutet 
eine Verteuerung der Sozialmiete pro Quadratmeter 
und Monat um bis zu 1,30 DM oder eine Verteue-
rung der Baukosten um bis zu 10 %. 

In den 50er und 60er Jahren war es für den 
kleinen Arbeitnehmer noch möglich, sich auf Grund 
der Wohnungsbaugesetze ein echtes Einfamilien-
haus, ein echtes Wohnungseigentum zu schaffen. 
Heute ist er aber unter den jetzigen wirtschaftlichen 
Gesamtbedingungen nicht einmal mehr in der Lage, 
seine Sozialmiete zu bezahlen, ohne dafür Wohn-
geld in Anspruch zu nehmen. Herr Bundesminister 
Ravens, Sie haben in diesen Tagen aus gegebenem 
Anlaß auf das zehnjährige Bestehen des Wohngel-
des hingewiesen. Sie mußten dabei der Öffentlich-
keit bekanntgeben, daß sich das Wohngeldvolumen 
in den letzten zehn Jahren verzehnfacht hat. Wenn 
wir die lange anstehende Novelle zum Wohngeld-
gesetz verabschiedet haben werden, wird der deut-
sche Steuerzahler für Wohngeldzwecke in Zukunft 
mehr als 2 Milliarden DM zu bezahlen haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das ist die eigentliche Krise im sozialen Wohnungs-
bau, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

die niemand, auch nicht die Bundesregierung, be-
schönigen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, durch die Steuerreform 
wurde das Bausparen erschwert, insbesondere für 
die Alleinstehenden und für die älteren Personen. 
Die Wohnungsbauprämie ist bei Verheirateten auf 
Einkommen bis zu 48 000 DM und bei Alleinstehen-
den auf Einkommen bis zu 24 000 DM begrenzt. 

Eine der wesentlichsten Schwierigkeiten im Woh-
nungsbau liegt jedoch im Fehlen eines langfristigen 
Realkredits. Es gibt jetzt nur noch Hypotheken mit 
einer Laufzeit bis zu fünf Jahren. Ohne eine solide 
langfristige Realkreditfinanzierung wird es keine 
Gesundung des Wohnungsbaus geben, erst recht 
nicht eine Gesundung des sozialen Wohnungsbaus. 
Hier liegen die eigentlichen wohnungspolitischen 
Schwierigkeiten, die mit diesem Gesetzentwurf 
nicht aus der Welt geräumt werden und über die 
man mit diesem Gesetzentwurf nicht hinwegtäu-
schen sollte, auch nicht im Hinblick auf das Be-
wußtsein der Gesamtbevölkerung. 

Der soziale Wohnungsbau leidet auch darunter, 
daß die Bundesregierung seit Jahren nicht mehr 

echte Staatsbaudarlehen gewährt, sondern im we-
sentlichen nur noch Aufwendungsbeihilfen — de-
gressiv gestaffelt, mit begrenzter Laufzeit, mit vor-
programmierten Mietkostensteigerungen im sozia-
len Wohnungsbau mit Spitzengrenzen bis zu 9 DM. 

Das ist die Krise im sozialen Wohnungsbau, die 
wir mit diesem Gesetz nicht werden beheben kön-
nen. 

Ein Weiteres. Ich sehe nicht ein, warum die Bun-
desregierung nicht bereit ist, beim § 7 b des Ein-
kommensteuergesetzes, bei der steuerlichen Be-
rücksichtigung der Herstellungs- und Anschaffungs-
kosten, die Grenzen, die beim Einfamilienhaus bei 
150 000 DM und beim Zweifamilienhaus bei 200 000 
DM liegen, heraufzusetzen, wenn eindeutig nachge-
wiesen ist, daß diese Kosten — Basisjahr 1962, 
Ausgangsjahr 1967 — im Durchschnitt um über 
80 % angestiegen sind. Wenn man etwas tun will, 
dann muß die Bundesregierung auf diesem Felde 
etwas unternehmen, nicht im freifinanzierten Woh-
nungsbau. Der freifinanzierte Mietwohnungsbau ist 
ohnedies längst an Inflation, an Kosten- und Preis-
steigerungen erstickt. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Er ist längst tot. Ihn zu retten, sollte unter den jet

-

zigen Bedingungen gar nicht erst versucht werden. 

Für die Überwindung der Krise im sozialen Woh-
nungsbau bedarf es einer Änderung der wirtschafts

-

finanz- und konjunkturpolitischen Rahmenbedin-
gungen. Eine neueste Zahl aus der Bauwirtschaft: 
Während die Baupreise seit 1960 auf etwa das Dop-
pelte gestiegen sind, haben sich gleichzeitig die 
Facharbeiterlöhne des Bauhauptgewerbes verdrei-
facht und die Gesamtlohnkosten je Lohnstunde so-
gar vervierfacht. Die Summe der Zusatzkosten zum 
Lohn ist bereits höher als der Direktlohn. 

Herr Minister, ich möchte einen sehr praktischen 
Hinweis auf eine mögliche Hilfe geben, die unseren 
Haushalt gar nicht belastete: Es wäre eine wesent-
liche Hilfe für die Antragsteller im Rahmen des so-
zialen Wohnungsbaus und es läge auch im Interesse 
einer Investitionsankurbelung, wenn die Bewilli-
gungsbehörden in der Lage wären, den Antrag-
stellern gegenüber eine — wenn auch befristete  — 
Kreditzusage zu gewähren. In diesem Falle wären 
längerfristige Planungen und gesicherte Zwischen-
finanzierungen für die Bauwirtschaft und die All-
gemeinwirtschaft zu gewärtigen. 

Meine Damen und Herren, mit dem Wohnbesitz-
modell will die Bundesregierung aus der Not eine 
Tugend machen. Ich fürchte, die Bundesregierung 
macht sich damit einer wohnungspolitischen Un-
tugend schuldig. Der Wohnbesitzbrief ist kein neuer 
Weg zu einem richtigen Ziel, sondern der Wohn-
besitzbrief führt in einen Irrweg, in eine wohnungs-
politische Sackgasse, in dieselbe Sackgasse, in die 
schon der Versuch der degressiven Finanzierung ge-
führt hat. 

Ich glaube, wir könnten dem sozialen Wohnungs-
bau und der Idee der Eigentumsbildung im sozialen 
Wohnungsbau viel eher helfen, wenn wir die be-
stehenden Eigentumsformen im sozialen Wohnungs- 
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bau, die bestehenden Finanzierungsmodelle in ver-
schiedener Hinsicht korrigierten. Das wäre durch-
aus möglich. Wenn die Bundesregierung es mit der 
Eigentumsbildung im sozialen Wohnungsbau und 
mit diesem Gesetz wirklich ernst meint, dann soll 
sie dem Antrag zustimmen, den wir gestellt haben, 
daß der Wohnbesitzbriefinhaber, wenn er seine 
15 %  geleistet hat, wenn das Modell ganz finanziert 
ist, einen Rechtsanspruch, eine Anwartschaft auf 
Übereignung erhält. 

Wenn dies geschieht und wenn sich die Bundesre-
gierung dazu bereitfände, wäre der Streit von heute 
morgen ein Streit mit einem guten Ausgang ge-
wesen. Stimmen Sie unseren Anträgen zu, und 
wir können Ihrem Gesetzentwurf unsere Zustim-
mung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Waltemathe. 

Waltemathe (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur Förderung von Wohnungs-
eigentum und Wohnbesitz im sozialen Wohnungs-
bau hatte von vornherein mehrere Zielsetzungen. 
Die gründlichen Erörterungen im Bundestagsaus-
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
in die ja Anregungen und Anmerkungen der woh-
nungs- und kreditpolitischen Verbände eingeflossen 
sind, haben an diesen ursprünglichen Zielen nichts 
geändert. 

Es wäre deshalb nicht zulässig, in dieser Debatte 
den Versuch zu starten, aus der Vorlage ein Gesetz 
zur Förderung nur einer einzigen neuen Wohnform 
machen zu wollen. Richtig ist zwar, daß die sozial-
liberale Koalition in das System öffentlicher Woh-
nungsbauförderung auch das am Markt bereits vor-
handene Modell des Wohnbesitzes einbezogen wis-
sen will, aber es wäre sicher verfehlt, diese zweifel-
los wichtige Komponente zum alleinigen Motiv und 
zum ausschließlichen Ziel unserer gesetzgeberischen 
Anstrengungen machen zu wollen. 

Diese Vorbemerkung habe ich gemacht, weil ich 
nun tatsächlich etwas mehr auf das Wohnbesitz-
modell selbst eingehen und daran einige Anmer-
kungen knüpfen möchte. Obwohl die CDU/CSU-
Opposition dies immer wieder versucht hat auch 
heute wieder —, eignet sich das Gesetz überhaupt 
nicht zu ideologisch hochstilisierter Polemik über 
Eigentumsfeindlichkeit oder Eigentumsfreundlichkeit 
der einen oder der anderen Seite in diesem Hause; 
denn der Bundesgesetzgeber und auch die Bundes-
länder können es nicht als ihre Aufgabe ansehen, 
mündigen Bürgern vorschreiben zu wollen, worin 
nun deren Wohnglück oder auch Wohnunglück 
besteht und was diese mündigen Bürger mit ihren 
Ersparnissen anzufangen haben. Ein Zwang kann, 
darf und soll nicht ausgeübt werden. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sie steuern 
doch die Mittel!) 

Aber schon bisher war es eines der Ziele staatlicher 
Wohnungs- und Vermögenspolitik, neben der Besei

-

tigung der Wohnungsnot oder des Wohnungsman-
gels auch die private Eigentumsbildung zu fördern. 
Wenn aber von 5,8 Millionen Sozialwohnungen nur 
1,5 Millionen Wohnungen auf Eigentumsmaßnah-
men entfielen, so liegt darin zweifellos kein böser 
Wille von Bund, Ländern und Gemeinden. Vielmehr 
zeigt diese Tatsache zum einen, wie der Bedarf in 
früheren Jahren und Jahrzehnten lag, und zum 
anderen den Unterschied zwischen Theorie und 
Praxis. Bislang war eben nicht jeder zweite Berech-
tigte für eine Sozialwohnung auch schon ein An-
wärter auf Einzeleigentum, weil er sich nämlich 
Eigentum entweder nicht leisten konnte oder auch 
gar kein Eigentum haben wollte. 

Nun, meine Damen und Herren, die Funktionen 
und die Formen des Haus- und Grundeigentums ha-
ben sich im Verlauf des Jahrhunderts gewandelt. 
Die Funktion privater Lebensvorsorge und der Al-
terssicherung, die beim Haus- und Grundbesitz vor 
hundert Jahren etwa im Vordergrund stand, ist 
heute mehr einem Gefühl gewichen, sicherer zu 
wohnen und die Ersparnisse sinnvoll anzulegen. Vor 
hundert Jahren war übrigens Eigentum an einer 
Wohnung als Teileigentum an einem Gebäude un-
denkbar, aber vor knapp 25 Jahren wurde das Woh-
nungseigentumsgesetz geschaffen. Das war damals 
auch ein rechtliches und wirtschaftliches Experiment, 
das aber seine Bewährungsprobe nach anfänglicher 
Skepsis schon längst bestanden hat. 

Die Ablehnung der Konservativen, neue Formen 
auszuprobieren — jetzt mit diesem Gesetz —, ist 
also eigentlich nicht logisch, allerdings im Sinne 
konservativer Eigentumsideologie sicherlich konse-
quent. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Wir grei

-

fen die Präferenz an, Herr Kollege!) 

Nur, Herr Kollege Jahn, es verfängt wirklich nicht, 
daraus nun SPD und FDP das Etikett von Eigentums-
muffeln aufkleben zu wollen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das haben 
Sie gesagt!) 

Die Opposition muß es schon dem kleinen Mann 
selber klar machen, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Wir geben 
dem kleinen Mann mehr!) 

weshalb sie gegen fortschrittliche Lösungsversuche 
eingestellt ist. Das müssen Sie selber tun, das kön-
nen wir Ihnen nicht abnehmen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Erst die sozialliberale Koalition hat sowohl mehr für 
die Eigentumsbildung im Wohnungsbau — die Zah-
len weisen dies aus — als auch gleichzeitig mehr für 
die Sparförderung getan. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Nominal, 
weil wir Inflation haben!) 

— Nicht nominal! Sie können die Zahlen der geför-
derten Wohnungen nachlesen. Es ist nicht nur ein 
nominales Problem, wieviel Geld mehr angespart 
worden ist, sondern auch, welche Stückzahlen dabei 
herausgekommen sind. 
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Waltemathe 
Nun zum Wohnbesitz selbst. Der Wohnbesitz ist 

ein Mittelding zwischen rechtlichem Eigentum und 
dem bei der reinen Miete gegebenen wirtschaftli-
chen Unbeteiligtsein am Vermögensgegenstand 
Wohnung. Der Wohnbesitzer ist also einerseits nur 
— ich sage dieses „nur" sozusagen in Anführungs-
strichen — ein Mieter im rechtlichen Sinne. Aber als 
Inhaber des Wohnbesitzbriefes ist er gleichzeitig 
und untrennbar mit seiner Mietwohnung verbun-
den, er ist wirtschaftlicher Anteilseigner an seiner 
Wohnanlage. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Erklären 
Sie das mal!) 

Dabei genießt er gegenüber anderen Mietern, ande-
ren Sozialmietern besondere Vorteile. Sein Miet-
recht ist von Gesetzes wegen unkündbar. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Der Mie

-

ter hat auch Kündigungsschutz!) 

Seine Mitspracherechte sind größer. Z. B. hat er 
über die Art der Hypothekenfinanzierung — das 
steht im Gesetz — mitzubestimmen, so daß er von 
den unternehmerischen Entscheidungen seines Ver-
mieters nicht überrollt wird und nicht nur praktisch 
das zahlen darf, was der auf seine Kosten aushan-
delt. Auch an der Planung der Wohnanlage und an 
der eigenen Wohnung stehen dem Inhaber des Woh-
nungsbesitzbriefes bessere Einwirkungsmöglichkei-
ten offen. 

Der Mietzins dient nicht der Vermögensbildung 
des Vermieters — das scheint mir doch ein sehr ent-
scheidender Gesichtspunkt zu sein —, sondern 
amortisiert das selbst eingebrachte und das aufge-
nommene Kapital. Der Mietzins nimmt also nach 
Tilgung der Fremdschulden ab. Und: Mietvoraus-
zahlungen und Mieterdarlehen dürfen bei diesem 
Modell von Gesetzes wegen nicht erhoben werden. 

Aber auch für den Sparanleger gibt es Vorteile; 
denn dieser Wohnbesitzbrief ist nicht etwa ein ano-
nymes Stück Papier, sondern der konkrete Anteil an 
einem geschlossenen Immobilienfonds, mit dessen 
Schicksal der Inhaber über seine Wohnung verbun-
den ist. Insofern ist der Hinweis des Kollegen 
Schneider auf den Fonds der Bremer Treuhand, der 
nur dazu geeignet ist, daß Leute ihre Ersparnisse 
einzahlen und dann an einem anonymen Fonds be-
teiligt sind, nicht richtig; 

(Dr. Schneider [CDU/CSU] : Das habe ich 
ausdrücklich gesagt!) 

denn Wohnbesitz bedeutet, eine Wohnung zu haben 
und wirtschaftlich daran beteiligt zu sein. Dabei 
handelt es sich doch um eine zumindest wertbestän-
dige, wenn nicht sogar wertvoller werdende Anlage 
in konkreten Sachwerten, die die kostbaren Erspar-
nisse der nicht wohlhabenden Bevölkerungsschich-
ten absichert. 

Auch die Steuervorteile und die Vorteile des 
Wohnungsbauprämienrechts, die sonst den Mietern 
ja nicht zufallen, werden dem einzelnen Wohnbe-
sitzer garantiert. Und das erforderliche Eigenkapital 
kann über einen entsprechenden Zuschlag zur Miete 

nachgezahlt werden, soweit es nicht beim Erst-
erwerb angespart oder zuteilungsreif ist. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Unsere 
Eigenkapitalbeihilfe ist für den kleinen 

Mann noch besser!) 

Nun wird ja vielfach die Frage gestellt: Warum 
erst eine komplizierte neue Konstruktion einführen, 
wenn man doch auch gleich echtes Eigentum erwer-
ben könnte? Die Antwort ist nicht allzu schwer. Es 
wäre ein Irrtum, anzunehmen, der Berechtigte des 
sozialen Wohnungsbaues sei von vornherein ein 
potentieller Eigentümer. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Wenn er 
das Geld hat, ja!) 

Viele wollen auch in Zukunft Mieter sein und nicht 
Rechte und Pflichten übernehmen, die nun einmal 
mit Eigentum verbunden sind. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Die müs

-

sen Sie mir mal zeigen!) 

Andere sind auch gar nicht in der Lage, Eigentum 
zu erwerben, zumal dann nicht, wenn sie Familien-
bedürfnisse und Arbeitsplatzsituation auf Dauer 
noch gar nicht übersehen können. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Denen 
wollten wir Eigenkapitalhilfe geben!) 

Eigentum kann für den einen ein Mittel zur Er-
ringung größerer persönlicher Freiheit und Unab-
hängigkeit sein. Andere sehen darin eine Fessel 
ihrer Mobilität. Bitte lesen Sie doch nach, was Ihr 
eigener Kollege Mick von der CDU/CSU-Fraktion 
bei der Einbringung dieses Gesetzes in der ersten 
Lesung am 24. Mai 1973 zur Frage der Mobilität 
gesagt hat. Wollen wir aber verschiedenartige Mo-
tive und Bedürfnisse unserer Mitmenschen, die doch 
alle für sich ihre Berechtigung haben, über einen 
Kamm scheren und als Gesetzgeber etwa verordnen: 
Du hast nur die Wahl zwischen Eigentumserwerb 
oder Anmietung? 

War nicht auch die Genossenschaftswohnung be-
reits vor 100 Jahren — und ist sie es nicht bis 
heute — eine Form des Dauerwohnbesitzes, die für 
Mieter sehr attraktiv ist? 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Eine sehr 
gute Form!) 

Wir sollten einmal die große Rolle der Wohnungs-
baugenossenschaften für die Wohnungsbaupolitik 
auch der vergangenen Jahrzehnte hervorheben. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU] : Keine Einwendungen!) 

Ist es, wenn das so ist, dann nicht modern, dem 
einen Bein des gesicherten Wohnrechts des Mieters 
auch das andere Bein einer wirtschaftlichen Mit-
eigentümerschaft hinzuzufügen? Nichts anderes ge-
schieht mit dem Wohnbesitzmodell. 

(Dr. Jahn [Münster) (CDU/CSU) : Das ist zu 
teuer für den kleinen Mann!) 
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Waltemathe 
Auch städtebaupolitisch könnte Wohnbesitz einen 

positiven Beitrag im Rahmen des sozialen Mietwoh-
nungsbaus leisten. 

(Dr. Jahn [Münster) (CDU/CSU) : Für die 
Baugesellschaften!) 

Die Einräumung des Wohnbesitzes innerhalb einer 
überschaubaren Wohnanlage wirkt nämlich Ten-
denzen zur Gigantisierung der Wohnlandschaft und 
zur Monopolisierung des Grundeigentums einzel-
ner großer Konzerne gerade entgegen. Denn auch 
dort, wo große gemeinnützige Wohnungsunterneh-
men die Rolle des Komplementärs einer Kommandit-
gesellschaft und des Treuhänders übernehmen, kön-
nen sie zu eigener Vermögensanhäufung nicht bei-
tragen. Verwaltungskosten dürfen sie nur in halber 
Höhe der bei sonstigen Mietwohnungen zulässigen 
Sätze der zweiten Berechnungsverordnung erheben. 
Vorwürfe an die Adresse des Gesetzgebers, er be-
treibe in Wahrheit das Geschäft der Großen, um de-
ren Nutzen zu mehren, sind somit verfehlt. 

Und im übrigen: Das Urheberrecht bezüglich der 
Idee des Wohnbesitzes beansprucht der Deutsche 
Mieterbund für sich. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Jahn? 

Waltemathe (SPD) : Bitte schön. 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Waltemathe, sind Sie bereit, zuzugeben, daß bei den 
Wohnbesitzbriefen im Grundbuch als private Eigen-
tümer die Baugesellschaften eingetragen sind und 
eben nicht unsere sozial schwachen Bevölkerungs-
teile? 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Waltemathe (SPD) : Ich bin bereit, zuzugeben, 
daß die Gesellschaft im Grundbuch eingetragen ist, 
allerdings mit einem Zweckvermögen. Und an die-
sem Zweckvermögen ist ausschließlich der Wohn-
besitzer und nicht die Gesellschaft beteiligt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es kommt doch darauf an, welchen Effekt das hat. 
Ich behaupte nach wie vor, Herr Kollege Dr. Jahn 
— Sie wissen das auch eigentlich ganz genau —, 
daß hier eben der Monopolisierung entgegenge-
wirkt wird. 

Ich sagte eben schon, der Deutsche Mieterbund ist 
Erfinder dieses Modells, und daraus darf ja wohl 
geschlossen werden, daß die Erstellung von Anlagen 
des sozialen Mietwohnungsbaus in Form von Wohn-
besitzwohnungen nicht gegen die Interessen der 
Mieter gerichtet sein kann. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Eine fal

-

sche Schlußfolgerung!) 

Es ist aber — dies, weil Sie auch gefragt haben: 
warum macht ihr denn ein Gesetz daraus? — im 
Interesse der Mieter, auf dem Wege der Gesetz-
gebung die wesentlichsten Bestimmungen über Inhalt 
und Voraussetzungen zu treffen, weil nämlich sonst 
der Mieter als der schwächere Vertragspartner dem 

Diktat des Vermieters — und dies könnte ja ein 
großer Konzern sein — bei der Verteilung von Rech-
ten und Pflichten ausgesetzt sein könnte. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Wer will 
denn das?) 

— Sie haben sich mit dem, was Sie gesagt haben, 
Herr Kollege Jahn, von diesem Pult aus nicht nur 
gegen die Förderungspräferenzen ausgesprochen, 
sondern insgesamt gegen das Modell des Wohn-
besitzes! 

(Sehr richtig! bei der SPD — Dr. Jahn [Mün-
ster] [CDU/CSU] : Das stimmt nicht! Das ist 
gar nicht wahr! Ich lese Ihnen gleich das 
Protokoll vor! Das ist eine Unterstellung!) 

Das konnte gar nicht anders verstanden werden, 
(Nordlohne [CDU/CSU] : Das ist nicht wahr! 
Lesen Sie doch einmal nach! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Das stimmt nicht! 
Ist gar nicht wahr!) 

und es ist auch nicht anders verstanden worden. 
(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Vorschriften, wo-
nach das von den Erwerbern der Wohnbesitzbriefe 
eingebrachte Kapital im geschlossenen Fonds als 
zweckgebundenes Vermögen zu verwalten ist, schüt-
zen den Sozialmieter vor Übervorteilung und un-
übersehbaren Risiken. Bei Wohnungsaufgabe hat 
außerdem der Besitzer des Wohnbesitzbriefes die 
Sicherheit, den in diesem Brief steckenden Verkehrs-
wert auf jeden Fall — nämlich entweder durch Ver-
äußerung an einen anderen Wohnberechtigten oder 
durch Rückübertragung auf den Treuhänder — er-
lösen zu können. Dies macht den Wohnbesitzer 
gegenüber einem Wohnungseigentümer mobiler. 
Ferner hat er Anspruch auf jährliche Ausschüttung 
des Ertrages im Verhältnis des Nennwerts seines 
Wohnbesitzbriefs. 

Nun, generell — nicht nur bezüglich des Wohn-
besitzes — werden durch das heute zu verabschie-
dende Gesetz zur Förderung von Wohnungseigen

-

tum  und Wohnbesitz erleichterte Bedingungen für 
die Eigentumsbildung im öffentlich geförderten so-
zialen Wohnungsbau geschaffen. Das Eigenkapital 
soll im Regelfalle 15 % betragen; bei jungen Ehe-
paaren und bei Familien mit mehr als zwei Kindern 
soll schon ein Eigenanteil von 10% genügen. Ferner 
werden Nachsparmöglichkeiten, öffentliche Bürg-
schaften und öffentliche Darlehen für fehlendes 
Eigenkapital eingebaut. Die Palette der Möglich-
keiten, zu den eigenen vier Wänden zu kommen, 
wird also ausgeweitet. 

Damit dokumentiert die sozialliberale Koalition 
ihre Entschlossenheit, gerade für die Nichtprivile-
gierten unseres Landes verstärkt soziale Sicherheit 
und Gerechtigkeit auch im Wohnbereich zu schaffen. 
Die Grenzen des Sozialstaates sind nicht erreicht, 
sondern die Sozialstaatlichkeit ist ständige Verpflich-
tung zu handeln. 

(Zustimmung des Abg. Wehner [SPD]) 

Konservative Erstarrung wäre Rückschritt. 
(Abg. Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 
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Walthemathe 
Herr Kollege Jahn, ich sehe, daß hier die Lampe 

aufleuchtet, und ich habe schon eine Frage beant-
wortet. Ich möchte, Herr Präsident, zum Schluß zu-
sammenfassend folgendes sagen. 

Erstens. Das Gesetz zur Förderung von Wohnungs-
eigentum und Wohnbesitz im sozialen Wohnungs-
bau dient der Aktualisierung wohnungspolitischer 
Zielsetzungen, wie sie nach der Beseitigung der 
Wohnungsnot für die nähere Zukunft der Befriedi-
gung der Wohnansprüche breiter Teile, aber auch 
spezieller Gruppen der Bevölkerung und gleich-
zeitig der breitgestreuten Vermögensbildung ent-
sprechen. 

Zweitens. Unter grundsätzlicher Anerkennung der 
Förderungswürdigkeit von Eigentumsbildung des 
einzelnen auch und gerade im öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau wird als neue Wohn- und 
Rechtsform der Wohnbesitz in die Palette der An-
gebotsmöglichkeiten eingeführt. 

Drittens. Wohnbesitz ist ein dritter Weg zwischen 
Eigentum und Miete, indem Sozialmietern ein un-
befristetes und unkündbares Dauerwohnrecht gegen 
Zahlung des Mietzinses und gleichzeitig die Ver-
mögensbeteiligung am Wohnobjekt verbrieft wird, 
mit dem also Mieter wirtschaftliche Miteigentümer 
werden. Dies ist sozialer Mietwohnungsbau, ge-
koppelt mit einer wirklich sozialen Nutzung von 
Eigentum. 

Viertens und letztens. Der dritte Weg ist ein An-
gebot zwischen zwei bewährten Straßen. Oh sich 
dieser Weg zu einem schmalen Pfad oder zu einer 
breiten Allee oder zu was auch immer entwickeln 
wird, bestimmt nicht der Gesetzgeber, sondern der 
Markt und damit der mündige Bürger, für den wir 
Politik machen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es liegen keine 
Wortmeldungen mehr vor. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe Art. 1 
des Gesetzes — einleitender Abschnitt und Nr. 1 — 
auf. Hierzu liegt ein Antrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Drucksache 7/3462 vor. Zur Begründung 
hat der Herr Abgeordnete Schmöle das Wort. 

Schmöle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion hat Ihnen 
einen Änderungsantrag vorgelegt, in dem ausge-
drückt ist, daß Förderung des Wohnungsbaues das 
Ziel haben soll, nicht nur den Wohnungsmangel zu 
beseitigen, sondern für weite Kreise der Bevölke-
rung breitgestreutes Eigentum zu schaffen. Wir 
möchten diese Forderung als selbständiges Ziel mit 
in das Gesetz hineingeschrieben haben, weil wir 
glauben, daß es nicht nur Aufgabe der Wohnungs-
baupolitik sein kann, Wohnungsmangel zu beseiti-
gen, sondern gleichrangiges Ziel und gleichrangige 
Aufgabe sein muß, breit gestreutes Eigentum bil-
den zu können. Das ist der Sinn dieses Antrags. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Koalition, ich 
verstehe gar nicht, warum dieses Ziel von Ihnen im 
Gesetz nicht mit festgeschrieben werden soll. Sie 
haben doch heute gesagt, daß auch Sie breit ge-
streutes Eigentum bilden wollen. Warum wehren 
Sie sich dann gegen die Aufnahme dieser Änderung 
in den Gesetzentwurf? 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Um alles 
beim alten zu belassen!) 

Das ist die erste Frage, die sich vor allen Dingen 
dann ergibt, wenn man im Zusammenhang überlegt, 
was Sie denn eigentlich mit Ihrem neuen Rechts-
institut erreichen wollen — ich komme im Anschluß 
noch einmal auf die Prozentsätze und auch auf 
„überwiegend" zu sprechen —, was Sie denn eigent-
lich in diesen Bereichen an Eigentum für den klei-
nen Mann schaffen wollen. Sie selber haben ja 
dieses neue Institut auch nicht als eigentumsbil-
dende Maßnahme bezeichnet. 

Wir sind der Auffassung, daß wir als Ziel der 
Wohnungsbaupolitik diese Formulierung in das Ge-
setz aufnehmen sollten, weil auch dann, wenn der 
Wohnungsmangel beseitigt ist, die Aufgabe noch be-
steht, für breite Schichten der Bevölkerung Eigen-
tum zu schaffen. Darum geht es uns. 

Lassen Sie mich nun zu dem Änderungsantrag 
Drucksache 7'3464 kommen, in dem wir eine Reihe 
von Streichungsvorschlägen gemacht haben, die den 
Wohnbesitzbrief angehen. Hier ist verschiedentlich 
heute morgen von Ihnen gesagt worden, daß die 
Union gegen den Wohnbesitzbrief sei. Das stimmt 
einfach nicht. Sie ist nur gegen die Präferenz für 
diesen Wohnbesitzbrief in diesem Gesetz. Das ist 
etwas völlig anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben die Frage gestellt, was denn eigentlich 
Sie davon abhält, unseren Vorstellungen zu folgen, 
wie man echtes Eigentum für die einzelnen Personen 
schaffen kann, nämlich durch Bereitstellung von 
Eigenkapitalbeihilfen. Warum sind Sie gegen diese 
Vorstellungen? Denn wir wären bereit, mit Ihnen 
die Förderung des Wohnbesitzbriefes möglich zu 
machen, wenn Sie auf der anderen Seite eine Mög-
lichkeit eröffneten, wirklich eigentumsbildende 
Maßnahmen zu treffen. 

(Zuruf von der SPD) 

— Ich komme jetzt darauf zu sprechen. — Das 
Hauptproblem besteht doch heute darin, daß selbst 
dann, wenn wir sagen, „überwiegend" sollen Mittel 
für die Schaffung von Eigentum zur Verfügung ge-
stellt werden, breite Kreise der Bevölkerung gar 
nicht in der Lage sind, 15 % Eigenkapital aufzubrin-
gen, um diese Mittel in Anspruch zu nehmen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Das stimmt sehr wohl. — Wenn dann die Mittel 
nicht abgerufen werden, besteht eben nicht mehr 
die Verpflichtung, daß 50% oder mehr eingesetzt 
werden, sondern dann werden noch mehr Mittel frei 
sein für die Wohnbesitzwohnung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Das ist das Problem, um das es geht. 
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Schmöle 
Deshalb die Frage an Sie: Wenn Sie ermöglichen 

wollen, daß breite Kreise der Bevölkerung echtes 
Eigentum erhalten, warum dann nicht der konse-
quente Schritt, auch die Eigenkapitalbeihilfe hier 
möglich zu machen? Denn erst in dieser Kombination 
wird es für den kleinen Mann möglich, in der Zu-
kunft überhaupt noch Eigentum zu erwerben. Sonst 
wird er in der Zukunft vielleicht die Möglichkeit 
haben, ein verbessertes Dauermietrecht in Form 
eines Wohnbesitzes zu bekommen. Aber das ist 
weniger, als man bei Einsatz gleicher Mittel im 
Bundesetat erreichen könnte, wenn man die Mög-
lichkeit der Eigenkapitalbeihilfe schaffen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, aus diesem Grund, 
nicht weil wir etwas dagegen haben, diesen Wohn-
besitzbrief auszuprobieren, nicht weil wir eben keine 
schmale oder breite Straße gehen wollen, sondern 
weil wir der Auffassung sind, daß die Bevorzugung 
dieses Wohnbesitzbriefes einfach den Markt ver-
fälscht und keine vernünftigen Möglichkeiten für die 
Schaffung echten Eigentums gibt, sind wir für die 
Streichung, die wir vorgeschlagen haben, damit die 
Prioritäten hier nicht falsch gesetzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Krockert. 

Krockert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Warum wir diesen Antrag ablehnen, 
muß eigentlich schon aus meinem früheren Beitrag 
deutlich geworden sein. Wenn Sie, Herr Kollege 
Schmöle nun sagen, Sie verstünden ganz und gar 
nicht, warum, dann zwingen Sie mich, das noch 
einmal mit noch mehr Geduld zu wiederholen. Daß 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus der Eigen-
tumsbildung ein Förderungsvorrang nicht nur zu-
gebilligt, sondern gesichert werden soll, ergibt sich 
aus der Regierungsvorlage ohnehin schon unmiß-
verständlich. Ebenso unbestreitbar hat dieser Ent-
wurf die eigentumsbezogene Förderung verstärkt 
und die Instrumente dafür verbessert. Dazu bedarf 
es keiner weiteren Wortklauberei in diesem Ein-
leitungsparagraphen. 

Was aber die allgemeine politische Zielsetzung 
betrifft, so bleibt es für uns dabei: Die wohnungs-
politische Aufgabe ist umfassend, die eigentums-
politische Aufgabe muß sich ihr zuordnen lassen. 
Das war es. Einer Verselbständigung der eigentums-
politischen Zielsetzung wollen wir keinen Vorschub 
leisten. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sie strei

-

chen sie!) 

Man soll in diesem Lande wohnen können, nach 
seinen Bedürfnissen wohnen können. Das ist für 
uns das erste und das Wichtigste. Dann erst sehen 
wir uns um, was mit diesem sozialstaatlichen Ziel 
vereinbar ist und was diesen Rahmen am besten 
ausfüllen hilft. Da zeigt sich, daß der Eigentumsbil-
dung eine hervorragende politische Bedeutung zu-
kommt, weil das den Wünschen und Bedürfnissen 

vieler entspricht. Damit aber ja kein Zweifel auf-
kommt: in diesem wohnungspolitischen Rahmen sind 
sie uns alle gleich lieb, ob sie nun Eigentümer oder 
Dauerwohnberechtigte oder ganz schlicht Mieter 
sein wollen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sie relati

-

vieren die Ziele!) 

Wir hätscheln keinen Idealtyp des Wohnbürgers, 
den einen nicht und auch nicht den andern, wir 
erheben das Eigentum nicht zum Adelstitel, wir 
treiben vernünftige, wohnungspolitisch orientierte 
Eigentumspolitik, aber nicht Eigentumsideologie. 

Daß Sie darüber hinaus mit Ihrem Änderungs-
antrag die Präferenz des Wohnbesitzbriefes hinaus-
katapultieren möchten, hatten Sie vorhin schon ge-
sagt. Wir denken gar nicht daran, uns darauf ein-
zulassen. Ich frage mich, was Sie denn eigentlich 
gegen Vermögensbildung, verbunden mit Woh-
nungspolitik haben können, daß Sie so hart da-
gegen vorgehen wollen. 

(Schmöle [CDU/CSU]: Wir wollen ja nur 
echte Vermögensbildung durch Eigenkapi

-

talbeihilfe!) 

Für uns ist der Grund der Präferenz, Herr Kollege 
Schmöle, daß wir damit nicht nur Wohnraum schaf-
fen, sondern daß wir gleichzeitig Vermögensbildung 
fördern. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Bei den 
Baugesellschaften!) 

Das rechtfertigt es, auch dieses Instrument mit 
Präferenz zu versehen. Die vorgeschlagene Fassung 
des § 1 ist deshalb insoweit in Ordnung. Nieman-
dem wird etwas genommen, was die CDU ihm erst 
mit ihrem Änderungsantrag wiedergeben müßte. 
Der Änderungsantrag ist der Sache nach überflüssig. 
Der Absicht nach soll er der CDU ja bloß helfen, 
sich wieder einmal als Wahrer und Retter des vor-
geblich bedrohten Eigentums in Pose zu setzen. Der 
Deutsche Bundestag hat keinen Grund, dabei mehr-
heitlich Hilfestellung zu leisten. Ich bitte das Hohe 
Haus, den Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wurbs. 

Wurbs (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich möchte die Diskussion 
des Ausschusses hier nicht noch einmal nachvoll-
ziehen, sondern möchte zu dem Antrag der CDU 
folgendes anmerken: 

Ich glaube, Ziel der Wohnungspolitik soll es sein, 
daß die Bevölkerung mit ausreichendem Wohnraum 
versorgt wird. Diese Forderung hat in jedem Falle 
Priorität, steht auch im Gesetz. Zweitens sollen 
überwiegend Eigentumsmaßnahmen gefördert wer-
den. Insofern verstehe ich den Antrag der CDU 
nicht ganz, denn dieses Gesetz müßte doch den 
Intentionen der CDU entgegenkommen, in breitem 
Maße Eigentum bilden zu können. 
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Wurbs 
Meine Damen und Herren der CDU, ich glaube, 

Deklarationen nützen hier gar nichts. Wir haben 
im Gesetz ausdrücklich festgelegt, daß überwiegend 
Eigentum gebildet werden soll. Überwiegend heißt 
für uns: über 50 °/o. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Aber die 
Zielsetzung haben Sie im Gesetz gestrichen!) 

— Ich komme gleich auf Ihren Einwand zurück, 
Herr Kollege Dr. Jahn. 

Ich glaube, dieser Gesetzentwurf paßt im Augen-
blick in die konjunkturelle Landschaft, zumal beim 
Wohnungsbau ein Strukturwandel festzustellen ist. 
Ich meine, man muß hier etwas differenzieren. Sie 
vermengen diesen Gesetzentwurf immer mit der 
allgemeinen Zielsetzung des sozialen Wohnungs-
baus. Kein Mensch in den Koalitionsfraktionen 
denkt daran, den sozialen Wohnungsbau einzuen-
gen. Wir müssen uns allerdings überlegen, in wel-
cher Form und in welcher Größenordnung wir den 
sozialen Wohnungsbau künftighin betreiben, um 
der veränderten Situation Rechnung zu tragen. 

Herr Kollege Schmöle, es ist einfach falsch, hier 
zu behaupten, daß der Wohnbesitzbrief in jedem 
Fall Priorität besitze. Ich muß das noch einmal ein-
deutig zurückweisen, wenn Sie versuchen, hier ei-
nen Buhmann aufzustellen. 

Eine letzte Bemerkung. Bei diesem Entwurf han-
delt es sich um eine Regierungsvorlage, die sowohl 
von der SPD als auch von der FDP getragen wird. 
Es ist müßig, mit Ihrer Äußerung hinsichtlich der 
Gestaltung des Wohnbesitzbriefes den Versuch zu 
unternehmen, einen Keil in die Koalition zu trei-
ben. 

Die FDP-Fraktion lehnt den Antrag der Opposi-
tion ab. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird hierzu noch 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wir 
können abstimmen. 

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU auf Drucksache 7/3462 unter Ziffer 1 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Das zweite ist die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 1 der Regierungsvorlage in der 
Ausschußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 2 auf. Wer der aufgerufenen 
Bestimmung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 7/3463 auf, eine Nummer 
2 a einzufügen. Das Wort hat Herr Abgeordneter 
Link. 

Link (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die CDU/CSU will 
mit ihrem Gesetzentwurf den sozial Schwachen im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus zu echtem 

Eigentum verhelfen. Der Antrag der CDU/CSU-
Fraktion zur Gewährung von staatlichen Eigenkapi-
talhilfen für die unteren Einkommensempfänger zur 
Erlangung einer Eigentumswohnung innerhalb des 
sozialen Wohnungsbaus ist das Kernstück unseres 
Gesetzentwurfs. Die größte soziale Sicherheit für 
das Wohnen bietet das Eigenheim oder die Eigen-
tumswohnung. Nur Eigentum an der Wohnung ge-
währleistet persönliche Unabhängigkeit und wirt-
schaftliche Sicherheit. Deshalb ist auch bei den ein-
kommensschwächeren Teilen unserer Bevölkerung 
der starke Wille vorhanden, Eigentum an einer 
Wohnung zu erwerben. Ihnen fehlt es jedoch am 
notwendigen Eigenkapital, und sie sind vielfach 
nicht in der Lage, auf dem Wege des Vorsparens 
dieses Eigenkapital aufzubringen. 

Die CDU/CSU will mit ihrem Gesetzentwurf zur 
Vermögens- und Eigentumsbildung innerhalb des 
sozialen Wohnungsbaus durch verschiedene Maß-
nahmen die Finanzierung des fehlenden Eigenkapi-
tals für die sozial Schwächeren ermöglichen. Zu die-
sen Maßnahmen zählen: erstens die Schließung der 
Finanzierungslücke zwischen bisheriger öffentlicher 
Förderung, die zur Zeit etwa 85 % für eine Sozial-
wohnung beträgt, und den Gesamtkosten einer So-
zialwohnung durch eine Bürgschaft der öffentlichen 
Hand für das aufzubringende restliche Eigenkapital-
darlehen, zweitens die Gewährung von staatlicher 
Eigenkapitalhilfe in Form eines zinslosen Darlehens 
auf die Dauer von zehn Jahren, um die monatlichen 
Belastungen für den Bewerber erträglicher und bil-
liger zu machen. Drittens: die finanziellen Leistun-
gen werden über den Weg des Nachsparens vom 
Bewerber aufgebracht. Dies bedeutet, daß die bis-
herige Sozialmiete mit einem geringen Zuschlag 
versehen wird. Dieser Zuschlag ist durch die Eigen-
kapitalhilfe geringer als etwa der Zuschlag, der 
beim Wohnbesitzbrief aufgebracht werden muß. 
Viertens. Die Nachsparleistungen sind prämienbe-
günstigt. Fünftens. Die Belastungen sind wohngeld-
fähig. 

Bei den genannten Maßnahmen ist die Eigenkapi-
talhilfe in Form eines zinslosen Darlehens für zehn 
Jahre eine entscheidende Hilfe zum Erwerb von Ei-
gentum für den sozial Schwachen innerhalb des so-
zialen Wohnungsbaus. Die Eigenkapitalhilfe entla-
stet den Bewerber und setzt ihn erst in den Stand, 
Eigentum zu bilden und zu erwerben. Die Eigenkapi-
talhilfe selbst ist nach unserem Entwurf nach Fami-
liengröße gestaffelt und beträgt jährlich für den 
Alleinstehenden 600 DM, für Ehepaare 1 200 DM, für 
Ehepaare mit einem Kind 1 500 DM und für jedes 
weitere Kind 300 DM. 

Die seit Jahren sinkenden Förderungsergebnisse 
im sozialen Wohnungsbau lassen vermuten, daß in 
Zukunft jährlich etwa nur noch 100 000 Sozialwoh-
nungen gebaut werden können. Wenn 25 000 Woh-
nungen mit Eigenkapitalhilfe gefördert werden, ko-
stet dies im ersten Jahr im Durchschnitt 37 Millio-
nen DM und nach zehn Jahren Förderungsdauer 
370 Millionen DM. Die CDU/CSU-Fraktion ist bereit, 
zugunsten der Eigentumsbildung für die einkom-
mensschwächeren Teile unserer Bevölkerung durch 
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Link 
Umschichtung im Haushalt diese Finanzierung zu 
sichern. 

Die Bundesregierung hat den gleichen Deckungs-
vorschlag für die Förderung des Wohnbesitzbriefes 
gemacht. Der Wohnbesitzbrief ist jedoch in keiner 
Weise eine Alternative zum Gesetzentwurf der 
CDU/CSU. Eigentümer bleiben beim Wohnbesitz

-

brief die großen Gesellschaften, und finanzieren 
muß den Wohnbesitzbrief der Mieter. Wer den 
Wohnbesitzbrief erwerben will, muß 15 °/o der Bau-
summe aufbringen. Da keine Eigenkapitalhilfe ge-
währt wird, sind die monatlichen Belastungen höher 
als bei den von uns geförderten Eigentumsmaßnah-
men. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Wohnbesitzbriefinhaber erhält dafür nur ein 
Dauerwohnrecht mit wirtschaftlicher Nutzung, das er 
im sozialen Wohnungsbau ohnehin hat. Das be-
stehende Dauermietrecht im sozialen Wohnungsbau 
ist so stark, daß noch nicht einmal eine Kündigung 
derjenigen möglich ist, die inzwischen erheblich 
mehr verdienen. Ich nenne hier nur das Stichwort 
„Fehlbelegung der Sozialwohnungen". 

Der Wohnbesitzbriefinhaber zahlt 30 bis 35 Jahre 
lang eine höhere Miete als der Dauersozialmieter in 
der Hoffnung, nach der Entschuldung weniger Miete 
zu bezahlen. Dann kommen jedoch die Reparaturen, 
die erneut zusätzliche Belastungen für den Wohn-
besitzbriefinhaber bringen. Die großen Gesellschaf-
ten als Eigentümer tragen kein Risiko. Das Risiko 
sowohl für die Finanzierung als auch für den Miet-
ausfall trägt der Mieter, der sozial Schwache. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die mögliche 4 %ige Verzinsung der Fondseinlage 
zahlt sich der Wohnbesitzbriefinhaber aus seiner 
eigenen Tasche; denn in der von ihm zu zahlenden 
Kostenmiete ist eine 4 %ige Verzinsung des Eigen-
kapitals enthalten. 

Der Wohnbesitzbrief stellt im Grunde genommen 
eine gesetzlich verordnete Finanzierungsquelle zu-
gunsten der großen Baugesellschaften und zu Lasten 
der unteren Einkommensempfänger dar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der sozial Schwache bringt, vereinfacht dargestellt, 
einen Baukostenzuschuß von 15 % der Baukosten 
zugunsten der Eigentümer, nämlich der großen Ge-
sellschaften, auf und erhält dafür ein vererbbares 
Dauerwohnrecht. Das Dauerwohnrecht hat er aber 
sowieso, wenn er im sozialen Wohnungsbau wohnt. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Dies ist keine Alternative zum Gesetzentwurf der 
CDU/CSU. Es entsteht der nachhaltige Eindruck, daß 
auf gesetzlichem Wege die bestehenden erheblichen 
Finanzierungsschwierigkeiten der großen Gesell-
schaften dadurch beseitigt werden sollen, daß die 
sozial schwachen Mieter ihnen das fehlende Eigen-
kapital in Höhe von 15 °/o einbringen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir sind der Meinung, daß der Wohnungsbewer-
ber, der sich an der Finanzierung seiner öffentlich 

geförderten Wohnung selbst beteiligt, auch ein An-
recht darauf hat, echtes Wohnungseigentum zu er-
werben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eigentum an der eigengenutzten Wohnung muß Vor-
rang vor der Förderung von Gesellschaftseigentum 
haben. Wer den Sozialmietern wirklich zur Eigen-
tumswohnung verhelfen will, muß dem CDU/CSU-
Gesetzentwurf zustimmen. Ich bitte Sie daher, dem 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Batz. 

Batz (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Es war sicher zu erwarten, 
daß die Opposition die Gelegenheit der Verabschie-
dung dieses Gesetzes nicht ausläßt, immer wieder 
neu die Behauptung aufzuwärmen, die SPD sei 
eigentumsfeindlich. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das ist die 
Wahrheit!) 

Daß das aber gerade bei der Begründung dieses An-
trages erneut kommt, macht mich doch etwas stutzig. 
Sie behaupten nach wie vor, die Einführung von 
Wohnbesitzbriefen im sozialen Wohnungsbau führe 
lediglich zu kollektivem, nicht aber zu privatem 
Eigentum, oder, wie der Kollege Dr. Jahn im DUD 
am 20. Februar geschrieben und heute wiederholt 
hat, dieses Gesetz sei ein Mittel zur Kapitalbeschaf-
fung für die großen Wohnungsbaugesellschaften 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es doch!) 

auf Kosten der sozial schwächergestellten Bevölke-
rungsschichten und bringe eine Machtzusammenbal-
lung von Wohnungseigentum. Wenn Sie so argu-
mentieren, Herr Kollege Dr. Jahn, ist das Ihre ei-
gene Sache. Den Beweis für die Richtigkeit haben 
Sie, glaube ich, bis jetzt nicht liefern können. 

Im übrigen weiß man bei Ihnen sowieso sehr sel-
ten, welche Aussage die offizielle ist. Was soll man 
z. B. davon halten, wenn die Fraktionsvorsitzenden-
konferenz der CDU/CSU zehn Thesen zum sozialen 
Wohnungsbau und Städtebau beschließt, in denen es 
z. B. unter Nr. 4 heißt: 

Anonymes Fondseigentum lediglich mit einem 
Dauerwohnrecht versagt dem Erwerber entschei-
dende Vorteile. 

Auf der anderen Seite sagt einer Ihrer Experten, der 
Kollege Orgaß — nachzulesen im DUD vom 20. Ja-
nuar 1975 —: 

Wenngleich der Wohnbesitzbrief auch nicht 
automatisch zu echtem Eigentum führt, so ent-
spricht doch die Stellung des Wohnbesitzbrief-
inhabers der des Eigentümers in wirtschaftlicher 
Hinsicht. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Herr Or

-

gaß wird gleich darauf antworten!) 

Sie können sich die richtige Antwort selber heraus-
suchen, meine sehr verehrten Damen und Herren. 
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Batz 
Und weil es sich in dem Aufsatz des Kollegen 

Orgaß mit seiner Kritik an der Wohnungsbaufinan-
zierung so schön weiterlesen läßt, noch ein Zitat, 
wenn ich darf, Herr Präsident: 

Man hat sparwilligen, aber nicht in gleicher 
Weise sparfähigen Bürgern trotz besonderer 
Förderung des Eigentumsgedankens vermögens-
politisch Steine statt Brot gegeben, 

— entschuldigen Sie, Herr Orgaß, daß ich einmal 
Ihren Terminus benutzen muß 

indem man sie auf ein lebenslanges Mieter-
schicksal verwies, wo sie durch ihre monatlichen 
Aufwendungen ebenfalls Vermögen bilden, aber 
für die Vermieter. 

Das ist ganz meine Meinung, und genau das wollen 
wir ändern. Deswegen wollen wir dieses Gesetz 
machen. Ich frage Sie:  Wo ist denn da die Eigen-
tumsfeindlichkeit der SPD, von der Sie immer spre-
chen? 

Jetzt zum Änderungsantrag der CDU/CSU auf 
Drucksache 7/3463 über eine Gewährung von Eigen-
kapitalhilfe. Hierzu hat die Opposition in ihrem Ge-
setzentwurf zur Vermögens- und Eigentumsbildung 
im sozialen Wohnungsbau schon einen zwar gut-
gemeinten, aber leider nicht realisierbaren Vor-
schlag gemacht. Danach sollte den Einzelbauherren 
von Familienheimen und eigengenutzten Eigentums-
wohnungen zur Vorfinanzierung der Eigenleistung 
eine besondere Eigenkapitalhilfe gegeben werden. 
Die sollte z. B. einem Bauherrn mit Frau und Kind 
jährlich in Höhe von 1 500 DM zusätzlich zu den 
sonstigen Förderungen mit Baudarlehen, Familien-
zusatzdarlehen usw. auf die Dauer von zehn Jahren 
gewährt werden. Meine Rechnung, Herr Kollege 
Link, ist etwas anders: Das würde einen zusätzlichen 
Finanzierungsaufwand von 45 Millionen DM jähr-
lich ausmachen. Das bedeutet, wenn man ein jähr-
liches Förderungsvolumen von nur etwa 30 000 Ei-
genheimen und Eigentumswohnungen zugrunde 
legt, dann schon 450 Millionen DM in zehn Jahren 
und für die folgenden Förderungsjahre jeweils die 
gleiche Summe. Hier wird wohl deutlich, daß solche 
Beiträge als zusätzliche finanzielle Hilfen weder 
vom Bund noch von den Ländern aufgebracht wer-
den können. 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch an die 
Ausführungen von Herrn Dr. Simon vom Deutschen 
Volksheimstättenwerk oder von Herrn Schlich vom 
Deutschen Mieterbund beim Anhörungsverfahren 
erinnern. Beide Herren erklärten als Sachverstän-
dige, daß die Eigenkapitalhilfe zu aufwendig sei 
und daß andere Arten der Wohnungsbauförderung 
gezielter eingesetzt werden könnten. Selbst Herr 
Dr. Degner vorn Verband der privaten Bausparkas-
sen hält einen Rechtsanspruch für zu weitgehend. 

Die Koalitionsfraktionen werden aus diesen Grün-
den den Antrag der CDU/CSU-Fraktion ablehnen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das ist unein

-

sichtig!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich, weil es wahrscheinlich dazugehört, noch 
einige Sätze über die Gesamtfinanzierung des Woh

-

nungsbaus sagen; denn 450 Millionen DM sind für 
eine Förderung keine Größenordnung. Sie wollen 
mit diesem Antrag ja nur die sogenannte Eigen-
tumsfeindlichkeit der SPD — in dem Fall auch der 
Koalition — beweisen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Was heißt 
hier „angeblich"?) 

In den Jahren 1966/67 hat der Anteil der öffentlich 
geförderten Eigenheime und Eigentumswohnungen 
am sozialen Wohnungsbau bei ungefähr 30 % ge-
legen. In den früheren Jahren, also unter Ihrer Re-
gierungsverantwortung, war er nie höher als 30 %. 
1972 lag er schon bei 33 %, 1973 bei 41 %, und 1974 
wird er die 50-Prozent-Marke übersteigen. 

Wohnungseigentum wird bekanntlich nicht nur 
mit öffentlichen Mitteln gefördert. Ich erinnere an 
das Bausparförderungsgesetz und an die Steuerver-
günstigung nach § 7 b des Einkommensteuergeset-
zes. Die Ausgaben von Bund und Ländern für Woh-
nungsbauprämien sowie die Steuermindereinnahmen 
durch Begünstigung von Bausparbeiträgen haben 
1972 z. B. 3,3 Milliarden DM ausgemacht, 1973 waren 
es 3,7 und 1974 4,4 Milliarden DM. Dabei will ich 
von dem Einnahmeausfall der öffentlichen Hand 
durch die 7-b-Abschreibung im Moment gar nicht 
reden. 

Heute morgen hat Herr Kollege Dr. Jahn die 
„Süddeutsche Zeitung" aus dem Jahre 1973 zitiert. 
Ich darf Herrn Jürgen Forster zitieren, der heute in 
der „Süddeutschen Zeitung" eine Kommentierung 
unserer Debatte bringt. Er sagt da: 

Anstatt eine vermögenspolitische Diskussion 
auszulösen, führte der Regierungentwurf des 
Gesetzes zur Förderung von Wohnungseigen

-

tum  und Wohnbesitz im sozialen Wohnungsbau 
zu einer Kontroverse über Eigentumsideologie. 

Weiter sagt er: 

Die finanziellen Vorteile, die dem Mieter einer 
Wohnbesitzwohnung unter Abwägung aller 
Risiken per Saldo bleiben, dürften ihm ein 
Engagement interessant genug erscheinen las-
sen. 

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, werden wir an unserem Antrag festhalten. Wir 
sehen uns gezwungen, Ihren Antrag auf Drucksache 
7/3463 abzulehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird zu 
diesem Punkt nicht mehr gewünscht. 

Wer dem Änderungsantrag der CDU/CSU — 
Drucksache 7/3463 Ziffer i — zuzustimmen wünscht, 
den  bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 3 auf. Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer der aufgerufenen Bestimmung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Es ist so 
beschlossen. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU — Drucksache 7/3463 Ziffer 2 — auf Einfü-
gung einer Nr. 3 a auf. Das Wort wird hierzu nicht 
mehr gewünscht. Wer dem aufgerufenen Antrag zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit Mehr-
heit abgelehnt. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 4 auf. Wer der aufgerufenen 
Bestimmung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 5 auf. Hierzu liegt auf Druck-
sache 7/3462 unter Ziffer 2 ein Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU vor. Wird dazu noch das 
Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer 
diesem Änderungsantrag der Fraktion der CDU/ 
CSU — Drucksache 7/3462 Ziffer 2 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das zweite war die 
Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 5 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 

Ich bitte um die Gegenprobe. Es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 6 bis 10 auf. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Bestim-
mungen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 10 a auf. Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/3464. Der 
Antrag ist schon begründet worden. Das Wort dazu 
hat Herr Abgeordneter Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich kann es nach 
dem, was heute in dieser zweiten Runde bespro-
chen worden ist, verhältnismäßig kurz machen. 

Die Opposition versucht mit dem Änderungs-
antrag auf Drucksache 7/3464, den Begriff „Wohn-
besitzwohnung" aus allen Bestimmungen, wo er 
vorkommt, herauszunehmen, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Nur bei 
den Präferenzen, Herr Waltemathe!) 

bzw. dort, wo es um Förderungspräferenzen geht. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Aha!) 

Wir nehmen zur Kenntnis, daß Ihnen im Gegen-
satz zur sozialliberalen Koalition offensichtlich 
nicht daran gelegen ist, wohnungspolitische Zielset-
zungen auch über einen weiteren Weg mit vermö-
genspolitischen Zielsetzungen so zu verbinden, wie 
wir dies wünschen. Zweitens wünschen Sie offen-
sichtlich nicht, daß das Dauerwohnrecht, verbunden 
mit einer wirtschaftlichen Beteiligung der Mieter 
an ihrer Wohnanlage, stärker zu fördern ist als der 
ausschließliche soziale Mietwohnungsbau. Damit 
ist offenbar die Vermögensbildung der Wohnungs-
baugesellschaften für die Opposition wichtiger als 
die Vermögensbeteiligung der einzelnen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU] : Sie drehen den Spieß um!) 

— Das ergibt sich aus Ihrem Antrag. 	 Wir sind 
nicht bereit, eines der wichtigen Ziele des Ge-
setzes zur Förderung von Wohnungseigentum und 
Wohnbesitz im sozialen Wohnungsbau einer einsei-
tigen Eigentumsideologie der Christdemokraten zu 
opfern, und bitten deshalb das Haus, den Antrag ab-
zulehnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Gallus. 

Gallus (FDP): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Die FDP hat immer auf dem Stand-
punkt gestanden, daß sich mit Mietkauf und Wohn-
besitz zwei gleichrangige Modelle gegenüberste-
hen, was sich auch in der gleichwertigen Finanzie-
rung ausdrückt. Der Markt muß nach unserer Auf-
fassung entscheiden, welches Modell er annehmen 
will. Nimmt er mehr Eigentum an, dann werden 
diese Maßnahmen auch entsprechend gefördert, 
ohne daß mehr Mittel dem Wohnbesitz zufließen. 
Ist es umgekehrt, so zeigt sich nur, daß das Gesetz 
eine marktkonforme Lösung in diesem Punkte er-
möglicht hat. Wir lehnen deshalb den Antrag der 
Opposition ab. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Schmöle. 

Schmöle (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte noch einmal auf das 
zu sprechen kommen, was der Kollege Waltemathe 
hier gesagt hat. Herr Kollege Waltemathe, es ist 
einfach unzulässig, uns zu sagen, wir würden eine 
vermögenspolitische Überlegung nicht mitmachen, 
weil die wirkliche vermögenspolitische Überlegung 
von uns heute hier in Form der Eigenkapitalbeihilfen 
vorgetragen worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb muß ich sagen: Wenn Sie wirklich echte 
Eigentumsmaßnahmen hier und heute mit uns zu-
sammen beschließen wollen, dann hätten Sie un-
serem Antrag zustimmen sollen. Sie legen hier ein-
fach Mittel aus dem sozialen Wohnungsbau in 
Priorität, mit Präferenz für den Wohnbesitzbrief fest, 
obwohl mit den gleichen Mitteln etwas entscheidend 
Besseres für die einfachen Leute hätte getan wer-
den können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier geht es überhaupt nicht um die Frage, ob wir 
eine vermögenspolitische Alternative nicht wollen, 
sondern wir haben sie auf den Tisch gelegt, wir 
haben etwas Echtes für den kleinen Mann gemacht. 
Deshalb wollen wir auch den Wohnsitz mit Präfe-
renz herausbringen, damit wir eine vernünftige Lö-
sung für den kleinen Mann haben. Wir wollen nicht, 
daß der kleine Mann große Gesellschaften finan-
ziert, im Grunde aber nicht viel mehr dafür be-
kommt als ein besseres Dauerwohnrecht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wird zu diesem Punkt noch das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich lasse abstimmen. Wer dem Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/3464 
Nr. 1 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Das zweite ist die Mehrheit. Der Antrag ist abge-
lehnt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich darf um Ruhe 
bitten. 

Wer Art. 1 Nr. 10 a in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit Mehr-
heit angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 11 auf. Das Wort wird nicht 
gewünscht. Wer der aufgerufenen Bestimmung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Es ist so be-
schlossen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 12 und hierzu die Drucksache 
7/3464, Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU, 
auf. Wird dazu noch das Wort gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Ich kann abstimmen lassen. Wer 
dem Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
auf Drucksache 7/3464 Nr. 2 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 12 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 13 auf. Hierzu liegt der Än-
derungsantrag der Fraktion der CDU/CSU auf Druck-
sache 7/3464 vor. Wird dazu noch das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer der Nr. 3 
dieses Änderungsantrages zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 13 in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit entsprechen-
der Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 7/3463 Nr. 3 — Einfügung 
einer Nr. 13 a — auf. Wird hierzu noch das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer der Nr. 3 
dieses Änderungsantrages zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 14 bis 19 auf. Das Wort wird 
nicht gewünscht. Wer den aufgerufenen Bestimmun-
gen zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Es 
ist so beschlossen. 

Ich komme nunmehr zu Art. 1 Nr. 20, § 62 a. 
Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Drucksache 7/3464 vor. Wird dazu 
noch das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Wer diesem Änderungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU unter Nr. 4 der Drucksache 7/3464 zu- 

zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit Mehr-
heit abgelehnt. 

Wer dem Art. 1 Nr. 20 — § 62 a — in der Aus-
schußfassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Mit der reziproken Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 20 — §§ 62 b bis e — auf. Das 
Wort wird nicht gewünscht. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 20 — § 62 f — auf. Das Wort 
zur Begründung hat Herr Abgeordneter Orgaß. 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Batz hat 
mich vorhin ausdrücklich zitiert. Ich erkläre, daß ich 
zu den Ausführungen, die ich gemacht habe, nach-
drücklich stehe. Sie entsprechen meiner Überzeu-
gung, und ich glaube, sie sind wohl begründet. 

(Beifall bei der SPD) 

— Meine Damen und Herren, Ihr Beifall ist mir 
peinlich. 

(Heiterkeit) 

Ich meine, wir sollten hier sachlich diskutieren, und 
wir sollten uns — unabhängig davon, wo wir im 
einzelnen in dieser oder jener Frage stehen — um 
bessere Lösungen mühen. Ich hatte gehofft, daß die 
heutige Debatte über die künftige Fortführung des 
sozialen Wohnungsbaus — und dabei vor allem 
über die verstärkte Förderung der Vermögens- und 
Eigentumsbildung innerhalb des sozialen Wohnungs-
baues gerade für den Kreis der sozial Schwächeren 
- zu einer Glanzstunde in unserem Parlament wer

-

den würde. Aber leider kann davon — nach meiner 
Überzeugung jedenfalls — nach dem bisherigen 
Gang der Debatte wohl kaum die Rede sein, obwohl 
die Auffassungen hinsichtlich der grundsätzlichen 
Zielsetzung der breiten Eigentums- und Vermögens-
streuung näher beieinanderliegen, als es der Ver-
lauf der Diskussion bisher vermuten läßt. Gegen-
seitiges Mißtrauen erschwert optimale Lösungen, 
die wir Abgeordneten samt und sonders dem Bür-
ger schuldig sind. Zumindest sollten wir sie anstre-
ben. 

Die Bundesregierung hat nun unter der Druck-
sache 7/577 einen Gesetzentwurf vorgelegt, der un-
ter anderem einen zwar wichtigen, aber keineswegs 
allein entscheidenden Punkt beinhaltet, nämlich den 
sogenannten Wohnbesitzbrief, der als ein neues 
Rechtsinstitut auf dem Markt zugelassen und mit 
öffentlichen Mitteln gefördert werden soll. 

Dieser ursprüngliche Entwurf war alles andere 
als ein Meisterwerk; er war unausgegoren, inkonse-
quent und bot besonders hinsichtlich des Wohn-
besitzbriefes auch Scheinlösungen an. Wäre über 
diesen Regierungsentwurf in seiner ursprünglichen 
Form jetzt hier abzustimmen, so hätte man nur ins-
gesamt — so auch ich — mit einem entschiedenen 
„Nein, so nicht" votieren können. 
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Orgaß 
Aber dank einer Reihe entscheidender Verbesse-

rungsvorschläge, zum Teil durch den Bundesrat im 
ersten Durchgang, die teilweise auch von der Bun-
desregierung übernommen wurden, vor allem aber 
auch auf Grund sehr erheblicher Verbesserungen in 
den Ausschußberatungen, ist der Gesetzentwurf 
insgesamt qualitativ erheblich verbessert worden, 
wenngleich auch noch eine Reihe von Paragraphen 
unglücklich formuliert sind und Ursache zu Fehl- 
und Mißdeutungen bieten. 

Die auf unser Drängen in den Gesetzentwurf auf-
genommenen entscheidenden Verbesserungen sind 
erstens: Es ist im Gesetz verankert worden, daß 
überwiegend, d. h. mit mehr als der Hälfte der 
öffentlichen Mittel, Einzeleigentumsmaßnahmen zu 
fördern sind, wobei klargestellt wurde, daß der 
Wohnbesitz nicht unter diese Kategorie fällt und 
damit logischerweise in Konkurrenz zur sozialen 
Mietwohnung herkömmlichen Stils tritt. 

Als zweites ist anzumerken, daß in der Regie-
rungsformulierung sehr komplizierte Rechtsformen 
der Bauträgerschaft gewählt wurden und dabei un-
ter anderem in völlig unverständlicher Weise auch 
die Genossenschaften von dieser Trägerschaft des 
Wohnbesitzrechts ausgeschlossen wurden. Ich kann 
durchaus verstehen, daß dadurch auch Freunde 
mißtrauisch wurden, als wollte man hier ganz be-
sondere Gesellschaften ganz besonders begünsti-
gen. 

Deshalb bin ich besonders froh, daß im Verlauf 
der Beratungen, nachdem die Vertreter der Koali-
tion unseren Antrag auf Einbeziehung der Genos-
senschaften bereits abgelehnt hatten, sie auf mei-
nen dann nochmals begründeten Antrag hin diese 
Ablehnung einstimmig revidierten und die Genos-
senschaften nun doch in den Kreis der Träger-
schaft mit einbezogen haben. Damit ist die politische 
Vorstellung einen entscheidenden Schritt vorange-
kommen, die ich im übrigen als erster im Plenum 
des Deutschen Bundestages anläßlich der Verab-
schiedung des Städtebauförderungsgesetzes am 
16. Juni 1971 an dieser Stelle entwickelte, nämlich 
durch eine zeitgemäße Neukonstruktion des Genos-
senschaftsgedankens mit Hilfe eines geschlossenen 
Fonds vermögensbildendes Wohnen zu ermöglichen. 
Diesen Gedanken habe ich später, nämlich 1973, mit 
meinen Freunden von den Sozialausschüssen als 
Modellentwurf über Wohneigentumsgenossenschaf-
ten konzipiert und publiziert. In diesem Entwurf ist 
auch die Möglichkeit des Nachsparens enthalten. 

Die Revidierung der schon erfolgten Ablehnung 
ist mir unter Hinweis auf dieses Genossenschafts-
modell ermöglicht worden. Dafür bin ich vor allem 
Ihnen, Herr Henke und Herr Krockert, besonders 
dankbar; denn insofern ist der ansonsten sehr lo-
benswerte und sachliche Bericht zu dieser Aus-
schußfassung bei der Beschreibung auf Seite 7 nicht 
ganz korrekt, wie Sie, Herr Kollege Krockert und 
Herr Kollege Jahn, mir sicherlich zugeben müssen. 

Als drittes ist anzumerken, daß wir durch den 
Bundesrat erreicht haben, daß nun erst der Wohn-
besitz im wirtschaftlichen Sinne dem Eigentum 
gleichgestellt wird, indem nämlich dem Wohnbe

-

sitzbriefinhaber nicht nur die vermögensbildenden 
Entschuldungsgewinne und die steuerlichen Ver-
günstigungen durch Abschreibungsmöglichkeiten 
zufließen, die bisher bei einer herkömmlichen Miet-
wohnung dem Vermieter zugute kamen, ganz 
gleich, ob es sich um einen Privaten oder um große 
Gesellschaften handelt — dadurch sind doch so 
viele Gesellschaften bei uns groß geworden —, 
und die nun dem einzelnen zugute kommen, son-
dern nun auch die allgemeinen Wertsteigerungen, 
die sich im Verkehrswert wiederfinden. Ich glaube, 
das ist ein ganz entscheidendes Kriterium für die 
Beurteilung dieses Rechtsinstituts. 

Schließlich ist viertens auch noch die Vererb-
barkeit, wenngleich durch sehr komplizierte Nor-
men, zufriedenstellend geregelt. Dabei sind auch die 
Sicherungen im Falle des Konkurses verbessert 
worden. 
Alles in allem genommen, meine verehrten Damen 

und Herren, ist nach meiner Auffassung und auch 
der einer Reihe meiner Freunde und Kollegen die-
ses neue Rechtsinstitut bei der Abwägung von 
Vor- und Nachteilen trotz einer Reihe noch ver-
besserungsbedürftiger Punkte gegenüber der her-
kömmlichen Mietwohnung eine Verbesserung, weil 
hier eine Vermögensbildung durch Wohnen ermög-
licht wird. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

— Ich möchte es Ihnen erklären, ich will gar nicht 
Ihren Beifall. 

(Reuschenbach [SPD] : Das war ganz ehrlich 
gemeint!) 

Deswegen sagen wir „ja", weil es auch demjenigen 
helfen kann, der willig, aber auf Grund seines Ein-
kommens nicht fähig ist, in der heutigen finanziel-
len Situation volles Wohneigentum zu erwerben, 
— was auch ich in jedem Falle als vorteilhafter 
ansehen würde —, und weil durch dieses Institut 
zumindest die vermögenspolitische Gleichsetzung 
wie beim Wohneigentum mit ermöglicht wird. Ich 
sage „ja" auch aus einem ganz bedeutenden — wie 
ich meine: nicht zu unterschätzenden — Aspekt 
heraus: weil hiermit nämlich — ich glaube, erst-
malig — ein entscheidender Schritt von der bis-
herigen Praxis der objektbezogenen Förderung im 
sozialen Wohnungsbau hin zur gerechteren Mög-
lichkeit der Subjektförderung getan wird. Ich 
glaube, auch dies ist ein entscheidender Vorteil. 

Aber auch diejenigen, die es positiver sehen als 
andere Freunde von mir, gehen davon aus, daß die-
ser Entwurf, so wie er vorliegt, noch Mängel be-
inhaltet. Einer dieser Mängel ist die außerordentlich 
eingeschränkte Möglichkeit der Umwandlung von 
Wohnbesitz in volles Wohneigentum. Sie wird jetzt 
zwar grundsätzlich bejaht, bleibt aber weitgehend 
blasse Theorie, weil sie vom Einverständnis aller 
Wohnbesitzinhaber einer Anlage und, wie hier in 
der Debatte noch nicht entscheidend geklärt worden 
ist, möglicherweise auch noch von der Zustimmung 
des Trägers abhängig gemacht wird. 
Deshalb stelle ich hier namens meiner Fraktion 

noch einmal den Antrag auf Drucksache 7/3465, der 
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besagt, daß auf Antrag von mehr als der Hälfte aller 
Wohnbesitzberechtigten, die dies verlangen, Woh-
nungseigentum zu übertragen ist. Dabei ist es auch 
für uns selbstverständlich, daß in diesem Falle der 
Treuhänder aus seinen Treuhandverpflichtungen ent-
lassen werden muß. Wir meinen, daß die Chance der 
Wahl für diejenigen, die diesen Weg gehen wollen, 
offenstehen muß. Ob der einzelne dann diesen Weg 
gehen will, lassen Sie doch ihn entscheiden! Ent-
scheiden wir es doch hier nicht durch Mehrheiten! 

Wir bedauern sehr, daß die Koalition einen von 
mir bereits im Ausschuß gestellten, sehr ähnlich 
lautenden Antrag abgelehnt hat, ohne eine über-
zeugende Begründung dafür zu bieten. Das ist auch 
bisher in der Debatte noch nicht zum Ausdruck ge-
kommen. Das hat nun im Zusammenhang mit man-
cherlei Äußerungen, die von Sozialdemokraten in 
der Öffentlichkeit gefallen sind — manches ist hier 
gesagt worden, manches liegt in Archiven —, bei 
Freunden von mir den Verdacht erweckt, als solle 
auf diesem Wege einer Umwandlung dann praktisch 
doch noch ein Riegel vorgeschoben werden. 

Ich weiß von sachverständigen Sozialdemokraten, 
auch von Kollegen dieses Hauses, daß auch sie der 
Meinung sind, das Gesetz sollte durch die Annahme 
unseres Antrages verbessert werden. Es war ja nicht 
zuletzt auch Herr Kollege Engelhard, der für die 
FDP-Fraktion im ersten Durchgang sprach und hier 
gesagt hat: Hier muß man noch versuchen, zu besse-
ren Lösungen zu kommen. Das gibt uns die Hoff-
nung deswegen stelle ich diesen Antrag —, daß 
wir Ihre Zustimmung doch noch erreichen können; 
denn das — da plaudere ich nicht aus dem Näh-
kästchen — würde bei vielen meiner Freunde, die 
zu diesem Gesetzentwurf nicht grundsätzlich nein 
sagen, dennoch eine andere Beurteilung ihrer Hal-
tung in der jetzigen Abstimmung ermöglichen. 

Sie müssen auch verstehen, daß wir, ähnlich wie 
seinerzeit beim Städtebauförderungsgesetz, versu-
chen werden, über das Institut des Bundesrates und 
des Vermittlungsausschusses noch Vorstellungen 
durchzusetzen. 

(Dr. Schellenberg [SPD] : Aha!) 

— Das ist ganz legitim, das ist ganz selbstverständ-
lich. Und „aha", Herr Schellenberg, haben Sie früher 
über das Land Hessen auch in reichlichem Maße ge-
macht. Wenn das „aha" ist, ist das ein bißchen spät 
gezündet. 

Dabei sollten Sie auch erkennen, daß ein solcher 
Antrag, der hier gestellt und von Ihnen dann nicht 
angenommen wird, mit Sicherheit im Bundesrat und 
im Vermittlungsausschuß wieder gestellt wird. Sie 
werden damit wieder konfrontiert. Dabei steht die 
Union in der Öffentlichkeit in keiner schlechten Ver-
packung. 

(Wehner [SPD] : Dann können Sie ja jetzt 
auch aufhören zu reden!) 

Logisch, wenn auch falsch wäre es sonst von Ihnen 
gewesen, die Umwandlung gar nicht zu gewähren. 
Das wäre dann ehrlicher. Sie zwar grundsätzlich zu 
gewähren, praktisch aber nahezu auszuschließen 

durch die Vorschrift der Einstimmigkeit bringt Sie 
doch sehr leicht in den Ruf der Scheinheiligkeit. 

(Wehner [SPD] : Das fehlte gerade noch!) 

Deshalb bitte ich Sie noch einmal recht herzlich, 
diesem Änderungsantrag Ihre Zustimmung nicht zu 
versagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Gehen Sie zum Bundesrat!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, da nur noch eine Wortmeldung vorliegt —
eine weitere ist zurückgezogen worden —, schlage 
ich Ihnen vor, die zweite Lesung noch vor der Mit-
tagspause zu beenden. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Vahlberg. 

Vahlberg (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich zunächst eine Vorbe-
merkung machen. Herr Kollege Jahn, Sie haben u, a. 
das Schreckensgemälde übermächtiger Wohnungs-
baugesellschaften gemalt. Das ist nicht neu. Konser-
vative Politiker tun das seit geraumer Zeit bei pas-
sender und unpassender Gelegenheit. 

Ich habe nicht die „Neue Heimat" zu verteidigen. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU] : Was denn 
sonst?) 

Ich würde mich nur freuen, wenn Sie Ihr Engage-
ment gegen Machtzusammenballung und Konzen-
tration nicht nur auf ein Unternehmen richteten, das 
sage und schreibe 1,5% Anteil am Wohnungsbe-
stand der Bundesrepublik hat und zudem dem Ge-
meinnützigkeitsgesetz unterliegt, sondern sich mit 
gleichem Engagement auch den Machtzusammenbal-
lungen in anderen Wirtschaftsbereichen widmeten, 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU]: Es kommt auf das System an! 

Niegel [CDU/CSU]: Systemveränderer!) 

Wirtschaftsbereiche, in denen einzelne Unterneh-
men 50, 60, 80, ja sogar 90 % des Marktes beherr-
schen. 

Nun zur Sache. Der Änderungsantrag der CDU/ 
CSU-Fraktion zu § 62 f wirkt im Grunde, wenn man 
ihn das erste Mal liest, recht plausibel. Er will ein-
mal die Begründung von Wohnungseigentum zu ei-
nem früheren Zeitpunkt, als das im Gesetzentwurf 
vorgesehen ist, erleichtern, und er will zum anderen 
die Verpflichtung für den Träger, Wohnungseigen

-

tum  zu begründen, von der Entscheidung der Wohn

-

besitzberechtigten abhängig machen. 

(Dr. Jahn [Münster) [CDU/CSU]: Und von 
seiner eigenen!) 

— Sicherlich auch von seiner eigenen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Also! Eti

-

kettenschwindel!) 

Die Initiative soll von den Wohnbesitzberechtigten 
ausgehen, und diese Wohnbesitzberechtigten kom-
men mit ihrer Sache nur zum Zug, wenn mehr als 
die Hälfte von ihnen einer Umwandlung zustimmt. 
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Vahlberg 
Das ist doch richtig? Demokratische Spielregeln also 
auch hier. 

Wie gesagt, auf den ersten Blick ist der Ände-
rungsantrag einleuchtend. Schaut man sich die Sache 
dagegen genauer an, wird der Pferdefuß sichtbar. 
Dieser Antrag will, daß im Falle eines Mehrheits-
entscheids keine Vermögensabwicklung erfolgt. 
Nun wird es aber in der Praxis so sein, daß solche 
Mehrheitsentscheidungen nicht mit 51 % zu 49 % 
ausgehen; die Mehrheiten können sehr viel deut-
licher ausfallen, ja, im Grenzfall bleibt schließlich 
nur noch ein Wohnbesitzberechtigter im Fonds 
übrig. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Der freut 
sich dann auch über das Eigentum!) 

Daß dies wirtschaftlich nicht tragfähig ist, daß das 
irgendwo nicht praktikabel sein kann, liegt auf der 
Hand. Die Folge wäre zwangsläufig die Auflösung 
des Fonds. Herr Jahn und Herr Orgaß, Ihr Antrag 
läuft darauf hinaus, daß eine Mehrheit, die eine 
Umwandlung der Wohnbesitzwohnungen in Woh-
nungseigentum wünscht und die dies beschließt, 
eine Minderheit, die dies nicht will oder nicht kann, 
dominiert. Wir haben ja in diesem Gesetzentwurf 
Mehrheitsentscheidungen vorgesehen, z. B. in § 62 d 
Abs. 6. Hier aber, mit Ihrem Antrag, ist das etwas 
grundsätzlich anderes. Sie greifen mit einer Mehr-
heitsentscheidung tief in den Lebensraum der Min-
derheit ein, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Die Min

-

derheit kann am Fonds festhalten!) 

Sie treffen diese Minderheit existentiell. Damit kön-
nen wir nicht einverstanden sein, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : So?) 

denn für uns ist Demokratie nicht das Diktat der 
Mehrheit über die Minderheit. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das trifft 
hier auch nicht zu! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Das bedeutet nämlich Ihr Antrag dann in der Praxis. 

(Niegel [CDU/CSU]: Was machen Sie bei 
der Mitbestimmung? Da schützen Sie die 

Minderheit doch nicht!) 

Mit Ihrem Antrag wird die wohnungspolitische 
Vernunft verlassen, wird der Eigentumsbegriff per-
vertiert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was wird er?) 

Eigentumspolitische Maßnahmen müssen der 
Wohnungspolitik sinnvoll zugeordnet sein; mein 
Kollege Horst Krockert hat darauf bereits hingewie-
sen. Alle Befragungen der Bürger nach ihren Woh-
nungswünschen zeigen, daß Eigenheim und Eigen-
tumswohnung an Attraktivität nichts eingebüßt 
haben. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Niegel 
[CDU/CSU]: Ihr macht jetzt Murks!) 

Das ist nur zu verständlich, denn irgendwo möchte 
jeder Mensch einen Ort haben, wo ihm niemand 
hineinreden kann, wo er nicht mehr Objekt fremden 

Willens und fremder Willkür ist, wo er nicht mehr 
herumgeschubst werden kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Siehe VW!) 

Er möchte die Einwirkung Dritter in seine unmittel-
bare Privatsphäre ausschließen; 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Sicherheit 
des Wohnens haben wir schon heute!) 

deshalb das Bedürfnis nach Wohnungseigentum. 
Denn das ist auch klar: Aus dem Eigentumsrecht 
fließt einem Vermieter Macht zu, Macht, die in so-
ziale Beziehungen und in die Privatsphäre eines 
Mieters eindringt. Damit habe ich nicht gesagt, daß 
jeder Vermieter seine Stellung mißbraucht. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das gleiche 
gilt für die Baugesellschaften!) 

Sozialdemokratische Politik ist es, zumindest diese 
Macht in Schranken zu weisen. Dies haben wir in 
der Vergangenheit getan, einerseits mit einem ver-
besserten Mieterschutz und andererseits, indem wir 
immer mehr Bürgern zu Wohnungseigentum ver-
holfen haben. Was die Eigentumsförderung im Woh-
nungsbau angeht, so haben die beiden soziallibera-
len Regierungen ja auch mehr getan als ihre kon-
servativen Vorgängerinnen; 

(Beifall bei der SPD) 

die Zahlen der ausgeschütteten Förderungsmittel 
belegen das, so meine ich, recht deutlich. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Nominal! 
Bei der Inflation, die wir haben!) 

Der hier zur Beratung anstehende Gesetzentwurf 
ist ein weiterer Schritt auf einem Wege, der den 
Freiheitsraum des Bürgers in seinem Wohnbereich 
sichern soll. Der Änderungsantrag zu § 62 f der 
CDU/CSU-Fraktion dagegen würde in die entgegen-
gesetzte Richtung führen, er würde dazu führen, daß 
über Minderheiten verfügt wird. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das ist 
unzutreffend!) 

Die Begründung von Wohnungseigentum nach § 62 f 
darf nicht zu Lasten der restlichen Wohnbesitzbe-
rechtigten gehen. Minderheiten dürfen nicht vor voll-
endete Tatsachen gestellt werden. Eine solche „Vo-
gel friß oder stirb"-Politik machen wir nicht mit. 

(Niegel [CDU/CSU]: Die machen Sie in 
München!) 

Ich lehne den Antrag namens der Koalitionsfraktio-
nen ab. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort wird 
nicht mehr gewünscht. Wer dem Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/3465 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
zweite ist die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt. 

Wer dem § 62 f in der Ausschußfassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit Mehrheit 
beschlossen. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 

Ich rufe § 62 g auf. — Das Wort wird nicht ge-
wünscht. Wer der Bestimmung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Es ist so beschlossen. 

Ich rufe vom Art. 1 die Nrn. 20 a bis 23 auf. — 
Das Wort wird nicht gewünscht. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Getrennte 
Abstimmung!) 

— Getrennt für was? 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Nummer 
23!) 

— Dann rufe ich also nur die Nrn. 20 a bis 22 auf. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Einstimmig gebilligt. 

Dann kommen wir zu Nr. 23. Wird das Wort ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Ich bitte um die Gegenprobe. — Mit Mehrheit be-
schlossen. 

Ich rufe nunmehr die Artikel 2 bis 10, Einleitung 
und Überschrift auf. Wer zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. Enthal-
tungen? — Dieser Teil ist einstimmig beschlossen. 

Damit sind wir am Ende der zweiten Lesung. 

Wir treten in die Mittagspause ein und setzen 
die Sitzung nach der Mittagspause mit der Frage-
stunde fort. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 13.17 Uhr bis 14 Uhr) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, die Sitzung wird fortgesetzt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 7/3447 — 

Zunächst der Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers und des Bundeskanzleramtes. Die Fragen 99 des 
Herrn Abgeordneten Gierenstein und 100 des Herrn 
Abgeordneten Höcherl sollen auf Bitten der Frage-
steller schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus diesem Geschäfts-
bereich erledigt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung steht 
zunächst Herr Staatsminister Wischnewski zur Ver-
fügung. Die Fragen 101 und 102 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Narjes sollen auf Wunsch des Frage-
stellers schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 103 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kunz (Weiden) auf: 

Welche finanziellen Zugeständnisse waren bei den vorletzten 
EG-Beitrittsverhandlungen mit England von der Bundesrepublik 
Deutschland insbesondere zugunsten des EG-Regionalfonds er-
wartet worden bzw. in welcher Höhe hatte die Bundesregie- 

rung Angebote gemacht, und wie hoch beläuft sich die Zah-
lungspflicht der Bundesrepublik Deutschland aus den letzten 
Beitrittsverhandlungen mit England? 

Bitte schön, Herr Staatsminister! 

Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege Dr. Kunz, ich darf Ihre Frage wie 
folgt beantworten: 

Die Bundesregierung hat Großbritannien weder 
im Rahmen der Beitrittsverhandlungen von 1970/71 
noch im Rahmen der Gespräche zwischen der Euro-
päischen Gemeinschaft und Großbritannien vom ver-
gangenen Jahr und vom Anfang dieses Jahres 
irgendwelche Angebote finanzieller Art gemacht. 
Bei beiden Gelegenheiten hat Großbritannien auch 
keine besonderen finanziellen Zugeständnisse von 
der Bundesregierung erwartet, sondern alle Wün-
sche ausschließlich an die Gemeinschaft in ihrer 
Gesamtheit gerichtet. 

Bei den Beitrittsverhandlungen mit Großbritan-
nien ist über bezifferbare finanzielle Zugeständnisse 
der Gemeinschaft zugunsten des EG-Regionalfonds 
nicht gesprochen worden. Der inzwischen ins Leben 
gerufene Europäische Fonds für regionale Entwick-
lung geht auch nicht auf die Gespräche innerhalb 
der Gemeinschaft mit Großbritannien vom vergan-
genen Jahr zurück, sondern auf einen Beschluß der 
Regierungschefs der Partnerstaaten auf der Pariser 
Konferenz vom 9. und 10. Dezember 1974. Aus dem 
Fonds im Gesamtumfang von 1,3 Milliarden Rech-
nungseinheiten erhält Großbritannien einen Anteil 
von 28 %. Alle Mitgliedstaaten einschließlich Groß-
britannien und der Bundesrepublik Deutschland tra-
gen entsprechend ihrem Anteil an der Finanzierung 
des EG-Haushaltes zu dem Fonds bei. 

Entsprechendes gilt für die Zahlungsverpflich-
tungen aus dem Korrekturmechanismus zur Vermei-
dung unannehmbarer Situationen, auf den Sie, Herr 
Kollege, am Schluß Ihrer Frage wohl anspielen. 
Auch der Korrekturmechanismus beinhaltet keine 
spezifische Zahlungsverpflichtung der Bundesrepu-
blik Deutschland. Vielmehr tragen alle Mitglied-
staaten, auch Großbritannien, entsprechend ihrem 
Haushaltsfinanzierungsanteil dazu bei. Auf der an-
deren Seite kann jedes Mitgliedsland, das sich nach 
dem Korrekturmechanismus zugrunde liegenden Kri-
terien qualifiziert, Zahlungen erhalten. Diese sind 
also nicht notwendigerweise auf Großbritannien be-
schränkt. Die jährlichen Zahlungen der Gemein-
schaft auf Grund des Korrekturmechanismus sind 
nach den Beschlüssen des Europäischen Rats auf 
seiner ersten Tagung am 10. und 11. März 1975 in 
Dublin, wie der Bundesminister des Auswärtigen 
das bereits in der Regierungserklärung über die Er-
gebnisse dieser Tagung am 12. März dieses Jahres 
in der 152. Sitzung des Deutschen Bundestages auf-
geführt hat, auf höchstens 250 Millionen Rechnungs-
einheiten begrenzt. Sollte das Ausgabevolumen der 
Europäischen Gemeinschaft von derzeit 5,825 Mil-
liarden Rechnungseinheiten, nämlich nach dem 
Haushalt 1975, auf mehr als 8 Milliarden Rechnungs-
einheiten ansteigen, so gilt an Stelle der erwähnten 
Grenze ein Höchstbetrag von 3 % des EG-Ausgabe-
volumens. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, waren die Forderungen, die bei den ersten 
Verhandlungen an die EG-Behörde gestellt wurden, 
in ihrer Höhe verschieden von den Forderungen 
bei den zweiten Verhandlungen? 

Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich nehme an, Sie sprechen von den Beitritts-
verhandlungen und von dem zweiten Teil Ende 
vergangenen Jahres, Anfang dieses Jahres, den wir 
als sogenannte Neuverhandlungen bezeichnen. In 
der Tat ist man von unterschiedlichen Ausgangs-
basen ausgegangen. Ich muß sagen, eine genaue 
Überprüfung der Wünsche des Vereinigten König-
reichs hat alle Partner gemeinsam zu der Überzeu-
gung kommen lassen, daß sich gewisse Korrekturen, 
insbesondere was den Haushalt anbetrifft, als not-
wendig erwiesen haben. Auf Grund dieser Situation 
sind alle neun Partner gemeinsam zu der Auffassung 
gekommen, dies zu überprüfen und daraus die Kon-
sequenzen zu ziehen. Ob sich das materiell auswirkt, 
kann heute noch niemand sagen, weil niemand 
sagen kann, ob in den nächsten Jahren in Großbri-
tannien bestimmte Kriterien, die Voraussetzung für 
das Eintreten sind, auch tatsächlich gegeben sein 
werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staats-
minister, sind Sie bereit, die Zahlen zu nennen, die 
damals beim ersten Teil der Verhandlungen im Ge-
spräch waren? 

Wischnewski, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Ich bin gern bereit, Ihnen die Zahlen zur Ver-
fügung zu stellen. Ich habe an diesen ersten Ver-
handlungen nicht teilgenommen. Aber ich bin gern 
bereit, Sie darüber zu informieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich danke Herrn 
Staatsminister Wischnewski. 

Ich rufe die Frage 104 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kliesing auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den 30. Jahrestag der Be-
endigung des Zweiten Weltkriegs zum Anlaß zu nehmen, bei 
der italienischen Regierung mit der Bitte vorstellig zu werden, 
endlich den letzten Kriegsgefangenen deutscher Staatsangehörig-
keit in Italien, Herbert Kappier, zu begnadigen? 

Zur Beantwortung steht jetzt Herr Staatsminister 
Moersch zur Verfügung. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, wie Sie wissen, ist die Bundes-
regierung ebenso wie ihre Vorgängerinnen seit lan-
gem aus humanitären Gründen um die Freilassung 
des in der Seefestung Gaeta inhaftierten deutschen 
Kriegsverurteilten Kappler bemüht. Sie sind der 
Auffassung, daß der Kriegsverurteilte nunmehr end-
lich aus der Haft entlassen werden sollte. Wir emp-
finden es alle als schmerzlich, daß 30 Jahre nach 

Kriegsende die Erwägungen der Menschlichkeit in 
diesem Fall noch nicht die Oberhand gewinnen 
konnten. 

Die Bundesregierung hat aus diesen Erwägungen 
heraus wiederholt der italienischen Regierung ge-
genüber ihre Auffassung zum Ausdruck gebracht. 
Sie hält es politisch nicht für zweckmäßig, den 
30. Jahrestag der Beendigung des zweiten Welt-
kriegs zum Anlaß zu nehmen, bei der italienischen 
Regierung erneut zugunsten Kapplers zu interve-
nieren. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU) : Teilt die Bundesregie-
rung meine Auffassung, daß der Fall Kappler ange-
sichts der wachsenden Anteilnahme immer größerer 
Teile unserer Bevölkerung auf die Dauer zu einer 
Belastung des deutsch-italienischen Verhältnisses zu 
werden droht? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, schon vor vielen Jahren hat sich 
der damalige Außenminister Brandt in dieser Weise 
geäußert. Ich denke, daß die Gründe, die damals an-
gegeben worden sind, heute, im Jahre 1975, noch 
verstärkt gelten. Sie wissen, daß es auch auf italieni-
scher Seite eine ganze Reihe von politisch Verant-
wortlichen gibt, die diese Gefahr genauso sehen wie 
wir. Ich nehme an, Sie kennen die Gründe, die in 
Italien bisher dazu geführt haben, daß es nicht zu 
einer Begnadigung kam. Im übrigen ist, soweit wir 
unterrichtet sind, über ein entsprechendes Gesuch 
noch nicht entschieden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu

-

frage. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU) : Ist die Bundesregie-
rung bereit, bei geeigneter Gelegenheit in geeigneter 
Form darauf hinzuweisen, daß eine weitere Verzöge-
rung der Lösung dieser Angelegenheit dazu angetan 
wäre, im Bewußtsein unserer Bevölkerung die 
Glaubwürdigkeit von Bekenntnissen zur Humanität, 
besonders wenn es sich um befreundete und verbün-
dote Staaten handelt, zu beeinträchtigen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat, wie 
ich schon sagte, keine Gelegenheit versäumt, Ge-
sichtspunkte humanitärer Art darzulegen. Ich glaube, 
daß es wiederholt Gelegenheit geben wird — ich bin 
sicher, daß dies auch schon geschehen ist —, gegen-
über befreundeten Parteien, die etwa in Italien Re-
gierungsverantwortung tragen, und Abgeordneten, 
mit denen Sie in den europäischen Institutionen re-
gelmäßig zusammenkommen, diese allgemeinen und 
für die europäische Zusammenarbeit notwendigen 
Erwägungen noch einmal deutlich zu unterstreichen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeorneten Kunz. 
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Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, wann ist die Bundesregierung zuletzt bei 
der italienischen Regierung diesbezüglich vorstellig 
geworden? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Vor ganz kurzer Zeit. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 105 des Herrn Abgeord-
neten Hösl auf: 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 17. März 1975 zu, von den 
Ausstellungsständen mit Büchern auf der deutschen Ausstellung 
in Moskau habe ein Band mit einem Bild vom Kurfürstendamm 
in Berlin  mit  der Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche und aus einer 
Dia-Schau ein Bild vom Wannsee in Berlin entfernt werden 
müssen, und wie hat die Bundesregierung — bejahendenfalls —
darauf reagiert, bzw. warum hat sie sich gegen derartige sowje-
tische Maßnahmen nicht vertraglich gesichert? 

Bitte, Herr Staatsminister! 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die so-
wjetische Seite irgendein Buch der Ausstellung be-
anstandet hätte und dessen Entfernung gefordert 
hätte. Es sind jedoch bei dem großen Interesse des 
Publikums einige der rund 950 Titel von Besuchern 
der Ausstellung mitgenommen worden. Dabei war 
der Andrang so groß, daß die Bücherregale zeitweise 
aus Sicherheitsgründen abgesperrt werden mußten. 
Es trifft auch nicht zu, daß aus einer Dia-Schau auf 
sowjetischen Wunsch irgendein Bild entfernt wer-
den mußte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Hösl (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, ich kann 
also davon ausgehen, daß die Meldung in der 
„Welt" vom 17. März unzutreffend ist? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Das hatte ich hier — in einer dem Fragesteller ge-
genüber etwas vorsichtigeren Form — darzulegen 
versucht. Z. B. ist dieses angeblich von uns ent-
fernte Buch mit einem Bild vom Kurfürstendamm 
in Berlin nicht etwa von uns entfernt worden, son-
dern es ist von einem Besucher mitgenommen wor-
den. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Dann rufe ich die Frage 106 des Herrn Abgeord-
neten Hösl auf: 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 17. März 1975 zu, die als 
Bestandteil der deutschen Ausstellung in Moskau vorgesehene 
Buchverkaufsmesse sei drei Wochen vor der Eröffnung der 
Ausstellung von sowjetischer Seite abgesagt worden, und wie 
hat die Bundesregierung — bejahendenfalls — darauf reagiert, 
bzw. warum hat sie diesen Bestandteil der Ausstellung nicht 
von vornherein vertraglich gesichert? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Zunächst einmal ist festzustellen, Herr Abgeordne-
ter, daß eine Buchverkaufsmesse nie geplant war. 
Richtig ist allerdings, daß ein von deutscher Seite 
vorgesehener Buchverkauf in der Ausstellung un

-

terbleiben mußte, weil die sowjetische Seite die er-
forderliche Zustimmung versagte. Sie hat uns ihre 
Entscheidung erst wenige Wochen vor Ausstellungs-
beginn mitgeteilt. Sie hat die Ablehnung damit be-
gründet, daß die Sowjetunion noch nie während 
einer derartigen Ausstellung den Verkauf westlicher 
Bücher zugelassen habe und dies auch in Zukunft 
nicht tun werde. 

Die Frage des Buchverkaufs — auch dies muß 
hier festgestellt werden — wurde bei den Vertrags-
verhandlungen mit den Sowjets nicht angeschnitten, 
da der Gedanke, auf der Ausstellung einen Buch-
verkauf vorzusehen, von deutscher Seite erst im 
Verlauf der Ausstellungsvorbereitungen aufgenom-
men wurde. Wir haben es bedauert, daß die sowje-
tische Seite den Buchverkauf abgelehnt hat und ha-
ben dies den sowjetischen Gesprächspartnern gegen-
über zum Ausdruck gebracht. 

Ich möchte hier noch hinzufügen, daß in früheren 
Zeiten woanders, in anderen Teilen der Welt ge-
legentlich nach Ausstellungen die ausgestellten Bü-
cher vom Börsenverein verkauft wurden, weil sie 
für einen Ladenverkauf auf Grund der Inanspruch-
nahme durch Besucher, die die Bücher sozusagen mit 
Händen greifen wollten, nicht mehr geeignet waren. 
Man wollte in solchen Fällen durch den Verkauf die 
Transportkosten sparen. Dies scheint hier unter an-
derem nachträglich — so muß ich aus den Akten 
schließen — eine Erwägung gewesen zu sein, die 
wir aber nicht in die Verhandlungen eingeführt ha-
ben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Hösl (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, die In-
teressenten haben die deutschen Behörden für die 
Erlangung der Verkaufsberechtigung nicht in An-
spruch genommen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich habe das nicht verstanden. 

Hösl (CDU/CSU) : Die Interessenten an dem Ver-
kauf, die Aussteller haben eine Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland nicht in Anspruch genom-
men, um einen Verkauf genehmigt zu bekommen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, diese Buchausstellung war ja 
nicht eine Verkaufsmesse wie etwa die Frankfurter 
Buchausstellung, die übrigens auch keine direkte 
Verkaufsmesse, sondern eine Bestellmesse ist. Ich 
habe schon gesagt: Die Aussteller hatten ursprüng-
lich bei den Verhandlungen nicht erwogen, daß Bü-
cher auf der Ausstellung verkauft werden könnten. 
Das haben wir nachher erwogen. Es gab ja auch ein 
sehr großes Interesse, was Sie allein aus der Zahl 
der Bücher ersehen, die mitgenommen, d. h. die, wie 
man früher sagte, von den Besuchern „organisiert" 
worden sind. Diese auch auf anderen Ausstellungen 
zu beobachtende Erscheinung ist immer ein Zeichen 
für großes Interesse. Daraus schlossen vielleicht 
manche messerscharf, daß man Bücher dann eigent- 
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lieh besser gegen Bargeld abgeben sollte, um den 
Leuten Gewissensqualen zu ersparen. Das ist nicht 
genehmigt worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 107 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Franz auf: 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 
21. März 1975 zu, die deutsche Seite habe auf sowjetisches Ver-
langen hin in den auf der deutschen Ausstellung in Moskau 
zur Verteilung bestimmten Drucksachen statistische Angaben 
über das Land Berlin fortgelassen, und wie rechtfertigt die 
Bundesregierung — bejahendenfalls — ihr Zurückweichen vor 
diesem widerrechtlichen Eingriff in die deutsche Selbstdarstel-
lung? 

Bitte schön! 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege, trifft es zu, daß die sowjetischen Zen-
surbehörden eine Reihe von statistischen Angaben 
über Berlin in den für die Ausstellung in Moskau 
vorbereiteten Publikationen beanstandet haben. Da-
bei handelt es sich um Angaben, von denen die 
sowjetische Seite behauptete, sie stipulierten eine 
Zugehörigkeit von Berlin zur Bundesrepublik 
Deutschland und stellten deshalb eine Verletzung 
des Viermächteabkommens dar. Den sowjetischen 
Beanstandungen wurde in einzelnen Statistiken ent-
sprochen, um eine Beeinträchtigung der für uns so 
wichtigen Verteilung des Informationsmaterials zu 
vermeiden. Immerhin wurden während der Ausstel-
lung rund 90 Tonnen Informationsmaterial verteilt. 
Der Einbeziehung von Berlin in die Darstellung der 
Wirtschaft und des Außenhandels der Bundesrepu-
blik Deutschland wurde von sowjetischer Seite 
grundsätzlich nicht widersprochen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Dann rufe ich die Frage 108 des Herrn Abgeord-
neten Niegel auf: 

Hält es die Bundesregierung in Anbetracht des deutscharabi-
schen Verhältnisses für angemessen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland bei den Trauerfeierlichkeiten für den ermordeten 
König von Saudi-Arabien lediglich durch den deutschen Bot-
schafter in Riad vertreten war, und warum war es dem Bundes-
kanzler nicht möglich, einen der 18 Minister seines Kabinetts 
zu entsenden? 

Bitte schön! 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat am 
26. 3. 1975 den Staatsminister im Auswärtigen Amt 
Herrn Kollegen Wischnewski nach Riad entsandt, 
um dem neuernannten König Chaled und der könig-
lichen Familie das Beileid des Herrn Bundespräsi-
denten und der Bundesregierung zu übermitteln. 
Herr Kollege Wischnewski hat ebenso wie der ame-
rikanische Vizepräsident und der britische Verteidi-
gungsminister nicht an der Beisetzung teilgenom-
men. Seine Teilnahme an der eigentlichen, rein isla-
mischen Beerdigungszeremonie wäre nicht ange-
bracht gewesen, da diese den islamischen Delega-
tionen vorbehalten war. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wenn 
die Abreise von Herrn Wischnewski erst am Abend 
des bewußten Tages erfolgt ist, während Herr Nel-
son Rockefeller bereits am Vorabend gefahren ist, 
so ist das doch ein Zeichen dafür, daß man erst 
später darauf gekommen ist und gesagt hat: Jetzt 
ist Herr Nelson Rockefeller dort; warum ist die 
Bundesrepublik nur durch ihren Botschafter zu die-
sem Zeitpunkt vertreten? Es wäre doch ein Gebot 
des Anstands und der Höflichkeit gewesen, schon 
am Vortage anzureisen. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich kann Ihrem Zeitplan nicht 
folgen. Erstens ist der deutsche Vertreter, wenn 
ich das recht erinnere — ich war zu dieser Zeit in 
Urlaub am nämlichen Tage in Riad eingetroffen, 
und zwar ist er unverzüglich abgeordnet worden, 
nachdem hier eine entsprechende Entscheidung ge-
troffen war. Möglicherweise müßten wir unsere Ka-
lender einmal dahin überprüfen, ob nicht Irrtümer 
durch die berühmte Zeitverschiebung zwischen 
Europa und Amerika entstanden sind, so daß die 
Datierung im Grunde die gleiche ist, nur jeweils 
auf einem anderen Kontinent. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Niegel (CDU/CSU) : Ist Ihnen bekannt, daß es an 
dem fraglichen Tag in den Morgen- und Mittags-
nachrichten immer geheißen hat, daß Amerika 
durch den Vizepräsidenten Rockefeller vertreten 
wird, während die Bundesrepublik Deutschland ver-
treten wird durch den in Riad ansässigen Botschaf-
ter? Ist Ihnen das bekannt? Erst um 17 Uhr am 
Abend wurde bekannt, daß Herr Wischnewski ab-
geflogen ist. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, wenn etwas so dargestellt wur-
de, muß das ja nicht heißen, daß es so auch zutrifft. 
Vielleicht ist uns ein wirkliches Versäumnis unter-
laufen — das wird mir jetzt erst aus Ihrer Frage 
offenbar —, nämlich das Versäumnis, nicht genau 
mitzuteilen, wann Herr Wischnewski abgeflogen 
ist. Die Frage, wann Sie davon Kenntnis bekommen 
haben, unterscheidet sich ja möglicherweise von 
der Frage, wann Herr Wischnewski abgeflogen ist. 

(Niegel [CDU/CSU] : Können Sie denn sa

-

gen, wann er abgeflogen ist?) 

— Das kann ich genau nachprüfen. Darüber gibt es 
exakte Unterlagen. Jedenfalls war er rechtzeitig 
dort. 

Aber Ihre Frage zielt ja auf etwas völlig an-
deres, und das sollten Sie bitte zur Kenntnis neh-
men: Niemand, der nicht islamischen Glaubens ist, 
hatte Gelegenheit, an den Beerdigungsfeierlichkei-
ten teilzunehmen. Das ist das wirkliche Problem, 
das man durch scharfes Nachdenken lösen kann. 
Wir haben durch Beileidsbesuche unsere Anteil- 
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nahme zum Ausdruck gebracht, weil wir wußten, 
daß wir an den Trauerfeierlichkeiten als nichtmosle-
mische Nation nicht direkt teilnehmen können. 
Das ist übrigens weltbekannt gewesen — auch den 
Amerikanern. Insofern ändert sich an der unseren 
Interessen entsprechenden Vertretung überhaupt 
nichts. In der arabischen Welt wurde auch durch-
aus empfunden, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land angemessen vertreten gewesen ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Die Frage 109 des Herrn Abgeordneten Dr. Fuchs 
soll auf Bitte des Fragestellers schriftlich beant-
wortet werden. Die Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 110 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hupka auf: 

Wird von der Bundesregierung, so wie bei den Verhandlun-
gen mit Chile (entsprechend ihrer schriftlichen Auskunft vom 
21. März 1975) der „Komplex der Menschenrechte" behandelt 
werden soll, auch bei den Verhandlungen mit der Volksrepublik 
Polen über ein Sozialversicherungsabkommen und einem Finanz-
kredit der „Komplex der Menschenrechte" vor allem der Deut-
schen jenseits von Oder und Neiße behandelt werden? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung steht mit 
der polnischen Regierung gegenwärtig nur in Ver-
handlungen über ein Sozialversicherungsabkommen. 
Es handelt sich hierbei um ein Fachabkommen, bei 
dem es darum geht, Fachfragen auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung im Interesse beider Länder zu 
regeln. Generell ist die Bundesregierung in allen 
Gesprächen mit der polnischen Regierung um eine 
Entwicklung der deutsch-polnischen Beziehungen 
und um Lösungen für einzelne Probleme bemüht, 
die den Anliegen der Menschen in den beiden 
Ländern dienen. Das gilt insbesondere auch für die 
Probleme, die Sie in Ihrer Frage angesprochen ha-
ben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Kann ich daraus schlie-
ßen, Herr Staatsminister, daß auch jetzt bei den 
Verhandlungen über das Sozialversicherungsabkom-
men die menschenrechtlichen Probleme unsererseits 
mit eingeführt werden? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Tatsache, daß man bei So-
zialversicherungsverhandlungen über die Rechte von 
einzelnen Menschen spricht, beantwortet Ihre Frage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, Sie 
werden mir wohl darin zustimmen, daß es hier ja 
nicht um die Rechte einzelner geht, soweit wir in-
formiert worden sind, sondern auf Grund der Vor-
stellungen der anderen Seite leider um eine pau-
schale Zusicherung von Sozialrentenleistungen. 
Wäre es da nicht angebracht, nachher dann auch 
pauschal über die Problematik der Menschenrechte 

zu sprechen, wie das hier bei Verhandlungen ge-
genüber Chile als „menschenrechtlicher Komplex" 
angedeutet worden ist? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, zunächst muß ich darauf auf-
merksam machen, daß damals — ich habe das noch 
einmal nachgeprüft — ein nicht ganz paraleller Tat-
bestand vorlag. Im Falle Chiles ging es um be-
stimmte Probleme, die mit einem Finanzkredit zu-
sammenhingen, nicht um Rechtsfragen, die aus der 
Sozialversicherung herrühren. Aber Sie können 
grundsätzlich davon ausgehen, daß in allen Gesprä-
chen politischer Art, die wir führen, der Zusammen-
hang dieser Beziehungen hergestellt ist und dabei 
auch die Frage, die Sie erwähnt haben, selbstver-
ständlich eine ganz wichtige Rolle spielt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Kann ich, Herr Staats-
minister, Ihre Antwort so verstehen, daß die Bun-
desregierung entschlossen ist, bei den Abkommen 
über Rentenfragen die individuellen Leistungsan-
sprüche der deutschen Sozialversicherung im Sinne 
der Grund- und Menschenrechte zu gewährleisten 
und dabei keine Rechtsposition der Deutschen oder 
Deutschlands zu mindern? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat den 
Auswärtigen Ausschuß — ich nehme an, Sie waren 
damals anwesend — genau über die Ausgangs-
position bei den Verhandlungen informiert. Ich 
brauche das hier, glaube ich, deswegen nicht zu 
wiederholen. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU] : Doch! Ich habe da

-

nach gefragt!) 

— Ich verweise auf diese Unterrichtung. Ich bin jetzt 
nicht in der Lage, auf Grund einer Zusatzfrage, die 
nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der ur-
sprünglichen Frage steht, Einzelheiten dieser Ver-
handlungen hier mitzuteilen. Dann müßte ich bitten, 
eine eigene Frage zu stellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich rufe die 
Frage 111 des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerungen des stellver-
tretenden ZK-Mitglieds Ryszard Wojna, daß die Zusage des 
polnischen Außenrninislers Olszowski vom Dezember 1973, es 
würden 1974 50 000 Menschen aussiedeln können, „einfach nicht 
wahr ist", nachdem sie selbst vor der Öffentlichkeit und da-
nach im Deutschen Bundestag die polnische Zusage wiederholt 
bestätigt hat? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Über die Ergebnisse der Gespräche zwischen den 
Außenministern Olszowski und Scheel wurde die 
Öffentlichkeit in einer gemeinsamen Pressekonfe-
renz der Sprecher beider Delegationen am 7. Dezem-
ber 1973 unterrichtet. Der Text dieser Verlautbarung 
war zwischen der deutschen und der polnischen 
Delegation abgestimmt. Aus ihm geht hervor, daß 
die in Ihrer Frage, Herr Abgeordneter, zitierte Äuße-
rung nicht dem Sachverhalt entspricht. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
bitte! 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
was hat nun die Bundesregierung ihrerseits getan, 
bevor die Möglichkeit zur Antwort in der Frage-
stunde gegeben worden ist, der polnischen Regie-
rung deutlich zu machen, daß hier ein Widerspruch 
zwischen der Aussage des stellvertretenden ZK-Mit-
glieds Ryszard Wojna und der Presseverlautbarung 
vom 7. Dezember 1973 vorliegt? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung hat in einem Gespräch — ich 
selber habe es kürzlich mit einem Vertreter der 
Volksrepublik Polen geführt — auf die Position hin-
gewiesen, die ich soeben in diesem Zusammenhang 
dargelegt habe. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Es steht also fest, Herr 
Staatsminister, daß die Bundesregierung nach wie 
vor davon ausgeht, daß es eine polnische Zusage, 
im Jahre 1974 könnten 50000 Menschen aussiedeln, 
gegeben hat? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich habe diese Frage hier sehr 
präzise beantwortet. Ich habe keine neuen Tat-
bestände hier mitzuteilen. Aber ich möchte doch 
nicht versäumen, den von Ihnen zitierten Publizisten 
— diese Berufsbezeichnung ist mir von der polni-
schen Seite ausdrücklich genannt worden — aus 
einer Fernsehdiskussion zu zitieren — ich glaube, 
das war in der Sendung „Kontrovers" im ZDF —, 
wo er auf die gleiche Frage, die ihm Herr Nielsen-
Stokkeby gestellt hatte, oder auf eine ähnliche Frage 
zu dem Gesamtkomplex sagte: Jedenfalls ist die 
Frage nicht gelöst; das gebe ich Ihnen zu, und das 
bleibt auf dem Tisch. — So Herr Wojna. Sie mögen 
also die Zitate nach Belieben wählen. 

(Dr. Hupka [CDU/CSU] : Die Frage der Aus

-

siedlung!) 
— Ja! 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Bedeutet Ihre Antwort 
jetzt, daß Herr Wojna nicht bestritten hat, daß 1974 
— darum geht es — 50 000 Aussiedler kommen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich habe versucht, den Text, der 
der Frage des Herrn Kollegen Dr. Hupka zugrunde 
lag, daraufhin abzuklopfen, ob etwa das, was Sie 
eben gesagt haben, der Inhalt gewesen sei. Ich muß 
Ihnen sagen: Man muß hier jedes Wort sehr genau 
prüfen. Ganz offensichtlich ist das, was der Kern der 
Sache war, so nicht in Frage gestellt worden. Die 
Frage war, welche Formalität es gegeben hat, aber 

nicht welche Essenz. Sonst wäre ja auch diese Be

-

merkung von Herrn Wojna in der Fernsehdiskussion 
vom 3. April so nicht zu verstehen gewesen. Sie ha-
ben sicher das ganze Manuskript vorliegen. Sie ha-
ben auch Gelegenheit gehabt, diese Unterlagen aus-
zuwerten. Ich brauche also lediglich darauf zu ver-
weisen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Wende. 

Wende (SPD) : Herr Staatsminister, sind Sie mit 
mir der Meinung, daß sich die Lösung des Problems 
des Wiederauflebens der Ausreise aus der Volks-
republik Polen nach der Bundesrepublik Deutschland 
weniger von unserer Seite aus durch Verhandlungen 
innerhalb der Fragestunde des Deutschen Bundes-
tages beschleunigen läßt als durch Verhandlungen 
der Regierungen untereinander? Und können Sie 
gegebenenfalls Auskunft darüber geben, welche 
Vorstellungen die Regierung in dieser Frage hat? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Was die Vorstellungen der Bundesregierung betrifft, 
so haben wir die Meinung deutlich geäußert und 
nicht aufgehört, sie zu äußern, daß eine befriedi-
gende Regelung dieses Problems eine ganz wesent-
liche Voraussetzung für eine künftige gute Entwick-
lung unserer Beziehungen darstellt. Wieweit die 
Aufrollung des Problems in der Fragestunde von 
verschiedenen Seiten her den Betroffenen am Ende 
zuträglich ist, ist eine Bewertungsfrage, die jeder 
mit sich selber ausmachen muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Kliesing. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wird sich die Bundesregierung bemühen, in Brüssel 
zu erfahren, was Herr Tindemans in dieser Ange-
legenheit aus Warschau mitgebracht hat, weil es mir 
interessant erscheint, daß hier, wenn man den Pres-
semeldungen Glauben schenken darf, jetzt die Frage 
der Rücksiedlung nicht mehr den bekannten polni-
schen Forderungen nach Wiedergutmachung und 
Kredithilfe gegenübergestellt ist, sondern nach der 
in der Presse enthaltenen Darstellung des polni-
schen Standpunktes von der polnischen Regierung 
zusätzlich als drittes Hindernis auf dem Wege zur 
Normalisierung angesehen wird? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Die Bundesregierung hat nicht nur Pressemeldungen 
dieser Art zur Kenntnis genommen, sondern sie hat 
bei den sehr guten Beziehungen, die wir zur bel-
gischen Regierung unterhalten, auch Gelegenheit ge-
habt, von der belgischen Seite über den Sachverhalt 
unterrichtet zu werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Fragen 
mehr. 

Die Frage 112 des Abgeordneten Jäger (Wangen) 
(CDU/CSU) soll auf Bitte des Fragestellers schrift- 
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lieh beantwortet werden. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe auf die Frage 113 des Abg. Engelsberger: 
Wie beurteilt die Bundesregierung das Umfrageergebnis des 

amerikanischen Harris-Instituts vom Dezember vergangenen Jah-
res, daß bei einer Besetzung West-Berlins durch sowjetische 
Truppen nur noch 34 % sich für, aber 43 % gegen ein militäri-
sches Eingreifen der USA aussprechen und im Falle eines 
Angriffs auf West-Europa die Erfüllung der amerikanischen 
NATO-Verpflichtung nur noch von 39 % befürwortet, jedoch von 
41 % der Befragten abgelehnt wird, und muß, falls die US-
Regierung dieses Umfrageergebnis zur Grundlage ihrer zukünfti-
gen Politik machen sollte, nicht eine unmittelbare Gefährdung 
der Sicherheit und Freiheit der Bundesrepublik Deutschland be-
fürchtet werden? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung geht — um 
mit dem letzten Teil Ihrer Frage zu beginnen — 
ganz gewiß nicht davon aus, daß die Regierung der 
Vereinigten Staaten von Meinungsforschungsinsti-
tuten gelieferte Umfrageergebnisse zur Grundlage 
ihrer Außenpolitik machen wird. Die Entschlossen-
heit der amerikanischen Regierung, an ihren Ver-
pflichtungen in und für Europa festzuhalten, steht 
außer Zweifel. 

Die Schicksalsgemeinschaft, zu der sich die Ver-
bündeten in der Erklärung von Ottawa aus Anlaß 
des 25jährigen Bestehens des Atlantischen Bündnis-
ses erneut bekannt haben, beruht vor allem auch 
auf der Erkenntnis, daß die gemeinsame Verteidi-
gung unteilbar ist. So bekräftigten die Vereinigten 
Staaten in Ottawa die Entschlossenheit — ich 
zitiere —, 

„keine Situation hinzunehmen, in der ihre Ver-
bündeten einem politischen oder militärischen 
Druck von außen ausgesetzt wären, durch den 
sie ihre Freiheit einbüßen könnten, und erklä-
ren, daß sie entschlossen sind, zusammen mit 
ihren Verbündeten Streitkräfte in Europa auf 
dem Stand zu unterhalten, der erforderlich ist, 
um die Glaubhaftigkeit der Abschreckungsstra-
tegie zu erhalten und die Fähigkeit zur Vertei-
digung des nordatlantischen Gebietes zu be-
wahren, wenn die Abschreckung versagen 
sollte." 

Daß diese Entschlossenheit ungeachtet gelegent-
licher isolationistischer Tendenzen in der öffent-
lichen Meinung der USA fortbesteht, wurde in den 
letzten Tagen von Präsident Ford ebenso klarge-
stellt wie von den Fraktionsvorsitzenden der beiden 
Parteien im Senat, den Senatoren Humphrey und 
Scott, die letzte Woche in Bonn und Berlin zu Be-
such waren. Senator Scott wies bei dieser Gelegen-
heit darauf hin, daß Meinungsumfragen wie die des 
Harris-Instituts sozusagen in einem Vakuum statt-
fänden. Sollten die Schlagzeilen morgen von einer 
konkreten Gefährdung Berlins sprechen, würde eine 
Meinungsumfrage nach Ansicht von Senator Scott 
eine Mehrheit von 70 bis 80 O/0 für die Unterstützung 
Berlins ergeben. Ich habe dieser Meinungsäuße-
rung von Senator Scott nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Engelsberger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
ist die öffentliche Meinung in den Vereinigten 

Staaten nicht doch als ein Gradmesser für eine im 
Ernstfall einzunehmende Haltung zu bewerten, und 
muß nicht gerade die in den letzten Jahren vom 
Westen betriebene Entspannungspolitik dafür ver-
antwortlich gemacht werden, daß in der Öffentlich-
keit der Eindruck entstanden ist, die weltweite kom-
munistische Aggressionspolitik sei durch diese Hal-
tung abgebaut worden? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Ich glaube, Herr Abgeordneter, daß Sie in einer 
nicht zutreffenden Weise Zusammenhänge herstel-
len. Zunächst einmal dies: Was ist die öffentliche 
Meinung? Die Antwort darauf werden sicherlich 
nicht Meinungsforschungsinstitute geben können. 
Darüber gibt es Doktorarbeiten, die auch keine ge-
naue Antwort geben. Tatsache ist, daß in den Ver-
einigten Staaten etwa einmal 70 oder 75 % der ge-
messenen Zeitungsauflage für einen Präsidenten 
namens Dewey eingetreten sind; daraufhin wurde 
Truman gewählt. Das heißt, Meinungsäußerungen in 
der amerikanischen Presse beispielsweise, die man 
bei uns landläufig als öffentliche Meinung bezeich-
net, haben nichts mit der politischen Verantwortlich-
keit Amerikas in solchen Fragen zu tun. Wenn ein 
amerikanischer Senator die Dinge so anders bewer-
tet als Sie es in Ihrer Frage dargestellt haben, dann 
halte ich ihn, was die amerikanische innere Politik 
betrifft, für sachkundig genug, um ihm glauben zu 
wollen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
noch. 

Engelsberger (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
darf ich, nachdem Sie den amerikanischen Meinungs-
umfragen keine Bedeutung zumessen, wenigstens 
die Frage stellen, warum Sie sich und Ihre Regie-
rung dann jeweils auf deutsche Meinungsumfragen 
zu bevorstehenden Landtagswahlen beziehen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Weil die gelegentlich mit den Ergebnissen überein-
stimmen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Tatsache, daß der amerikanische Senator selbst 
gesagt hat — und das bitte ich doch zu beachten; es 
lohnt sich schon, solchen Meinungsäußerungen ame-
rikanischer Senatoren zuzuhören —, diese von ihm 
zitierte Umfrage habe in einem Vakuum staatgefun-
den, hätte also nicht auf einer realen und realisti-
schen Fragestellung beruht — und etwas anderes 
kann es doch nicht sein —, zeigt doch genügend, um 
Was es sich handelt. Ich will Ihnen sagen, Herr Ab-
geordneter, um was es geht: Es geht darum, daß Sie 
Ihr allgemeines Zutrauen zu Meinungsumfragen in 
diesem Punkt relativieren sollten; denn Sie haben 
in den ganzen Berichten über diese Harris-Umfrage 
ja nicht gelesen, wie die Fragestellung gelautet hat. 
Wenn man eine Meinungsumfrage bewerten will, 
muß man zunächst einmal die Fragestellung kennen. 
Jedermann weiß, daß man auf die Frage, wieviel 
Packungen Zigaretten jemand in der letzten Woche 
gekauft hat, möglicherweise eine zutreffende Ant- 
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Staatsminister Moersch 
wort erhält. Aber wenn Sie jemanden fragen, was er 
beispeilsweise im persönlichen Leben nach Ablauf 
eines Jahres tun wird, dann — das werden Sie mir 
zugeben — ist in der betreffenden Antwort ein sehr 
großer Unsicherheitsfaktor enthalten. Genau das ist 
hier der Fall gewesen. Es ging nämlich um die Fra-
ge: Was wäre, wenn? Eine hypothetische Frage 
kann ein Meinungsforschungsinstitut genausowenig 
klären wie eine Bundesregierung. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Sieglerschmidt. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Staatsminister, stim-
men Sie mit mir darin überein, daß die Antwort ge-
rade auf diese Fragestellung zum jetzigen Zeitpunkt 
unter den gegebenen Bedingungen in den Vereinig-
ten Staaten nur einen höchst fragwürdigen Wert 
haben kann, ganz zu schweigen davon, wie das Er-
gebnis ausfallen würde, wenn man die gleichen Fra-
gen in der Bundesrepublik Deutschland stellte? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich stimme Ihnen insofern zu, 
als ich sage: Zwischen den Absichten von Fragestel-
lern und den Wirkungen, die sie erzielen, kann mög-
licherweise ein großer Unterschied bestehen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Frage. Ich rufe die Frage 114 des Herrn Abgeord-
neten Dr. Becher (Pullach) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, mit allen ihr zu Gebote ste-
henden Mitteln gegen die Art und Weise zu protestieren, in der 
kommunistische Streitkräfte unter Bruch vertraglicher Abmachun-
gen Südvietnam überfallen und unter dessen Bevölkerung un-
übersehbares Leid verursachen? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat immer 
die Anwendung von Gewalt als Mittel zur Lösung 
politischer Probleme abgelehnt. Sie geht dabei von 
der Überzeugung aus, daß sich politische Konflikte 
wirksam und endgültig nur mit friedlichen Mitteln 
lösen lassen. Diesen Standpunkt hat sie in bezug 
auf die Ereignisse in Südvietnam in Erklärungen vom 

8. Januar und 21. März 1975 — und übrigens gestern 
noch einmal hier durch den Bundesaußenminister — 
bekräftigt. Darin kam auch ihre Besorgnis und An-
teilnahme mit dem Leid zum Ausdruck, das die 
jüngsten militärischen Ereignisse bei der südviet-
namesischen Bevölkerung verursacht haben. Die 
Rüge eines Bruchs der Pariser Verträge ist in erster 
Linie Angelegenheit der Vertragspartner. Die Bun-
desregierung bedauert, daß die dort enthaltenen Be-
stimmungen nicht eingehalten worden sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, darf ich Ihren Ausführungen entnehmen, 
daß Ihre Darstellung eine korrekte Ergänzung der 
Erklärungen ist, die der Herr Außenminister gestern 
abgegeben hat, der allerdings zu dieser Frage meines 
Wissens nicht Stellung genommen hat? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Er hat dazu Stellung genommen, soweit ich mich er-
innern kann, und ich habe hier versucht, eine Kurz-
fassung der Darstellung zu geben, was sicher nach 
der Geschäftsordnung etwas ungewöhnlich ist. Aber 
das war eine Streitfrage, und deswegen wurde die 
Frage heute aufgerufen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU): Herr Staats-
minister, hält die Bundesregierung eine Verurtei-
lung des Waffenstillstandsbruchs bzw. des Gewalt-
verzichtsbruchs durch kommunistische Kräfte in 
Vietnam nicht auch deshalb für notwendig, weil ein 
stillschweigendes Hinnehmen dieser Vorgänge das 
den Ostverträgen und jetzt ja auch der KSZE zu-
grunde liegende Prinzip des Gewaltverzichts aushöh-
len und entwerten würde sowie sich zu einem blo-
ßen Täuschungsmanöver entwickeln ließe? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Zunächst, Herr Abgeordneter, darf ich mich sehr da-
für bedanken, daß Sie — das geht aus der Frage-
stellung hervor — offensichtlich ausdrücklich von 
dem Wert der abgeschlossenen und in Aussicht ge-
nommenen Vereinbarungen ausgehen, indem Sie 
diese Fragestellung hier so intensiv vorbringen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht 
zwingend!) 

Ich darf hier nur wiederholen, daß in erster Linie 
die Vertragspartner gehalten sind, sich zu dieser 
Frage zu äußern. Da es sich zum Teil um unsere 
Bündnispartner handelt, glaube ich, daß es nicht 
richtig wäre, wenn sich die Bundesregierung zu 
einem Vorgang äußerte, in dem aktiv legitimiert 
eigene Bündnispartner sind. Ich glaube, daß das ein 
Gegenstand der Beratung im Bündnis insgesamt sein 
wird. Dann wird die Bundesregierung zu entscheiden 
haben, in welcher Form sie gemeinsam mit den 
Bündnispartnern Stellung nimmt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
minister, da in der Frage von dem unübersehbaren 
Leid der Bevölkerung die Rede ist und die Bundes-
regierung gestern hier ausdrücklich unsere deutsche 
Bevölkerung zur Hilfe aufgerufen hat, darf ich Sie 
fragen: Ist zu erwarten, daß die Bundesregierung 
über diesen allgemeinen Appell hinaus den vielen, 
die spontan helfen wollen, konkret sagt, wie sie hel-
fen können, insbesondere welche Möglichkeiten be-
stehen, Kinder aus diesen Ländern entweder zu 
adoptieren oder zeitweise aufzunehmen? Wie beur-
teilt die Bundesregierung die entsprechenden Über-
legungen des Roten Kreuzes? Ist damit zu rechnen, 
daß die Bundesregierung dazu endlich konkret Aus-
sagen macht? 
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Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, es 
tut mir leid, aber diese Frage war Inhalt eines ge-
strigen Tagesordnungspunktes. Nach den Richtlinien 
für die Fragestunde kann sie hier nicht noch einmal 
behandelt werden. Die Frage, die ursprünglich ge-
stellt war, hatte einen anderen Inhalt. Ich bitte, 
von der Beantwortung abzusehen. Aus den gleichen 
Gründen ist die Frage 115 heute nicht zugelassen. 

Die Fragen 116 und 117 sollen auf Bitte des Fra-
gestellers schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 118 des Herrn Abgeordneten 
Höcherl auf: 

Warum ist die Bundesregierung der Meinung, daß der Vor-
schlag von Breschnew zur KSZE erwägenswert ist? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege, ich nehme an, daß Sie sich in Ihrer 
Frage auf den Vorschlag von Generalsekretär Bre-
schnew zum Abschluß der KSZE beziehen. Die Bun-
desregierung hat sich wiederholt für eine Lösung 
noch offener Fragen und eine möglichst rasche Be-
endigung der Konferenzarbeiten ausgesprochen. Es 
ist selbstverständlich, daß sie alle Vorschläge prüft 
und in Erwägung zieht, die in diesem Zusammen-
hang von anderen Regierungen gemacht werden, 
also auch den Vorschlag von Generalsekretär Bre-
schnew. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Höcherl (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind 
schon jetzt ausreichende Garantien erkennbar, daß 
in der deutschen Optionsfrage und in der Frage der 
humanitären Regelungen Ausreichendes für uns er-
reicht wird? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ohne daß ich jetzt in der Öffent-
lichkeit auf Einzelheiten des Konferenzstandes ein-
gehe — dafür haben Sie sicherlich Verständnis —, 
kann ich Ihnen sagen, daß es den erklärten Willen 
der Staaten gibt, mit denen wir freundschaftlich und 
eng vertraglich verbunden sind, nur einem Abschluß 
der Konferenz zuzustimmen — einem entsprechen-
den Abschlußprotokoll oder wie immer man das am 
Ende nennen wird —, der die Kriterien erfüllt, wel-
che die Bundesregierung in ihrer Antwort auf die 
Große Anfrage der CDU/CSU als notwendige Kri-
terien erklärt hat. 

Es gibt Hinweise darauf, daß wir in jüngster Zeit 
diesem unserem Ziel in wesentlichen Fragen ein 
erhebliches Stück nähergekommen sind. Der zeit-
liche Zusammenhang zwischen dieser Entwicklung 
und der in Ihrer Frage angesprochenen Meinungs-
äußerung von sowjetischer Seite ist offensichtlich. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Höcherl (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kann 
ich davon ausgehen und Ihre Antwort so verstehen, 
daß die Bundesregierung nicht zustimmen würde, 

wenn keine ausreichenden Sicherheiten in diesen 
beiden Punkten erreicht werden können? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich kann exakt das bestätigen, 
was die Bundesregierung zum wiederholten Male 
hier gesagt hat. Die Bundesregierung hat ihre Mei-
nung nicht geändert. Es ist ihr vielmehr gelungen 
— ich nehme an, daß das auch von oppositioneller 
Seite in diesem Hause noch gewürdigt werden 
wird —, in wesentlichen Punkten andere von der 
Richtigkeit ihres Standpunktes zu überzeugen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kliesing. 

Dr. Kliesing (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
teilen Sie meine Auffassung, daß neuerliche Ver-
suche der östlichen Presse, Vertreter der Bundesre-
gierung und den deutschen Verhandlungsleiter in 
Genf gegeneinander auszuspielen, einem schnellen 
Abschluß der Verhandlungen in Genf nicht förder-
lich sind? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, man soll Äußerungen dieser 
Art, die gelegentlich auch „Begleitmusik" genannt 
werden, nicht überbewerten. Die gute Kondition, 
die unsere Verhandler in diesen Dingen bewiesen 
haben, läßt sich durch solche Äußerungen keines-
wegs stören. Ich bitte, diese Kondition auch im 
Bundestag an den Tag zu legen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Die Frage 119 ist zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 120 des Herrn Abgeordneten 
Graf Stauffenberg auf: 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 29. März 1975 zu, im 
NATO-Hauptquartier Europa-Mitte sei deutscherseits darauf ver-
zichtet worden, den 17. Juni in die für 1975 gültige Liste der 
nationalen Fest- und Feiertage der Bündnispartner aufzuneh-
men, und wie rechtfertigt die Bundesregierung — bejahenden-
falls — dies angesichts der geltenden Rechtslage? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Meldung, die in ähnlicher 
Form zuvor schon von einer Tageszeitung in Berlin 
— „Berliner Morgenpost" — veröffentlicht wurde, 
traf zunächst insofern zu, als der  17. Juni in der 
Feiertagsliste des NATO-Hauptquartiers Europa 
Mitte in Brunssum (Niederlande) nicht aufgeführt 
war. Es handelte sich dabei um ein Büroversehen, 
das sofort korrigiert wurde. In der für 1975 gültigen 
Liste erscheint der 17. Juni als Feiertag. Eine Ant-
wort auf den zweiten Teil der Frage erübrigt sich 
somit. 

Ich möchte ergänzen, daß die eingangs genannte 
Zeitung in Berlin unter der Überschrift „Kein Ver-
zicht auf den 17. Juni" bereits eine Richtigstellung 
veröffentlicht hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Die Fragen 121 und 122 sind nach Nr. 2 Abs. 2 

der Richtlinien für die Fragestunde nicht zulässig, 
weil sie gestern inhaltlich behandelt wurden. 

Ich rufe die Frage 123 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, in Erfüllung der vollständigen 
Auskunftspflicht bei der Verfolgung fundamentaler persönlicher 
Rechte gegenüber den Angehörigen von über 300 000 bisher nicht 
berücksichtigten deutschen Aussiedlungsbewerbern und in Wah-
rung des menschenrechtlichen Mindeststandards dieser Deutschen 
(vgl. Art. 34 GG im Zusammenhang mit § 839 BGB und oberst-
gerichtl. Urteilen) eindeutig und vollständig die Zusicherungen 
des polnischen Außenministers Olszowski vom Dezember 1973 
zur teilweisen Erfüllung der „Information über die Familien-
zusammenführung" bekanntzugeben, und betrachtet die Bundes-
regierung diese „Information" auch weiterhin als wirksame 
Grundlage für die Erfüllung ihrer verfassungsrechtlichen und 
völkerrechtskonformen Schutzpflicht für die betroffenen Deut-
schen und ihre Grundrechte? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, zum ersten Teil Ihrer Frage 
nehme ich Bezug auf die mit der polnischen Delega-
tion abgestimmte Presseerklärung, mit der die 
Öffentlichkeit am 7. Dezember 1973 unterrichtet 
wurde. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Die Bundesregie-
rung ist der Ansicht, daß die „Information der Re-
gierung der Volksrepublik Polen" die Grundlage 
der Lösung des Problems der Umsiedlung bildet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wenn 
also gemachte Zusagen zur Durchführung der „In-
formation" zur Familienzusammenführung, die in 
Übereinstimmung formuliert sind, nunmehr bereits 
für 1974 bestritten und die Aussiedlungsanträge 
praktisch nicht erfüllt worden sind, hat dann diese 
Vertragsgrundlage noch eine praktische Wirksam-
keit für die Wahrnehmung der Schutzpflicht? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich habe hier dargelegt, daß die 
Bundesregierung keinen Grund hat, von sich aus 
Erklärungen, die die andere Seite mit uns abge-
stimmt hat, in Frage zu stellen. Insofern beantwortet 
sich Ihre Frage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Wenn aber auch die tat-
sächlichen Aussiedlungsanträge nicht erfüllt werden, 
frage ich Sie: Warum kündigt die Bundesregierung 
dem Vertragspartner nicht jene legalen Folgen für 
den Fall des Vertragsbruchs an, die sie dem Bun-
destag und dem Bundesrat für den Fall angekündigt 
hat, daß sie ihre verfassungsrechtliche Schutzpflicht 
nicht mehr erfüllen kann? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die Bundesregierung hat hier 
wiederholt dargelegt, daß sie alle möglichen Kon-
sequenzen prüft. Die Bundesregierung ist zu der 
Meinung gekommen, daß es im Interesse der Be-
troffenen nicht sinnvoll sei, hierzu heute weitere 
Ausführungen zu machen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatsminister, 
können Sie bestätigen, daß sowohl der Rechtsaus-
schuß des Bundestages als auch der des Bundes-
rates genau das Gegenteil von dem getan haben, 
was der Herr Kollege Czaja hier soeben gesagt hat, 
nämlich eine solche Feststellung ausdrücklich ab-
gelehnt haben? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich habe ja nicht die Richtigkeit 
der Frage des Herrn Kollegen Czaja bestätigt — das 
würde immer sehr viel Zeit in Anspruch nehmen, 
das im einzelnen darzulegen —, sondern ich habe 
lediglich den Standpunkt der Bundesregierung dar-
gelegt. Ich muß es der Freiheit der Abgeordneten 
überlassen, auch subjektiv ihre Empfindungen hier 
wiederzugeben. Ich kann nicht in jedem Einzelfalle 
die Korrektur vornehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, war 
Ihre Antwort an Herrn Kollegen Dr. Czaja so zu 
interpretieren, daß Sie ein Insistieren auf der „Infor-
mation" zum Warschauer Vertrag für die Betroffe-
nen nicht für sinnvoll halten? Das Wort „sinnvoll 
für die Betroffenen" haben Sie selber gebraucht. 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, Sie können nicht aus etwas, 
was ich nicht gesagt habe, eine solche Folgerung 
ableiten. Ich habe diesen Zusammenhang, den Sie 
hergestellt haben, nicht hergestellt. Wenn das so 
verstanden worden sein sollte, dann wäre das ein 
Mißverständnis gewesen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 124 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Czaja auf: 

Welche Tragweite für die Rechtslage, insbesondere bezüglich 
des deutschen Auslandsvermögens und der für Reparationen 
erfaßten Gegenstände, haben nach der Rechtsauffassung der Bun-
desregierung die Vorschriften des Artikels 2 des Sechsten 
Teils des Überleitungsvertrags über die weitere Geltung des 
Gesetzes Nr. 63 der Alliierten Hohen Kommission, insbesondere 
seines Artikel 4 sowie des „Verzeichnisses"? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, durch Art. 2 des Sechsten Teils 
des Überleitungsvertrages ist das Gesetz Nr. 63 der 
Alliierten Hohen Kommission teilweise geändert, 
im übrigen aber der sonst für das Besatzungsrecht 
geltenden freien Dispositionsbefugnis des deutschen 
Gesetzgebers entzogen worden. Ebenso ist gemäß 
Satz 1 des Art. 2 das Kontrollratsgesetz Nr. 5 der 
Disposition des deutschen Gesetzgebers entzogen 
worden, soweit es noch in Wirksamkeit bleibt. Der 
Zusammenhang zwischen dem Gesetz Nr. 63 der 
Alliierten Hohen Kommission und dem Kontrollrats-
gesetz Nr. 5 ist für die Beantwortung Ihrer Frage 
wichtig. 
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Staatsminister Moersch 

Das Kontrollratsgesetz Nr. 5 vom 30. Oktober 
1945 hatte in seinen Art. II und III das deutsche 
Auslandsvermögen auf eine interalliierte Kommis-
sion übertragen. Diese Bestimmungen waren durch 
Art. 5 des Gesetzes Nr. 63 der Alliierten Hohen 
Kommission für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland außer Wirksamkeit gesetzt worden, 
soweit sie sich nicht auf Vermögensrechte bezogen, 
die sich in Staaten befanden, die in einem Ver-
zeichnis zu diesem Gesetz aufgeführt wurden. 

Mit diesem Verzeichnis stellte die Alliierte Hohe 
Kommission klar, daß sie die im Kontrollratsgesetz 
Nr. 5 getroffene Regelung insoweit unberührt lassen 
wollte, als sie sich auf die in dem Verzeichnis auf-
geführten Länder, darunter auch Polen, bezog. Die-
ser Vorbehalt wurde mit Rücksicht auf die Bezie-
hungen zur Sowjetunion gemacht. Aus dem glei-
chen Grunde haben die Drei Mächte auch verlangt 
und durchgesetzt, daß in Art. 2 des Sechsten Teils 
des Überleitungsvertrages das Kontrollratsgesetz 
Nr. 5 im Bundesgebiet seine Wirksamkeit für die im 
Verzeichnis zum Gesetz Nr. 63 der Alliierten Hohen 
Kommission genannten Länder nicht verliert. 

Art. 2 des Sechsten Teils des Überleitungsver-
trages muß also dahin verstanden werden, Herr 
Abgeordneter, daß die vom Allierten Kontrollrat 
hinsichtlich der in dem Verzeichnis genannten Län-
der, soweit sie nicht inzwischen gestrichen worden 
sind — was für Polen nicht zutrifft —, getroffene 
Regelung aufrechterhalten bleibt. Ob die Übertra-
gung der deutschen Vermögenswerte auf die inter-
alliierte Kommission durch das Kontrollratsgesetz 
einer Enteignung gleichkam oder nur eine Be-
schlagnahme bedeutete, ist unter deutschen Exper-
ten strittig. 

Festzuhalten ist aber, daß der Sinn des dem 
AHK-Gesetz Nr. 63 beigefügten Verzeichnisses 
nicht darin bestand, die in den darin genannten 
Ländern glegenen Vermögenswerte von der Ver-
zichts- und Klageausschlußklausel des Art. 3 des 
Sechsten Teils des Überleitungsvertrages auszuneh-
men, sondern lediglich darin, insoweit auf das Kon-
trollratsgesetz zu verweisen. 

Ich bedauere, daß ich diesen komplizierten Sach-
verhalt ebenso kompliziert darstellen mußte. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Woraus folgern Sie das 
letztere, was Sie soeben ausführten — den letzten 
Halbsatz —, da doch in Art. 4 des Gesetzes Nr. 63 
Reparationsleistungen an Polen aus der Bundesrepu-
blik Deutschland durch Auslandsvermögen ausdrück-
lich ausgeschlossen werden? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, die in der Beantwortung der 
Frage gezogenen Folgerungen beruhen auf den Er-
kenntnissen der Rechtsabteilung des Auswärtigen 
Amtes. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Ist Ihnen dann bekannt, 
Herr Staatsminister, daß im Bulletin Nr. 138 auf 
Seite 1269 aus dem Jahre 1952 der damalige Ver-
handlungsführer Professor Kaufmann ausgeführt hat, 
daß durch den Sechsten Teil des Überleitungsver-
trags nur Einwendungen gegenüber den drei Ver-
tragsmächten und nicht gegenüber anderen Mächten 
ausgeschlossen werden? Wieso hat sich die Rechts-
auffassung seit damals geändert? 

Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, ich bin nicht in der Lage, darauf 
jetzt im einzelnen einzugehen. Ich bitte um Ver-
ständnis dafür, daß ich das nicht tue. 

Der Kollege de With hat in der Fragestunde zu 
diesen Fragen ausführlich Stellung genommen, und 
er hat seine Ausführungen unter den zutreffenden 
Generalvorbehalt der richterlichen Entscheidung ge-
stellt. Die Bundesregierung ist hier also lediglich 
eine Partei, die Meinungen äußern könnte, wie Sie 
Meinungen äußern können, z. B. auch Meinungen 
über Protokollnotizen, die ich jetzt im einzelnen 
nicht vor mir habe. 

Da das offensichtlich gerichtlich zu klären wäre, 
wenn es sich als notwendig erweist, und daher die 
Frage, wenn sie einmal völkerrechtlich geklärt wer-
den muß, in Friedensvertragsverhandlungen geklärt 
werden müßte, halte ich es nicht für richtig, daß wir 
im Bundestag irgendwelche Beiträge irgendwelcher 
Art zu Rechtsfragen leisten, die eines Tages von an-
deren, vielleicht im eigenen Lande, vielleicht auch 
im Ausland, zur Schmälerung unseres Standpunktes 
genutzt werden könnten. Ich bitte also um Verständ-
nis, wenn ich von einer Vertiefung dieser Frage 
abrate. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke. Keine weitere 
Zusatzfrage? Das war die letzte Frage aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswär-
tigen. Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister Moersch. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit. Zur Beantwortung steht Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Zander zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 58 der Abgeordneten Frau Dr. 
Neumeister auf: 

Hätte die Gesamtreform des Lebensmittelrechts mit ihren zahl-
reichen positiven Neuerungen und erfreulichen Verbesserungen 
zum Schutze des Verbrauchers nicht eine hieb- und stichfestere 
Argumentation erfordert, als dies im Haushaltskalender 1975 
und in der Antwort (Drucksache 7/3321) auf die Fragen der Ab-
geordneten der CDU/CSU zum Ausdruck kommt? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Frau Kol-
legin Dr. Neumeister, die Bundesregierung hat in 
der von Ihnen erwähnten Antwort auf die Kleine 
Anfrage darauf hingewiesen, daß es bei der not-
wendigen Kürze des „Haushaltskalenders" nicht 
möglich war, die differenzierten Regelungen des Le-
bensmittelrechts — ich darf ergänzend hinzufügen: 
damit auch die positiven Neuerungen und Verbesse-
rungen zum Schutz des Verbrauchers — erschöpfend 
darzustellen. Das war auch nicht der Zweck des 
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Haushaltskalenders. Vielmehr sollten anläßlich des 
Inkrafttretens des Gesetzes zur Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts durch den Haushaltskalender 
möglichst weite Bevölkerungskreise, und zwar ins-
besondere auch die weniger informierten Bürger 
unseres Landes, auf die Probleme des Lebensmittel-
rechts aufmerksam gemacht und Orientierungshilfen 
für kritisches Verbraucherverhalten gegeben wer-
den. Das ist erreicht worden. 

Eine eingehendere Darstellung der positiven Neu-
erungen und Verbesserungen der Gesamtreform des 
Lebensmittelrechts enthält die im Auftrag des Bun-
desministeriums für Jugend, Familie und Gesund-
heit von der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung herausgegebene Broschüre mit dem Ti-
tel: „Gesamtreform des Lebensmittelrechts". 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, da ich im Gegensatz zur Bundesregierung 
nicht der Auffassung bin, daß die Fragen 11 bis 13 
durch die Ausführungen zu den Fragen 3 bis 10 un-
serer Kleinen Anfrage beantwortet sind, erlaube ich 
mir, die Frage 12 noch einmal im Auszug zu stellen, 
und zwar: Wie lassen sich die unrichtigen Angaben 
im Haushaltskalender mit der in derselben Publika-
tion von Frau Minister Focke veröffentlichten For-
derung nach klarer Information des Verbrauchers 
vereinbaren? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich kann 
die Meinung, die in Ihrer Frage anklingt, nicht tei-
len, daß es sich um falsche oder unrichtige Angaben 
handelt. Ich bin allerdings bereit, Ihnen zu konze-
dieren — ich habe erklärt, woher das kommt , daß 
das unvollständig ist und daß es nicht möglich war, 
die Gesamtproblematik mit ihren vielfältigen Ein-
zelregelungen in dieser Form eines kurzen informa-
tiven Kalenders — hier des Haushaltskalenders 
1975 — darzustellen. Das war nicht möglich, das 
wäre eine Überforderung gewesen. Das war auch 
nicht beabsichtigt. Das ist an anderer Stelle gesche-
hen. Dort ist informiert worden. Hier sind einige 
Aspekte für ein breites Publikum dargestellt wor-
den, um zu kritischem Verbraucherverhalten anzu-
regen. Das war der Zweck. Das ist nach Überzeu-
gung der Bundesregierung auch erreicht worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, dann darf ich Sie aber fragen, ob Sie nicht 
auch die Aussage für unrichtig halten, bei kosmeti-
schen Mitteln dürfe nicht der Eindruck erweckt wer-
den, daß Erfolg mit Sicherheit zu erwarten sei, wenn 
Sie das mit § 27 des Lebensmittelgesetzes verglei-
chen, aus dem sich eindeutig ergibt, daß diese 
Aussage falsch ist. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Die Bun

-

desregierung hat dies in der Antwort auf Ihre Kleine 
Anfrage erschöpfend dargelegt. Ich glaube, dem ist 
nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie im Hinblick auch auf die Einleitung, 
die Frau Minister Focke in diesem Haushaltskalen-
der gegeben hat — „Damit soll der Verbraucher 
klarer informiert werden" —, fragen, ob die Bun-
desregierung nicht besser daran getan hätte, diesen 
Haushaltskalender nicht herauszubringen, wenn sie 
nicht in der Lage ist, die Kunst zu beherrschen, etwas 
in zwingender Kürze richtig darzustellen? Hätte sie, 
statt den Bürger und Verbraucher falsch zu infor-
mieren, nicht besser daran getan, es ganz bleiben 
zu lassen, wenn sie, wie gesagt, diese Kunst nicht 
beherrscht? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol-
lege Dr. Hammans, dies wird von den interessier-
ten Bürgern ganz anders gesehen, und eine Fülle 
von Zuschriften, insbesondere von Verbraucherver-
einigungen, bestätigt uns in der Annahme, daß hier-
mit ein Beitrag zur klareren Information geleistet 
worden ist. 

(Zustimmung des Abg. Möllemann [FDP]) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe Frage 59 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hammans auf: 

Trifft die Behauptung im Haushaltskalender 1975 „Alle Le-
bensmittel tierischer Herkunft müssen eine unverschlüsselte 
Angabe des Herstellungs-, Abpack- oder Abfülldatums bzw. der 
Mindesthaltbarkeitsdauer nach Tag, Monat und Jahr tragen" zu, 
oder ist nicht vielmehr trotz Ihrer Antwort in der Drucksache 
7/3321 nach wie vor richtig, daß bei manchen Lebensmitteln nur 
der Monat, bei anderen, z. B. Konserven, nur das Jahr not-
wendig ist, während zum Beispiel beim Emmentaler Käse eine 
Kennzeichnung überhaupt nicht erfolgen muß? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr 
Kollege Dr. Hammans, in der von Ihnen erwähnten 
Antwort auf die Kleine Anfrage ist zu der Frage 
Stellung genommen, ob alle Lebensmittel tierischer 
Herkunft eine unverschlüsselte Angabe des Her-
stellungs-, Abpack- oder Abfülldatums tragen müs-
sen. Daß dies im Grundsatz zutrifft, wurde zu Recht 
festgestellt. 

Im Unterschied zu der Fragestellung in der Klei-
nen Anfrage stellen Sie nunmehr beim Herstellungs

-

Abpack- oder Abfülldatum bzw. bei der Mindest-
haltbarkeitsdauer auf Tag, Monat und Jahr ab. Hier 
stimmt die Bundesregierung mit Ihnen darin über-
ein, daß die Aussagen des Haushaltskalenders in 
diesem Punkt nicht erschöpfend sind. 

Dazu muß jedoch nochmals 	wie auch bereits in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage — darauf hin-
gewiesen werden, daß die notwendige Kürze eines 
solchen Kalenders es eben nicht gestattet, die oft-
mals komplexen und differenzierten Regelungen im 
einzelnen darzustellen. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
sind Sie mit mir im Hinblick auf die vielen Presse-
meldungen, die es wege unserer Kleinen Anfrage 
gegeben hat, wobei es z. B. in einer geheißen hat, 
unsere Kleine Anfrage habe den Fehler, nicht ein-
mal alle Fehler aufgezeigt zu haben, der Meinung, 
daß man — wenn Sie jetzt, da ich nachbohre, zu-
geben müssen, daß doch Fehler darin sind — so 
etwas nicht machen kann, wenn man es nicht richtig 
macht? Warum sind, wie Sie jetzt zugeben müssen, 
in diesem Haushaltskalender doch falsche Angaben? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol-
lege Dr. Hammans, ich muß noch einmal betonen: 
Es handelt sich nicht um falsche Angaben. Es handelt 
sich darum, daß in einem bestimmten Punkt nicht 
erschöpfende Angaben in diesem Kalender enthalten 
sind. Dies konnte nicht anders sein, weil es nicht der 
Zweck war, ein gesamtes Gesetz mit dem großen 
Umfang und den vielen Verordnungen wie das 
Lebensmittelrecht auf diesen beiden Seiten zu refe-
rieren. Das konnte niemand erwarten. Hier sollten 
Anstöße zur weiteren Information gegeben werden, 
und das ist gelungen; wir haben eine Reihe von Be-
legen dafür, daß das auch so verstanden worden ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Die zweite Zu-
satzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
warum wollen Sie jetzt nicht im Hinblick auf Ihre 
zweite Antwort zugeben, daß in diesem Haushalts-
kalender Fehler, wirkliche Fehler vorgekommen 
sind? 

(Zurufe von der FDP: Wo denn?) 

— Entschuldigen Sie, ich kann in der Frage jetzt 
natürlich nicht auf die Frage der Kollegen antwor-
ten; ich bin gern bereit, Ihnen privatissime et gratis 
zu erklären, wie viele Fehler darin sind. Aber, Herr 
Staatssekretär, wir wissen, daß auch in der Bundes-
regierung Menschen sind. Wäre es nicht einfacher 
und korrekter gewesen, zugegeben zu haben: Ja-
wohl, es sind Fehler darin enthalten, und das soll 
nicht wieder vorkommen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol-
lege Dr. Hammans, ich räume Ihnen gern ein, daß 
man insbesondere bei einer Unterrichtung breiter 
Bevölkerungskreise Formulierungen mit aller gebo-
tenen Sorgfalt abfassen sollte. Wir sind der Über-
zeugung, daß das hier geschehen ist und daß es 
auch gelungen ist. Daß man natürlich immer wieder 
durch zusätzliche Informationen, die hierin nicht 
enthalten sind, den Eindruck erwecken kann, es sei 
nicht erschöpfend Auskunft gegeben worden, ist 
richtig und wird auch in dem Punkt, den Sie in 
Ihrer Frage angesprochen haben, von uns nicht be-
stritten. Aber daß es sich dabei um falsche Anga

-

ben handelte, muß ich allerdings nach wie vor ent-
schieden bestreiten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Maucher. 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ha-
ben Sie in der vorausgegangenen Antwort nicht in 
Wirklichkeit bestätigt, daß es Ihnen in erster Linie 
auf die propagandistische Wirkung ankommt? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Aber kei-
neswegs! Wir haben die Bürger informieren wollen. 
Dies ist geschehen. Propagandistischen Zwecken 
dienen vielleicht ganz andere Fragestellungen in 
diesem Zusammenhang. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
der Frau Abgeordneten Dr. Neumeister. 

Frau Dr. Neumeister (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, entschuldigen Sie, wenn ich noch einmal 
mit der Kosmetik komme. Aber halten Sie es nicht 
selbst auch für falsch, wenn der § 27 folgendermaßen 
interpretiert wird: „Bei kosmetischen Mitteln darf 
nicht der Eindruck erweckt werden, daß Erfolg mit 
Sicherheit zu erwarten ist", während im § 27 ein-
deutig steht: es darf nicht fälschlich der Eindruck 
erweckt werden. Ist hier nicht eindeutig eine Ver-
unsicherung des Verbrauchers, und wird nicht der 
Industrie die Möglichkeit genommen, überhaupt 
Informationen zu geben? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich bin 
keineswegs dieser Meinung. Ich finde, daß das eine 
nicht zulässige Auslegung dieser verkürzten Dar-
stellung im Kalender ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe Frage Nr. 60 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hammans auf: 

Trifft die Behauptung „Zugesetzte Chemikalien z. B. sind 
grundsätzlich anzugeben" zu, oder ist nicht vielmehr die Allge-
meine Fremdstoff-Verordnung der Gegenbeweis, und ist es nicht 
so, daß die durch sie zugelassenen 17 Fremdstoffe nicht dekla-
riert werden müssen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol-
lege Dr. Hammans, im neuen Lebensmittel- und 
Bedarfsgegenständegesetz gilt der Grundsatz, daß 
zulassungsbedürftige Zusatzstoffe — dies sind, auf 
einen allgemeinverständlichen Nenner gebracht, zu-
gesetzte Chemikalien — kenntlich zu machen sind. 
Das neue Gesetz baut insoweit auf den bewährten 
Grundsätzen und Regelungen des alten Lebensmit-
telgesetzes auf. Das alte Lebensmittelgesetz wie 
auch das Lebensmittel- und Bedarfsgegenständege-
setz räumen allerdings dem Verordnungsgeber die 
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Möglichkeit ein, Ausnahmen von dem Grundsatz 
der Verpflichtung zur Kenntlichmachung zuzulassen. 
Von dieser Ausnahmemöglichkeit hat, worauf Sie zu 
Recht hinweisen, der Verordnungsgeber in der all-
gemeinen Fremdstoffverordnung Gebrauch gemacht. 
Es handelt sich hierbei jedoch um Ausnahmevor-
schriften, die die generelle gesetzliche Verpflichtung 
zur Kenntlichmachung nicht beeinträchtigen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Hammans (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wenn es also doch wahr ist, daß Chemikalien in 
Nahrungsmitteln enthalten sein können und ent-
halten sind — z. B. Schwefel in Wein —, dann müs-
sen Sie doch zugeben, daß die Information im Haus-
haltskalender nicht zutrifft, daß Chemikalien, die in 
Lebensmitteln enthalten sind, anzugeben seien? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol-
lege Dr. Hammans, wir halten uns am besten an 
den Text. Der Text sagt: „Das neue Lebensmittel-
recht schützt Sie noch mehr vor schädlichen Stoffen 
in der Nahrung. Chemische Zusätze müssen in jedem 
Einzelfall genehmigt werden." Dies ist die Rechts-
lage. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Dr. Hammans. 

Dr. Hammans (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie in dem Zusammenhang fragen, wieviel 
kritische Anmerkungen und Zuschriften Ihnen im 
Hinblick auf den Haushaltskalender zugegangen 
sind, die Sie uns jetzt nicht vorgezeigt haben? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol-
lege Dr. Hammans, außer den kritischen Fragen der 
Abgeordneten der Opposition und Ihrer Kleinen 
Anfrage? Da bin ich im Augenblick überfragt. Ich 
kann nicht sagen, ob wir kritische Stimmen von 
sonstigen Bürgern dieses Landes erhalten haben. 
Ich bin aber gern bereit, das zu prüfen. Nach mei-
ner Information haben wir überwiegend nur positive 
bekommen. Wenn ich „überwiegend" sage, liegt 
darin die Einschränkung, daß ich nicht sicher bin, ob 
auch die eine oder andere kritische Stimme dabei ist. 
Dies mag durchaus sein. Ich bin gern bereit, das zu 
prüfen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie bestätigen, daß von Natur aus Nah-
rungsmittel aller Art aus chemischen Verbindungen 
bestehen? 

(Heiterkeit) 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich bin  

zwar kein Chemiker, aber ich glaube, ich kann Ihnen 
das bestätigen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, wür-
den Sie bestätigen, daß der Haushaltskalender in 
der Bevölkerung gut ankommt, und können Sie 
sagen, warum der Kollege Hammans, der schon 
zwölf Jahre diesem Parlament angehört, nicht zu 
der Zeit, als seine Fraktion die Regierung gestellt 
hat, derartige gute Informationen an die Öffentlich-
keit gegeben hat? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Ich kann 
Ihnen den letzten Teil Ihrer Frage nicht beantwor-
ten, möchte aber bei Herrn Kollegen Dr. Hammans 
unterstellen, daß er seine Fragen aus Sorge darum 
stellt, daß die Bevölkerung in diesen Fragen sorg-
fältig informiert wird. Wir sind der Meinung, daß 
dies geschehen ist. Herr Dr. Hammans ist anderer 
Meinung; dies ist sein gutes Recht. 

(Dr. Arndt [Hamburg) [SPD] : Damals gab 
es das Lebensmittelgesetz noch nicht!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Frage. 

Die Fragen 61 bis 66 sollen auf Bitten der jeweili-
gen Fragesteller — der Abgeordneten Kiechle, 
Braun, Kroll-Schlüter — schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 67 des Herrn Abgeordneten Geiger 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Krankenhäuser bei 
der Berechnung des Pflegesatzes Verwaltungskostenanteile der 
Gemeindeselbstverwaltung und des Oberbürgermeisters bzw. 
Landrats mit einbeziehen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Kollege 
Geiger, nach § 18 Abs. 1 des Gesetzes zur wirtschaft-
lichen Sicherung der Krankenhäuser und zur Rege-
lung der Krankenhauspflegesätze in Verbindung mit 
§ 16 Abs. 1 der Bundespflegesatzverordnung werden 
die Pflegesätze von der nach Landesrecht zuständi-
gen Behörde nach Anhörung der Beteiligten auf der 
Grundlage der Selbstkosten für jedes Krankenhaus 
festgesetzt. Der Bundesregierung, die mit der Fest-
setzung der Pflegesätze unmittelbar nicht befaßt ist, 
liegen Angaben zu dem in Ihrer Frage angesproche-
nen Sachverhalt nicht vor. Diese könnten nur durch 
eine Umfrage bei den für die Festsetzung der Pflege-
sätze zuständigen obersten Landesbehörden be-
schafft werden. Im übrigen geht die Bundesregie-
rung grundsätzlich davon aus, daß durch die in der 
Bundespflegesatzverordnung verankerte Beteiligung 
von Krankenhäusern und Kostenträgern im Pflege-
satzfeststellungsverfahren eine sachlich zutreffende 
Entscheidung der Pflegesatzbehörden gewährleistet 
ist. 
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Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Geiger (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
mir sagen, ob sichergestellt ist, daß bei der Berech-
nung der Pflegesätze nur verrechenbare Fakten auf-
genommen werden und dies durch eine Kontrolle 
sichergestellt ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Da die 
Bundesregierung diese Festsetzung nicht vornimmt, 
kann ich nur die Vermutung äußern, daß die damit 
betrauten Behörden dies tun, solange nicht im Ein-
zelfalle Belege dafür vorhanden sind, daß davon 
abgewichen worden ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere 
Frage. 

Geiger (SPD) : Herr Staatssekretär, läßt sich fest-
stellen, um wieviel die Länder und insbesondere die 
Krankenhausträger durch das Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz entlastet wurden? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Aber 
selbstverständlich. Dies ist auch bei anderer Gele-
genheit hier im Deutschen Bundestag dargestellt 
worden. Ich habe die Zahlen im Augenblick nicht 
zur Hand, aber es sind beachtliche Beträge. Allge-
mein wird dieses Gesetz sehr positiv bewertet. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. — Ich rufe die Frage 68 des Herrn 
Abgeordneten Geiger auf: 

Billigt die Pflegesatzverordnung eine solche Einbeziehung von 
Gehaltsteilen für den Oberbürgermeister oder Landrat? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol-
lege Geiger, die Bundesregierung geht davon aus, 
daß entsprechend den Vorschriften der Bundes-
pflegesatzverordnung nur solche Kosten der allge-
meinen Verwaltung in die Selbstkosten eines Kran-
kenhauses eingehen können, die zum Betrieb eines 
sparsam wirtschaftenden Krankenhauses notwendig 
sind. Grundsätzlich dürfte daher die bloße Tatsache, 
daß es sich um ein Krankenhaus unter kommunaler 
Trägerschaft handelt, für die Berücksichtigung von 
Gehaltsbestandteilen des Oberbürgermeisters oder 
des Landrats als Teil der Verwaltungskosten des 
Krankenhauses bei der Festsetzung der Pflegesätze 
nicht ausreichen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Geiger (SPD) : Würden Sie so freundlich sein und 
die Krankenhausträger von diesem Standpunkt un-
terrichten? 

Zander, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Kollege 
Geiger, ich kann Ihnen jetzt nicht zusagen, daß wir 
eine allgemeine in die Breite gehende Unterrichtung 

zu dieser Frage vornehmen werden. Ich gehe davon 
aus, daß dies als die Rechtslage so erkannt wird. 
Wenn Sie aber spezielle Einzelfälle haben, wo eine 
entsprechende Vermutung Sie zu Ihrer Fragestel-
lung veranlaßt, bitte ich doch, sie uns mitzuteilen, 
damit man die Dinge einmal ein bißchen näher be-
trachten kann. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. — Ich rufe die Frage 69 des Herrn Abgeord-
neten Metzger auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Angabe des Halt-
barkeitstermins bei Medikamenten, Lebensmitteln und anderen 
durch Lagerung im Gebrauchswert beeinträchtigten Gütern des 
täglichen Bedarfs nicht oder nur unzureichend vorgenommen 
wird, und beabsichtigt die Bundesregierung, diesen Zustand da-
durch zu ändern, daß sie eine entsprechende Gesetzesinitiative 
ergreift? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kol-
lege Metzger, die Angabe von Haltbarkeitsdaten bei 
Lebensmitteln ist in einer Vielzahl von Rechtsvor-
schriften, insbesondere in der Lebensmittel-Kenn-
zeichnungsverordnung geregelt. Die Datumskenn-
zeichnung ist damit in erster Linie für fast alle 
Lebensmittel tierischer Herkunft vorgeschrieben. 
Darüber hinaus beabsichtigt die Bundesregierung 
jedoch, durch eine Änderung der Lebensmittel-Kenn-
zeichnungsverordnung den Kreis der Lebensmittel, 
bei denen eine Datumsangabe erforderlich ist, er-
heblich zu erweitern und künftig praktisch alle 
Lebensmittel zu erfassen. Ausgenommen bleiben 
sollen lediglich Lebensmittel, bei denen eine Datums-
angabe für den Verbraucher keine Aussagekraft be-
sitzt, wie z. B. bei Salz. Hinsichtlich der Art und 
Weise der Kennzeichnung soll in diesem Zusammen-
hang auch eine befriedigende Lösung für eine leicht 
lesbare und von der übrigen Beschriftung deutlich 
abgehobene Kennzeichnung über die Haltbarkeit 
von Lebensmitteln gefunden werden. Für kosmeti-
sche Mittel enthält das Lebensmittel- und Bedarfs-
gegenständegesetz vom 15. August 1974 eine Er-
mächtigung, die Angabe von Daten durch eine 
Rechtsverordnung vorzuschreiben. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die 
Angabe von Haltbarkeitsterminen bei Arzneimitteln, 
soweit sie vorgeschrieben ist, nicht vorgenommen 
wird. Die bestehenden gesetzlichen Regelungen se-
hen vor, daß bei Arzneimitteln Verfalldaten dann 
anzugeben sind, wenn es sich um Arzneimittel mit 
beschränkter Haltbarkeit handelt. Bei Arzneimitteln, 
die in abgabefertiger Packung in den Verkehr kom-
men, wird ein Verfalldatum regelmäßig dann an-
gegeben, wenn die Haltbarkeit weniger als zwei 
Jahre beträgt. Das schließt eine Beanstandung durch 
die zuständige Behörde im Einzelfall nicht aus. 

Da jedoch die Kontrolle der Haltbarkeit durch die 
Fachkreise wie durch den Verbraucher im Interesse 
einer verbesserten Arzneimittelsicherheit liegt, sieht 
der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Neuord-
nung des Arzneimittelrechts, der derzeit von den 
zuständigen Ausschüssen des Bundestages beraten 
wird, vor, daß alle Fertigarzneimittel in Zukunft mit 
einem Verfalldatum gekennzeichnet sein müssen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 
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Metzger (SPD) : Herr Staatssekretär, wann wird 
das Ministerium die von Ihnen soeben angekündig-
ten ergänzenden Vorschriften vor allen Dingen im 
Bereich des Lebensmittelrechts vorlegen und er-
lassen? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit: Das kann 
ich Ihnen jetzt im einzelnen nach den mir vorliegen-
den Informationen nicht sagen, weil es sich um 
mehrere Verordnungen, um mehrere Regelungen, 
handelt. Ich bin aber gern bereit, die Daten zusam-
menstellen und sie Ihnen schriftlich zugehen zu 
lassen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Die Frage 70 des Abgeordneten Dr. Schwörer soll 
auf Bitte des Fragestellers schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind wir am Ende der Fragen aus Ihrem 
Ressort. Ich danke Ihnen, Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Zander. 

Wir kommen nun zum Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen. Zur Beantwortung steht Herr Par-
lamentarischer Staatssekretär Haar zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 71 des Herrn Abgeordneten 
Vahlberg auf: 

Welche Rechts- bzw. Betriebsvorschriften sollen sicherstellen, 
daß an beschrankten und unbeschrankten Bahnübergängen keine 
Objekte die Sicht des Wegebenutzers behindern? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Frau Präsident, Herr Kollege, Vorschriften über 
Sichtflächen an Bahnübergängen von Bahnen des 
öffentlichen Verkehrs enthält die Eisenbahn-Bau- 
und Betriebsordnung, die sogenannte EBO, als 
Rechtsverordnung der Bundesregierung, die mit Zu-
stimmung des Bundesrates ergangen ist. Diese Ver-
ordnung unterscheidet zwischen technisch gesicher-
ten Bahnübergängen — Sicherung durch Blinklich-
ter, Lichtzeichen, auch in Verbindung mit Halb-
schranken und Schranken -- und nichttechnisch ge-
sicherten Bahnübergängen, nämlich Sicherung durch 
die Übersicht auf die Bahnstrecke und akustische 
Signale. Die EBO schreibt für die technisch gesi-
cherten Bahnübergänge aus einer Reihe von Grün-
den kein Freihalten von Sicherheits- oder Sichtflä-
chen vor. Auch das Eisenbahn-Kreuzungsgesetz geht 
in § 3 davon aus, daß an technisch gesicherten Bahn-
übergängen keine Sichtflächen vorzuhalten sind. Bei 
nichttechnisch gesicherten Bahnübergängen wird die 
Übersicht auf die Bahn in der Regel verlangt. Die 
Größe der freizuhaltenden Sichtflächen richtet sich 
nach den zugelassenen Geschwindigkeiten von 
Schiene und Straße. 

Die Deutsche Bundesbahn hat innerdienstlich an-
geordnet, daß bei den fristgemäßen Überprüfungen 
aller Bahnübergänge u. a. darauf zu achten ist, daß 
leicht zu beseitigende Sichtbehinderungen auf Bahn-
gebiet sofort entfernt werden. Weiter sind Anlei

-

tungen gegeben, wie bei der Ausgestaltung von 
Bauten und Reklamen in der Nähe von Bahnüber-
gängen sichergestellt werden kann, daß Beeinträch-
tigungen in der Wirkung der Verkehrszeichen und 
Sicherungseinrichtungen vermieden werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Vahlberg (SPD) : Herr Staatssekretär, hält die 
Bundesregierung z. B. angesichts des Eisenbahnun-
glücks in München-Allach die Auffassung aufrecht, 
daß es an technisch gesicherten Bahnübergängen 
nicht erforderlich ist, darauf zu achten, daß keine 
Objekte die Sicht des Wegebenutzers behindern? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Wir überprüfen laufend das, was der Bundesbahn-
vorstand im Sicherheitsbereich tut. Im Augenblick 
ergeben sich keine Konsequenzen. Ich werde darauf 
noch in der Beantwortung Ihrer zweiten Frage zu-
rückkommen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Gut, dann rufe 
ich die Frage 72 des Herrn Abgeordneten Vahlberg 
auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß an dem Bahnüber-
gang München-Allach zum Zeitpunkt des Eisenbahnunglücks vom 
7. März 1975 große sichtbehindernde Werbetafeln angebracht 
waren, und trifft es zu, daß an vielen weiteren beschrankten 
und unbeschrankten Bahnübergängen in der Bundesrepublik 
Deutschland Werbetafeln aufgestellt sind, und wenn ja, welche 
Konsequenzen wird die Bundesregierung daraus ziehen? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Am Bahnübergang in München Allach steht parallel 
zu den Gleisen in einer Entfernung von 30 m vom 
Bahnübergang eine Werbetafel in der Größe 2,8X 
7,6 m. Die Deutsche Bundesbahn teilt mir auf Grund 
einer örtlichen Prüfung mit, daß diese Werbetafel 
für den Bahnübergangsbenutzer keine Sichtbehinde-
rung darstellt. 

Auskunft darüber, ob es zutrifft, daß an vielen 
weiteren beschrankten und unbeschrankten Bahn-
übergängen der Bundesrepublik Werbetafeln auf-
gestellt sind, kann die Bundesregierung zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt nicht geben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Vahlberg (SPD) : Herr Staatssekretär, einer No-
tiz in einer Münchener Tageszeitung habe ich ent-
nommen, daß die Bundesbahn für aufgestellte Wer-
betafeln, so z. B. in München, 1 500 DM pro Jahr 
kassiert. Wenn dies der Fall ist, dann löst das doch 
einen Buchungsvorgang aus. Wenn also an weiteren 
Bahnübergängen Werbetafeln aufgestellt sind, muß 
es doch möglich sein zu ermitteln, an wie vielen 
dies der Fall ist. 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, ich habe darauf hingewiesen, daß die 
Bundesregierung zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht in der Lage ist, Ihnen konkrete Angaben über 
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die Zahl derartiger Werbetafeln zu machen. Wenn 
Sie Angaben darüber wünschen, lassen wir das über 
den Vorstand ermitteln, der die einzelnen Bundes-
bahndirektionen erfassen muß, und werden Ihnen 
diese Mitteilung gern schriftlich zugehen lassen. 

Vahlberg (SPD) : Hält es die Bundesregierung für 
sinnvoll, daß Werbetafeln aufgestellt werden, für die 
Geld kassiert wird und die unter Umständen — so 
jedenfalls in München — eine sichtbehindernde 
Wirkung für die Wegebenutzer haben? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Ich darf noch einmal betonen, daß nach erneuter 
Überprüfung durch Sicherheitsbeamte der Bundes-
bahn selbst, die ja in eigener Verantwortung han-
delt und auch derartige Entscheidungen trifft, eine 
Sichtbehinderung an dieser Stelle nach Auskunft 
der Fachleute, die das geprüft haben, nicht festzu-
stellen war. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Die Frage 73 soll auf Bitte des Fragestellers, des 
Herrn Abgeordneten Flämig, schriftlich beantwortet 
werden. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 74 des Herrn Abgeordneten 
Schmidt. — Der Herr Kollege ist nicht im Raum. Die 
Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 75 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Enders auf: 

Halt es die Bundesregierung für vertretbar, daß selbständige 
Fahrlehrer nach § 6 Abs. 2 des Fahrlehrergesetzes täglich nur 
480 Minuten praktischen Fahrunterricht erteilen dürfen und Fahr-
lehrer in einem Nebenbeschäftigungsverhältnis nach ihrem Acht-
Stunden-Arbeitstag unbeschränkt weitere praktische Fahrstunden 
erteilen können? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, Fahrlehrer in einem Nebenbeschäfti-
gungsverhältnis dürfen nach dem Acht-Stunden-
Arbeitstag nicht unbeschränkt weitere praktische 
Fahrstunden erteilen. Für sie gilt die Arbeitszeit-
ordnung vom 30. April 1938, die die tägliche Ar-
beitszeit grundsätzlich auf acht Stunden mit der 
Verlängerungsmöglichkeit bis zu zehn Stunden 
festlegt. Die Beschäftigungszeiten mehrerer Arbeits-
verhältnisse sind dabei zusammenzurechnen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 76 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schweitzer auf: 

Zu welchem Zeitpunkt rechnet die Bundesregierung mit der Frei-
gabe der gesamten Strecke der neuen linksrheinischen Autobahn 
(A 14)? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, die Bundesregierung rechnet nach wie 
vor mit der durchgehenden Fertigstellung und Ver-
kehrsfreigabe der gesamten A 61, also der früheren 

A 14, von Krefeld nach Ludwigshafen bis Ende 
1975. Dabei wird in Kauf genommen, daß auf einigen 
Teilstrecken — so z. B. über das Ahrtal   zunächst 
für einen kurzen Zeitraum die Verkehrsabwicklung 
über nur eine Fahrbahn erfolgen muß. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Schweitzer (SPD) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie in diesem Zusammenhang bestätigen, daß 
etwa eingetretene Verzögerungen und die Tatsache, 
daß eventuell — speziell im Bereich Ahrweiler — 
nur einbahnig gefahren werden kann, nicht zu La-
sten des Bundes gehen? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, im Abschnitt Bingen—Alzey sind Ver-
zögerungen in der Bauausführung durch die ungün-
stigen Witterungsverhältnisse und den Konkurs 
einer Baufirma eingetreten. Trotzdem soll zumin-
dest eine Fahrbahn bis Ende 1975 fertiggestellt wer-
den. Die Bundesregierung äußert sich zu irgendwel-
chen Unterstellungen von anderer Seite, die nicht 
hiermit im Zusammenhang stehen, von dieser Stelle 
aus nicht. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Schweitzer (SPD) : Herr Staatssekretär, hiel-
ten Sie es angesichts gewisser Verlautbarungen von 
seiten bestimmter Länder nicht für zweckmäßig, die 
Steuerzahler in diesem Zusammenhang gelegentlich 
darauf hinzuweisen, daß Bundesautobahnen ebenso 
wie Bundesstraßen ausschließlich aus Mitteln des 
Bundes finanziert werden? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Ich denke, das ist in der Öffentlichkeit langsam be-
kannt. Allerdings wird oft ein Zusammenhang mit 
der Zusammenarbeit mit den Ländern gesehen, da 
die nachgeordneten Auftragsverwaltungen in der 
Planung erstmalig tätig werden. Dann hängt es oft 
natürlich auch vom Einfluß der örtlichen Mandats-
träger ab, welche Wirkung draußen entsteht, vor al-
lem wenn sie wissen, daß alle Baumaßnahmen — 
auch des Bundes — im Bundesfernstraßenprogramm 
unter 5 Millionen DM automatisch von den Landes-
straßenbauverwaltungen erledigt und in ihrem Auf-
trag durchgeführt werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, gehe 
ich richtig in der Annahme, daß beim Bau von Bun-
desautobahnen selbstverständlich auch in den Haus-
halten der Länder beachtliche Beträge bereitgestellt 
werden müssen, allein schon bedingt durch die gan-
zen Anschlüsse, die für die Bundesautobahnen ge-
schaffen werden? 



11392 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 162. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. April 1975 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, das, was mit der Planung und Durch-
führung des Baus der Bundesautobahnen zusam-
menhängt, steht ausschließlich in der Baulast des 
Bundes. Das muß hier richtiggestellt sein. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Die Fragen 77 und 78 sollen auf Bitte des Frage-
stellers, des Herrn Abgeordneten Picard, schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 79 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Stavenhagen auf: 

Treffen Pressemitteilungen zu, wonach die derzeit vorgeschrie-
benen Normen bei Anschnallgurten in Kraftfahrzeugen bei Un-
fällen schwere Unterleibsverletzungen verursachen können, und 
gibt es hiervon Statistiken? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Frau Präsidentin, wenn der Herr Kollege Stavenha-
gen einverstanden ist, möchte ich seine beiden Fra-
gen wegen des Sachzusammenhangs zusammen be-
antworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann rufe ich 
noch die Frage 80 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Stavenhagen auf: 

Liegen gesicherte Erkenntnisse vor, wie durch eine Verände-
rung der Norm dieser Verletzungsgefahr vorgebeugt werden 
kann, und ist veranlaßt worden, diese Norm entsprechend zu 
verändern? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Der Bundesregierung sind keine Statistiken bekannt, 
aus denen hervorgeht, daß Dreipunkt-Sicherheits-
gurte in Kraftfahrzeugen bei Unfällen schwere Un-
terleibsverletzungen verursachen können. Die Bun-
desregierung geht den Pressemitteilungen jedoch 
nach und wird prüfen, welche Bedeutung derartigen 
Aussagen beizumessen ist. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, was ist eigentlich bei diesen Gurten genormt? 
Was umfaßt die Norm? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir Gelegenheit 
gäben, Ihnen durch die Fachabteilung unseres Hau-
ses eine schriftliche Abhandlung zukommen zu las-
sen. In der Kürze einer Beantwortung der hier 
üblichen Art ist es kaum möglich, das darzustellen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, mich würde auch interessieren, inwieweit sich 
die ausländischen Normen von unseren unterschei

-

den und ob es möglicherweise unter diesem Ge- 
sichtspunkt Erkenntnisse gibt, auf Grund derer im 
Bereich der Normen etwas geändert werden müßte. 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß die bisherigen 
internationalen Erfahrungen in der Auswertung für 
unsere Entscheidungen zu unterschiedlichen Aus-
legungen führen könnten, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dritte Zusatz-
frage. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, haben Sie Erkentnisse darüber, daß es zwischen 
Automatikgurten und den üblichen Dreipunktgurten 
Unterschiede hinsichtlich der Sicherheitschancen 
gibt? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Derartige Unterschiede bestehen. Sie sind durch 
Fachleute und durch Gutachten festgestellt. Unsere 
Verordnungen richten sich natürlich nach den Mög-
lichkeiten, wie sie heute nach dem Stande der Er-
mittlungen und der Erfahrungen gegeben sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Fragen der Frau Kollegin Pack auf. — 
Die  Fragestellerin ist nicht im Saal; die Fragen 81 
und 82 werden schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 83 des Herrn Abgeordneten 
Josten auf: 

Welche Zukunftspläne bestehen jetzt bei der Deutschen Bun-
desbahn, für die Bundeshauptstadt Bonn den Nahverkehr aus 
dem Raum Bad Neuenahr—Ahrweiler über Remagen dem stei-
genden Bedarf anzupassen? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Frau Präsidentin, wenn Herr Kollege Josten gestat-
tet, möchte ich auch diese beiden Fragen gemeinsam 
beantworten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Einverstanden. 
Ich rufe also auch die Frage 84 des Herrn Abgeord-
neten Josten auf: 

Wie weit sind Pläne gediehen, welche für Bonn und Köln mit 
Umland der beiden Städte die Schaffung einer S-Bahn vorsehen? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Danke. 

Durch den beabsichtigten Bau der Neubaustrecke 
in der Verbindung Köln-Rhein/Main-Gebiet wird 
langfristig auf der linksrheinischen vorhandenen 
Strecke zwischen Koblenz und Bonn/Köln eine Ent-
lastung eintreten, so daß das Nahverkehrsangebot 
auf dieser Strecke, soweit nötig und wirtschaftlich 
vertretbar, verbessert werden könnte. 
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Für den Bereich Bonn bestehen keine S-Bahn- 

Pläne. Für den schienengebundenen Nahverkehr in 
Richtung Köln ist die Entscheidung zugunsten des 
Ausbaues der Stadtbahn inzwischen gefallen. 

Im Raum Köln wurde 1971 mit dem Bau der 
S-Bahn-Strecke Bergisch Gladbach—Köln-Haupt-
bahnhof—Köln-Chorweiler (Neue Stadt), wie Sie 
wissen, als erste Stufe begonnen. Die Inbetrieb-
nahme ist für Mai 1975 vorgesehen. Für die Ver-
wirklichung der weiteren im Generalverkehrsplan 
Nordrhein-Westfalen vorgesehenen S-Bahnen im 
Bereich Köln ist noch keine Entscheidung getroffen 
worden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Zusatzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach-
dem das erste Stück der Bonner Stadtbahn in einer 
Länge von 7,5 km, wovon 3,2 km im Tunnelbau 
verlaufen, freigegeben worden ist, frage ich Sie: 
Ist die Bundesregierung bereit, in Verbindung mit 
den Ländern Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz einen in die Zukunft gerichteten Verkehrsplan 
für den Raum Bonn/Köln und Umgebung einschließ-
lich des von mir genannten Erholungsraumes Bad 
Neuenahr-Ahrweiler zu erstellen? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für Post- und Fernmeldewesen: 
Herr Kollege, sachlich besteht Übereinstimmung 
darin, daß wir einen integrierten Verkehrswegeplan 
auch für diese Region brauchen, um zu weiteren Ent-
scheidungen kommen zu können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
ich davon ausgehen, daß die Regierung die Mei-
nung von Verkehrsexperten im hiesigen Raum teilt, 
daß nur eine Bahn, welche, vom Straßenverkehr 
unbehindert, auf eigenem Bahnkörper verkehrt, in. 
der Lage ist, für die Zukunft sicher und schnell 
viele Fahrgäste zu befördern? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Verkehr und für Post- und Fernmeldewesen: 
Das kann ich für die Bundesregierung ohne Kennt-
nis der topographischen und sonstigen Verhältnisse 
nicht generell für jede Region bejahen; das muß den 
Einzelverhandlungen, auch unter dem Gesichts-
punkt der Folgewirkungen derartiger Investitionen 
und auch unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaft-
lichkeit, überlassen bleiben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine weiteren 
Zusatzfragen. Damit sind die Fragen aus Ihrem Ge-
schäftsbereich, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Haar, beantwortet. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Zur Beantwortung ist Herr Parlamentarischer 

Staatssekretär Dr. Haack hier. Zunächst die Frage 87 
des Herrn Abgeordneten Milz: 

Von welchen Auftragssummen an werden Gewerke zur Ver-
gabe an die Bauwirtschaft öffentlich ausgeschrieben, und ist die 
Bundesregierung bereit, bei Ausschreibungen und Vergaben in 
eigener Zuständigkeit unmittelbar und im Bereich der Länder 
und Gemeinden empfehlend die Verdingungsordnung für Baulei-
stungen uneingeschränkt zur Anwendung zu bringen? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Die Bauverwaltungen des Bundes und der 
Länder sind nach den Haushaltsvorschriften, die 
durch besondere Weisungen ergänzt wurden, ver-
pflichtet, bei Vergabe von Bauaufträgen die Ver-
dingungsordnung für Bauleistungen strikt anzuwen-
den. 

Das gilt seit Inkrafttreten der neuen Gemeinde-
haushaltsverordnungen am 1. Januar 1974 auch für 
die Kommunen. Nach § 31 der Gemeindehaushalts-
verordnung muß der Vergabe von Aufträgen eine 
öffentliche Ausschreibung vorausgehen, sofern nicht 
die Natur des Geschäfts oder besondere Umstände 
eine beschränkte Ausschreibung oder freihändige 
Vergabe rechtfertigen. Bei der Vergabe sind die 
Vergabegrundsätze anzuwenden, die der Innen-
minister bekanntgibt. Zu diesen Grundsätzen ge-
hört auch die Anwendung der VOB und der Ver-
dingungsordnung für Leistungen (VOL). Die Innen-
minister der Länder haben inzwischen die bei der 
Anwendung der Gemeindehaushaltsverordnung zu 
beachtenden Vergabegrundsätze im Erlaßwege be-
kanntgegeben. 

In § 3 der Allgemeinen Bestimmungen für die 
Vergabe von Bauleistungen werden die Vergabe-
arten, d. h. öffentliche Ausschreibung, beschränkte 
Ausschreibung und freihändige Vergabe, im ein-
zelnen definiert und vorgeschrieben, unter welchen 
Voraussetzungen diese Arten der Vergaben anzu-
wenden sind. Danach soll eine öffentliche Ausschrei-
bung stattfinden, wenn nicht die Eigenart der Lei-
stung oder besondere Umstände eine Abweichung 
rechtfertigen. Die Auftragsgröße selbst ist kein 
Kriterium für die Anwendung der öffentlichen Aus-
schreibung. Jedoch kann auf eine öffentliche Aus-
schreibung im Einzelfall verzichtet, d. h. die be-
schränkte Ausschreibung gewählt werden, wenn die 
öffentliche Ausschreibung für den Auftraggeber 
oder die Bewerber einen Aufwand verursachen 
würde, der zu dem erreichbaren Vorteil oder dem 
Wert der Leistung im Mißverhältnis stehen würde. 
Das wird in der Regel auf Baumaßnahmen sehr ge-
ringen Umfangs, vor allem auf Bauunterhaltungs-
arbeiten, zutreffen. 

Der Herausgabe weiterer Weisungen oder Emp-
fehlungen zur Anwendung der VOB bedarf es daher 
nicht, Herr Kollege Milz. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Milz (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, in der Pra-
xis sieht es etwas anders aus, als Sie es hier vor-
tragen. Deshalb frage ich Sie: Ist es nicht so, daß 
durch die beispielsweise bei den Staatshochbauäm-
tern geführten Unternehmerlisten nur ein ganz be-
stimmter Kreis von Unternehmern zur Abgabe von 
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Angeboten aufgefordert wird? Und handelt es sich 
nicht gerade hierbei um Unternehmer aus dem mit-
telständischen Bereich, die auch schon bei Aufträgen 
von etwa 50 000 DM sehr interessiert sind? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Ich glaube, Herr Kollege Milz, das ist kein 
Widerspruch zu dem, was ich hier gesagt habe. 
Sollten Sie Anhaltspunkte aus konkreten Fällen 
dafür haben, daß meine Auskunft nicht ganz be-
friedigend ist, würde ich Sie bitten, mir die Unter-
lagen zu geben, damit wir den Einzelfällen nach-
gehen können. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Milz (CDU/CSU) : Unabhängig von dieser Anre-
gung, Herr Staatssekretär, werde ich das gern aus 
der Praxis für Sie tun. 

Eine zweite Frage. Ich habe im zweiten Teil mei-
ner Frage nicht ohne Grund nach der VOB gefragt. 
Ich frage Sie: Halten Sie es angesichts der struktu-
rellen Situation in der sich beispielsweise die Bau-
wirtschaft befindet, für richtig, durch zusätzliche 
vertragliche Bedingungen die VOB einzuschränken 
bzw. das mittelständische Gewerbe durch zusätz-
liche vertragliche Bedingungen an der Erfüllung der 
Bedingungen täglich zu hindern? 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Das halte ich nicht für richtig, und es ent-
spricht auch nicht dem, was wir von seiten der 
Bundesregierung wollen. Auch hier würde ich Sie 
bitten, mir konkrete Fälle zu nennen, denen man 
nachgehen kann, damit solche Mißstände abgestellt 
werden. 

Vizepräsident Frau Funcke: Die Frage 88 des 
Abgeordneten Gierenstein wird schriftlich beant-
wortet, da der Fragesteller nicht im Saal ist. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Frage 89 des Abgeordneten Dr. Schneider 
wird auf Bitten des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 90 des Abgeordneten Ey auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang und 

Anteil „gemeinnützige Unternehmen" und öffentlich-rechtliche 
Banken am Wohnungsmarkt „vorbeiproduziert" haben (siehe 
Bundesminister Ravens in „Die Zeit" vorn 4. April 1975), und 
wer sind die Spitzenführer? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Zunächst ist festzustellen, Herr Kollege Ey, daß 
die in Ihrer Frage angedeutete Äußerung von Herrn 
Bundesminister Ravens in der Wochenzeitung „Die 
Zeit" vom 4. April 1975 nicht gemacht wurde. 

Aus den uns vorliegenden Daten geht hervor, daß 
nur ein geringer Teil der etwa 200 000 leerstehenden 

Wohnungen öffentlich gefördert worden ist. Die 
übrigen sind also frei finanziert. Wer die Träger 
bzw. die Finanzierungsinstitute für diesen Teil der 
freisteheden Wohnungen sind, ist aus den uns zur 
Verfügung stehenden Informationen nicht zu er-
mitteln. Die Umfrage bei den Städten und Land-
kreisen, die im Herbst des vergangenen Jahres von 
den Wohnungsressorts der Länder auf Bitten der 
Bundesregierung durchgeführt worden ist, hat nur 
die Gesamtzahl der leerstehenden Wohnungen ver-
deutlicht, ohne Einzelheiten dazu bekanntzumachen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage, 
bitte schön! 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß eine in der letzten Zeit 
ins Gerede gekommene öffentliche Bank an solchen 
Fehlbauten besonders beteiligt ist? 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Ist das die Helaba?) 

Dr. Haack, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau: Es ist schwierig, auf eine Frage mit nur allge-
meiner Andeutung eine konkrete Antwort zu geben. 
Vielleicht ist es besser, das in einem persönlichen 
Gespräch zu klären. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Zusatz-
frage mehr. Damit sind die Fragen aus Ihrem Ge-
schäftsbereich, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär, Dr. Haack, beantwortet. Ich danke Ihnen viel-
mals. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für innerdeutsche Be-
ziehungen. Zur Beantwortung steht der Herr Parla-
mentarische Staatssekretär Herold zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 91 des Abgeordneten Jäger 
(Wangen) auf: 

Treffen Pressemeldungen zu, nach denen die DDR-Behörden 
bei der Leipziger Frühjahrsmesse zahlreichen Bewohnern der 
DDR den Besuch der Stände von Firmen aus der Bundesrepu-
blik Deutschland verboten haben, und wenn ja, welche Schritte 
hat die Bundesregierung unternommen, um dafür zu sorgen, 
daß dieses gegen die Verpflichtung zur Normalisierung gemäß 
dein Grundvertrag verstoßende Verhalten von DDR-Behörden 
bei künftigen Messen in der DDR unterbleibt, bei denen die 
Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland ausstellt? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Frau Präsidentin! 
Herr Kollege Jäger, ich darf Ihre Frage wie folgt 
beantworten. 

Ihre Frage erweckt den Anschein, als ob es 
Schwierigkeiten für das breite Messepublikum in 
Leipzig gegeben habe, die Stände von Firmen aus 
der Bundesrepublik Deutschland zu besuchen. Schwie-
rigkeiten dieser Art sind in Leipzig weder bei dieser 
Frühjahrsmesse noch bei früheren Messen beobach-
tet worden. 

Die Berichte, auf die Sie sich beziehen, betreffen 
den unmittelbaren Kontakt zwischen Ausstellern aus 
der Bundesrepublik Deutschland und dem techni-
schen und kaufmännischen Personal der Produk-
tionsbetriebe der DDR. An solchen Kontakten sind 
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Parl. Staatssekretär Herold 
unsere Aussteller besonders interessiert, weil diese 
Fachleute aus den Betrieben für sie die kompeten-
ten Gesprächspartner sind. Der DDR andererseits — 
wie übrigens auch den anderen Ostblockstaaten — 
ist zur Wahrung ihres Außenhandelsmonopols daran 
gelegen, die Kontakte mit westlichen Firmen mög-
lichst weitgehend über die Außenhandelsunterneh-
men und deren Mitarbeiter abzuwickeln. 

Das Thema der unmittelbaren Kontakte zwischen 
Ausstellern und Produktionsbetrieben ist in den ver-
gangenen Jahren häufig Gegenstand der Gespräche 
zwischen der Treuhandstelle und dem Ministerium 
für Außenhandel gewesen. Das Ministerium hat da-
bei den Standpunkt vertreten, daß Vertretern der 
Produktionsbetriebe der Besuch westdeutscher Aus-
stellungsstände nicht untersagt werde. Allerdings 
seien in der betrieblichen Organisation auch be-
stimmte Zuständigkeiten gegeben, die beachtet wer-
den müßten. 

Als mögliche Folge der Gespräche der Treuhand-
stelle ist auf der Frühjahrsmesse 1975 von west-
deutschen Ausstellern ein stärkerer Besuch aus den 
Betrieben beobachtet worden. Die Bundesregierung 
hat dies mit Befriedigung zur Kenntnis genommen 
und sieht zur Zeit keinen Anlaß, die Frage erneut 
über die Treuhandstelle zur Sprache zu bringen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Eine Zusatzfrage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, muß ich Ihrer Antwort entnehmen, daß es trotz 
der Zunahme der Gespräche bei dieser Frühjahrs-
messe, auf die Sie hinweisen, und entgegen den  Zu-
sicherungen der Vertreter der DDR im Gespräch mit 
der Treuhandstelle dennoch tatsächlich Verbote für 
Firmenvertreter gegeben hat, mit Ausstellern aus 
der Bundesrepublik Deutschland bei der Messe in 
unmittelbaren Kontakt zu treten? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kollege Jäger, 
ich glaube, das können Sie aus meiner Antwort nicht 
entnehmen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Noch eine Frage. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, können Sie mir also klipp und klar dahin ant-
worten, daß die Presseberichte, auf die ich mich be-
zogen habe, falsch sind? 

Herold, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: Ich habe darüber 
kein Urteil abzugeben. Ich habe Ihnen klar und deut-
lich in meiner sehr langen Antwort die Fakten dar-
gelegt, und wie Sie erkennen können, sind sie posi-
tiv zu bewerten. 

Vizepräsident Frau Funcke: Keine Frage 
mehr. 

Wir kommen nun zu den Fragen 92 und 93 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Abelein. Der Herr Abge-
ordnete ist nicht im Saal; die Fragen werden schrift

-

lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlage 
abgedruckt. 

Herr Abgeordneter Schedl ist ebenfalls nicht im 
Saal. Seine Frage 94 wird schriftlich beantwortet. 
Die Anwort wird als Anlage abgedruckt. 

Vielen Dank, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Herold! 

Es bleiben noch offen die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie. Die Frage 96 ist zurückgezogen 
worden, die Fragen 95, 97 und 98 sollen schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Damit sind alle Fragen für diese Woche abge-
wickelt, und wir sind auch zugleich — eine Minute 
zu früh — am Ende der Fragestunde. 

Ich glaube, wir unterbrechen die Sitzung nicht 
mehr, sondern dürfen zurückkehren zum Tagesord-
nungspunkt 6: Entwurf eines Gesetzes zur Förde-
rung von Wohnungseigentum und Wohnbesitz im 
sozialen Wohnungsbau. Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort hat Herr Bundesminister Ravens. 

Ravens, Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau: Frau Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! In der Regierungs-
erklärung zu Beginn der 7. Legislaturperiode vom 
18. Januar 1973 erklärte damals Bundeskanzler 
Brandt, daß „wir den Erwerb von Wohneigentum 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus erleichtern" 
werden. Mit dem Gesetz zur Förderung von Woh-
nungseigentum und Wohnbesitz im sozialen Woh-
nungsbau wird dieses Versprechen eingelöst. Ein 
weiterer Punkt aus der Reformliste der sozial-
liberalen Koalition steht jetzt vor seiner erfolgrei-
chen Erledigung. Hier wird für einen Bereich das 
fortgesetzt und weiter ausgebaut, was nach Bildung 
der Bundesregierung durch SPD und FDP im Jahre 
1970 eingeleitet wurde, nämlich gezielte Eigentums- 
und Vermögensbildung mit staatlichen Hilfen zugun-
sten der unteren und der mittleren Einkommens-
schichten. Während zu Zeiten von CDU/CSU-Re-
gierungen Eigentums- und Vermögenspolitik weit-
gehend nach dem Motto erfolgte: wer hat, dem 
wird auch noch gegeben!, will sozialliberale Politik 
denjenigen, die zwar sparwillig, aber nur beschränkt 
sparfähig sind, diese Sparfähigkeit verbessern. Das 
macht den prinzipiellen Unterschied zwischen der 
Regierungszeit von CDU/CSU einerseits und der 
Regierungszeit von SPD und FDP andererseits aus. 

(Seiters [CDU/CSU]: Auch ein Polemiker!) 

Ihr erster Sprecher heute morgen hat wieder 
einmal den Versuch unternommen, der SPD Eigen-
tumsfeindlichkeit vorzuwerfen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Schauen 
Sie doch in Ihre Programme!) 

Da wurde ein großes Bild aufgemalt, getreu der Ge

-

dankenkette, wie sie heute morgen von Herrn For

-

ster in der „Süddeutschen Zeitung" dargestellt und 
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erkannt worden ist, um dann in um so beredterer 
Weise, Herr Kollege Jahn, die Eigentumsfreundlich-
keit der CDU herauszustellen. Herr Kollege, der 
Unterschied zwischen Ihnen und uns liegt darin, 
daß Sie das Wort Eigentum pausenlos im Munde 
führen 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Und Sie 
verwässern!) 

und damit beschäftigt sind, daß Sie sich gar nicht 
darum kümmern, daß die kleinen Leute in diesem 
Lande die Voraussetzungen dafür bekommen, über-
haupt Eigentum bilden zu können. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU] : Und Sie geben dem Eigentum 

einen neuen Inhalt!) 

Wir dagegen arbeiten mit Erfolg daran, Eigentum 
auch für kleine Leute möglich werden zu lassen 
und dafür eine Reihe von Formen zu entwickeln, 
die auch jeweils ihrem Einkommenstand angemes-
sen sind, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Eigen

-

kapitalhilfe!) 

und Hilfen zu geben, die auf ihre Einkommensver-
hältnisse zielen. 

Sie, Herr Kollege Jahn, und Ihre Partei haben 
doch durch Ihre jahrelange Weigerung, das Boden-
recht z. B. so zu gestalten, daß Bodenspekulation 
und Preistreibereien auf diesem Gebiet verhindert 
werden konnten, mit dazu beigetragen, daß kleine 
Leute, daß der sogenannte kleine Mann fast gar 
nicht mehr in der Lage war, Bauboden zu erwerben. 
Wir haben in der vergangenen Legislaturperiode 
mit dem Städtebauförderungsgesetz einen ersten 
Schritt für ein besseres und gerechteres Bodenrecht 
getan, das den Zugang zum Gut Boden wieder er-
öffnet. Bei der Novelle zum Bundesbaugesetz wer-
den wir sehen, ob Sie diesmal bereit sind, nicht nur 
die Lippen zu spitzen, sondern auch mitzupfeifen. 
Ich wünsche mir sehr, daß Sie dazu bereit sind und 
daß aus dem, was Sie hier heute morgen alles ge-
sagt haben, auch Ernst wird. Daran kann man 
messen, inwieweit es hier um die Sorge, Eigentum 
für kleine Leute zu schaffen, geht. Aus Teilen Ihrer 
Rede, auf die ich gerne noch komme, hat die Sorge 
anders geklungen. 

Mit diesem Gesetzentwurf wird für einen Bereich 
das fortgesetzt und weiter ausgebaut, was nach Bil-
dung der Bundesregierung durch SPD und FDP ein-
geleitet worden ist. Wir haben doch mit der sozial-
liberalen Koalition 1970 das Dritte Vermögensbil-
dungsgesetz mit der Verdoppelung des Begünsti-
gungsrahmens, mit der Arbeitnehmersparzulage an 
Stelle der ungerechten Lohnsteuer- und der un-
günstigen Sozialabgabenbefreiung und mit der Ein-
kommensgrenze von 24 000 bzw. 48 000 DM durch-
gesetzt. 

Auf diese Tatsache ist es auch zurückzuführen, 
daß dieses Gesetz tariffähig geworden ist. Im Jahre 
1973 hatten wir 18,2 Millionen Arbeitnehmer, die 
vermögenswirksam sparten; im Jahre 1968 waren es 
4,6 Millionen. Der von allen Sparern vermögens-
wirksam angelegte Gesamtbetrag belief sich 1973 

auf 9,5 Milliarden DM; im Jahre 1969 waren es nur 
1,6 Milliarden DM. Diese Größenordnungen geben 
einen Eindruck von den Erfolgen bei der Geldver-
mögensbildung. Geldvermögen schafft den Rahmen 
für Sachvermögen. So wie der Staat bei der Geld-
vermögensbildung hilft, so kann er auch bei der 
Schaffung von Möglichkeiten der Anlage in Sach-
vermögen helfen. 

Gerade dies ist der Sinn und der Zweck des heute 
zu beratenden Gesetzentwurfs. Die Anlage im Woh-
nungsbau — für Eigenheime, für Eigentumswohnun-
gen oder Wohnbesitzwohnungen — ist immer noch 
eine Anlageform, die den Bedürfnissen und Wün-
schen der meisten Menschen ganz besonders ent-
spricht. Diese Bedürfnisse und Wünsche beschrän-
ken sich eben nicht auf diejenigen Kreise der Be-
völkerung, die oberhalb unserer Einkommensgren-
zen des sozialen Wohnungsbaus liegen, nein, sie 
gelten mindestens genauso — wenn nicht noch 
mehr — für diejenigen, die auf Grund ihrer Einkom-
menssituation zu den Berechtigten des sozialen 
Wohnungsbaus gehören. 

Deshalb ist das heute zu behandelnde Gesetz so 
wichtig; denn dieses Gesetz anerkennt die Notwen-
digkeit, überwiegend Eigentumsmaßnahmen im so-
zialen Wohnungsbau zu fördern — dies übrigens auf 
Vorschlag der Bundesregierung und gegen den Vor-
schlag des Bundesrats, in dem Sie, meine Damen und 
Herren von der Opposition, die Mehrheit haben. Der 
Bundesrat hat nicht aus eigentumsfeindlichen Grün-
den eine andere Formulierung gewünscht. Er hat 
nur aufgezeigt, daß er gewisse Probleme sieht. 

Wir hoffen, diese Probleme überwinden zu kön-
nen. Die Bundesregierung hat deswegen erstmals in 
das Wohnungsbauförderungsgesetz hineingeschrie-
ben, daß es „überwiegend" der Schaffung von 
Wohneigentum zu dienen hat. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU) : Das steht 
bereits in unserem Entwurf, Herr Minister!) 

— In ein G e s e t z hineingeschrieben. Zwei haben 
Sie gemacht; dort steht es nicht. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Jahn [Münster] 
[CDU/CSU) : In § 1! — Nordlohne [CDU/ 
CSU] : Nehmen Sie einmal den Entwurf aus 

der vergangenen Legislaturperiode!) 

— Ich habe gesagt: zwei G es et  z e, die bestehen. 
Dort heißt es nicht „überwiegend", sondern: „Es 
soll der breiten Bildung von Eigentum dienen". 

Zweitens. Es erweitert die Angebotspalette der 
Wohnungsarten um die Wohnbesitzwohnung, und 
es ermöglicht die Förderung des Mietkaufs. Es er-
leichtert ferner die Vor- und Zwischenfinanzierung 
für Wohneigentum von einkommensschwächeren 
Bevölkerungskreisen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundes-
minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Jahn? 

Ravens, Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau: Ja. 
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Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Bundes-
minister, da Sie bestreiten, daß in unserem Gesetz-
entwurf das Wort „überwiegend" steht, möchte ich 
Sie folgendes fragen. 

Ravens, Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau: Herr Jahn, es ist eine Schwie-
rigkeit, wenn Sie nicht richtig zuhören. Aber bitte! 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Sind Sie be-
reit, zur Kenntnis zu nehmen, daß es in dem von uns 
vor Ihrem Gesetzentwurf eingebrachten Gesetzent-
wurf in § 1 Abs. 1 Satz 1 heißt: „Die Förderung des 
Wohnungsbaues mit öffentlichen Mitteln soll über-
wiegend der Bildung von Einzeleigentum (Familien-
heime und eigengenutzte Eigentumswohnungen) 
dienen"? 

Ravens, Bundesminister für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau: Ich rede hier gar nicht von 
Ihrem Gesetzentwurf, Herr Kollege Jahn. Ich habe 
— es ist Ihr Problem: Sie hören dann immer nicht 
richtig zu — von zwei Gesetzen gesprochen, die 
unter Ihrer Ara gemacht sind. Da heißt es einmal 
„Wiederaufbau", zum anderen heißt es „breite 
Streuung". Ich habe nicht von Entwürfen gespro-
chen, sondern von zwei Gesetzen, die in Ihrer Zeit 
gemacht worden sind. Es wäre gut, wenn Sie zuhör-
ten; darauf kommt es an. 

Trotz erheblicher Kompromißbereitschaft der Koa-
litionsfraktionen und der Bundesregierung — so 
haben wir z. B. eine Fülle von Anregungen des 
Bundesrats berücksichtigt — ist dieses Gesetz in 
Teilen kontrovers geblieben. Ich frage mich aller-
dings, wo denn die Frontlinie der Befürworter und 
der Gegner ganz genau verläuft. Die Regierungs-
fraktionen haben den im Ausschuß überarbeiteten 
Regierungsentwurf einmütig unterstützt. Bei der 
Opposition kann ich auch nach der Debatte heute 
noch keine klare Linie erkennen. 

Das gilt insbesondere für die Wohnbesitzwoh-
nung. Lassen Sie mich das mit zwei Aussagen aus 
den Reihen der Opposition noch einmal belegen, 
obwohl wir sie heute in unterschiedlicher Form auch 
hier vom Rednerpult aus gehört haben. 

Die erste Aussage lautet: „Die CDU/CSU begrüßt 
grundsätzlich die Suche nach neuen Wohnformen 
sowie die öffentliche Förderung von Modellen, die 
sich in der Praxis bewährt haben. Hiervon kann bei 
dem Wohnbesitzbrief jedoch nicht die Rede sein." 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : In der 
Form des Gesetzentwurfs!) 

So der Kollege Jahn. 

Die andere Aussage lautet: „Eine solche Kon-
struktion des Wohnbesitzbriefes bietet gegenüber 
einer normalen Mietwohnung für den Besitzer eine 
Reihe von Vorteilen, weil die durch den Bau von 
Wohnungen sich vollziehende Vermögensbildung 
und Wertsteigerung nicht dem Eigentümer — gleich, 
ob staatliche Gesellschaft oder gemeinnütziger oder 
privater Eigentümer — zufließt, sondern den Be

-

nutzern." So der Kollege Orgaß im DUD, Nr. 13, 
Seite 8. 

Immerhin, meine Damen und Herren, es mag als 
ein Vorteil erscheinen, wenn die Opposition hier 
nur mit zwei und nicht — wie in der Konjunktur-
politik — mit noch viel mehr Zungen redet. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Wie gesagt, diese Schwierigkeit müssen Sie mit sich 
selbst ausmachen. 

(Orgaß [CDU/CSU] : Das ist der Unterschied: 
daß es in Ihrer Partei nicht möglich ist, eine 
abweichende Meinung auch nach außen zu 

äußern!) 

— Ich möchte behaupten, daß wir das auch so 
machen. Herr Kollege Orgaß, jetzt wollte ich Sie 
gerade loben, aber ich tu's trotzdem. Ich möchte für 
mich unterstreichen, was Sie geschrieben haben: Die 
Wohnbesitzwohnung erweitert das Marktangebot. 
Diese Angebotserweiterung sollte gefördert werden. 
Der Markt wird darüber entscheiden, in welchem 
Umfang dieses Angebot akzeptiert wird. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Es ist ja 
schon am Markt!) 

Wir möchten es fördern, Herr Kollege, 
(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Privile

-

gieren!) 

damit kleine Leute die Möglichkeit haben, über die-
sen Weg wirtschaftliches Eigentum zu erwerben und 
an den Vermögensbildungsvorgängen, die dort ge-
schehen, durch öffentliche Förderung teilzuhaben. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Dies möchten wir, das möchten wir fördern. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Und wer 
steht im Grundbuch? — Waltemathe [SPD] : 
Das haben Sie schon mal gefragt! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Darauf komme ich dann auch noch.  — 

Lassen  Sie mich zwei Punkte hervorheben, bei 
denen ich der Opposition widersprechen muß. Da 
geht es zum einen um die Forderung der Opposition, 
die Privatisierung vorhandener Sozialwohnungen zu 
erleichtern und dafür Anreize zu bieten. Wer den 
sozialen Wohnungsbau ernst nimmt, kann für diese 
Forderung kein Verständnis aufbringen. Ich denke, 
Mehrheit wie Opposition in diesem Hause sind sich 
darüber einig, daß der ungefähre Gleichstand der 
Zahl der Wohnungen und der Zahl der Haushalte 
nicht darüber hinwegtäuschen kann, daß wir auch 
in Zukunft neue Sozialwohnungen brauchen, mehr 
noch, daß wir den vorhandenen Bestand an Sozial-
wohnungen erhalten und ihn, wie durch die neuen 
Belegungsrechte im Wohnungsbauänderungsgesetz 
1973 verankert, besonders nach sozialen Kriterien 
nutzen müssen, weil bestimmte Bevölkerungskreise 
durch den Markt allein eben nach wie vor nicht hin-
reichend versorgt werden können. Wenn das so ist, 
dann müssen wir den Bestand an Sozialwohnungen 
als Manövriermasse für diese Gruppe verteidigen. 
Genausowenig wie die Bundesregierung bei den 
Wohnungshalden dem Grundsatz folgen kann, pri- 
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vate Verluste zu sozialisieren, genausowenig ist sie 
bereit, für die Gemeinschaft notwendiges Sozial-
kapital zu privatisieren. Die Bundesregierung ist 
hier in beiderlei Richtungen konsequent. 

Außerdem würde diese Privatisierung die freien 
und die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
treffen. Das ginge zu Lasten ihrer Substanz. Nach 
Auffassung der Bundesregierung kann es aber nicht 
Aufgabe der Wohnungspolitik sein, diese Unterneh-
men zu schwächen. Wir alle brauchen sie für eine 
funktionsfähige Wohnungspolitik. 

Es gibt einen weiteren Grund, warum wir der Op-
position hier nicht folgen können. Wer Mieter einer 
Sozialwohnung ist, wird bereits einmal durch die 
günstige Sozialmiete bevorzugt. Er erhält öffentliche 
Förderung in seiner Wohnung. Sollten wir ihn nun 
noch einmal begünstigen, indem wir ihm Kapitalbei-
hilfen und Kapitalhilfen für den Eigentumserwerb 
dieser Sozialwohnung geben? Wie sehen denn da 
die Konsequenzen für die anderen Berechtigten im 
sozialen Wohnungsbau aus, denen bisher noch keine 
Sozialwohnung zugewiesen werden konnte? 

Zunächst: Mit der Reprivatisierung entsteht für 
diesen Kreis keine einzige neue Sozialwohnung. Im 
Gegenteil, es geht eine verloren. Und weiter: Die 
Mittel, die für die Reprivatisierung nötig sind, kön-
nen nicht mehr für den Neubau von Sozialwohnun-
gen, aber auch nicht mehr für neue Eigentumsmaß-
nahmen im sozialen Wohnungsbau eingesetzt wer-
den. Das heißt, dem doppelt Begünstigten auf der 
einen Seite steht auf der anderen Seite der doppelt 
Benachteiligte gegenüber, dem wir bisher nicht ha-
ben helfen können. Dies kann doch wohl nicht Ziel 
und Inhalt einer vernünftigen Politik sein. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Unabhängig von dieser Frage betrifft mein zwei-
ter Punkt den Vorschlag der Opposition, Einzelbau-
herren von Familienheimen und eigengenutzten 
Eigentumswohnungen zur Vorfinanzierung der Ei-
genleistungen generell eine Eigenkapitalhilfe zu ge-
ben. Wer diesen Vorschlag durchrechnet, kommt zu 
dem Ergebnis, daß damit innerhalb eines Zehnjah-
reszeitraums — einmal 30 000 Wohnungen unter-
stellt und eine Familie mit jeweils einem Kind ge-
fördert — entweder 2,5 Milliarden DM zusätzlicher 
Haushaltsmittel erforderlich wären oder der soziale 
Mietwohnungsbau, aber auch die übrigen Eigen-
tumsmaßnahmen zumindest drastisch reduziert wer-
den müßten. 

Das erste, die zusätzliche Bereitstellung von Mit-
teln dieser Größenordnung, ist finanzwirtschaftlich 
völlig unrealistisch. Das paßt ja wohl auch nicht in 
die von Ihnen ständig an uns gerichtete Aufforde-
rung, die Bundesregierung möge sparen und weni-
ger Geld ausgeben. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Richtig!) 

Das letztere wäre aber wohnungspolitisch unver-
nünftig. Ich darf auch hier noch einmal auf die Be-
deutung eines angemessenen Neubauvolumens im 
sozialen Wohnungsbau verweisen. Ich denke, mit 
unrealistischen oder unvernünftigen Alternativen 
sollten wir uns nicht beschäftigen. 

Realistisch und vernünftig aber scheint mir dage-
gen unser Vorschlag zu sein, in besonderen Fällen 
vorübergehend öffentliche Darlehen zur Vor- und 
Zwischenfinanzierung fehlender Eigenmittel einzu-
setzen und im übrigen durch Bürgschaften von Land 
und Bund eine Mittelbeschaffung am Kapitalmarkt 
zu erleichtern. 

Das Gesetz zur Förderung von Wohnungseigen

-

tum  und Wohnbesitz im sozialen Wohnungsbau ist 
mit ein Schritt, der sozialen Wohnungsbaupolitik eine 
neue Orientierung zu geben. Zu dieser neuen Orien-
tierung gehören in diesem Zusammenhang drei 
Akzente. 

Erstens. Der soziale Wohnungsbau muß noch so-
zialer werden. Dem entsprach beim Bundeshaushalt 
1975 die Aufstockung des Bewilligungsrahmens für 
das Intensivprogramm im sozialen Wohnungsbau 
und für das Wohnungsbauprogramm für alte Men-
schen um insgesamt 60 Millionen DM ;  denn hiervon 
profitieren besonders bedürftige Gruppen wie kin-
derreiche Familien, junge Familien, Behinderte und 
alte Alleinstehende sowie ausländische Arbeitneh-
mer. 

Bereits vorher waren im Wohnungsbauänderungs-
gesetz 1973 die Belegungsrechte so geändert worden, 
daß die Möglichkeiten für eine stärkere und soziale 
Differenzierung im Rahmen der Bestandspolitik ver-
bessert werden konnten. Die letzte Änderung des 
Zweiten Wohngeldgesetzes hat gerade auch den ge-
nannten Gruppen nachhaltig geholfen. 

Nun kommt ein neuer Baustein hinzu: Bei kinder-
reichen Familien und jungen Ehepaaren wird für die 
Aufbringung des notwendigen Eigenkapitals eine 
geringere Mindesteigenleistung — 10 % — als För-
derungsvoraussetzung zugelassen. Damit wird die 
an den Bedürfnissen bestimmter sozialer Gruppen 
orientierte Wohnungspolitik weiter abgerundet. 

Zweitens. Die Förderungspolitik im sozialen Woh-
nungsbau muß ihre Angebotspalette erweitern, 
gerade angesichts knapper öffentlicher Mittel. Das 
ist mit eine Voraussetzung, um dennoch ein sozial 
gerechtes Ergebnis zu erzielen. Potentielle, aber bis-
her nicht wirksame, jedoch förderungswürdige 
Nachfrage muß mobilisiert werden und müßte mo-
bilisiert werden können. Dem dient die Möglich-
keit, Eigentum durch Mietkauf zu erwerben, indem 
die Anwartschaft auf den Eigentumserwerb nach 
dem Bezug der Wohnung durch allmähliches Nach-
sparen des notwendigen Eigenkapitals realisiert 
wird. 

Erleichterungen bei der Vor- und Zwischenfinan-
zierung der Eigenleistung durch die Gewährung 
öffentlicher Bürgschaften oder öffentlicher Baudar-
lehen mindern das Risiko. Und die möglichst früh-
zeitige Übertragung des grundbuchmäßigen Eigen-
tums schafft für den einzelnen auch mehr Sicher-
heit. Zu dieser Angebotserweiterung gehört dann 
neben den beiden Punkten, die ich nannte, ebenso 
die Wohnbesitzwohnung. Für sie gelten vergleich-
bare Förderungsmöglichkeiten im Prämienrecht und 
bei den Steuervorteilen wie beim echten Eigentum. 

Wie gesagt, hier ist sich die Opposition nicht 
einig. Ich muß nun die Kritiker fragen, ob die ge- 
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fundene Konstruktion an der Nahtstelle zwischen 
Eigentums- und Mietwohnung, ob dieser Brücken-
schlag zwischen sozialem Wohnungsbau und Ver-
mögenspolitik nicht vor allem den Vorteil hat, daß 
beim echten Eigentum, aber anders als beim Sozial-
mieter, die Belastungen in den ersten Jahren zwar 
nicht niedrig sind, in den folgenden Jahren aber 
immer weiter abgebaut werden. Für eine Familie, 
für die es zwar nicht zum Volleigentum reicht oder 
die kein Volleigentum will — denn das gibt es ja 
auch —, die aber dennoch ihre laufenden Aufwen-
dungen für die Wohnung langfristig plant und 
durchdenkt, kann dieser Degressionseffekt, dieser 
Absenkungseffekt bei den Belastungen eine ganz 
wichtige Rolle spielen. Und hinzu kommen hier 
dann noch Dauerrecht und Beteiligung an den Wert-
steigerungen und Beteiligung am Entschuldungsge-
winn und Vererbbarkeit und Veräußerbarkeit. 

Ich halte den Vorwurf für absurd, hier werde 
so etwas wie ein Nutzungseigentum zugunsten des 
Wohnberechtigten geschaffen, während das Verfü-
gungseigentum bei einer Wohnungsbaugesellschaft 
verbleibe, und hier werde genauso sozialistische 
Politik betrieben wie beim Bodenrecht. Das ist dann 
ja die Kette, die da weitergeht. Wer so argumen-
tiert, meine Damen und Herren, hat entweder das 
Wohnbesitzgesetz und das Wohnbesitzmodell oder 
die Novelle zum Bundesbaugesetz oder beides wohl 
eigentlich nicht verstanden, denn der Wohnbesitz

-

berechtigte bleibt Verfügungsberechtigter; er kann 
seinen Wohnbesitzbrief und sein Dauerwohnrecht 
an jeden Berechtigten im sozialen Wohnungsbau 
übertragen, er kann ihn verkaufen, und damit ist er 

) frei in seiner Verfügung. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Er braucht 
die Zustimmung!) 

— Nun lesen Sie doch einmal im Gesetz nach, was 
in § 62 d steht! 

(Nordlohne [CDU/CSU] : Tun Sie doch nicht 
so, als ob er das Gesetz nicht gelesen 

hätte!) 

— Dort steht: Die Genehmigung durch den Bauträ-
ger darf nur versagt werden, wenn der Bewerber 
nicht zum Berechtigtenkreis des sozialen Wohnungs-
baus gehört. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Er muß 
sich seinen Nachfolger gesucht haben!) 

— Darf nur, wenn! So heißt es dort. Dies ist die 
einzige Einschränkung. Ich denke, dies müßte in 
Ihrem Interesse, im Interesse des ganzen Bundes-
tages, im Interesse einer gerechten und sozialen Po-
litik liegen, daß wir nicht zunächst einen Berechtig-
ten im sozialen Wohnungsbau mit öffentlichen Mit-
teln fördern, auf daß dann diese Förderung auf 
einen nicht mehr Berechtigten mit erheblich über-
steigertem Einkommen übergehen kann. Dies geht 
wohl nicht! 	

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier sollte wohl eine Grenze sein, denn wir arbeiten 
miteinander mit Steuermitteln, 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das ist 
richtig!) 

die uns die Bürger dieses Staates an die Hand 
geben, damit wir sie nach Gerechtigkeitsgrundsätzen 
und nach Notwendigkeiten verteilen, aber nicht, 
damit sie der Vermögensbildung anderer dienen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Der Bau

-

träger sollte den Nachfolger suchen!) 

— Wenn ich meine Eigentumswohnung veräußere 
— und Sie legen so großen Wert darauf, daß die 
Nähe zur Eigentumswohnung hier nicht verloren-
gehen soll —, muß ich mir meinen Käufer suchen, 
den, der in meine Wohnung einzieht. Wenn ich 
meinen Wohnbesitz veräußere, möchte ich dies ganz 
gern auch selber tun können und möchte schauen, 
wer dort kommt und wer denn wohl in meine Woh-
nung einzieht. 

Zum anderen kann ich diesen Vorwurf auch des-
wegen gar nicht verstehen, weil das Städtebauförde-
rungsgesetz und die Novelle zum Bundesbaugesetz 
mit dem Instrument des Teileigentums und dem 
Instrument des Anteilseigentums an einem ge-
schlossenen Immobilienfonds arbeiten. Diese Kon-
struktion hat damals Ihre ausdrückliche Zustim-
mung gefunden. Ich weiß nicht, damals haben Sie 
sich nicht dagegen gesperrt, heute ist das alles 
anders. 

Fondsanteile — was ist daran Anrüchiges? Das ist 
in dieser Wirtschaftsordnung etwas völlig Norma

-

les. Ich muß mich nur wundern, wenn die Opposi-
tion gerade beim Wohnbesitz versucht, daran etwas 
Anrüchiges zu erkennen oder es als etwas An-
rüchiges darzustellen. Wenn Gutverdienende in den 
vergangenen Jahren — und ja wohl auch noch in 
Zukunft — Geldanlagepolitik in geschlossenen 
Immobilienfonds für den Wohnungsbau betreiben, 
also in der Form einer solchen Fondskonstruktion, 
und dafür wirtschaftlichen Vorteil, steuerliche Ab-
schreibungsmöglichkeiten, Wertzuwächse und alles, 
was damit zusammenhängt, in Anspruch nehmen, 
dann ist dies in Ordnung und gehört in unser markt-
wirtschaftliches System, 

(Beifall bei der SPD) 

und niemand moniert das; dies ist eine ganz nor-
male Form der Kapitalanlage, also der Vermögens-
bildung. 

Wenn nun diese Bundesregierung, getragen durch 
die beiden Koalitionsfraktionen, dem kleinen Mann 
mit seinem Geldanlagevermögen den Zugang zu die-
sem geschlossenen Immobilienfonds eröffnen will, 
ihm dabei eine gesicherte Brücke öffentlicher Bürg-
schaften aufbaut, dafür Sorge trägt, daß er einen ver-
trauenswürdigen Treuhänder erhält, dafür Sorge 
trägt, daß er an den Entschuldungsgewinnen, am 
Vermögenszuwachs, an den steuerlichen Vorteilen 
teilnehmen kann, und ihm dazu noch ein Wohnrecht 
sichert, dann sagen Sie auf einmal, dies sei eine 
bösartige Geschichte geworden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. Jahn 
[Münster] [CDU/CSU] : Das gibt es am 

Markt billiger!) 

Das kann ich nun überhaupt nicht mehr begreifen. 
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Dann ist da plötzlich die Rede von minderen 
Rechten. Nein, hier gibt es nicht ein Eigentum-Minus, 
wie es so gerne dargestellt wird. Hier gibt es einen 
Immobilienfonds als Vermögensanlage plus Wohn-
recht auf eine Wohnung und wirtschaftliches Eigen-
tum an dieser Gesamtanlage. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist ein Angebot zur Vermögensbildung an untere 
und mittlere Einkommensschichten und damit auch 
ein Beitrag zu mehr Vermögensgerechtigkeit in un-
serem Lande. 

Ich will in diesem Zusammenhang noch ein Wort 
zu den Äußerungen sagen, die vom ersten Sprecher 
heute morgen gemacht worden sind. Er hat befürch-
tet, daß die Wohnbesitzwohnung nunmehr den Miet-
wohnungsbau kaputt macht. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das steht 
im Gesetzentwurf! — Lachen bei der SPD) 

Was in Wahrheit den sozialen Mietwohnungsbau 
empfindlich beeinträchtigen könnte, habe ich be-
reits bei der Würdigung der Oppositionsanträge zur 
Reprivatisierung und für die Eigenkapitalhilfen 
ausgeführt. 

Nun mal eine andere Frage! Ich erinnere mich 
ganz gut — in den Fragestunden kommt dies ja 
immer wieder zum Ausdruck, und in der Öffent-
lichkeit wird dies auch immer gesagt —, Herr Kol-
lege Jahn, daß Sie früher immer ein Klagelied an-
gestimmt haben, der Anteil der Eigentumsmaßnah-
men am sozialen Wohnungsbau sei viel zu niedrig. 
Nun, da dieser Anteil kräftig gestiegen ist, die 
Bundesregierung ein Übriges für die Vermögens-
bildung im sozialen Wohnungsbau tut, schwingen 
Sie sich plötzlich zum Anwalt des Mietwohnungs-
baues empor. Ich habe den Eindruck, der Mann muß 
erst noch erfunden werden, der es Ihnen recht macht. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist ja schon eine Leistung, je nach taktischem Be-
darf von einem Argument jeweils auf das andere 
umzusteigen. 

Herr Kollege Jahn, wir wollen — das habe ich 
gesagt — mit dieser neuen Form des Wohnbesitzes 
und mit dem Mietkaufsystem dafür Sorge tragen, 
daß die öffentliche Förderung zu einer Vermögens-
bildung einer möglichst großen Zahl kleiner Leute 
führt. Ihr Beitrag, den ich hier heute gehört habe, 
wir wollten nunmehr den privaten Mietwohnungs-
bau kaputt machen, ist ja wohl aus Sorge darüber 
ausgesprochen worden, daß wir unter Umständen 
den Gutverdienenden in diesem Lande eine gute 
Anlagemöglichkeit mit öffentlicher Förderung ein 
wenig beschränken, weil der Kuchen insgesamt ein 
klein wenig kleiner für diese Form wird. Ich denke, 
wer mehr Vermögensgerechtigkeit will, der muß 
dann allerdings auch dazu stehen und darf nicht 
diesen Salto machen. 

Im übrigen wissen Sie wie ich, daß wir im § 26 
des vorgelegten Entwurfs, über den wir jetzt in 
dritter Lesung beraten, stehen haben, daß bei der 
öffentlichen Förderung des Wohnungsbaues alle 
Träger, gleich welcher Art, ob private, freie oder  

gemeinnützige, bei der Vergabe der Mittel grund-
sätzlich gleich behandelt werden sollen. 

Als dritten Akzent der Wohnungspolitik möchte 
ich an dieser Stelle die stärkere Bedeutung der Ei-
gentumsmaßnahmen generell im sozialen Woh-
nungsbau hervorheben. Es ist ja nicht so, daß mit 
dem hier beratenen Gesetz die Eigentumskompo-
nente im sozialen Wohnungsbau erst angelegt wird. 
Sie wird erweitert. Sie ist bereits da, und sie nimmt 
kräftig zu. 1972 waren 33,2 % aller geförderten So-
zialwohnungen Eigenheime und eigengenutzte Ei-
gentumswohnungen. 1973 waren es 40 %. Für 1974 
liegen die Zahlen noch nicht vor. Ich erwarte eine 
Annäherung an die 50 %. Dies alles geschieht zu 
Zeiten der sozialliberalen Bundesregierung, der die 
Opposition pausenlos Eigentumsfeindlichkeit meint 
vorwerfen zu müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In der Geschichte des sozialen Wohnungsbaus hat 
es noch nie einen so hohen Anteil von Eigentums-
maßnahmen wie 1973 und 1974 gegeben. Das sind 
die Fakten, und wir sind stolz darauf. 

Meine Damen und Herren, es reizt mich eigent-
lich, außerhalb des Gesetzentwurfes auch zu dem zu 
sprechen, was der Kollege Schneider heute morgen 
hier zur Bauwirtschaft und zur Wohnungswirtschaft 
gesagt hat. Wir haben — und dies möchte ich gleich 
hinzufügen — die Große Anfrage zur Wohnungs-
politik im Umlaufverfahren in der Abstimmung. Sie 
wird den Bundestag in Kürze erreichen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Unsere 
Große Anfrage!) 

— Ihre Große Anfrage. — Ich denke, wir sollten 
den Tag benutzen, um über die Problematik Bau-
wirtschaft, Wohnungswirtschaft, über die Perspek-
tiven in diesem Bereich weiter zu diskutieren. 

(Zuruf des Abg. Schmöle [CDU/CSU]) 

Heute morgen ist eine Stimme aus der Woh-
nungswirtschaft zitiert worden. Lassen Sie mich hin-
zufügen: Ich weiß und nehme dies auch nicht leicht, 
daß ich die Wohnungswirtschaft genau wie die Bau-
wirtschaft in Anpassungsschwierigkeiten befindet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, in einer 
Krise befindet!) 

— In Anpassungsschwierigkeiten befindet! Wir ha-
ben, Herr Kollege, in den vergangenen Jahren eine 
Anpassungshilfepolitik betrieben, die eine Krise 
verhindert hat. Dies haben wir auch erreichen kön-
nen, und ich denke, das wird auch draußen bestä-
tigt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und auch dies ist richtig: Wir haben Wohnungs-
politik im Wandel, aus der Tatsache, daß sich 
unsere Zahl von Wohnungen an die Zahl der Haus-
halte angeglichen hat, aber auf der anderen Seite 
eine große Gruppe von Menschen immer noch 
schlecht und miserabel untergebracht ist. Wir haben 
Wohnungspolitik im Wandel, weil sich die Nach-
fragebedürfnisse unserer Bürger verändert haben. 
Sie verlangen mehr Qualität in der Architektur, im 
Zuschnitt, sie verlangen eine bessere Wohnumwelt. 
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Hier ist eine ganze Reihe neuer Ansätze für die 
Wohnungspolitik. Und der Herr Kollege Schneider 
weiß, und Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, wissen wie die Kollegen aus der Koali-
tion — ich habe dies im Ausschuß vorgetragen —, 
daß wir seit Januar mit den Ländern in intensiven 
Beratungen sind, um gemeinsam zu einem Konzept 
zu kommen; denn Wohnungspolitik ist gemeinsame 
Politik von Bund und Ländern. Beide sind beteiligt, 
und wir benötigen für eine erfolgreiche Wohnungs-
politik auch die Mitwirkung unserer Länder. Ich 
nehme die Kooperation mit meinen Kollegen sehr 
ernst, und wir sind uns darüber einig, daß es hier 
Ansätze gibt — Sie wissen das —, daß es also hier 
nicht so ist, daß an dieser Stelle nur Fragen ge-
stellt werden, aber keine Antworten formuliert wer-
den. 

(Vorsitz: 
Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich am 
Schluß zu den Fakten aus der Eigentumspolitik noch 
einige hinzufügen. In der Eigentumsförderung im 
Wohnungsbereich ist ja nicht nur die unmittelbare 
Förderung auf dem offenen Weg des Haushalts ge-
schehen. Sie drückt sich nicht nur in der Zahl der 
Eigentumswohnungen aus. Wir haben 1974 von 
Bund und Ländern zirka 3,2 Milliarden DM an 
Wohnungsbauprämien gezahlt gegenüber 1,2 Mil-
liarden DM im Jahre 1969. Für Abschreibungsver-
günstigungen nach 7 b und für den Sonderausgaben-
abzug bei Bausparleistungen im Rahmen des Ein-
kommensteuergesetzes gab es zwischen 1969 und 
1974 bei geringen jährlichen Schwankungen Steuer-
ausfälle von etwa 1,5 bis 1,7 Milliarden DM, die 
den Sparern oder den privaten Bauherren zugute 
kamen. Die Bausparsumme war 1973 fast doppelt 
so hoch wie 1969. 1969 gab es 8,4 Millionen Bau-
sparverträge, 1973 waren es 13,8 Millionen. Wenn 
ich dies alles zusammennehme und auch auf die-
sem Hintergrund das Gesetz zur Förderung von 
Wohnungseigentum und Wohnbesitz betrachte, 
dann lautet für mich das Ergebnis: Die Politik der 
Bundesregierung zur Förderung von Wohnungs-
eigentum war erfolgreich, und dieses Gesetz schafft 
eine weitere Voraussetzung, daß sie erfolgreich 
bleibt und ihre sozialen Akzente noch verbessern 
kann. 

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf 
ist ein Angebot an die Bürger unseres Landes, ein 
Angebot an all jene, die aus eigener Kraft — aus 
ihrem Einkommen oder aus anderen Gründen — 
nicht in der Lage sind oder die aus Gründen, die 
in ihrem Alter liegen, nicht die Zeit haben, in einen 
langen Vorsparvertrag hineinzugehen, ein Angebot 
über einen neuen Weg, mit unserer gemeinsamen 
Hilfe zu Eigentum oder Vermögen zu kommen. Ich 
kann nur darum bitten, daß dieses Angebot draußen 
angenommen wird, weil es ein weiteres Stück einer 
gerechteren Vermögensverteilung in unserem 
Lande bedeutet. 

Aber ich appelliere auch an Sie von der Oppo-
sition, noch einmal darüber nachzudenken, ob Sie 
unseren Bürgern, die den Weg dieser Vermögens-
anlage gehen möchten, weil sie ihn nötig haben,  

diesen Weg durch Ihr Nein verbauen wollen. Mein 
Appell von dieser Stelle aus geht ebenso an den 
Bundesrat. Ich wäre sehr dankbar, wenn die sach-
liche Debatte über dieses Gesetz in der ersten 
Lesung im Bundesrat in der zweiten und dritten 
Lesung ihre Fortsetzung fände, und ich hoffe, daß 
der Ruf des Kollegen Orgaß nicht bis in die Reihen 
des Bundesrates vordringt, um den Menschen in 
unserem Lande schnell und gut helfen zu können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Jahn (Münster). 

Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Minister, Sie haben 
das Wort geprägt: „Wohnungsbaupolitik im Wan-
del". Wir haben heute morgen gesagt: „Wohnungs-
baupolitik in der Krise". 

(Conradi [SPD] : Von der Krise reden Sie 
immer!) 

Ich bin Ihnen dafür dankbar, daß Sie zumindest in 
diesem Hohen Hause erklärt haben, endlich könn-
ten wir über die Gesamtkonzeption des Wohnungs-
baus sprechen. Nur dürfen Sie eines nicht tun, näm-
lich sich heute in diesem Hohen Hause hinter die 
Länder verschanzen; denn auf dem Gebiet der Woh-
nungspolitik für unsere Bundesrepublik hat die 
Bundesregierung eine Schrittmacherfunktion. Die 
Signalwirkung ist bis heute ausgeblieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Henke [SPD] : 
Gucken Sie mal ins Grundgesetz!) 

Sie haben dann den Versuch gemacht, die Woh-
nungspolitik der früheren CDU/CSU-Regierungen zu 
kritisieren. Ihren Vorwurf möchte ich namens mei-
ner Fraktion zurückweisen; denn wir sind stolz auf 
die Ära, in der wir die Verantwortung für den sozia-
len Wohnungsbau getragen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Nun zu diesem Gesetzentwurf. Meine Damen 
und Herren, wir haben vier Änderungsanträge ge-
stellt, von denen wir unser Ja abhängig machen. 

Der erste Änderungsantrag — und daran kann 
nicht vorbeigedeutelt werden — hat folgenden In-
halt. Wir wollen es gern sehen, daß die breite Streu-
ung privaten Eigentums im Gesetz stehen bleibt. 
Sie wollen das nicht und wollen die breite Streuung 
privaten Eigentums als Zielsetzung des Wohnungs-
baugesetzes in § 1 Abs. 2 Satz 1 nicht stehen lassen. 
Deshalb stellen wir heute noch einmal diesen Ände-
rungsantrag. Sie selbst sagen in der Beantwortung 
unserer Großen Anfrage zur Wohnungsbaupolitik: 
Für uns ist die breite Streuung privaten Eigentums 
nicht alleiniges Ziel des Wohnungsbaues, sondern 
ein zweites Ziel gleichrangig: das Ziel der soge-
nannten Sicherheit des Wohnens. Meine Damen und 
Herren, das ist die Politik der Bundesregierung. 
Wenn wir aber in Ihre SPD-Parteiprogramme gerade 
der letzten Monate schauen, dann sehen wir dort im 
Grunde das Programm der breiten Streuung priva-
ten Eigentums nirgendwo angekündigt. Verstehen 
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Sie deshalb bitte, daß wir diesen Antrag heute auf-
rechterhalten. 

(Zuruf von der SPD) 

Was den zweiten Antrag angeht, so haben wir 
uns nun darauf geeinigt, daß mehr als 50 °/o echte 
Eigentumsmaßnahmen gefördert werden sollen. Dar-
über, wie das zustande gekommen ist, haben wir 
heute morgen hier debattiert. Wir haben für uns in 
Anspruch genommen, auf diesem Gebiet hartnäckig 
mit Ihnen gerungen zu haben, und wer dabei war, 
wird uns dies zugestehen. Denn von Ihnen ist im 
Laufe der Beratungen zunächst der Versuch ge-
macht worden, den Wohnbesitzbrief unter die ech-
ten Eigentumsmaßnahmen zu subsumieren; Beweis: 
die Protokolle. Erst als wir nachgewiesen hatten, 
daß dies rechtlich nicht möglich ist — und das be-
haupte ich noch einmal —, kam der Änderungsan-
trag: lediglich mehr als ein Drittel Mindestförderung 
für echte Eigentumsmaßnahmen, der dann allerdings 
hinterher zurückgezogen worden ist. Kurzum, das 
Ergebnis ist eindeutig. Wir bekennen uns alle mit-
einander in diesem Hohen Hause dazu: mehr als 
50% der Mittel für echte Eigentumsmaßnahmen. 

Meine Damen und Herren, wer allerdings — hier 
setzt unser zweiter Änderungsantrag an — Mittel 
bereitstellt, muß auch dafür Sorge tragen, daß diese 
Mittel abgerufen werden können, damit unsere so-
zial schwachen Bürger in den Genuß der Mittel kom-
men. Wenn Eigentum — wir ringen ja heute darum, 
wer hier die bessere Politik für unsere sozial Schwa-
chen macht; das ist ja der Kampf unserer gegensätz-
lichen Richtungen — für breite Schichten der Be-
völkerung im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus 
in möglichst großem Umfang gebildet werden soll, 
erscheint es notwendig und unumgänglich, bei der 
Förderung von Eigentumsmaßnahmen eben neue 
Wege zu beschreiten und öffentliche Finanzhilfen 
auch für die Beschaffung des Eigenkapitals bereitzu-
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb unser Antrag bezüglich der Eigenkapital-
hilfen. Sie lehnen dies ab und müssen sich den Vor-
wurf gefallen lassen, zwar politisch wirksam ge-
nügend Mittel bereitzustellen, aber gleichzeitig das 
Problem ungelöst zu lassen, wie unsere sozial 
schwachen Bevölkerungskreise das für ein Eigen-
heim oder eine Eigentumswohnung notwendige 
Eigenkapital aufbringen können. Wir müssen den 
sozial Schwachen bei der Marktlage, die wir haben, 
in dieser Hinsicht helfen. Wir setzen hier andere 
Prioritäten als Sie. Wir wollen weniger Objekte 
besser fördern. Wir sind der Meinung, das paßt in 
die wohnungsbaupolitische Landschaft, in der wir 
heutzutage viele Wohnungshalden haben. Deshalb 
noch einmal: weniger Objekte besser fördern, und 
zwar mit Eigenkapitalhilfen, um den sozial Schwä-
cheren echtes privates Eigentum zu geben. Unser 
Leitbild ist: nicht jedem eine, sondern jedem seine 
Wohnung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der FDP: Das haben wir schon dreimal 
gehört! — Niegel [CDU/CSU] : Das kann 
man nicht oft genug sagen, gerade den 

Freien Demokraten!) 

Meine Damen und Herren, ich komme nunmehr 
auf unseren dritten Änderungsantrag zu sprechen. 
Eines darf nicht im Raume stehen bleiben. Der 
Wohnbesitzbrief ist auf dem Markt. Der Wohn-
besitzbrief wird auch heute schon öffentlich geför-
dert, Beweis: Nordrhein-Westfalen, bestätigt in 
einem Schreiben des Bundesbauministers. Wir sagen 
nicht nein zum Modell des Wohnbesitzbriefes. Wir 
sagen nicht nein zu seiner Einbeziehung in die För-
derung. Wir sagen nur ein Nein zu der Einbeziehung 
in die Förderung, wie sie von Ihnen gewollt ist, 
nämlich zu der Präferenz der Förderung gegenüber 
dem herkömmlichen Mietwohnungsbau. Das ist der 
fundamentale Unterschied, der zwischen Ihnen und 
uns besteht. Warum sagen wir denn jetzt nein zu 
dieser Präferenz? 

(Wehner [SPD] : Weil Sie nichts anderes 
wissen!) 

Weil Leistung und Gegenleistung in einem eklatan-
ten Widerspruch zueinander stehen, weil hier die 
Chancengleichheit am Markt verletzt wird. Was Sie 
mit dem Wohnbesitzbrief geben wollen, kann der 
Bürger am Markt bereits billiger haben. Das Dauer-
wohnrecht ist bereits auf dem Markt. Der Kündi-
gungsschutz, den wir gemeinsam hier in diesem 
Hohen Hause beschlossen haben, gibt die Sicherheit 
des Wohnens. Sie brauchen für die Sicherheit des 
Wohnens nicht mehr zu sorgen. Wir haben sie ge-
meinsam schon geschaffen. Wir wollen darüber hin-
ausgehen und echtes privates Eigentum breiter 
streuen. Das ist unsere Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im Gesetzentwurf der Regierung steht, daß der 
Wohnbesitzbrief zu Lasten des herkömmlichen 
Mietwohnungsbaus gehen soll. In welchem Umfang, 
ist zunächst offengelassen. Meine Damen und Her-
ren, dies wollen wir nicht, 

(Zuruf von der SPD: Weil Miete besser ist!) 

denn das Gutachten des Deutschen Verbandes für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumplanung 
— Ihr Herr Kollege Schwedler wird ja wissen, wel-
ches Gutachten ich meine; Sie kennen es alle —
schließt mit dem Satz: 

Bei aller Bejahung der Zielsetzung für das 
Wohnbesitzmodell darf aber nicht außer acht 
gelassen werden, daß das Modell in der Form 
des Regierungsentwurfs nicht praktikabel er-
scheint. 

Diesen Einwand hat die Bundesregierung im Laufe 
der Beratungen nicht zu widerlegen vermocht. Des-
halb, meine Damen und Herren, müssen wir Ihnen 
hier ganz klar sagen, daß das, was Sie mit diesem 
Brief geben wollen, heute schon auf dem Markt ist. 
Das kann der Bürger also viel billiger haben. 

Ein weiterer Punkt. Sie schaffen mit diesem Ge-
setz die Baugesellschaft ohne Eigenkapital, Sie 
schaffen mit diesem Gesetz die Baugesellschaft ohne 
Risiko, denn beide Faktoren werden auf die Wohn

-

besitzberechtigten verlagert. Das ist ein gewichtiger 
Unterschied zwischen uns. Wir sagen: Wenn das 
Modell von Fachkreisen so durch den Kakao gezo-
gen wird, soll man es nicht gleich in ein Gesetz hin- 
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einschreiben mit Präferenzen. Dann sollte man doch 
sagen: Soll doch der Markt darüber entscheiden! 
Sie lassen den Markt aber nicht entscheiden. Sie 
manipulieren den Markt, indem Sie diese Präferen-
zen in den Gesetzentwurf hineinschreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie dies bestreiten, sei Ihnen folgendes 
gesagt: Wer eine Wohnbesitzwohnung kauft, der 
bekommt 120 qm gefördert, wer im herkömmlichen 
Mietwohnungsbau baut, bekommt 90 qm gefördert. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das ist ein Unterschied. Wer einen Wohnbesitzbrief 
bezieht, dem sind die Kapitaldienste zunächst nicht 
kündbar, d. h. die Hypotheken können für den Lauf 
von zehn Jahren nicht erhöht werden. Im herkömm-
lichen Mietwohnungsbau gilt das nicht. 

Und ein weiteres! Es besteht ja im Gesetz kein 
Gleichrang zwischen Mietwohnungen und Wohn-
besitzwohnungen, sondern Sie haben in § 26 des 
Gesetzes hineingeschrieben, daß der Wohnbesitz-
brief den absoluten Vorrang vor dem herkömmlichen 
Mietwohnungsbau hat. Das aber ist eine Verletzung 
der Chancengleichheit am Markt, die wir nicht wol-
len. Und, meine Herren von der FDP, dies ist im 
Grunde ein Abschiednehmen von einer liberalen 
Position, die Sie immer vertreten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
FDP — Wehner [SPD] : Tolle Logik!) 

Und ein letztes! Wer 15 0/o der Bausumme des 
Objekts, das er bewohnt, neben der Kostenmiete 
bezahlen muß, den muß unseres Erachtens eine 
seriöse Sozialpolitik in die Lage versetzen, daß er 
auch zu echtem Eigentum kommt. Deshalb haben 
wir heute diesen Antrag hier gestellt, daß, wenn 
die Mehrheit dies verlangt, die Umwandlung erfol-
gen muß. 

Nun sagt Herr Kollege Vahlberg, hier würde die 
Mehrheit die Minderheit knüppeln. Diesen Vorwurf 
muß ich zurückweisen. Denn es besteht nach dem 
Gesetz die Möglichkeit, daß selbst dann, wenn die 
Mehrheit ihre Mehrheit durchsetzt, die Minderheit 
bei ihrem Fondsvermögen bleibt. Wo steht denn 
geschrieben, daß das Fondsvermögen für die rest-
lichen 49 % aufgelöst werden muß? Dies ist ein 
Popanz, meine Damen und Herren, den Sie hier in 
diesem Hause heute aufgebaut haben; das trifft 
überhaupt nicht zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gnädinger 
[SPD] : Woher wissen Sie, daß es 49 % sind?) 

Die Frage lautet: Welches ist das Motiv? Eines 
steht fest: Sie schaffen mit diesem Gesetz die Bau-
gesellschaft ohne Eigenkapital. Das heißt, die Bau-
gesellschaft holt sich das Eigenkapital irgendwo 
anders her und wird dafür im Grundbuch eingetra-
gen. Dies ist, meine Damen und Herren — diesen 
Vorwurf machen wir von dieser Stelle — ein Kapi-
talbeschaffungsgesetz für die großen Baugesell-
schaften auf Kosten der sozial Schwachen, die sich 

ein Eigenheim oder eine Eigentumswohnung nicht 
leisten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Wenn wir fragen, welches Motiv dahintersteht, so 
kann man das in Ihrer Fachliteratur nachlesen. Es 
heißt nämlich an verschiedenen Stellen: öffentliche 
Mittel für den Mietwohnungsbau vorrangig in öf-
fentliche Hand! Das ist ein Prinzip, das den Markt 
verletzt, und deshalb sagen wir hierzu nein. 

Nicht nein sagen wir zum Wohnbesitzbrief; 

(Zurufe von der SPD: Doch!) 

bauen Sie sich nicht draußen wegen des Wahl-
kampfes diesen Popanz auf! Wir haben heute ledig-
lich die Bestimmungen gestrichen wissen wollen, 
in denen die Präferenz eingeräumt ist. Wir haben 
das Modell des Wohnbesitzbriefes stehenlassen. Ich 
bitte, diesen Unterschied so zu sehen und so redlich 
zu sein, das draußen nicht zu verwässern. 

(Zurufe von der SPD — Gegenrufe von der 
CDU/CSU) 

Herr Minister, denken Sie einmal an das Inter-
view, das Sie der „Süddeutschen Zeitung" — damals 
als Staatssekretär — gegeben haben! Da wird zitiert 

es ist ein Zweitzitat —: 

Nach Auffassung von Ravens dürften zudem 
kaum Wohnungsunternehmen zu finden sein, 
die sich lediglich für Finanzierungszwecke ein-
schalten lassen, ohne später den Nutzen zu 
haben. 

Ja, meine Damen und Herren, das ist in der Tat ein 
Vorteil, den wir hier sehen. Deshalb noch einmal 
die Behauptung: Der Wohnbesitzbrief ist ein Mittel 
zur Kapitalbeschaffung für die großen Wohnbauge-
sellschaften auf Kosten unserer sozial Schwachen; 
dies ist keine Politik der sozialen Sicherung des ein-
zelnen, sondern eine Politik der Machtzusammenbal-
lung in erster Linie bei den großen Baugesellschaf ten.  
Deshalb betreiben Sie mit dem Wohnbesitzbrief eine 
Politik, die die Baugesellschaften und nicht so sehr 
den einzelnen begünstigt. Denn das, was Sie dem 
einzelnen geben wollen — ich sage es noch ein-
mal —, kann er am Markt billiger haben. Wer 15 % 
Eigenkapital aufbringt, den muß eine solide Ver-
mögenspolitik auch in die Lage versetzen, zu echtem 
privaten Eigentum zu kommen. 

(Wehner [SPD] : Sie haben eine Zeile ver

-

gessen!) 

— Welche denn, wenn ich fragen darf, Herr Kollege 
Wehner? 

(Wehner [SPD] : Die, die ich erst zehnmal 
gehört habe; die anderen habe ich näm

-

lich elfmal gehört! — Heiterkeit bei der 
SPD) 

— Herr Kollege Wehner, es ist ganz gut, wenn man 
das, was uns bewegt, mehrmals ausdrückt, damit 
Sie das draußen auch richtig wiedergeben und nicht 
anders, als wir es hier in diesem Hause gesagt 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Meine Damen und Herren, ich habe die Gründe 
dargelegt, warum wir diese vier Änderungsanträge 
stellen. Die sachlich geführte Debatte hat leider ge-
zeigt, daß Sie nicht bereit sind, auch nur einem der 
Änderungsanträge stattzugeben. Sie wollen ja nicht 
die Umwandlung des Wohnbesitzbriefs in echtes 
Eigentum, weil Sie eben die Stellung der Baugesell-
schaften gemäß Ihren Programmen stärken wollen. 
Das ist Machtzusammenballung von Mietwohnungs-
bauten bei Baugesellschaften. Wir möchten die 
breite Streuung privaten Eigentums auch im Miet-
wohnungsbau wissen. Aber im Mietwohnungsbau 
wollen Sie keine breite Streuung privaten Eigen-
tums, sondern Sie wollen hier bei den großen Bau-
gesellschaften, die als Eigentümer im Grundbuch 
eingetragen sind, ein Sammelbecken schaffen. 

Ich darf wiederholen, was Professor Weidnauer 
gesagt hat: 

Wenn ein Kapitalist so etwas vorschlagen 
würde, würde man ihm vorwerfen, er unter-
nehme einen Beutezug auf die Taschen der 
Ärmsten der Armen. 

Diesen Weg können wir nicht mitmachen. Wir 
gehen einen anderen Weg, und zwar, wie wir mei-
nen, einen für unsere Bürger besseren Weg. Wir 
wollen zugunsten der sozial Schwachen andere Prio-
ritäten setzen, damit auch sie zu einem Eigenheim, 
wie ich betonen möchte, oder zu einer Eigentums-
wohnung kommen. 

Wir wollen nicht die Konzentration. Denn wer die 
Macht hat, alles zu geben — im Staat oder sonst-
wo —, hat auch die Macht, alles zu nehmen. Deshalb 
möchten wir nicht den bevormundeten, sondern den 
mündigen Bürger, der sich im Grunde frei entfalten 
kann. Daher gilt für uns das Motto, für eine ver-
stärkte Eigentumsförderung einzutreten. Wir mes-
sen der Eigentumspolitik einen ganz anderen Stel-
lenwert zu, als es bei Ihnen der Fall ist. 

Aus diesem Grunde sehen wir uns leider gezwun-
gen — zumal Sie in dieser Debatte überhaupt keine 
Ansätze gezeigt haben, uns auch nur in einem der 
Änderungsanträge irgendwie zugänglicher zu 
sein —, Sie mit einem Nein zu enttäuschen. Aber 
dieses Nein darf nicht allein im Raum stehenblei-
ben. 

(Wehner [SPD]: Jedem sein Nein!) 

Denn Sie können uns in dieser Debatte nicht vor-
werfen, Herr Wehner, daß wir keine konstruktive 
Opposition gewesen seien. Das Konstruktive liegt 
bei uns in der eigenen Alternative, die wir diesem 
Hohen Hause in dem Gesetzentwurf vorgelegt ha-
ben. Wir sehnen den Tag herbei, wo wir diese Ini-
tiative in diesem Hohen Hause zum Wohle unserer 
Bürger durchsetzen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Liegen weitere Wortmeldungen vor? — Bitte schön, 
Herr Kollege Henke. 

Henke (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Ausführungen des Kollegen Jahn erfor

-

dern doch noch einige Bemerkungen. Ich hatte an 
sich gehofft, daß diese Art der Diskussion über den 
vorliegenden Gesetzentwurf, Herr Kollege Jahn, 
den Ausschußberatungen vorbehalten gewesen 
wäre. Aber Sie haben das hier im Plenum heute 
morgen und heute nachmittag wiederholt. Ich meine, 
da muß einiges richtiggestellt werden, weil bei 
Ihnen offensichtlich immer noch nicht alles ange-
kommen ist. 

Den Pappkameraden, den Sie seit anderthalb Jah-
ren gezielt aufbauen, daß es hier um einen großen 
Angriff gegen das Eigentum und die Unterstützung 
großer Bauträger gehe, haben wir Ihnen so oft aus-
einandergenommen, Herr Kollege Jahn, daß ich 
mich damit jetzt wirklich nicht mehr beschäftigen 
will. Das wollen Sie ganz offensichtlich nicht ver-
stehen. 

Sie wollen wohl auch nicht verstehen, daß das 
Wohnbesitzmodell eine neue Chance, eine neue 
Idee zu der bisherigen Palette am Wohnungsmarkt 
ist, die es verdient, daß man sie unterstützt und 
trägt. Ich weiß, daß die Meinungen in Ihrer Fraktion 
und Ihrer Arbeitsgruppe zu diesem Problemkreis 
sehr geteilt sind. Es ist nicht so, wie es sich bei Ihnen 
darstellt, als bestünde hierzu bei der Opposition 
eine einheitliche Meinung. Die Meinung, die Sie, 
Herr Kollege Jahn hier vertreten, wird von einer 
Reihe von Kollegen nicht geteilt. Wenn Sie Ihren 
Nachbarn einmal ansehen, dann sieht das schon völ-
lig anders aus. 

Herr Kollege Jahn, in den Ausschußberatungen 
haben wir dargestellt — beim Kollegen Mick und 
beim Kollegen Orgaß fanden wir Verständnis —, 
daß es ein erheblicher Vorteil ist, wenn mit der 
Mietzahlung längerfristig eigenes Vermögen ge-
bildet wird, und daß das ein entscheidender Unter-
schied zum heutigen System ist, bei dem die Miet-
zahlung auf Dauer zur Vermögensbildung eines 
Dritten beiträgt. Ich hätte mir gewünscht, Sie wären 
auf diesen Komplex eingegangen. Aber das haben 
Sie leider nicht getan. Bei mir — ich muß Ihnen das 
so offen sagen — hat sich heute der Verdacht noch 
mehr verfestigt, daß Sie dieses Wohnbesitzmodell 
— leider haben Sie diese gute Sache dazu auser-
wählt — deshalb so angreifen und kritisieren, um in 
Ihrer eigenen Partei, in der Arbeitsgruppe, in der 
Fraktion Ihre Position etwas herauszuarbeiten. Dies, 
muß ich Ihnen leider zugestehen, ist Ihnen zweifel-
los gelungen. Bedauerlicherweise haben Sie ein Ob-
jekt ausgesucht, das wirklich eine bessere Behand-
lung verdient hätte. 

Sie, Herr Kollege Jahn, haben hier — und des-
halb habe ich mich eigentlich zu Wort gemeldet — 
wieder einmal das Gutachten des „Deutschen Ver-
bandes" zitiert. Sie verschweigen dabei, daß es ein 
zweites Gutachten des „Deutschen Verbandes" gibt, 
das zu einem völlig anderen Ergebnis kommt. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Das Ge

-

gengutachten der „Neuen Heimat" meinen 
Sie, Herr Henke!) 

Ich will Ihnen aber jetzt einen neutralen Zeugen zitie

-

ren, der Ihnen wahrscheinlich politisch etwas näher

-

steht als der Sozialdemokratie. Sie kennen die letzte 
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Nummer des Informationsdienstes des Volksheim-
stättenwerks. Herr Dr. Simon sitzt auf der Tribüne. 
Ich vermute, er hat den Artikel verfaßt. 

(Heiterkeit) 
Er schreibt hier u. a.: 

So operiert die Opposition immer noch mit dem 
Gutachten eines wohnungspolitischen Spitzen-
verbandes, in dem der Wohnbesitzbrief mehr-
heitlich abgelehnt wird. In einer Pressenotiz der 
CDU-Fraktion wird dieses Gutachten, das von 
ihr nachträglich in die Ausschußberatungen ein-
gebracht werden konnte, zur Stellungnahme 
„der gesamten Fachwelt" hochstilisiert, die da-
mit der seltsamen Rechtskonstruktion der 
Wohnbesitzwohnungen eine vernichtende Kri-
tik erteilt habe. Demgegenüber stellt der CDU-
Abgeordnete Dr. Jahn in dem für das Bundes-
tagsplenum bestimmten Bericht korrekterweise 
fest, daß von allen im Ausschuß gehörten Spit-
zenverbänden der Wohnungswirtschaft und des 
Realkredits gegen das Wohnbesitzmodell keine 
grundsätzlichen Einwendungen erhoben und 
seine Einbeziehung in die öffentliche Woh-
nungsbauförderung überwiegend befürwortet 
worden ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU]: Wir wenden 
uns gegen die Präferenzen, Herr Henke!) 

— Herr Dr. Jahn, Sie haben heute morgen und jetzt 
eben wieder etwas völlig anderes dargestellt, und 
ich meine, es war notwendig, dies auch hier für das 
Protokoll des Bundestages richtigzustellen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Jahn [Mün

-

ster] [CDU/CSU]) 

Herr Kollege Jahn, Sie meinen, der Wohnbesitz 
ist am Markt: Da sagen Sie nichts Neues, das wis-
sen wir. Weil der am Markt ist und weil es Inter-
esse für das Wohnbesitzmodell gibt, haben wir uns 
verpflichtet gefühlt, dieses Wohnbesitzmodell, das 
heute dem Privatrecht unterliegt, öffentlich-rechtlich 
abzusichern und klarzumachen, wie das denn mit 
den steuerrechtlichen und prämienrechtlichen Präfe-
renzen ist. Des weiteren mußten wir ja auch — Sie 
haben richtig gesagt, daß sich möglicherweise in 
großem Umfang sozial Schwächere an diesen ge-
schlossenen Immobilienfonds beteiligen — dafür Sor-
ge tragen, daß mit diesen Fonds kein Mißbrauch ge-
trieben wird. Eben dies wird auch in diesem Gesetz 
geregelt. 

Grotesk wird aber nun Ihre ganze Darstellung, 
wenn Sie hier eben wieder vorgetragen haben, das 
Wohnbesitzmodell gehe zu Lasten des Mietwoh-
nungsbaues, und dies in schrecklicher Weise bekla-
gen. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Es verletzt 
die Chancengleichheit am Markt!) 

Ebenso beklagen Sie seit Wochen und heute mor-
gen und jetzt wieder, daß das Wohnbesitzmodell zu 
Lasten der Eigentumsmaßnahmen geht. 

(Dr. Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Wo steht 
das?) 

— Aber natürlich! Das haben Sie dauernd und auch 
heute wieder beklagt. Hier wird doch mit der Logik 
Schindluder getrieben, Herr Kollege Jahn. Es wird 
deutlich, daß es weniger um vermeindliche Präferen-
zen geht, sondern um die Ablehnung des Wohn-
besitzmodells überhaupt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich wäre Ihnen dankbar, Herr Kollege Jahn, wenn 
Sie vielleicht doch noch einmal — auch im Licht der 
heutigen Diskussion und im Licht der detaillierten 
Ausführungen, die von meinen Kollegen Krockert 
und Waltemathe und insbesondere von Minister 
Ravens hier gemacht worden sind und die es für 
mich überflüssig machen, noch einmal auf die De-
tails einzugehen das alles abklopfen würden. Sie 
müßten, wenn Sie etwas offen an die Dinge heran-
gehen und Ihre ideologische Betrachtungsweise bei-
seite stellen, zu dem Ergebnis kommen, daß es sich 
hier um einen lohnenden, gut gemeinten Versuch 
handelt. Deshalb sind wir so erstaunt, daß Sie die-
sen Versuch nicht mit unterstützen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Jahn [Münster] [CDU/CSU] : Nehmen Sie 

sich auch einmal ins Gebet!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Ich stelle fest, daß keine weiteren Wortmeldungen 
mehr vorliegen. Die Aussprache ist geschlossen. Wir 
kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Danke. 
Gegenprobe! — Danke. Stimmenthaltungen?   Bei 
drei Stimmenthaltungen aus den Reihen der Oppo-
sition ist das Gesetz in dritter Beratung angenom-
men. 

Wir müssen noch über die weiteren Ausschuß-
anträge abstimmen. Wer dem Antrag des Ausschus-
ses auf Seite 12 der Drucksache 7/3314 unter Nr. 2, 
nämlich die Gesetzentwürfe der Fraktion der CDU/ 
CSU — Drucksachen 7/294, 7/2207 — mit der An-
nahme dieses Gesetzentwurfs für erledigt zu erklä-
ren, sowie dem Antrag des Ausschusses unter Nr. 3, 
nämlich die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen 
Petitionen und Eingaben für erledigt zu erklären — 
ich darf annehmen, daß ich über beides geschlossen 
abstimmen lassen kann —, zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Danke. Gegen-
probe! — Stimmenthaltungen? — Damit sind die 
Ausschußanträge angenommen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 
zur Schaffung eines finanziellen Beistands-
fonds der OECD 

Das Wort hat der Herr Bundesfinanzminister. 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich habe gestern, mit der Vollmacht der Bundes-
regierung versehen, für die Bundesrepublik Deutsch-
land den Vertrag über die Schaffung eines Solidari-
tätsfonds im Rahmen der OECD unterzeichnet. Die 
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Bundesregierung hat es für zweckmäßig, ja für ihre 
Pflicht erachtet, Ihnen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, umgehend nach meiner Rückkehr aus 
Paris von den Entscheidungen, die dort gefallen 
sind, Kenntnis zu geben. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, einen Augenblick bitte! Meine Damen 
und Herren, ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie Platz 
nehmen oder — falls Sie andere Gespräche führen 
wollen — den Saal verlassen würden, damit der 
Herr Bundesfinanzminister im Saal zu verstehen ist. 

Dr. Apel, Bundesminister der Finanzen: Meine 
Damen und Herren, ich meine, ich sollte Ihnen auch 
kurz über den ökonomischen Erfahrungsaustausch 
berichten, den wir bei dieser Gelegenheit gehabt 
haben. Es ging um einen ökonomischen Erfahrungs-
austausch in zweierlei Hinsicht. Zum einen haben 
sich die fünf Finanzminister der wichtigsten Indu-
strienationen, wie es Tradition ist, zu einem sehr 
eingehenden Meinungsaustausch getroffen: die Fi-
nanzminister der USA, Japans, Frankreichs, Groß-
britanniens und der Bundesrepublik. Zum anderen 
haben die Finanzminister der OECD anläßlich der 
Unterzeichnung einen eingehenden Meinungsaus-
tausch über die Konjunkturlage in der Weltwirt-
schaft gehabt. Ich kann die Erfahrungen aus diesen 
beiden Gesprächen folgendermaßen zusammen-
fassen: 

Erstens. Wir stellen einen unübersehbaren Rück-
gang der Inflationsraten bei unseren wichtigsten 
Handelspartnern fest. 

Zweitens. Bei unseren wichtigsten Handelspart-
nern ist eine tendenzielle Verbesserung der Lei-
stungsbilanzen in den ersten zwei Monaten 1975 
sichtbar. 

Drittens. Alle unsere Partnerländer haben finanz- 
und geldpolitische Ankurbelungsmaßnahmen ergrif-
fen, um mit der weltweiten Rezession fertigzu-
werden. 

Diese Maßnahmen sind von unterschiedlicher In-
tensität, wie Sie wissen. Insbesondere bemüht sich 
die amerikanische Regierung, über eine antizykli-
sche Haushaltspolitik, die von einer entsprechenden 
Kreditpolitik des Federal Reserve Board begleitet 
ist, diese Politik wirksam werden zu lassen. Die 
Erfahrungen, die wir hier machen können, bestehen 
darin, daß alle Finanzminister der wichtigsten Indu-
strienationen, aber auch der OECD-Länder der Mei-
nung sind, daß wir berechtigten Anlaß dazu haben, 
davon auszugehen, daß in der zweiten Hälfte 1975 
unübersehbare Zeichen der Stabilisierung und des 
Wiederaufschwungs zu erwarten sind. 

Allerdings bleibt eine Gefahr bestehen — eine 
Gefahr, die wir in der Bundesrepublik nicht 
haben —, nämlich daß eine Reihe unserer Handels-
partner den Wiederaufstieg ihrer nationalen Kon-
junkturen auf massiven Inflationssockeln beginnt. 
Von daher sind natürlich unübersehbare Probleme 
vorhanden. 

Wir sind eigentlich — das sind die Erfahrungen 
der gestrigen Gespräche bei der OECD — das ein-
zige Land unter den westlichen Industrienationen 
von Belang, das diese Inflationsmentalität gebro-
chen hat, das also den wirtschaftlichen Wiederauf-
stieg ohne Gefahr einer neuen Preisinstabilität be-
ginnen kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich kann überhaupt feststellen — das wird Sie 
sicherlich alle mit Genugtuung erfüllen —, daß wir 
im Rahmen der Mitgliedsländer der OECD bewun-
dert und beachtet werden; man versucht, unserem 
Vorbild zu folgen. Wir sind das Land mit den sta-
bilen Preisen, mit den soliden Tarifabschlüssen 
der Gewerkschaften, mit einer Bundesbankpolitik, 
die unserer Situation angemessen ist, und einer 
Konjunkturpolitik der ruhigen Hand. Unsere Part-
ner sind zufrieden mit unserer Konjunkturpolitik. 
Sie wissen, daß die Bundesrepublik für den wirt-
schaftlichen Wiederaufstieg weltweit eine ganz be-
sondere Verantwortung trägt. Immerhin sind wir 
eines der wichtigsten Welthandelsländer. Die Bin-
nenkonjunktur in der Bundesrepublik bestimmt auch 
darüber, wie es weltweit weitergeht. 

(Dr. Becker [Mönchengladbach] [CDU/CSU] : 
Und unser stagnierendes Sozialprodukt?) 

Meine Damen und Herren, wenn ich von den durch-
aus nicht überall gebannten Gefahren der Infla-
tion gesprochen habe, so wird auch verständlich, 
weswegen meine Finanzministerkollegen aus den 
anderen Ländern diese Problematik weiter sehen. 
Wir haben sie ausdrücklich ermutigt, neben der Not-
wendigkeit, die Rezession zu bekämpfen und die 
Arbeitslosigkeit weltweit zu überwinden, das 
Augenmerk weiterhin auch auf Preisstabilität zu 
richten. 

Wir konnten eine zweite Erfahrung machen, die 
mit der ersten zusammenhängt: Wir haben feststel-
len können, daß Befürchtungen, die wir alle zusam-
men noch vor 12, 16 Monaten hatten — eigentlich 
noch vor einem halben, vor einem dreiviertel 
Jahr —, nicht in gleichem Maße eingetreten sind, 
wie wir es erwartet hatten, nämlich hohe Leistungs-
bilanzdefizite bei unseren Handelspartnern. Es ist 
zwar so, daß unsere Handelspartner immer noch 
darunter leiden, daß sie 1974 Leistungsbilanzdefizite 
in großem Maße gehabt haben und daß sie auch 
im Jahre 1975 mit Leistungsbilanzdefiziten konfron-
tiert sein können — ich denke: werden —, aber 
insgesamt hat sich die Stabilitätspolitik in diesen 
Ländern — aber seien wir ehrlich: natürlich auch 
die Rezession und die erhöhte Absorptionsfähigkeit 
der ölexportierenden Länder für Industrieexporte 
aus Westeuropa und Nordamerika — so entwik-
kelt, daß wir heute etwas optimistischer sein kön-
nen, was die mittel- und langfristigen Perspektiven 
des Zahlungsbilanzgleichgewichts anlangt. 

Der Generalsekretär der OECD hat uns gestern 
gesagt, daß, vorausgesetzt, daß der Frieden im Mitt-
leren Osten erhalten bleibt und sich die Kooperation 
zwischen den ölexportierenden und den ölverbrau-
chenden Ländern weiterhin positiv entwickelt, wir 
davon ausgehen können, daß wir 1980 zu einem 
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Gleichgewicht der OECD-Leistungsbilanzen zurück-
gekehrt sein werden. 

Unter der heutigen Perspektive müssen wir aller-
dings wissen, daß bis 1980 bei den ölexportierenden 
Ländern sich kumulative Überschüsse in Höhe von 
200 bis 250 Milliarden Dollar angesammelt haben 
werden. Dieses ist aber immerhin sehr viel weniger, 
ungefähr 50  °/o  weniger, als wir noch erwartet haben. 
Aber unter dieser Perspektive der Möglichkeit von 
Leistungsbilanz- und auch Zahlungsbilanzdefiziten 
wird natürlich der Solidaritätsfonds nicht überflüs-
sig, sondern erhält als stützendes Element des  Wirt-
schaftsaufschwungs seine Bedeutung. 

Ich möchte nur einen Satz zu der Debatte sagen, 
die wir am Rande über einen etwaigen Beitritt der 
Schweiz zum Währungsverbund — auch „Schlange" 
genannt — geführt haben. Wir haben bei dieser 
Gelegenheit das bekräftigt, was sicherlich auch Ihre 
Meinung ist: daß Währungsverbund nicht nur ein 
notenbanktechnisches, ein währungspolitisches In-
strumentarium und damit eine wirtschaftliche Frage-
stellung ist, sondern im hohen Grade Politik be-
deutet. Insofern werden wir bei aller Bereitschaft 
und auch bei aller Notwendigkeit, die Zone der 
monetären Solidarität in Europa auszudehnen, natür-
lich mit unseren westeuropäischen Nachbarn inner-
halb der EG, die nicht Mitglied der „Schlange" sind, 
Konsultationen, Gespräche haben müssen. Um kon-
kret zu sein: mit Paris auch darüber zu reden haben, 
wie so etwas im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaft und der wiederholt von Paris geäußerten Ab-
sicht zu bewerten ist, seinerseits in absehbarer Zeit 
in den Währungsverbund zurückzukehren. 

Lassen Sie mich damit, meine Damen und Herren, 
so knapp wie möglich zum Beistands-/Solidaritäts-
fonds selbst kommen. Ich hatte die Gelegenheit ge-
habt, Ihnen nach meiner Rückkehr aus den USA am 
23. Januar 1975 zu sagen, wie sich aus der damali-
gen Sicht die Dinge darstellen. Es war für mich als 
Bundesfinanzminister eine große Hilfe, daß der deut-
sche Bundestag — ich denke, alle Fraktionen des 
Deutschen Bundestages — damals in den Grund-
linien unserer Meinung war. Dieses hat die sehr 
schwierigen Verhandlungen, die wir in den letzten 
Wochen durchstehen mußten, sehr erleichtert. Ohne 
Ihre Rückendeckung wäre das sicherlich nicht genau-
so gut und genauso glatt gegangen. 

Welche Bedingungen hatten wir gestellt, und wie 
sieht es heute aus? Wir hatten als Bedingung Nr. 1 
gestellt, daß dieser Solidaritätsfonds allerdings kein 
neuer Mechanismus ist, um Devisenreserven inner-
halb der OECD-Länder zurückzuführen, d. h. einen 
Zugriffsmechanismus zu deutschen Währungsreser-
ven zu schaffen, sondern wir hatten gesagt, dieses 
dürfe nur ein Sicherheitsnetz sein, eine Zugriffs-
möglichkeit, wenn die nationalen Währungsreserven 
und auch die internationalen Möglichkeiten, sich zu 
finanzieren, in die Nähe der Erschöpfung kommen 
würden. Wir haben das erreicht. Der Solidaritäts-
fonds wird nur im Ausnahmefall angesprochen und 
angezapft werden können. 

Bedingung Nr. 2: Wir hatten gesagt, dieser Fonds 
solle zeitlich begrenzt sein, da wir davon ausgingen, 

daß die Leistungsbilanzen innerhalb der  OECD-Län-
der  wieder ins Gleichgewicht kommen würden. Auch 
dieses ist erreicht worden. Dieser Fonds ist auf zwei 
Jahre begrenzt. Eine Verlängerung kann nur ein-
stimmig beschlossen werden. 

Schließlich Bedingung Nr. 3: Wir hatten auch mit 
Ihrer Unterstützung gesagt: Es kann aus dem Fonds 
nur Hilfe geleistet werden, wenn erstens die Energie-
politik des betreffenden Landes in die Energiepolitik 
der westlichen Industrienationen hineinpaßt, die am 
Energiesparen und Erschließen neuer Energiequellen 
orientiert ist, wenn zweitens die Wirtschaftspolitik 
des betreffenden Schuldnerlandes so ist, daß sie auf 
Besserung der eigenen nationalen Lage hindeutet, 
und wenn drittens das betreffende Land keine Han-
delsrestriktionen einführt, sich also auch nicht ge-
gen deutsche Exporte abschirmt, Dies ist von uns im 
Abkommen verankert worden. 

Schließlich hatten wir — in Übereinstimmung auch 
mit der Haushaltslage des Bundes — gesagt, Haus-
haltsmittel könnten nicht gegeben werden, sondern 
die Bundesrepublik könne nur eine Bürgschaft ge-
ben, eine Bürgschaft für den Fall, daß Geld für ein 
notleidendes Land eingeworben werden muß. 

Damit bin ich bei den Größenordnungen. Dieser 
Fonds hat 25 Milliarden Dollar Umfang. Wir haben 
einen Anteil von 12,5 %, d. h. einen Bürgschafts-
rahmen bis ungefähr in die Größenordnung von 
7,2 Milliarden Dollar. Nur, meine Damen und 
Herren, erschrecken Sie nicht: Dieses ist eine fleet 
in being, eine Möglichkeit; sie wird zur Zeit noch 
gar nicht anvisiert. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU]: DM! 
Sie sagten: 7,2 Milliarden Dollar!) 

— Schönen Dank für die Verbesserung, Herr Car-
stens! Es muß 7,2 Milliarden DM heißen. — Wir 
werden also erst im Falle eines Falles diese Bürg-
schaft einstellen müssen. Im übrigen können wir mit 
Befriedigung feststellen, daß wir den Bürgschafts-
rahmen des Bundes im Bereich der internationalen 
Solidarität bisher erst einmal durch die bekannte 
EG-Anleihe belastet haben. Ansonsten hat die 
deutsche Bundesbank oder haben internationale In-
stitutionen, so der Währungsfonds, hier für uns 
Arbeit geleistet. 

Alle Länder tragen gemäß ihrer Anteile das Aus-
fallrisiko. Wichtig ist auch, daß wir erreicht haben, 
daß ein Land, das sich an einer Zahlung für ein 
anderes notleidendes Land nicht beteiligen will, das 
nur kann, wenn zwei Drittel der Quoten ihm dieses 
Recht geben. Es gibt also keine Möglichkeit, sich aus 
der Solidarität der westlichen Industrienationen her-
auszubegeben, es sei denn mit der Zustimmung von 
zwei Dritteln der Quoten, die dort vertreten sind. 

Normalerweise kann ein Land nur bis zur Höhe 
seiner eigenen Quote Geld aus dem Fonds be-
kommen. Will es mehr haben, braucht es die deut-
sche Zustimmung, weil man 90% braucht, um das 
Doppelte der Quote zu erhalten, und Einstimmigkeit, 
wenn es mehr sein soll. 

Ich komme damit zu der Frage, wann dieses Ab-
kommen in Kraft tritt. Es soll in Kraft treten, wenn 
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15 Länder mit 60% der Quote oder 90 % der Quo-
tenländer ratifiziert haben. Ich bitte Sie deswegen 
darum, diese Ratifizierung in der gebotenen Dring-
lichkeit durchzuführen, weil wir ein Interesse daran 
haben, den beginnenden Wiederaufschwung welt-
weit abzusichern und abzustützen durch dieses Soli-
daritätsnetz, durch diesen Solidaritatsfonds. 

Ich komme zu einer abschließenden politischen 
Bewertung. 

Erstens. Wir haben durch die Unterzeichnung die-
ses Abkommens gestern ein Zeichen dafür gesetzt, 
daß Solidarität der westlichen Industrienationen 
heute und jetzt keine Phrase ist, kein leeres Wort, 
sondern Tatsache und Aktion. Ich glaube, das war 
in diesen Tagen notwendig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zweitens. Wir haben sichergestellt, daß der deut-
sche Steuerzahler aus diesem Solidaritätsfonds nicht 
in Anspruch genommen, der Bundeshaushalt nicht 
belastet wird, wir also keine zusätzlichen Finanz-
probleme erhalten, wir aber dennoch über die Kon-
struktion des Fonds unsere Exportwirtschaft gegen 
Risiken des einseitigen Abwehrens deutscher Ex-
portwaren sichern können. 

Schließlich sollten wir feststellen, daß sich diese 
praktizierte Solidarität der westlichen Welt gegen 
niemanden richtet. Sie ist im Gegenteil auch im 
Interesse der ölexportierenden Länder, auch im 
Interesse der Entwicklungsländer. An einem Zu-
sammenbruch des Welthandels leiden alle. Insofern 
bin ich froh und glücklich darüber, daß wir diesen 
Akt der Solidarität gestern einstimmig im Rahmen 
der OECD schaffen konnten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, wir treten in die Aus-
sprache ein. Das Wort hat der Abgeordnete Sprung. 

Dr. Sprung (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit der Unterzeichnung des 
Übereinkommens zur Schaffung eines finanziellen 
Beistandsfonds der OECD gestern in Paris ist 
ein Schlußstein in ein Gebäude von Zahlungsbilanz-
hilfen eingesetzt worden, das, um im Bilde zu blei-
ben, alle Stilepochen aufweist. Das gestern unter-
zeichnete Übereinkommen beendet zudem einen 
tiefgebenden Streit darüber, ob Zahlungsbilanz-
schwierigkeiten, die durch die drastischen Ölpreis-
erhöhungen Ende 1973 aufgetreten sind bzw. auf-
treten, über den internationalen Währungsfonds 
ausgeglichen werden sollen, indem die Ölländer die 
ihnen zufließenden zusätzlichen Deviseneinnahmen 
in einen Fonds beim IMF geben, aus dem dieser 
dann wiederum den in Schwierigkeiten geratenen 
Ländern Kredite gewährt, oder ob eine Art Feuer-
wehr geschaffen werden soll, ein Fonds, aus Mitteln 
der ölverbrauchenden Länder gespeist, also nicht 
aus den zusätzlichen Deviseneinnahmen der Ölpro-
duzenten, der für den Fall eingesetzt werden soll, 
daß die Anlagepolitik der Ölländer zu erheblichen 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten führen wird. 

Nun, die Lösung, die gefunden worden ist, ist 
zwar nicht vollkommen — ich werde darauf noch 
zurückkommen —, sie ist jedoch salomonisch. Es 
werden beide Fonds geschaffen. Der erste ist als 
IMF-Ölfazilität von 6 Milliarden Dollar für das Jahr 
1975 bekannt, der zweite ist der gestern beschlos-
seine OECD-Beistands- oder Solidaritätsfonds mit 
einem Volumen von 25 Milliarden Dollar für zwei 
Jahre. Damit wurde eine Konfrontation sowohl zwi-
schen den USA und den bzw. einigen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Gemeinschaft als auch zwi-
schen den ölexportierenden Ländern einerseits und 
den ölimportierenden Ländern andererseits vermie-
den. Insofern, meine Damen und Herren, ist die Er-
richtung des OECD-Solidaritätsfonds im Prinzip zu 
bejahen. Die ölimportierenden Länder haben sich 
durch die Schaffung dieses Fonds zu einer gegen-
seitigen finanziellen Hilfeleistung verpflichtet, die 
ihre Position zweifellos stärkt, auch wenn die Maß-
nahme sehr spät kommt. Es hat lange gedauert, viel-
leicht zu lange, bis sich die westlichen ölimportie-
renden Länder zu einer solchen Aktion aufrafften, 
die, wäre sie eher zustande gekommen, die Hand-
lungsfähigkeit der beteiligten Länder, ihre Bereit-
schaft zur Solidarität und ihren Willen, mit den 
Problemen der radikalen Ölpreiserhöhungen fertig 
zu werden, zweifellos stärker unterstrichen hätte. 
Immerhin hat es fast eineinhalb Jahre gebraucht, 
bis der Fonds nunmehr endlich errichtet wurde. 

Die gefundene Lösung hat jedoch auch Schatten-
seiten, wirft ernst zu nehmende Probleme auch für 
unser Land auf. Es wäre unbillig, davor die Augen 
zu verschließen. Auf diese Punkte möchte ich nun 
kritisch eingehen. 

Erstens. Mit Nachdruck wird von den beteiligten 
Regierungen betont, daß der Solidaritätsfonds ein 
Sicherheitsnetz, also eine Art last resort ist, eine 
Art letzte Zuflucht. Nur dann — wir haben das ja 
eben gehört —, wenn überhaupt kein Ausweg mehr 
bleibt, wenn ein Mitgliedstaat keine Möglichkeit 
mehr hat, seine Zahlungsbilanz auszugleichen bzw. 
seinen Zahlungsbilanzschwierigkeiten zu begegnen, 
soll er die Möglichkeit haben, sich an den Fonds zu 
wenden. Mitglieder, die beim Fonds Kredite bean-
tragen, müssen nachweisen, daß sie sonst in nicht 
mehr behebbare Zahlungsbilanzschwierigkeiten 
kommen und daß ihre eigenen Reserven sowie die 
ihnen auf anderen Wegen zugänglichen Fazilitäten 
bis zum letzten ausgeschöpft sind. 

Für ein Mitglied der Europäischen Gemeinschaft, 
das in erhebliche Zahlungsbilanzschwierigkeiten ge-
raten ist, bedeutet dies, daß es zunächst seine eige-
nen Devisenreserven einsetzen muß. Reichen diese 
nicht mehr aus, so hat das betreffende Land die Mög-
lichkeit, auf den internationalen Kapitalmärkten De-
visenkredite aufzunehmen. Ist ihm auch diese Quel-
le verschlossen, weil es seine Verschuldungsgrenze 
erreicht hat, so steht ihm gegebenenfalls eine bila-
terale Hilfe zur Verfügung, etwa in der Form des 
Devisenkredits der Bundesbank an Italien. Reicht 
auch diese Hilfe nicht mehr aus, so gibt es für ein 
solches Land den kurzfristigen Notenbeistand in der 
EG und danach den mittelfristigen Beistand entspre- 
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chend dem Ministerratsbeschluß der Europäischen 
Gemeinschaft vom 22. März 1971. 

Doch damit, meine Damen und Herren, sind noch 
lange nicht alle Möglichkeiten erschöpft. Die Euro-
päische Gemeinschaft ist darüber hinaus Ende des 
vergangenen Jahres vom Ministerrat ermächtigt 
worden, durch die Aufnahme von Krediten auf den 
Kapitalmärkten und die Weitergabe dieser Mittel 
an Mitgliedstaaten, die sich in ölpreisbedingten Zah-
lungsbilanzschwierigkeiten befinden, also durch Ge-
meinschaftsanleihen, zu helfen. Doch auch damit 
noch nicht genug. Einem EG-Mitglied stehen außer-
dem die allgemeinen Ziehungen auf den Internatio-
nalen Währungsfonds zur Verfügung. Und wenn 
auch das noch nicht ausreicht, gibt es schließlich die 
schon erwähnte Ölfazilität des IMF. Und erst dann, 
meine Damen und Herren, wenn alle diese Einrich-
tungen für ein Land erschöpft sind, kann sich dieses 
Land an den OECD-Solidaritätsfonds wenden. 

Man kann dieses System, dieses dicke Bündel von 
Hilfemaßnahmen und Möglichkeiten, als ein tief-
gestaffeltes, wohldurchdachtes System von Zah-
lungsbilanzbeihilfen bezeichnen. Man kann aber 
auch mit gutem Grund sagen, daß man hinter die-
sem Bündel von Hilfemaßnahmen vergeblich nach 
einer geschlossenen Gesamtkonzeption sucht. Das 
kann man vor allem dann tun, und das muß man 
dann tun, wenn man sieht, daß praktisch für alle 
Hilfen immer wieder gilt, daß sie mit Auflagen ver-
sehen werden können bzw. versehen werden müs-
sen, die es dem kreditnehmenden Land zur Pflicht 
machen, eine Wirtschafts-, Finanz-, Kredit- und 
Geldpolitik zu betreiben, die auf eine Wiederher-
stellung des Zahlungsbilanzgleichgewichts ausge-
richtet ist. Irgendwann einmal — und zwar bevor 
der OECD-Fonds zum Zuge kommt — müßten die 
immer wiederkehrenden gleichen Auflagen doch Er-
folg haben. Wenn das jedoch nicht der Fall ist: wer 
garantiert, daß das schließlich mit der Kreditgewäh-
rung und den dazu gehörenden wirtschaftspoliti-
schen Auflagen des OECD-Fonds erreicht wird? 

(So ist es! bei der CDU/CSU) 

Die Fülle von Hilfemaßnahmen, das Bündel von 
Beiständen und Fonds läßt doch geradezu den Ver-
dacht immer stärker werden, daß mit jeder weite-
ren Hilfseinrichtung der Zwang, sich tatsächlich 
nachdrücklich und ernsthaft um die dauerhafte Be-
seitigung von Zahlungsbilanzdefiziten zu bemühen, 
immer geringer wird. 

(Leider wahr! bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Nachdem in den Januar-Verhandlungen, 
von denen der Herr Bundesfinanzminister vorhin ge-
sprochen hat, offengeblieben war, wie der OECD-
Solidaritätsfonds finanziert werden soll — nämlich 
entweder in der Form von Einzahlungen der Mitglie-
der, wobei es diesen überlassen bleiben sollte, wie 
sie sich die Mittel beschaffen, oder durch die Stel-
lung von Garantien oder Bürgschaften, die dem 
Fonds erlauben, sich die benötigten Mittel selber 
auf den Kapitalmärkten zu beschaffen —, ist nach 
den Ausführungen des Bundesfinanzministers nun-
mehr beides möglich, also sowohl die direkte Ein-
zahlung in den Fonds, die Beteiligung eines Landes 

gleichsam in bar, als auch die Stellung von Garan-
tien bzw. von Bürgschaften. 

Darüber hinaus gibt es die Möglichkeit einer ge-
meinsamen Garantie der Mitglieder. Das heißt, der 
Fonds nimmt Mittel auf den Kapitalmärkten auf, für 
die nicht ein einzelnes Mitglied, sondern die Ge-
samtheit, die Gemeinschaft aller Mitglieder die Ga-
rantie übernimmt. Es ist richtig, daß in diesem Falle 
alle Mitglieder sich beteiligen müssen. Die Möglich-
keit des Ausoptierens ist zwar geblieben, jedoch be-
schränkt, wenn ich es richtig sehe, auf die Einzel-
verpflichtung eines Mitgliedstaates. 

Der Bundesfinanzminister hat erklärt, daß die Bun-
desregierung beabsichtige, dem Fonds für die deut-
sche Beteiligung ausschließlich Garantien zu geben. 
Es dürfte darüber hinaus ziemlich sicher sein, daß 
auch die anderen Teilnehmer am Fonds diesen Weg 
einschlagen werden. Geschieht dies jedoch, so hätte 
das bemerkenswerte Folgen und würde den ur-
sprünglichen Charakter des Fonds, so wie er im 
Kissinger-Plan konzipiert war, erheblich berühren. 
Der Fonds wäre nämlich gezwungen, sich die von 
ihm benötigten Mittel auf den internationalen Kapi-
talmärkten zu beschaffen. Damit würde gleichsam 
durch die Hintertür das wieder eintreten, was die 
USA mit ihrem ursprünglichen Konzept um jeden 
Preis vermeiden wollten, nämlich daß es in erster 
Linie die zusätzlichen Deviseneinnahmen der Öl

-

länder sein werden, aus denen der Fonds gespeist 
wird, und eben nicht Mittel der nationalen Kapital-
märkte bzw. Haushaltsmittel bzw. Devisenreserven 
der Mitgliedstaaten. Damit, so meine ich, ist ein we-
sentliches Element des ursprünglichen Planes ver-
lorengegangen, nämlich die Unabhängigkeit des 
Fonds von den Deviseneinnahmen der Ölländer. 
Der Unterschied zur 1MF-Ölfazilität ist verwischt. 

Zwar haben die Mitglieder eine besondere Ver-
pflichtung übernommen, dem Fonds nach vorherigen 
Konsultationen den Zugang zu ihren jeweiligen na-
tionalen Kapitalmärkten zu öffnen, wenn ein Mit-
glied eine Einzelgarantie gibt. Dies gilt jedoch nur 
dann, wenn es dem Fonds nicht gelingt, die benö-
tigten Mittel zu befriedigenden Konditionen auf an-
deren Kapitalmärkten aufzunehmen. Damit dürfte 
für die wichtigsten Mitglieder diese Verpflichtung 
kaum zum Tragen kommen, abgesehen davon, daß 
sie auch gar nicht auf diese, sondern auf die wirt-
schaftlich schwächeren Mitglieder abgestellt ist. 

Die Gründe für dieses Vorgehen liegen auf der 
Hand. Alle wichtigen teilnehmenden Länder hätten 
angesichts von zum Teil beträchtlichen Haushalts-
defiziten — Sie haben, Herr Minister, auf die An-
kurbelungsmaßnahmen hingewiesen, die alle Län-
der unternehmen, um die Konjunktur wieder in 
Gang zu bringen; das bedeutet, daß sich alle im 
Grunde verschulden müssen auf ihren nationalen 
Kapitalmärkten — erhebliche Schwierigkeiten, sich 
die nötigen Mittel auf ihren heimischen Kapital-
märkten zu beschaffen, ganz zu schweigen von der 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln. Die nationalen 
Kapitalmärkte werden schon durch die Finanzie-
rung der eigenen Haushaltsdefizite in außerordent-
lichem Ausmaß in Anspruch genommen. Um nur 
die beiden größten Beitragszahler des Fonds zu 
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nennen: das amerikanische Haushaltsdefizit wird 
für das kommende Haushaltsjahr auf rund 80 Mil-
liarden Dollar geschätzt, und das Haushaltsdefizit 
der öffentlichen Hände in der Bundesrepublik — 
dieses Hohe Haus hat noch vor drei Wochen darüber 
eingehend diskutiert — wird in diesem Jahr rund 
60 Milliarden DM erreichen. Wie sollte man auf 
den Kapitalmärkten der beiden wichtigsten Mit-
glieder weitere Anleihen aufnehmen, sei es durch 
die Mitglieder selbst, sei es auf der Basis von Ein-
zel- oder gemeinsamen Garantien, wenn diese be-
reits jetzt in so außerordentlichem Umfange in An-
spruch genommen werden müssen, ohne daß damit 
gleichzeitig erhebliche Zinserhöhungseffekte mit den 
entsprechenden Wirkungen auf das Wiederanlaufen 
der Konjunkturen verbunden wären? 

Drittens. Die Beteiligung der einzelnen Mitglie-
der am Fonds, die Quoten, die auf die einzelnen 
Länder entfallen, sind im wesentlichen aus dem je-
weiligen nationalen Bruttosozialprodukt und aus 
dem Außenhandelsanteil errechnet. Die Quoten 
wiederum bilden gleichzeitig den Schlüssel für die 
Kreditvergabe, den Abstimmungsmechanismus und 
die Finanzierungs- und Haftungsverpflichtung. Die 
Einzelheiten werden wir im zuständigen Ausschuß 
sicherlich beraten. 

Das Verfahren insgesamt, meine Damen und 
Herren, ist zu begrüßen. Die finanziellen Verpflich-
tungen, die aus der Beteiligung am Fonds auf die 
Bundesrepublik zukommen können, sind im Augen-
blick nur in ihrer theoretischen Obergrenze be-
kannt, nämlich 12,5 % von 25 Milliarden Dollar, 
das sind rund 7,25 Milliarden DM. Die tatsächliche 
Inanspruchnahme wird von dem Ausmaß der Fonds-
tätigkeit, seiner Kreditgewährung und den Ausfäl-
len von Krediten, wenn sie zurückzuzahlen sind, 
abhängen. Zwar werden der Charakter des Fonds 
als letzte Zuflucht, als last resort, und die Strenge 
der mit der Kreditgewährung verbundenen Aufla-
gen möglicherweise seine Inanspruchnahme in 
Grenzen halten. Auf der anderen Seite sind jedoch 
die ölpreisbedingten Zahlungsbilanzdefizite, mit de-
nen eine Reihe von Mitgliedern konfrontiert ist 
oder sein wird, erheblich. Wird der Fonds in An-
spruch genommen, so handelt es sich entsprechend 
seiner Philosophie um wirkliche Notlagen. 

Entsprechend groß ist meines Erachtens dann auch 
das Risiko, ist die Ausfallgefahr. Da der Fonds zu-
dem nur temporär tätig wird, nur zwei Jahre lang 
Kredite gewährt, die eine Laufzeit bis zu sieben 
Jahren haben können, wird das Risiko auch von der 
konjunkturellen Entwicklung in den kreditnehmen-
den Ländern abhängen. Mit einer wieder anziehen-
den Konjunktur, die wir zu erwarten haben, dürfte 
das Risiko allerdings erheblich zunehmen und nicht 
abnehmen. 

Ein weiteres Risikoelement scheint im Finanzie-
rungsystem zu liegen, nämlich darin, ob der Fonds 
sich Mittel über die Bereitstellung von Einzelgaran-
tien oder über gemeinsame Garantien beschafft. Auf 
jeden Fall, meine Damen und Herren, ist festzuhal-
ten, daß Risiken in Milliardenhöhe für die Bundes-
republik entstehen können, die, wenn sie eintreten, 
zu einer erheblichen zusätzlichen Belastung des Bun

-

deshaushalts führen würden. Woher diese Mittel 
allerdings angesichts der schon jetzt für die kom-
menden Haushaltsjahre feststehenden Riesendefizite 
im Bundeshaushalt genommen werden sollen, nun, 
diese Frage hat der Bundesfinanzminister nicht be-
antwortet. Er wollte sie sich angesichts der Situation, 
vor der wir uns befinden, auch gar nicht erst stellen. 

Meine Damen und Herren, trotz der grundsätz-
lichen Zustimmung darf ich die Hauptkritik bzw. die 
Gefahrenmomente dieser Lösung noch einmal kurz 
zusammenfassen, denn dies scheint mir im Hinblick 
auf die künftigen Bemühungen notwendig und hilf-
reich: 

Erstens. Die mittlerweile bestehenden vielfältigen 
Hilfseinrichtungen lassen eine geschlossene Gesamt-
konzeption vermissen. Es wäre im übrigen außer-
ordentlich nützlich, Herr Minister, wenn Sie dem 
Hohen Hause umgehend einmal eine Zusammen-
stellung aller Einrichtungen für Zahlungsbilanzbei-
hilfen vorlegen würden, damit man sich in diesem 
Gewirr von Beiständen und Fonds noch zurechtfin-
den kann. Ich habe ja versucht, solch eine Liste hier 
vorzutragen. Spätestens in den Ausschußberatungen 
über das vorliegende Übereinkommen wird die 
CDU/CSU-Fraktion einen solchen Antrag stellen. 

Zweitens. Durch die überwiegende Bürgschafts-
finanzierung an Stelle von baren Haushaltsmitteln 
wird der Unterschied zur IMF-Ölfazilität verwischt. 
Es besteht die Gefahr der weitgehenden Abhängig-
keit des Fonds von den Deviseneinnahmen der Öl

-

länder. 

Drittens. Speziell für die Bundesrepublik kann die 
Bürgschaftsfinanzierung nicht darüber hinwegtäu-
schen, daß für die Zukunft erhebliche zusätzliche 
Haushaltsrisiken entstehen. 

Meine Damen und Herren, es ist zu hoffen, daß 
mit dem gestern unterzeichneten Übereinkommen 
ein Schlußstrich unter die Schaffung internationaler 
Hilfseinrichtungen für Zahlungsbilanzschwierigkei-
ten gezogen worden ist. Herr Minister, seien diese 
Hilfen nun allgemeiner Art oder spezieller Natur 
für die Behebung von ölpreisbedingten Zahlungs-
bilanzschwierigkeiten, ich glaube, weitere Fonds 
brächten keinen zusätzlichen Nutzen mehr. Die Kar-
ten sind ausgereizt. Das zeigt mit aller Deutlichkeit 
der gestern geschlossene OECD-Solidaritätsfonds. 
Er wäre ein echter Schlußstein in dem Gebäude von 
Zahlungsbilanzausgleich-Hilfseinrichtungen gewe-
sen, wenn die Finanzierung, wie ursprünglich vor-
gesehen, aus Haushaltsmitteln erfolgen würde. Doch 
die meisten teilnehmenden Länder stoßen hier an 
Grenzen, die den Fonds, was die Beschaffung der von 
ihm benötigten Mittel anlangt, dorthin verweisen, 
wo man sie ursprünglich gerade nicht hernehmen 
wollte, nämlich an die Ölländer mit ihren Devisen-
überschüssen. 

Von den anderen speziellen Einrichtungen zur Be-
hebung ölpreisbedingter Zahlungsbilanzschwierig-
keiten wie der Gemeinschaftsanleihe der EG und der 
Ölpreisfazilität des IMF unterscheidet sich der OECD-
Fonds nur noch dadurch, daß gegenüber der Ge-
meinschaftsanleihe lediglich die Zahl der Teilneh-
mer größer ist; allerdings handelt es sich zugegebe- 
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vermaßen um sehr potente Teilnehmer. Insbeson-
dere die USA, Japan und Kanada treten hinzu und 
sind hier zu erwähnen; dagegen bleiben die größten 
potentiellen Kreditnehmer die gleichen. 

Da das Recycling der zusätzlichen Deviseneinnah-
men der Ölländer keine Dauereinrichtung sein kann, 
weil das eigentliche Problem damit nicht gelöst wird, 
das Recycling vielmehr letztlich nur ein Kurieren 
am Symptom ist, führt kein Weg daran vorbei, daß 
die ölimportierenden Länder alles tun, ihre Zah-
lungsbilanzen nicht nur über Kreditaufnahmen aus-
zugleichen, sondern sie mittel- und langfristig über 
eine Normalisierung ihrer Leistungsbilanzen ins 
Gleichgewicht zu bringen. 

In diesem Sinne ist das gestern unterzeichnete 
Übereinkommen ein weiteres Instrument, den mit 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten ringenden Ländern 
die nötige Zeit zu verschaffen, durch eine entspre-
chende Wirtschafts- und Stabilitätspolitik dieses Ziel 
zu erreichen. Der Fonds ist nicht mehr, aber auch 
nicht weniger. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das  Wort hat der Herr Abgeordnete Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Am 23. Januar 
dieses Jahres war hier im Hause im Anschluß an 
eine Regierungserklärung über die Washingtoner 
Währungskonferenz vom 7. bis 18. Januar 1975 
Gelegenheit, über das Gesamtsystem der internatio-
nalen Zahlungsbilanzhilfen zu sprechen, dessen fein-
gesponnenem, tiefgestaffeltem und, Herr Dr. Sprung, 
sinnvoll strukturiertem Gitterwerk — ich werde 
darauf noch zu sprechen kommen — damals die 
Ölfazilität des Internationalen Währungsfonds hin-
zugefügt worden war und über dessen Abrundung 
durch den OECD-Solidaritätsfonds nach vorangegan-
genen Verhandlungen in London damals bereits ge-
sprochen werden konnte. Heute hat nun ,die Bun-
desregierung über die Unterzeichnung des Vertra-
ges zum finanziellen Beistandsfonds der OECD am 
9. April in Paris berichtet. Noch vor der Sommer-
pause wird sich der Bundestag mit dem Ratifizie-
rungsgesetz zu befassen haben. 

Als dies alles hier am 23. Januar 1975 zur De-
batte stand, war es wohl verständlich, daß wir, alle 
drei Fraktionssprecher, uns hier angesichts der 
Tragweite dieser Beschlüsse und der finanziellen 
Volumina, um die es geht, gegenseitig ein bißchen 
Mut zugesprochen haben, was darin gipfelte, daß 
zum Ausdruck gebracht wurde, die Leistungsbilan-
zen der ölerzeugenden Länder würden sich im Laufe 
der nächsten Jahre schon von selbst einigermaßen 
normalisieren. Manchen mochte dies damals wie 
Gesundbeterei erschienen sein, hatten doch die öl-
exportierenden Länder allein im Jahre 1974 ein 
rundes Drittel der internationalen Währungsreser-
ven auf sich gezogen. Man kann ausrechnen, man 
kann extrapolieren, wie lange das angehalten hätte, 
wenn sich keine grundlegenden Veränderungen er-
geben hätten. Man schätzte damals die akkumulier-
ten Überschüsse der OPEC-Leistungsbilanzen für die 

Zeit bis 1980 noch auf sage und schreibe 600 Milliar-
den Dollar. Manche meinten damals — Recycling 
hin, Recycling her — den Apokalyptischen Reiter 
der globalen Zahlungsunfähigkeit und somit des 
Zusammenbruchs der Weltwährungs- und Weltwirt-
schaftsordnung gesehen zu haben. 

Die heutige Debatte, meine Damen und Herren, 
über den OECD-Beistandsfonds kann nun bereits 
vor dem Hintergrund der allgemeinen Einsicht ge-
führt werden, daß die Zahlungsbilanzproblematik 
lösbar sein wird, daß die kumulativen Überschüsse 
der OPEC-Länder nicht auf 600 Milliarden, wie da-
mals geschätzt, sondern auf höchstens 250 Milliar-
den Dollar auflaufen und die daraus resultierenden 
Probleme mit Hilfe der Recycling-Mechanismen zu 
bewältigen sein werden. 

Die Ergebnisse der Inflationsbekämpfung in den 
Industriestaaten und vorweg in der Bundesrepublik 
— Bundesminister Apel hat darauf zu Recht beson-
deren Wert gelegt — haben zu dieser Aufhellung 
der weltwährungspolitischen, welthandelspolitischen 
und weltpolitischen Szenerie ebenso beigetragen 
wie die gestiegenen Importkapazitäten der ölexpor-
tierenden Länder und deren verstärktes entwick-
lungspolitisches Engagement, auf das hier dankbar 
hingewiesen werden kann, und last, not least  — 
die  Verringerung der Öleinfuhren durch die Ölver-
braucherländer infolge von Substitution und Ein-
sparung. 

Noch sind beileibe nicht alle Gefahren gebannt. 
Noch herrscht außergewöhnliche Unruhe in den 
Währungsrelationen. Die anhaltende Schwäche des 
Dollars im ersten Quartal 1975 macht Sorge, wenn-
gleich auch hier die Trendwende in Sicht ist. Aber 
noch sind die Ungleichgewichte unter den ölein-
führenden Ländern enorm. 

Gleichwohl aber braucht uns heute die Dimension 
des finanziellen Engagements, das die Bundesrepu-
blik beim OECD-Beistandsfonds eingeht, keine 
Gänsehaut mehr über den Rücken zu jagen. Das 
Risiko der Garantieübernahme von 2,5 Milliarden 
Sonderziehungsrechten gleich etwa 7,25 Milliarden 
DM, was einem Achtel der Gesamtsumme des Fonds 
entspricht, hat in den letzten drei Monaten an 
Schärfe verloren. Je geringer die Gefahr der In-
anspruchnahme des Fonds infolge einer insgesamt 
günstigeren Gestaltung der Leistungsbilanzen der 
ölexportierenden Länder einerseits, der ölverbrau-
chenden Industriestaaten andererseits ist, um so 
eher und nachdrücklicher wird der Fonds die Funk-
tion eines Sicherheitsnetzes der zweiten und letzten 
Linie erfüllen können, denn dies ist die Funktion 
des OECD-Beistandsfonds. 

Herr Dr. Sprung, hier zeichnet sich auch die 
richtige Lage in der Gesamtstruktur der Zahlungs-
bilanzhilfen ab. Ging es bei der Quotenerhöhung 
des IWF unter bevorzugter Heranziehung der öl-
exportierenden Länder und bei der Ölfazilität des 
IWF sowie bei der EG-Anleihe und einigen anderen 
Maßnahmen um die Recycling-Problematik, d. h. 
um die Rückschleusung der Petrodollars und anderer 
Petrogelder aus den ölexportierenden Ländern in 
die Verbraucherländer insgesamt, so hat der OECD- 
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Beistandsfonds die Aufgabe, die man im angelsäch-
sischen Sprachgebrauch mittlerweile als Reshuffling 
bezeichnet, d. h. die Aufgabe der Umverteilung der 
über Recycling bewirkten Rückflüsse entsprechend 
dem Bedarf und der Fristigkeit durch Darlehens-
gewährung innerhalb der Industriestaaten. 

Das Gesamtkonzept, das Sie vermißt haben, 'be-
steht darin, daß ein Teil der Maßnahmen Recycling 
zu bewirken hat, d. h. die Rückschleusung der Pe-
trodollars in die Industriestaaten insgesamt. Hier 
haben wir es hingegen mit einer Vorhaltung zu 
tun, die das Reshuffling bewirken soll, das heißt 
die Verteilung innerhalb der Industriestaaten ge-
mäß dem Bedarf und der Fristigkeit. Hier sehen 
Sie eine saubere, klare Struktur und eine Gesamt-
konzeption, die auch nicht dadurch verwässert wird, 
daß, wie Sie vorher glaubten sagen zu müssen, dies 
letzten Endes doch auf Petrogelder zulaufen müsse. 
Dieses stimmt nicht. 

(Dr. Sprung [CDU/CSU]: Das tut es! Es 
bleibt doch nichts anderes übrig! Woher 

wollen Sie sonst die Mittel nehmen?) 

Es ist wohl auf den hohen Abstraktionsgrad der 
Währungspolitik zurückzuführen, wenn die hier zur 
Erörterung stehenden Probleme draußen im Land 
nur geringe Beachtung finden. Tatsächlich ist es 
aber so, daß die Währungspolitik heute sowohl 
Kondensat, sowohl Ergebnis, als auch Moyens, als 
auch Ursache schlechthin der gesamten Weltinnen-
politik ist. Die geschilderte Verbesserung der wäh-
rungspolitischen Gesamtsituation war Vorausset-
zung dafür, daß weltweit Antirezessionsprogramme 
überhaupt erst in Angriff genommen werden konn-
ten. Der OECD-Solidaritätsfonds ermöglicht und 
realisiert die Vermeidung von Welthandelsrestrik-
tionen, die Förderung der wirtschaftspolitischen 
Zusammenarbeit und eine kooperative Energiepoli-
tik. Dieses nämlich sind die Bedingungen, die ein 
Staat erfüllen muß, der um Hilfe des Fonds nach-
sucht. Außerdem muß dieser Staat zuvor alle an-
deren ihm zur Verfügung stehenden Finanzierungs-
möglichkeiten bereits ausgeschöpft haben. 

Es würde zu kompliziert und auch allzu abstrakt 
werden — und nach dem, was Herr Minister Apel 
ausgeführt hat, wäre es auch nicht mehr nötig —, 
wollte ich hier die ganze Feinmechanik des Systems 
beschreiben. An sich würde ich es gerne tun, um 
noch einmal darzulegen, daß dieses Ensemble an 
Vorhaltungen tatsächlich Konzeption und Struktur 
hat und daß Ihr hierauf gerichteter Vorwurf nicht 
trifft. 

Ich muß mich mit einigen Stichworten begnügen: 
Rückgriff auf den Fonds nur bei außergewöhnlichen 
Schwierigkeiten; die Mitglieder der OECD tragen 
die Risiken gemeinsam; die angestrebten Ziele wer-
den mit Hilfe periodisch zu überprüfender wirt-
schaftspolitischer Auflagen durchgesetzt — auch dies 
sollte im Auge behalten werden; sie werden über-
prüft, und das wird auch Wirkung zeitigen, wie man 
daran ermessen mag, daß es — beispielsweise — 
wegen ähnlicher Auflagen sehr lange gedauert hat, 
bis die Italiener wieder zu einer neuen Regierung 
kamen; der Zeitrahmen für die möglichen Kredit- 

Operationen wird auf zwei Jahre begrenzt, die Lauf-
zeit der Kredite kann bis zu sieben Jahren betragen; 
je nach der Relation der Kreditgewährung zur je-
weiligen nationalen Quote kommt bei Abstimmun-
gen ein ausgeklügeltes abgestuftes Quorensystem 
zur Anwendung. 

Was nun die Finanzierung anlangt, so haben wir 
das System der Einzelverpflichtungen bei gemein-
samer Garantie. Die Bundesrepublik kommt ihrer 
Verpflichtung durch Garantiegewährung nach. Ihre 
diesbezügliche Kritik, Herr Dr. Sprung, verstehe ich 
nun überhaupt nicht. Sie haben zwar selber gesagt: 
wir haben Haushaltsgrenzen, und infolgedessen ist 
es zumindest verständlich, daß wir nicht Barmittel 
einspeisen, sondern es bei der Garantie belassen. 
Gut, wenn Sie dies konzedieren, ist das aber nur 
ein Teil der Antwort, die hier gegeben werden muß. 
Was soll ein Fonds eigentlich mit Barmitteln ma-
chen, der erst in Anspruch genommen wird, wenn 
bereits Schäden eingetreten sind? Ich würde genau 
davor warnen, hier einen Fonds aufzubauen, der 
eine riesige Apparatur benötigt, eine neue inter-
nationale Bank darstellt. Hier haben wir eine Ein-
richtung der zweiten Linie, die erst in Kraft zu treten 
braucht, wenn trotz aller vorgängiger Sicherungs-
maßnahmen das Kind in den Brunnen gefallen ist. 
Erst in dem Moment treten die Garantieverpflich-
tungen ein, und erst in diesem Moment wird es 
auch sinnvoll, zu finanzieren. Die Kritik, daß wir 
unseren Verpflichtungen mit Garantieleistungen 
nachkommen, habe ich überhaupt nicht verstanden. 

Auf Grund der Gesamthaftungen beschafft sich der 
Fonds die erforderlichen Mittel auf den nationalen 
und internationalen Kapitalmärkten der Mitglieds-
länder. Es bietet sich doch z. B. auch noch der Euro

-

Dollarmarkt an. Ich kann überhaupt nicht sehen, 
Herr Dr. Sprung, weshalb dies — nach Ihrer Aus-
sage — zwingend auf die Petro-Gelder zulaufen soll. 
Das ist nicht einzusehen. Es ist jedenfalls ausschließ-
bar. Die Möglichkeit des „Aus-Optierens" trägt der 
Gefahr kritischer Zuspitzungen Rechnung. 

Die Stimmrechte der Mitglieder sind durch ihre 
Quoren normiert. Im Falle der gemeinsamen Ga-
rantie beschränkt sich die Haftung des einzelnen 
Mitglieds auf maximal 150% seines Quotenanteils 
an den einzelnen Kreditoperationen. 

Und was auch sehr wichtig ist und noch eigens 
hervorgehoben werden muß: Das Wechselkursrisiko 
im Verhältnis zur eigenen Währung trägt der Kredit-
nehmer. 

Der OECD-Beistandsfonds, die zweite Verteidi-
gungslinie im Gesamtsystem der Zahlungsbilanz-
hilfen, wird selbst in außergewöhnlichen Härtefällen 
massive Zahlungsbilanzrestriktionen vermeiden und 
damit die Aufrechterhaltung des freien Welthandels 
sichern helfen und sichern können. Wir reden hier 
also in der Tat von einem Überlebensproblem nicht 
nur der Industriestaaten, der Bundesrepublik mit 
ihrer hohen Welthandelsverflechtung vorweg; wir 
reden vielmehr, wenn wir vom internationalen Netz 
der Zahlungsbilanzsicherung sprechen, auch vom 
Weltfrieden. 
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Allerdings ist die Bereitstellung von Krediten 

kein Allheilmittel. Das wissen wir auch, weshalb 
der Rückgriff auf den Fonds, wie schon ausgeführt, 
an wirtschaftspolitische Bedingungen, an handels-
politisches Wohlverhalten, an den Nachweis eigener 
Anstrengungen des Kreditnehmers geknüpft ist, 
letzteres nicht zuletzt auch in bezug auf die Energie-
politik. Die Risiken sind gestreut und begrenzt. 
Durch die eingangs geschilderte Entwicklung des 
Abbaus dieser Leistungsbilanzüberschüsse der öl-
exportierenden Staaten verlieren diese Risiken zu-
dem an aktueller Schärfe, sozusagen an Valutierung. 
Auch angesichts der in der Vergangenheit bewiese-
nen hohen Zahlungsmoral der OECD-Länder braucht 
unser eigenes finanzielles Risiko am Fonds nicht an 
der Maximalhaftung bemessen zu werden. 

Die währungspolitische Lage ist der jeweils bün-
digste Ausdruck des Zustandes der Welt; anderer-
seits ist Währungspolitik einer der wirksamsten 
weltinnenpolitischen Hebel. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Funcke) 

In beiderlei Beziehung hat die Bundesregierung 
durch die Unterzeichnung des Übereinkommens über 
den OECD-Beistandsfonds am 9. April 1975 in Paris 
einen entscheidenden Beitrag zur Sicherung der Zu-
kunft unserer Wirtschaft geleistet, die ja davon ab-
hängt, ob und daß im Verbund der internationalen 
Solidarität die wirtschaftliche Zukunft aller Völker 
und aller Staaten gesichert ist. 

Meine Fraktion begrüßt die Unterzeichnung des 
Vertrags und hofft, daß der Ratifizierungsgesetz-
entwurf alsbald vorgelegt werden kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Beitritt der Bundesregierung zum 
finanziellen Beistandsfonds der OECD-Länder findet 
die Zustimmung der Fraktion der FDP. Wir haben 
die Bemühungen der Bundesregierung nach Kräften 
gefördert, sich zusammen mit anderen ein wäh-
rungspolitisches Instrumentarium zu schaffen, mit 
dem einer Geldanlagepolitik entgegengewirkt wer-
den kann, die geeignet wäre, das Währungsgleich-
gewicht in bedrohlicher Weise zu stören. 

Es war deshalb wirtschafts- und finanzpolitisch 
richtig, die Vorschläge des Außenministers der Ver-
einigten Staaten und des Generalsekretärs der 
OECD aufzunehmen und nach Mitteln und Wegen 
zu suchen, mit denen ein freier Welthandel auch 
unter erschwerten Bedingungen selbst in einer Aus-
nahmesituation aufrechterhalten werden kann. 

Mit dem jetzt geschaffenen Fonds können — zu-
nächst befristet auf zwei Jahre nach Inkrafttreten 
des Abkommens — Zahlungsbilanzhilfen an die 
beteiligten Länder gewährt werden. Über die Moda-
litäten der Beteiligung der einzelnen Länder an dem 
Fonds, über die Voraussetzungen, unter denen Hilfe 
geleistet werden kann, sowie über die von den be-
teiligten Ländern proportional zu ihrer Quote zu 

tragenden Finanzrisiken ist die Öffentlichkeit um-
fassend informiert, so daß ich darauf hier nicht wei-
ter einzugehen brauche. 

Ich möchte deshalb lediglich an die aus unserer 
Sicht besonders bedeutsamen Zielvorstellungen des 
Beistandsfonds erinnern. Es handelt sich um die Ab-
sicht, Handelsrestriktionen zu vermeiden und eine 
kooperative Wirtschafts- und Energiepolitik zu be-
treiben. Der Fonds kann heilsame Wirkungen auf 
die Kreditnehmer im Sinne einer so ausgerichteten 
Wirtschaftspolitik ausüben. 

Gerade die auf einen florierenden Außenhandel 
angewiesene eigene Wirtschaft muß es mit Genug-
tuung erfüllen, daß hier eine zusätzliche Möglichkeit 
eröffnet werden konnte, Außenhandelspartnern den 
Weg zu verlegen, leicht und schnell aus egoistischen 
Überlegungen Handelsrestriktionen zu verhängen. 
Auf die Wirtschaftspolitik der kreditnehmenden 
Länder kann in der Tat stärkerer Einfluß genommen 
werden, als es bisher durch die Anleihen der Euro-
päischen Gemeinschaft oder über die Ölkredite des 
Währungsfonds möglich war. 

Skepsis bleibt sicher auch jetzt berechtigt. Aber 
man sollte daraus andererseits, auch nicht gleich wie-
der eine Ideologie machen. Bei der Opposition hat 
man manchmal den Eindruck, daß sie dieser Gefahr 
unterliegt. 

Die Bundesregierung kommt ihrer Finanzierungs-
verpflichtung durch die Hingabe einer Garantie an 
den Fonds nach. Über eine mögliche Inanspruch-
nahme des Bundeshaushalts aus dieser Garantie-
übernahme lassen sich keine sicheren Aussagen 
treffen. Zunächst hängt es natürlich von der Frage 
ab, in welchem Umfang überhaupt auf den geschaf-
fenen Fonds zurückgegriffen wird. Die Entwicklung 
ist hier nur schwer abzuschätzen. 

Einerseits sind die Voraussetzungen für die Kre-
ditgewährung durch einschränkende Bedingungen 
erschwert und behindern deshalb den Zugriff auf 
den Fonds. Zum anderen schafft die auf echte Not-
fälle beschränkte Kreditvergabe naturgemäß ein 
besonders großes Risiko. Da aber im Augenblick 
wirklich nicht abzusehen ist, wie sich die wirtschaft-
lichen Verhältnisse 1976 im internationalen Maßstab 
entwickeln, lassen sich Prognosen über die Inan-
spruchnahme einfach nicht aufstellen. Verzichten 
wir darauf, im Kaffeesatz lesen zu wollen. 

Eine Belastung des 'Bundeshaushalts aus der Ga-
rantieübernahme kann allerdings ebenfalls mit Si-
cherheit nicht ausgeschlossen werden. Sie muß dabei 
nicht die Höhe der Maximalhaftung erreichen. Meh-
rere Milliarden könnten aber auch kräftig zu Buch 
schlagen, und die Beschaffung von Deckungsmitteln 
in solcher Höhe müßte den schon jetzt und sicher 
auch noch in naher Zukunft sehr angespannten Bun-
deshaushalt außerordentlich belasten. Dennoch darf 
uns dieses Finanzrisiko bei der Abwägung der in 
Rede stehenden übergeordneten Interessen nicht 
schrecken. Der mit dem Fonds verbundene wäh-
rungspolitische Zweck ist für die Entwicklung unse-
rer Volkswirtschaft von so elementarer Bedeutung, 
daß dieses Risiko bewußt in Kauf zu nehmen ist. 
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Zusammenhang davon gesprochen wird, daß die ge-
gebenenfalls erforderlich werdende Decke im 
Bürgschaftsfall dann unter Umständen im Wege 
eines Nachtragshaushalts zu beschaffen wäre, wird 
das die fachkundigen Kollegen der Opposition auf-
horchen lassen. Sie werden die Ankündigung mit 
Wohlwollen vermerken. Haben Sie nun nicht die 
Sorge, daß ich mich in Fragen des Haushaltsrechts 
und der Haushaltstechnik verlieren werde. Ich weiß, 
daß das Thema des Nachtragsetats sowieso nur für 
Randgruppen des Parlaments interessant ist. 

Von dem international eingegangenen Arrange-
ment erwarten wir ja wohl alle zunächst einmal, daß 
mit dem finanzpolitisch geknüpften Sicherheitsnetz 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten bei den beteiligten 
Ländern überwunden werden können. Gleichzeitig 
hoffen wir dann, daß der den Bundeshaushalt be-
lastende Bürgschaftsfall nicht eintritt, und die her-
vorragende Zahlungsmoral der OECD-Länder dürfte 
eine solche Annahme auch rechtfertigen. Ich gehe 
jedenfalls davon aus, daß selbst die Opposition nicht 
deshalb Pessimismus pflegen wird, um endlich ein-
mal zu dem angekündigten Nachtragsetat zu kom-
men. 

Mit dem Beitritt zum finanziellen Beistandsfonds 
leistet die Bundesregierung ihren Beitrag zu einer 
vernunftbetonten Antwort der Industriestaaten auf 
die mit dem Wort Ölkrise nur sehr allgemein und 
sehr unvollkommen beschriebene Herausforderung 
unserer Zeit. Gemeinhin gilt das Wort: Beim Geld 
hört die Freundschaft auf. Hier wird in einer welt-
weiten Risikogemeinschaft mit gegenseitiger finan-
zieller Absicherung der Versuch gemacht, eine part-
nerschaftliche Zusammenarbeit auch in Notzeiten zu 
gewährleisten. Die Fraktion der FDP ermutigt die 
Bundesregierung, diese Politik zielstrebig fortzu-
setzen. Dies ist allerdings keine Aufforderung für 
die Errichtung weiterer Fonds. Es ist vielmehr das 
Bemühen, der Stabilitätspolitik auch international 
zum Erfolg zu verhelfen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, das Wort wird nicht mehr gewünscht. 
Ich schließe die Aussprache über die Regierungs-
erklärung. 

Ich rufe den Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 25. April 1974 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik auf dem Gebiet des Ge-
sundheitswesens 
— Drucksache 7/3363 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Zur Begründung hat Frau Bundesminister Focke 
das Wort. 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, 1' 
Familie und Gesundheit: Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Das Abkommen zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
auf dem Gebiet des Gesundheitswesens ist das erste 
Folgeabkommen zum Grundlagenvertrag, das den 
parlamentarischen Körperschaften vorgelegt wird. 
Damit kommt ihm als Mosaikstein in der Entspan-
nungs- und Verständigungspolitik der Bundesregie-
rung eine besondere politische Bedeutung zu. 

Gemeinsame Interessen wurden daran deutlich, 
daß beide Vertragspartner schnell begonnen haben, 
die im Art. 7 des Grundlagenvertrages erklärte Be-
reitschaft zur Regelung praktischer und humanitärer 
Fragen in dort dargelegten Bereichen in Verhand-
lungen anzugehen. Die hier erreichten Verhand-
lungsergebnisse zeigen, daß es trotz unterschied-
licher Auffassungen lohnt, angestrebte Erleichterun-
gen in weiteren Folgeabkommen zum Grundlagen-
vertrag für die Menschen in beiden deutschen Staa-
ten gedulig durchzusetzen. 

Besondere, aber letztlich überwindbare Schwierig-
keiten ergaben sich erwartungsgemäß bei nicht fach-
bezogenen politischen Fragen. Angesichts von Be-
strebungen der DDR, dem Abkommen eine eigene 
völkerrechtliche Qualität neben dem Grundlagen-
vertrag zu geben, ist die Feststellung wichtig, daß 
es ohne Einschränkung gelungen ist, dazu die Auf-
fassung der Bundesregierung zur Geltung zu brin-
gen. Die Einordnung des Gesundheitsabkommens 
als Folgeregelung zum Grundlagenvertrag ist durch 
den Wortlaut klar zum Ausdruck gebracht. 

Der von der Bundesregierung für die Folgeverein-
barungen als unverzichtbar erhobenen Forderung 
nach der Einbeziehung Berlins in dieses erste ratifi-
zierungsbedürftige Folgeabkommen ist entsprechend 
dem Viermächteabkommen Rechnung getragen wor-
den. Das Übereinkommen wird durch seinen Art. 8 
auf Berlin ausgedehnt. 

Eine schon seit 1972 zwischen dem Berliner Senat 
und der Regierung der DDR bestehende Sonderrege-
lung über die medizinische Betreuung von West-
berlinern in der DDR, die bezüglich des Leistungs-
umfangs und der Kostenübernahme nicht diesem 
Abkommen entsprach, ist noch vor der Unterzeich-
nung an die Bestimmungen des Gesundheitsabkom-
mens angepaßt worden. 

Auch die DDR mißt diesem Abkommen eine be-
sondere Bedeutung bei. Sie hat ihr Interesse an 
einem baldigen Inkrafttreten des Gesundheitsab-
kommens bekundet und wendet die materiellen Ver-
einbarungen wie die Bundesrepublik schon jetzt im 
möglichen Umfang vorab und unbürokratisch an. 

Die Absicht der Bundesregierung ist es, mit Folge-
verträgen zum Grundlagenvertrag konkrete Verbes-
serungen für die Menschen in beiden deutschen 
Staaten zu schaffen und insbesondere humanitäre 
Verbesserungen zu vereinbaren. Das Gesundheits-
abkommen ist ein Beispiel für die Verwirklichung 
dieser Absicht, auch wenn sich nicht alle Vorstel-
lungen der Bundesrepublik unmittelbar umsetzen 
ließen. 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 162. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. April 1975 	11415 
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Ich möchte in diesem Zusammenhang feststellen, 

wie Staatssekretär Wolters das sinngemäß bereits in 
seiner Erklärung bei der Unterzeichnung des Ab-
kommens am 25. April 1974 in Ost-Berlin getan hat, 
daß die Bundesregierung die Forderung von wissen-
schaftlichen Begegnungen, insbesondere die Teil-
nahme von Wissenschaftlern an Kongressen auch in 
dem jeweils anderen deutschen Staat im Prinzip für 
selbstverständlich hält. Der zu benennende Beauf-
tragte der Bundesregierung für die Durchführung 
dieses Abkommens wird die in dem begleitenden 
Briefwechsel vorgesehenen Gespräche über die Zu-
sammenarbeit beim wissenschaftlichen Erfahrungs-
austausch in diesem Sinne führen. 

Während es bisher auf dem Gebiete des Gesund-
heitswesens weder irgendwelche gemeinsamen Re-
gelungen und Absprachen noch eine vernünftige Zu-
sammenarbeit gab, konnten nun wesentliche prak-
tische Fragen befriedigend normiert werden. Der 
durch das Gesundheitsabkommen gegebene Rechts-
anspruch auf kostenfreie ambulante und stationäre 
medizinische Hilfe nach Einreise in den jeweils an-
deren Staat gewährleistet die medizinische Betreu-
ung der Besucher im innerdeutschen Reise- und Be-
suchsverkehr und ist damit eine weitere Erleichte-
rung für die persönliche Begegnung der Menschen 
aus beiden deutschen Staaten. 

Der von der DDR nach Inkrafttreten des Abkom-
mens zugesicherte Verzicht auf die Vorlage von 
Desinfektionsbescheinigungen für gebrauchte Klei-
dungsstücke, die im Reiseverkehr als Geschenk mit-
geführt werden, ist wichtig für die Menschen. Die 
DDR wird ihr innerstaatliches Recht entsprechend 
ändern. 

Die vereinbarte Möglichkeit von Wiederholungs-
untersuchungen im jeweils anderen Staat sowie die 
vorgesehenen Erleichterungen im grenzüberschrei-
tenden Krankentransport sind eine nur anscheinend 
selbstverständliche Ergänzung der medizinischen 
Betreuung. 

Bisher gab es grundsätzlich keinen Informations-
austausch zu Fragen des Infektionsgeschehens zwi-
schen den beiden deutschen Staaten. Die festgelegte 
und seit Unterzeichnung des Abkommens bereits 
praktizierte Unterrichtung vereinfacht die Bekämp-
fung ansteckender Krankheiten und die gegenseitige 
Abstimmung dazu erforderlicher Maßnahmen. 

Die vereinbarte Inanspruchnahme von Spezial-
behandlungen im Gebiet des jeweils anderen Ab-
kommenspartners wird nur relativ wenige Patienten 
unmittelbar betreffen. Aus der Praxis seit Unter-
zeichnung des Abkommens ergibt sich aber schon 
heute, daß für den einzelnen gerade bei schweren 
Erkrankungen diese Möglichkeit eine entscheidende 
Hilfe darstellen kann. 

Weitere Vorschriften ermöglichen eine Verein-
fachung des kommerziellen Arzneimittelverkehrs 
und gestatten die Übersendung von Arzneimitteln 
zur Weiter- und Wiederbehandlung in Einzelfällen 
unter Beachtung der einschränkenden Bedingungen, 
die sich für den Arzneimittelverkehr aus dem inner-
staatlichen Recht beider deutscher Staaten ergeben. 

Das Gesundheitsabkommen, meine Damen und 
Herren, bezieht sich auf Gegenstände der Bundes-
gesetzgebung im Sinne des Art. 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes und bedarf somit der Ratifizie-
rung. Nach Ansicht der Bundesregierung soll die 
Ausführung des Abkommens bezüglich der medizi-
nischen Hilfe den Ländern überlassen bleiben. Sie 
nehmen diese Aufgabe bisher schon auf Grund von 
Richtlinien des Bundesministers für innerdeutsche 
Beziehungen wahr; Richtlinien, die unter Beteili-
gung der Länder erlassen wurden. Die Kosten der 
medizinischen Hilfe soll weiterhin der Bund tragen. 

In der Vergangenheit haben die Länder diesem 
Verfahren zugestimmt. Bei der ersten Beratung 
des Vertragsgesetzes im Bundesrat haben jetzt die 
Bundesländer die Frage aufgeworfen, ob die dem 
Gesetzentwurf zugrunde gelegte ungeschriebene 
Verwaltungskompetenz des Bundes für innerdeut-
sche Aufgaben als tragfähige Grundlage für den 
Vollzug ,des Art. 3 des Abkommens in bundeseige-
ner Verwaltung gelten kann. Die Bundesregierung 
wird die Überlegungen des Bundesrats hierzu im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren mit dem Ziel prü-
fen, eine auch in diesem Punkt vom Bundesrat ge-
tragene Lösung zu finden. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusam-
menfassend feststellen: Dieses Abkommen ist von 
Nutzen und Vorteil für die Menschen in den beiden 
deutschen Staaten. Es ist eine entwicklungsfähige 
Basis für die praktische Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Gesundheitswesens. Voraussetzung da-
für war der Abschluß des Vertrags über die Grund-
lagen der Beziehungen zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik. Die Tatsache, daß in dem Gesundheitsab-
kommen Wunschvorstellungen hinsichtlich des in 
einer offenen demokratischen Gesellschaft selbst-
verständlichen Maßes an Freizügigkeit unerledigt 
geblieben sind, ist eine Verpflichtung für die Zu-
kunft, kein Grund für die Geringschätzung des jetzt 
Erreichten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die sozialliberale Koalition und die Bundesregie-
rung haben mit dem Abschluß des Grundlagenver-
trags eine Politik fortgesetzt, die Geduld und Be-
hutsamkeit erfordert, deren Ergebnisse aber — wie 
auch dieses Gesundheitsabkommen wieder zeigt — 
Schritt für Schritt zu einer Verbesserung der Lage 
in Deutschland führen. Ich bitte deshalb um eine 
zügige Ausschußberatung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Abgeordnete Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion begrüßt grundsätzlich, daß durch das 
Abkommen auf dem Gebiet des Gesundheitswesens 
eine — wenn auch begrenzte — Zusammenarbeit 
auf dem Gesundheitssektor zwischen den beiden 
Staaten in Deutschland möglich sein wird. Zu ein-
zelnen Fragen, welche die spezielle fachliche ge- 
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sundheitliche Substanz betreffen, wird nachher in 
einigen Sätzen mein Kollege Prinz Wittgenstein 
Stellung nehmen. 

(Wehner [SPD] : Mit einigen Sätzen!) 

Ich möchte mich, was den Inhalt des Vertrages an-
geht, auf wenige Punkte beschränken. 

Vieles von dem, was in dem Abkommen geregelt 
ist, wurde bereits praktiziert. Es wird jetzt noch 
rechtlich fixiert. Das ist grundsätzlich zu begrüßen, 
dagegen ist nichts einzuwenden. 

Für ein wichtiges Gebiet freilich vermissen wir in 
dem Abkommen eine verbindliche Regelung, näm-
lich für das Gebiet des Arzneimittelaustauschs. Die 
vereinbarten Grundsätze sind uns viel zu allgemein. 
Gerade hier hätte angesichts der soeben wieder zi-
tierten Überschrift, daß das Ganze menschlichen Er-
leichterungen dienen solle, mehr geschehen müssen. 
Wie allgemein und auch der Bundesregierung, hoffe 
ich, bekannt ist, ist die Versorgung der Bevölke-
rung Mitteldeutschlands mit hochwertigen Arznei-
mitteln seit Jahr und Tag ein Engpaß besonderer 
Art in der DDR. Wir alle kennen auch Berichte, daß 
bestimmte Arzneimittel, die hochwertig sind oder 
nur aus dem Westen bezogen werden können, ge-
mäß der Klassenstruktur der mitteldeutschen Ge-
sellschaft nur der oberen Funktionärsschicht zugute 
kommen. Hier hätte eine Bestimmung getroffen 
werden müssen, die im Wege des Arzneimittelaus-
tausches eine bessere Versorgung der Bevölkerung 
der DDR mit Arzneimitteln garantiert. Es ist allge-
mein bekannt, daß Ärzte in der DDR für die DDR-
Bevölkerung besonders wertvolle Medikamente 
verschrieben haben und daß diese Praxis von den 
Behörden der DDR dann ausdrücklich unterbunden 
wurde. Die Möglichkeit bestand, solche Medika-
mente, nachdem sie von den Ärzten verschrieben 
worden waren, über Postbezug von Verwandten, 
Bekannten oder sonstigen Institutionen aus der Bun-
desrepublik Deutschland zu erhalten. Die Postbe-
stimmungen der DDR haben diesen Weg der Ver-
sorgung der Bevölkerung der DDR mit Arzneimit-
teln in der Zwischenzeit praktisch unmöglich ge-
macht. In diesem Punkte ist das Abkommen sehr un-
zureichend. Hier hätten wir deutlichere Bestimmun-
gen erwartet, gerade im Zuge Ihrer Politik, die für 
sich in Anspruch nimmt, menschliche Erleichterun-
gen zum Ziele zu haben. 

Ähnliches ist von den Spezialbehandlungen zu 
sagen. Hier sind uns die Bestimmungen viel zu all-
gemein. Wir monieren aufs Neue, daß sich die Bun-
desregierung darauf eingelassen hat, so allgemeine 
Bestimmungen zu fassen, nachdem sie mit solchen 
allgemeinen Bestimmungen gerade sehr schlechte 
Erfahrungen gemacht hat. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr wahr! 
— Lagershausen [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Indessen, der Hauptpunkt in dieser Phase der 
Diskussion betrifft die Zuständigkeit für die Be-
handlung im Bundestag. Das Gesundheitsabkom-
men zwischen der Bundesrepublik und der DDR 
zählt, wie richtig erwähnt wurde, zu der Gruppe 
der sogenannten Folgeverträge zum Grundvertrag. 

Deswegen sollte hier einiges zum Stand dieser 
Folgeverträge gesagt werden. Denn die Verhan-
lungen über die Folgeverträge vollziehen sich un-
gewöhnlich schleppend, und von Erfolgen durch diese 
Bundesregierung kann hier doch überhaupt nicht 
die Rede sein. Das muß hier gesagt werden, auch 
wenn man grundsätzlich ein solches Abkommen wie 
das Gesundheitsabkommen begrüßt. Im Gegenteil, 
das, was hier bisher auf diesem Sektor geleistet 
wurde, gibt Anlaß zu großer Skepsis. 

Es gibt noch zwei andere Abkommen, die dem 
Bundestag nicht vorgelegt worden sind, nämlich ein 
Abkommen über den Transfer von Unterhaltszahlun-
gen und ein weiteres Abkommen über den Transfer 
von Guthaben. Daran zeigt sich, daß es der DDR mit 
ihren Unterhändlern gelungen ist, das Abkommen, das 
ihr die Vorteile und das Geld bringt, unter Dach und 
Fach zu bringen — das funktioniert, nämlich der 
Transfer von Unterhaltszahlungen; hier fließen Mil-
lionen in die DDR —, daß aber das Abkommen, das 
es ermöglichen sollte, Geld von Sperrguthaben aus 
der DDR in die Bundesrepublik Deutschland zu 
transferieren, und zwar von Leuten, die dort fest-
gehaltene Gelder haben, wegen der besonderen Be-
stimmungen dieses Abkommens überhaupt nicht 
funktioniert. Es ist praktisch jetzt schon gescheitert. 

(Jäger [Wangen] (CDU/CSU) : Leider wahr!) 

Gegen die Unterhaltszahlungen an die andere Seite 
ist gar nichts einzuwenden, aber unsere Unterhänd-
ler verletzen auch bei diesen Nachfolgeverhandlun-
gen gröblich den Grundsatz der Gegenseitigkeit. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU] : Leider!) 

Deswegen wird auch in Zukunft bei diesen Nach-
folgeverhandlungen wahrscheinlich sehr vieles nicht 
so laufen, wie es die Bundesregierung, gerade im 
Interesse der Bevölkerung in beiden Teilen Deutsch-
lands, anstreben müßte. 

Wir sind der Meinung — um das Ergebnis gleich 
vorwegzunehmen —, daß die Folgeverträge zum 
Grundlagenvertrag im Innerdeutschen Ausschuß be-
handelt, daß sie nicht zersplittert werden sollten 
entsprechend irgendwelchen fachlichen Gesichts-
punkten — die wir durchaus ästimieren — auf die 
verschiedenen Ausschüsse, damit die zusammen-
hängende Übersicht, die ja auch erst eine Beurtei-
lung unter dem Gesichtspunkt der Ausgewogenheit 
und Gegenseitigkeit erlaubt, verlorengeht, wobei 
diese Art von Geschäftsverteilung von einigen Mit-
gliedern der Bundesregierung möglicherweise sogar 
gerade beabsichtigt wird. 

Wir haben schon einmal moniert, hauptsächlich 
unser Fraktionsvorsitzender, daß sich die inner-
deutsche Politik und die Verhandlungen in einem 
außergewöhnlichen unkoordinierten, unübersicht-
lichen Stil vollziehen; unübersichtlich großenteils 
nicht nur für die Opposition, sondern, wie wir in 
Fragestunden und in den zuständigen Ausschüssen 
immer wieder den Eindruck haben, auch besonders 
für diese Bundesregierung. Wie berechtigt diese 
Forderung war, zeigt sich darin, daß sich Bundes-
kanzler Schmidt dann auch entschlossen hat, eine 
entsprechende Koordinierung in einem besonderen 
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Erlaß anzuordnen, die aber nach unserem Eindruck 
mehr schlecht als recht funktioniert. 

Wir haben jetzt wieder ein geradezu typisches 
Beispiel dafür, wie unkoordiniert die Dinge laufen; 
denn auf der einen Seite wird das zuständige Mini-
sterium für innerdeutsche Beziehungen nach diesem 
Erlaß in die Koordinierung der Verhandlungen an-
geblich einbezogen, auf der anderen Seite wird dem 
Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen, 
das diese Verhandlungen ja koordinieren soll, sein 
Recht, diese Dinge im Bundestag federführend wahr-
zunehmen, durch die Koalition, wie wir hören, da-
durch verwehrt, daß ein anderer, nämlich ein Fach-
ausschuß für diese Dinge zuständig sein soll. 

Wir kennen natürlich eine Reihe von Motiven der 
Bundesregierung. Wir wissen, daß die DDR schon 
das Wort, aber auch die Institution „innerdeutsche 
Beziehungen" fürchtet wie der Teufel das Weih-
wasser. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Nur, daß die Bundesregierung hier bereits wieder 
ein Beispiel dafür gibt, daß sie ganz offensichtlich 
bereit ist, der Haltung der DDR auf diesem Sektor 
nachzugeben, halten wir für eine ausgesprochen 
schlechte Politik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sehen hierin eine schillernde Taktik der Bun-
desregierung, darin bestehend, das Bundesministe-
rium für innerdeutsche Beziehungen auf der einen 
Seite zwar als Koordinierungsstelle auszuwählen, 
andererseits jedoch alles dafür zu tun, daß dieses 
Ministerium mit den Fragen, für die es eigentlich 
zuständig ist, nachher nicht befaßt wird. 

Sie sagen, dieses Abkommen habe eine politische 
Bedeutung. Das vermissen wir gerade bei der Be-
handlung dieser Frage. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Die DDR sieht die Verhandlungen und Abkommen 
mit der Bundesrepublik Deutschland hauptsächlich 
unter politischen Gesichtspunkten. Sie sind für sie 
Mittel zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele. Die 
Bundesregierung dagegen macht aus den Verhand-
lungen Fachgespräche für Experten des Verkehrs, 
Zahlungsaustauschs und Gesundheitswesens. Nichts 
gegen Experten, aber durch diese Haltung werden 
die übergeordneten politischen Gesichtspunkte ver-
nachlässigt. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : So ist es!) 

Dieser verkehrte Verhandlungsstil ist mit dafür 
ursächlich, daß die Bundesregierung in den Ver-
handlungen mit der DDR so zahlreiche politische 
Niederlagen hinnehmen mußte. Deswegen werden 
wir uns entschieden dagegen zur Wehr setzen, daß 
dieser von der Bundesregierung vielleicht beab-
sichtigte unpolitische Stil auch auf die Arbeit des 
Bundestages übergreift. Wir sind uns zwar darüber 
im klaren, daß es die DDR ungern sieht, wenn in 
der Bundesrepublik Deutschland innerdeutsche Zu-
ständigkeiten sowohl auf der Regierungsebene als 

auch im Parlament praktiziert werden. Für uns gibt 
es jedoch keinen Grund, der DDR auf diesem Ge-
biet nachzugeben. 

Die Bundesregierung und die Mehrheitskoalition 
versuchen, den Bundestag daran zu hindern, seine 
verfassungsmäßigen Rechte innerhalb des zuständi-
gen Ausschusses wahrzunehmen. 

(Lagershausen [CDU/CSU] : Leider! Leider!) 

Dem widersetzen wir uns, und wir werden deswe-
gen beantragen, für die Behandlung dieser Ange-
legenheit und aller anderen Folgeverträge als fe-
derführend den Innerdeutschen Ausschuß einzuset-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Egert. 

Egert (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Es wäre reizvoll, der Versuchung zu 
erliegen, hier eine allgemeine deutschlandpolitische 
Debatte wiederaufleben zu lassen. Ich will das nicht 
tun, sondern will versuchen, für die SPD-Fraktion 
das Gesundheitsabkommen mit der DDR im Ge-
samtzusammenhang unserer Politik und als ein Er-
gebnis dieser Politik zu würdigen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Herr Kollege Abelein, Sie haben hier beklagt, die 
Formulierungen des Abkommens seien zu allge-
mein. Ich werde an Hand einzelner Punkte auf die-
sen Vorwurf eingehen. 

Die Bundesregierung hat dem Bundestag den Ge-
setzentwurf zum Abkommen vom 25. April 1974 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Regierung der DDR auf dem Gebiet 
des Gesundheitswesens zur Beratung vorgelegt. 
Wenn dieser Gesetzentwurf aus einer Reihe be-
deutsamer sozial- und gesundheitspolitischer Geset-
zesvorhaben der sozialliberalen Koalition, die be-
reits verwirklicht sind oder verwirklicht werden 
sollen, herausragt, dann deshalb, weil er eine Frucht 
auf dem durch den Grundlagenvertrag bereiteten 
und von der Regierung mit Beharrlichkeit, Ausdauer 
und politischem Augenmaß 

(Zustimmung des Abg. Wehner [SPD]) 

beackerten Feld der Beziehungen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der DDR darstellt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Abkommen ist ein weiteres Ergebnis einer 
den Wirklichkeiten in der Mitte Europas drei Jahr-
zehnte nach Beendigung des zweiten Weltkrieges 
und den Interessen der Menschen in der Bundes-
republik Deutschland und in der DDR Rechnung 
tragenden Politik. Das Abkommen unterstreicht den 
Wunsch nach und ist ein weiterer Schritt zu mehr 
Normalität in den Beziehungen zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der DDR. Es drückt 
in seinen Inhalten den gegenwärtig vertraglich 
regelbaren Stand gemeinsam interessierender Fra-
gen im Bereich des Gesundheitswesens aus. Die 
Zielrichtung ist deutlich: quantitativ und qualitativ 
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sollen die angestrebten Regelungen das Leben der 
Menschen im Bereich des Gesundheitswesens ver-
bessern. 

Was ist erreicht, was soll im Interesse der Men-
schen in den beiden deutschen Staaten durch das 
Abkommen Wirklichkeit werden? Ausgehend von 
den Grundsätzen der Weltgesundheitsorganisation 
wollen die vertragschließenden Parteien künftig 
gewährleisten, daß sowohl die Bürger der DDR als 
auch die Bürger der Bundesrepublik Deutschland 
bei Besuchsreisen in das jeweils andere Land An-
spruch auf ambulante und stationäre medizinische 
Hilfe und Behandlung erwerben. Der Patient wird 
in den Fällen, in denen er der medizinischen Hilfe 
bedarf, mit Arzneimitteln, Zahnersatz und anderen 
orthopädischen Hilfsmitteln dann versorgt, wenn sie 
von einem Arzt verordnet werden. 

Das Abkommen eröffnet darüber hinaus die Mög-
lichkeit zur Durchführung medizinischer Spezial-
behandlungen und Spezialkuren, soweit diese nicht 
anders gewährleistet werden können. 

Herr Professor Abelein hat gemeint, feststellen zu 
müssen, die Regelung im Abkommen zu diesem 
Punkt sei zu allgemein. Die Tatsache, daß diese 
Regelung bereits im Vorgriff auf dieses Abkommen 
praktiziert wird, zeigt, daß hier zwar nicht quan-
titativ große Zahlen anfallen, daß es aber einzelne 
Beispiele für eine Praxis gemäß diesem Punkt des 
Abkommens bereits jetzt gibt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Acht Anträge auf Behandlung in der BRD liegen 
vor. Von diesen acht im Vorgriff auf das Abkommen 
eingeleiteten Fällen sind vier bereits abgeschlossen. 
Drei Personen werden in Westberlin behandelt; 
der vierte Fall ist die Behandlung eines Ostberli-
ners. Darüber hinaus gibt es drei Anträge auf Be-
handlung in der DDR, darunter einen Kurantrag. 
Das zeigt, daß hier durchaus aus dem Abkommen 
Folgewirkungen entstehen. Wenn dies auch nicht 
ein großer Teil ist, so ist es doch ein Mosaikstein-
chen im Rahmen dessen, was beim gegenwärtigen 
Stand der Verhandlungen mit der DDR erreichbar ist. 

Neben der medizinischen Hilfe hat der verein-
barte Informationsaustausch über Fragen der Ver-
hütung und Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
besonderes Gewicht. Mit dem Informationsaustausch 
in diesem Bereich wird ein weiteres Glied in der 
Kette geschaffen, die helfen soll, in Mitteleuropa 
Gesundheits- und Seuchenschutz wirksamer auszu-
bauen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Höhmann (SPD) : Herr Kollege Egert, bedauern 
Sie es nicht auch genauso wie ich, daß der deutsch-
landpolitische Sprecher der CDU/CSU, Herr Pro-
fessor Dr. Abelein, seinen Antrag in der Weise 
würdigt, daß er jetzt den Saal schon wieder verlas-
sen hat und Ihren Ausführungen gar nicht mehr zu-
hört? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Egert (SPD) : Herr Kollege, mich verwundert an 1 
der Haltung der Opposition in diesem Punkt der 
Deutschland-Politik fast nichts mehr. Insofern kann 
ich das zwar bedauern, aber meine Verwunderung 
ist sehr begrenzt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Die vertragschließenden Parteien waren sich wei-
ter darüber einig, den Austausch von Arzneimitteln 
sowie den Informationsaustausch über diese Erzeug-
nisse künftig zu gewährleisten. Nach den Ausfüh-
rungen von Herrn Professor Abelein ist auch dieser 
Teil angeblich zu allgemein. Ich darf darauf hin-
weisen, daß diese Regelung u. a. auch deshalb be-
deutsam ist, weil künftig der Reisende in der DDR 
nicht mehr damit rechnen muß, daß er wegen Arz-
neimitteln, die er zu seinem persönlichen Bedarf 
mitführt, von den Behörden der DDR belangt wird. 

Was den Vorwurf der zu allgemein gehaltenen 
Formulierung angeht, weise ich darauf hin, daß in 
Art. 7 des Abkommens die Möglichkeit vorgesehen 
ist, in klärenden Gesprächen zwischen Vertretern 
der zuständigen Ministerien die Einzelregelungen 
des Abkommens zu konkretisieren. Hier besteht 
also durchaus die Möglichkeit, allgemeine Formu-
lierungen, wie sie im Rahmen des Abkommens er-
reichbar waren, zu verdeutlichen. Ich halte das für 
einen ganz wesentlichen Punkt im Interesse der wei-
teren Entwicklung der Beziehungen auf der Grund-
lage dieses Abkommens. 

Die von den Partnern des Abkommens verein-
barte Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Bekämp-
fung des Drogen-, Rauschmittel- und sonstigen 
Suchtmittelmißbrauchs trägt sowohl der aktuellen 
Bedeutung als auch dem grundsätzlichen Gewicht 
dieser Fragen deutlich Rechnung. 

Wir Sozialdemokraten werten die erreichten Er-
gebnisse als positive erste Schritte. Wir begrüßen 
ausdrücklich, daß sowohl die DDR als auch die Bun-
desrepublik die materiellen Vereinbarungen aus 
dem Abkommen in dem jetzt möglichen Umfang 
bereits vorab und unbürokratisch anwenden. Wir 
schöpfen daraus die Zuversicht und das Vertrauen, 
daß die Beratungen über die Verhandlungsergeb-
nisse durch die Beauftragten der zuständigen Mini-
sterien hinsichtlich der Umsetzung des Abkommens 
zügig vorangehen werden. 

Wir sind befriedigt über die volle Einbeziehung 
von Berlin (West) in das Abkommen. 

Wir erwarten, daß sich auf der Grundlage des Ver-
handlungsergebnisses die Beziehungen zwischen der 
DDR und der Bundesrepublik Deutschland im Be-
reich des Gesundheitswesens positiv weiterentwik-
keln lassen. Wir hoffen insbesondere darauf, daß 
sich der Informationsaustausch zwischen den im 
Gesundheitsbereich Tätigen intensivieren läßt und 
daß insbesondere auch das Gespräch über die Vor- 
und Nachteile der jeweiligen Gesundheitssysteme 
im Rahmen dieser Kontakte in Gang kommt. 

Wir betonen in diesem Zusammenhang erneut die 
Richtigkeit der Entspannungs-, Ost- und Deutsch-
landpolitik der sozialliberalen Koalition. Sie hat den 
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Schlüssel zu den erreichten Ergebnissen auch in die-
sem Abkommen geliefert. Mir kommt die Haltung 
der Opposition an diesem Punkt immer so vor wie 
die Haltung von Ödlandbauern, die ihr Land, weil es 
unfruchtbar ist, unbestellt gelassen haben, und die 
nun, nachdem andere sich mühselig darangemacht 
haben, diesen Boden zu beackern und erste zarte 
Pflänzchen züchten, sich hinstellen und die Ergeb-
nisse der Arbeit, vor der sie zurückgeschreckt wa-
ren, jetzt kritisieren und insofern durch dieses Be-
mühen selbst nicht sehr glaubwürdig in ihrer Politik 
werden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wir laden Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, erneut ein, endlich den überfälligen 
Schritt zu tun und ja zu sagen zu einer Politik, die 
anachronistischen und den wahren Interessen der 
Bevölkerung widersprechenden Verhaltensweisen 
eindeutig eine Absage erteilt hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wissen Sie auch, 
wovon Sie sprechen?) 

— Ja, ich weiß, wovon ich spreche. Gerade als einer 
der Vertreter einer Generation, die nach dem Kriegs-
ende mit den Ergebnissen von 12 Jahren verhäng-
nisvoller Politik in Deutschland leben muß, weil sich 
niemand außerhalb der Geschichte seines Volkes 
stellen kann, weiß ich, wovon ich spreche. 

Dabei werden wir Sozialdemokraten nicht zulas-
sen, daß Sie, meine Damen und Herren von der Op-
position, diese Politik zerreden und gleichzeitig den 
Versuch unternehmen, durch die Hintertür in die 
Erfolge dieser Politik einzutreten, ohne daß vorher 
deutlich mit einem Ja zu dieser Politik der sozial-
liberalen Koalition von Ihnen Laut gegeben wird. 

Wir Sozialdemokraten wollen nicht versäumen, 
den Verhandlungsführern der Bundesregierung für 
das erzielte Ergebnis zu danken. Wir begrüßen, daß 
die Bundesregierung im Rahmen des weiteren Ge-
setzgebungsverfahrens auf die Anregungen in der 
Stellungnahme des Bundesrates eingehen will und 
daß sie hier ihre Absicht erklärt hat hinsichtlich der 
Mitwirkung der Länder bei der Durchführung dieses 
Abkommens, die wir für unerläßlich halten, eine be-
friedigende Lösung zu erreichen. Wir Sozialdemo-
kraten werden in den Ausschüssen dazu beitragen, 
daß die Beratungen über das Abkommen zügig ab-
geschlossen werden können, damit die Ergebnisse 
dieses Abkommens im Interesse der Menschen in 
den beiden deutschen Staaten so bald wie irgend 
möglich voll wirksam werden können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Prinz zu Sayn -Wittgenstein. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein -Hohenstein 
(CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion stimmt, wie vorhin schon mein Kollege Profes-
sor Abelein gesagt hat, der von der Frau Bundes-
minister vorgetragenen Auffassung zu, daß das Ab 

kommen zwischen der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik als erstes Folgeabkommen 
zum Grundlagenvertrag Verbesserungen beinhaltet, 
die den Menschen in beiden Teilen Deutschlands zu-
gute kommen. 

(Beifall des Abg. Möllemann [FDP]) 

Meine Damen und Herren, unstrittig ist aber 
auch, daß es nicht dieses Abkommens bedurft hätte, 
um die medizinische Hilfe für die Besucher aus der 
DDR hier in der Bundesrepublik zu verbessern oder 
überhaupt erst zu ermöglichen. 

(V o r sitz: Vizepräsident Dr. Schmitt-

Vockenhausen) 

Auch ohne Abkommen haben wir unseren Lands-
leuten aus der DDR, wenn sie zu uns in die Bundes-
republik kamen, im Falle der Erkrankung jede not-
wendige Behandlung zukommen lassen. Dies würde 
auch der Fall sein, wenn es endlich gelingen sollte, 
den zur Zeit immer noch vorhandenen Einbahnver-
kehr aufzuheben und die Reisemöglichkeiten für die 
Bewohner der DDR in unser Land nachhaltig zu 
verbessern. 

Neben den erwähnten Verbesserungen, die sich 
insbesondere in den Artikeln 3, 4, 5 und 6 finden, 
sind allerdings auch eine Reihe von Vereinbarun-
gen getroffen worden, die entweder — auch darauf 
hat mein Kollege Abelein schon hingewiesen — als 
selbstverständlich angesehen werden müßten, weil 
sie einfach unter Kulturländern und Kulturnationen 
selbstverständlich sind, die insbesondere dann als 
selbstverständlich angesehen werden müssen, wenn 
man immer von Weltniveau spricht, oder wo man 
sagen muß, daß sie konkreter gefaßt werden müs-
sen, weil sie nach wie vor zu unbestimmt sind. Ich 
werde Ihnen ein Beispiel sagen, weil Sie das negie-
ren. Ich halte es für eine selbstverständliche Sache, 
daß im Todesfall oder im Falle lebensbedrohlicher 
Erkrankungen auch ohne ein Abkommen von einem 
Staat zum anderen oder von einem Land zum ande-
ren Benachrichtigungen erfolgen und daß man dar-
über nicht erst Abkommen schließen muß. Ebenso 
selbstverständlich ist, daß man jemandem zubilligt, 
daß er, wenn er krank ist, seine eigenen Medika-
mente mitnimmt. Das muß man nicht in Form eines 
Abkommens dieser Art erst vereinbaren. 

Mit Recht hat mein Kollege Abelein auch darauf 
hingewiesen, daß man hätte versuchen müssen, zu 
erreichen, daß auf Arztrezepte wieder nichtkommer-
ziell Medikamente in den anderen Teil Deutschlands 
geschickt werden können. 

Die Regierung wird also in den Beratungen in den 
Ausschüssen deutlich machen müssen, warum die 
einzelnen Abmachungen nicht verbindlicher abge-
faßt werden konnten. 

Problematisch aber — und das insbesondere an 
die Adresse des Kollegen Egert — erscheinen die 
Vereinbarungen, wie sie im Art. 2 enthalten sind, 
nämlich Vereinbarungen über einen Informations-
austausch über Fragen der Verhütung und Bekämp-
fung übertragbarer Krankheiten. Hier wird offen-
sichtlich, daß entgegen der Zusage des Bundesmini- 
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steriums für Jugend, Familie und Gesundheit das 
Bundesgesundheitsamt als sach- und fachkundige 
Bundesoberbehörde an der Vorbereitung der Verein-
barungen nicht beteiligt wurde. Schwerwiegender 
noch erscheint die Tatsache, daß das Bundesgesund-
heitsamt als die zuständige Stelle nicht für den Infor-
mationsaustausch benannt worden ist bzw. dieser 
Erfahrungs- und Informationsaustausch wie in frü-
heren Jahren kurzgeschlossen wird, obwohl das 
seitens des Ministeriums im Ausschuß am 16. Mai 
1973 zugesichert worden ist. Mir erscheint es not-
wendiger und auch zweckdienlicher, wenn sich die 
Experten unmittelbar austauschen, als wenn auf dem 
Umweg über Ministerien Mitteilungen weitergege-
ben werden, die letztlich dann auch in Fachzeitungen 
oder statistischen Nachweisungen gefunden werden 
können. 

Insofern ist es auch bemerkenswert, daß in dem 
Briefwechsel vom 25. April 1974, in dem ein medi-
zinisch-wissenschaftlicher Erfahrungsaustausch ver-
einbart worden ist, dafür das Deutsche Institut für 
medizinische Dokumentation und Information als 
Partner der entsprechenden Stellen in ,der DDR be-
nannt worden ist. Die Fachleute, für deren Arbeit 
der ständige Austausch mit Fachleuten in der DDR 
wichtig ist, sitzen im Bundesgesundheitsamt und 
nicht im Ministerium oder im Deutschen Institut für 
Medizinische Dokumentation und Information. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Oder will die Regierung, um das DIMDI zum ge-
eigneten Gesprächspartner zu entwickeln, jetzt auch 
dort noch entsprechende Fachabteilungen einrichten 
oder sie sogar vom Bundesgesundheitsamt abzie-
hen? Will sie neue Stellen schaffen, um in dieser 
Frage gewissermaßen doppelgleisig zu verfahren? 
Es ist eindeutig, daß das Bundesgesundheitsamt zu-
ständig ist. Es heißt hier u. a. — ich darf zitieren 

Zu seinen Aufgaben gehören Forschungen, die 
Erstattung von Gutachten sowie medizinalsta-
tistische Arbeit auf dem Gebiet der öffentlichen 
Gesundheitspflege, die Rauschgiftbekämpfung, 
die Überwachung des Verkehrs mit Betäubungs-
mitteln und die Führung des Spezialitätenregi-
sters nach dem Arzneimittelgesetz. 

Das sind haargenau die Informationen, die Sie hier 
austauschen wollen. Aber davon ist nicht die Rede, 
sondern man beabsichtigt, auch das mit dem DIMDI 
zu machen, obwohl das Deutsche Institut für Medi-
zinische Dokumentation und Information ganz an-
dere Aufgaben hat, auf die ich hier im einzelnen 
nicht weiter eingehen will. 

Eine solche Vereinbarung ist um so unverständ-
licher, als das Bundesgesundheitsamt selbstver-
ständlich auch mit der Weltgesundheitsorganisation 
und anderen Ländern den Erfahrungsaustausch in 
denselben Bereichen vornimmt. Das soeben Gesagte 
gilt auch für Art. 6, wobei gerade die Bundesopium

-

stelle des Bundesgesundheitsamtes als der geeigne-
te Partner für die beabsichtigte Zusammenarbeit an-
gesehen werden muß. 

Meine Damen und Herren, besondere Probleme 
werden sich noch aus der Handhabung von Art. 2 

Nr. 4 ergeben. Hier ist ein Informationsaustausch 
über Personen vorgesehen, „von denen bekannt ist, 
daß sie Infektionsquellen infektiöser Darmkrank-
heiten, venerischer Krankheiten oder ansteckender 
Tuberkulose sind oder sein können und sich im 
jeweils anderen Staat aufhalten oder aufgehalten 
haben". Hier ist festzuhalten, daß wir in der Bun-
desrepublik Deutschland erstens keine Meldepflicht 
für Bürger haben, die in die Deutsche Demokratische 
Republik reisen wollen, und zweitens auch keine 
personenbezogene Meldepflicht etwa für venerische 
Krankheiten haben. Der Schlußsatz dieses Art. 2 
heißt dann: 

Beide Staaten gehen bezüglich des Umfanges 
des Informationsaustausches und der anzuwen-
denden Gesundheitsmaßnahmen von den im 
jeweiligen Staat geltenden Rechtsvorschriften 
aus. 

Diese Aussage ist für mich doppeldeutig; denn das 
kann auch heißen, daß sich derjenige, der in die 
DDR reisen wird, den dort geltenden Rechtsvor-
schriften, etwa über die Aufhebung des Arztge-
heimnisses, unterwerfen muß. Es könnte auch hei-
ßen, daß bei einem Besuch des anderen Teils 
Deutschlands Impfvorschriften angewendet werden, 
die wir hier nicht mehr haben, die wir noch nicht 
haben oder die wir gerade abschaffen, wie etwa 
die Pockenschutzimpfung, die auf Grund unserer 
Überlegungen gesundheitspolitisch nicht mehr not-
wendig ist. Dies, meine Damen und Herren, halte 
ich für einen gewichtigen Hinweis, über den wir 
uns insbesondere auch in den Ausschüssen zu unter-
halten haben werden, damit es hier nicht zu unter-
schiedlichen Auslegungen kommt. 

Diese Beispiele mögen genügen, um zu zeigen, 
daß neben der grundsätzlichen Zustimmung zu allen 
Maßnahmen, die der Verbesserung der Beziehun-
gen, vor allem aber den Menschen in beiden Teilen 
Deutschlands, dienen können, eine sorgfältige Be-
urteilung dieses Abkommens in den Ausschüssen 
notwendig ist. Hierzu wird die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion ihren Beitrag leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat Frau Abgeordnete Lüdemann. 

Frau Lüdemann (FPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die FDP-Fraktion begrüßt das 
von der Bundesregierung ausgehandelte Gesund-
heitsabkommen mit der DDR als einen wichtigen 
Beitrag zur innerdeutschen Entspannung und zur 
humanitären Hilfe zugunsten der Deutschen dies-
seits und jenseits der zu unserem Leidwesen mitten 
durch Deutschland gezogenen Grenze. Die FDP geht 
in ihrer Deutschlandpolitik seit vielen Jahren den 
konsequenten Weg der ereichbaren, wenn auch 
manchmal kleinen Schritte zur Normalisierung zwi-
schen den beiden deutschen Staaten und ihren Bür-
gern. Das Abkommen mit der DDR ist ein solches 
Ergebnis der von uns verfolgten Politik der Ver-
nunft. Leider müssen wir dagegen die Deutschland-
politik der Opposition, die allzuoft zu einem un- 
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k) fruchtbares Alles oder Nichts neigt, als das bezeich-
nen, was sie in Anbetracht des Erreichbaren und tat-
sächlich Erreichten ist, als eine Politik der Unver-
nunft. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
hocherfreuliche Zunahme des innerdeutschen Be-
sucherverkehrs gerade jetzt über Ostern beweist, 
daß wir mit dem Abschluß des Grundlagenvertrages 
und der seitdem beschlossenen Folgeverträge auf 
dem richtigen Wege sind. Gegenüber Ostern vor 
einem Jahr war mehr als eine Verdoppelung der 
westdeutschen Besucher in der DDR und sogar mehr 
als eine Verfünffachung der ostdeutschen Besucher 
in der Bundesrepublik zu verzeichnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Können Sie das 
einmal in Zahlen sagen?) 

Es ist traurig, daß die CDU/CSU diese Verbesserun-
gen für die Bürger in beiden Teilen Deutschlands 
nicht wahrhaben und mit dem Hinweis auf die zwei-
fellos noch vorhandenen Unzulänglichkeiten abtun 
möchte. 

(Burger [CDU; CSU] : Wir stimmen doch zu, 
Frau Kollegin!) 

Mit dem vorliegenden Gesundheitsabkommen ist 
ein wichtiges Ziel des Grundlagenvertrages und des 
Zusatzprotokolls hierzu erreicht. Art. 3 des Abkom-
mens bringt mit der Einführung eines Rechtsan-
spruchs auf ambulante oder stationäre Behandlung 

) für jeden innerdeutschen Reisenden — dies ist ge-
rade bei dem anwachsenden Besuchervekehr wich-
tig — eine dringend notwendige Ergänzung. Her-
vorheben möchte ich außerdem die wichtige gegen-
seitige Information und Zusammenarbeit bei der Be-
kämpfung übertragbarer Krankheiten und des Dro-
gen- und Rauschmittelmißbrauchs. Im Zusammen-
hang mit der von uns in Angriff genommenen Neu-
ordnung der Arzneimittelsicherheit möchte ich noch 
auf den vereinbarten gegenseitigen Austausch von 
Arzneimitteln auf der Grundlage der Zulassungs-
vorschriften der beziehenden Staaten hinweisen. 

Die vereinbarte Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Gesundheitswesens haben Sie, meine Herren 
Kollegen von der CDU/CSU, gemessen an den 
deutschlandpolitischen Wunschvorstellungen Ihrer 
Fraktion, „wenig" genannt. Gemessen an der bis-
herigen Lage und an dem politisch Erreichbaren dür-
fen wir es mit Fug und Recht als „viel" bezeichnen. 
In der Politik ist alles relativ. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: So ist es!) 

Es kommt nur auf die richtigen, auf realistische Re-
lationen an. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Mein Listenvorgänger als Abgeordneter, Karl-Her-
mann Flach, hat in diesem Sinne den Liberalismus 
einmal zu Recht als eine politische Relativitäts-
theorie bezeichnet. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Bundesminister für inner-
deutsche Beziehungen, Franke. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Be-
ziehungen: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Wir sprechen heute über das Gesundheits-
abkommen mit der DDR. Ich möchte mich bei allen, 
die bisher gesprochen haben, dafür bedanken, daß 
sie dieses Thema erfreulich sachlich behandelt haben 
— wohltuend sachlich im Vergleich zu den Debatten, 
die wir zum Thema Deutschlandpolitik oder ähn-
lichem in der zurückliegenden Zeit hatten. 

Die sachliche Notwendigkeit dieses Abkommens 
ergibt sich wohl für alle — auch für Sie von der 
Opposition — aus der spürbaren Erweiterung des 
Besuchs- und Reiseverkehrs zwischen den beiden 
deutschen Staaten. Ich denke, es ist notwendig, weil 
die Ergebnisse und die Erfolge dieser Deutschland-
politik von Ihnen permanent in Zweifel gezogen 
werden, immer wieder darauf hinzuweisen, daß sich 
die Dinge, für jedermann spürbar und ablesbar, 
wesentlich verändert haben. Ganz merklich ist das 
Ostern wieder in Erscheinung getreten mit der über-
aus unerwartet hohen Zahl von Besuchsreisen in 
die DDR, aber auch aus der DDR hierher. Diese Zu-
nahme der Reisen und Begegnungen ist ein wesent-
liches Ergebnis unserer Deutschlandpolitik, 

(Beifall bei der SPD) 

über deren Gesamtzusammenhang wir in der letzten 
großen Debatte zur Deutschlandpolitik am 30. und 
31. Januar eingehend gesprochen haben. 

Aber einige Punkte möchte ich doch noch einmal 
festhalten; ich glaube, das hilft auch, die Dinge in 
Zukunft hier sachlicher zu behandeln, und wir soll-
ten versuchen, in diesen Dingen, die für die Men-
schen fühlbare und spürbare Veränderungen und 
Verbesserungen bringen, doch um Sachlichkeit be-
müht zu bleiben. 

Erstens. Die Politik der Entspannung zwischen Ost 
und West entspricht einem klaren Interesse der 
Bundesrepublik Deutschland und aller Deutschen. 
Davon läßt sich die Bundesregierung bei ihrer Poli-
tik gegenüber den kommunistischen Staaten leiten, 
auch gegenüber der DDR. Die Bundesregierung ver-
folgt diese Politik, die auf Veränderung in Richtung 
auf einen normalen, menschenwürdigen Umgang und 
auf nachbarschaftliche Zusammenarbeit gerichtet ist, 
mit Entschiedenheit und Tatkraft. Dazu steht sie 
und braucht sich deswegen vor niemandem ver-
leumden zu lassen. Denn was sie tut, entspricht ihrer 
Pflicht in klarer Erkenntnis der Interessenlage unse-
res Landes und seiner Menschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens möchte ich festhalten: Die Bundesregie-
rung erkennt ihre Verantwortung, die Entwicklung 
vorwärtszutreiben. Sie darf also nicht nur Worte 
machen, sondern sie muß alle Anstrengungen unter-
nehmen, um richtig — das heißt für uns: maßvoll, 
umsichtig und sicher — zu handeln. Sie weiß nicht 
nur zwischen dem Möglichen und dem Nichtmög-
lichen zu unterscheiden, sie verfährt auch so. Ich 



11422 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 162. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. April 1975 

Bundesminister Franke 
glaube, es wäre für uns alle hilfreich, wenn wir 
Anfänge suchen wollten in vielen Bereichen, die 
bisher nicht geregelt sind. Denn, Herr Kollege von 
Wittgenstein, Selbstverständlichkeiten — Sie haben 
es soeben gesagt — sind leider nicht überall Selbst-
verständlichkeiten. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Auch Selbstverständlichkeiten, die durch solche Ver-
träge dazu geworden sind, sind damit ein Fortschritt. 
Ich denke, wir sollten gemeinsam erfreut feststellen, 
daß die Bereitschaft auch bei der DDR gegeben ist, 
und wir sollten nicht nur verteufeln und anklagen. 
Denn letztlich geht es um die Menschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens möchte ich hier bei dieser Gelegenheit 
auch unterstreichen, daß die Menschen an den 
schrittweisen Fortschritten und Verbesserungen er-
kennen, daß die Politik der Bundesregierung richtig 
und nützlich ist. Sie sehen ein, daß Geduld und Be-
harrlichkeit bessere Ratgeber sind als große Worte 
und jährliche Bekenntnisse. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei den Menschen verfängt es nicht, wenn die-
jenigen, die selber keinen anderen wirksamen Rat 
wissen, aus enttäuschten Erwartungen und nicht ge-
lösten Sorgen Scheinargumente gegen diese Politik 
schmieden wollen. Die Deutschen wissen sehr wohl, 
wie die Lage unseres Landes aussieht, und sie hören 
genau zu, wenn man ihnen die Probleme dieser 
deutschen Wirklichkeit sachlich auseinandersetzt. 

Viertens möchte ich festhalten: Die Bundesregie-
rung weiß, daß weiteres Vorankommen bei der 
Politik des Verhandelns und der Verträge auch von 
ihrer Bereitschaft und Fähigkeit abhängt, die Inter-
essen ebenso wie die Schwierigkeiten des Partners 
zu erkennen und vernünftig in Rechnung zu stellen. 
Die Bereitschaft und die Fähigkeit zum Kompromiß 
müssen auf beiden Seiten gleichermaßen vorhanden 
sein. 

Fünftens. Die Bundesregierung hat in der Erklä-
rung in der Debatte vom 30. und 31. Januar hin-
reichend deutlich gemacht, wo Gegensätze bestehen 
und Belastungen in unseren Beziehungen zur DDR 
entstanden sind. Sie muß aber auch darauf hinwei-
sen, daß angesichts kritischer Tendenzen die Ver-
bindungen zwischen den beiden deutschen Staaten 
die erste Probe der Belastung bestanden haben. Es 
ist nicht zu verkennen, daß sich auch die andere 
Seite ernstlich Mühe gegeben hat, belastende Streit-
punkte auszuräumen, um so den schwierigen ge-
meinsamen Versuch, auf dem Weg der Entspannung 
voranzugehen, nicht ernsthaft zu gefährden. 

Darum sieht die Bundesregierung — das möchte 
ich sechstens festhalten — in aller Nüchternheit der 
vor uns liegenden Phase, in der es um die weitere 
Ausgestaltung unserer Beziehungen zur DDR geht, 
mit positiven Erwartungen entgegen. Wir halten 
weitere Fortschritte nicht nur für möglich, sondern 
in wohlverstandenem Interesse beider Seiten auch 
für notwendig. Wir werden das Unsere dazu tun, 
um die Verträge mit Leben zu erfüllen und ihnen 

zur Wirklichkeit nachbarschaftlicher Zusammenar

-

beit zum Wohle der Menschen zu verhelfen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Kollege Professor Abelein, ich muß auf 
Ihre Anmerkungen hier vor dem Hohen Hause 
doch einige Erwiderungen geben. Sie haben völlig 
unrichtig dargestellt, wie das Ergebnis der bisheri-
gen Verhandlungen gewesen ist und wie sich dieses 
Ergebnis auswirkt. Sie haben auf das Transferab-
kommen im nichtkommerziellen Bereich Bezug ge-
nommen und hier dargetan — es ist eine beliebte 
Methode, das Erreichte zu diskreditieren —, daß 
Millionenbeträge aus der Bundesrepublik in die DDR 
flössen. Sie haben die Gegenseitigkeit vermißt. Völ-
lig unrichtig! Absolute Gegenseitigkeit ist dabei ge-
wahrt. Wir sind bemüht, daraus etwas anderes wer-
den zu lassen, und zwar mehr, weil sich aus der 
Problemlage heraus natürlich ganz andere Größen-
ordnungen hüben und drüben ergeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Aber entschuldigen Sie, Sie haben das wörtlich 
hier gesagt. Die DDR gibt genau dieselben Beträge, 
die wir ihr zur Verfügung stellen, auch hierher. 
Damit ist die Gegenseitigkeit absolut gewahrt. 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : Darum geht's ja 
gar nicht!) 

Sie haben bemängelt, Herr Professor Abelein, 
daß im sachlichen Teil des Gesundheitsabkommens 
zu allgemeine Formulierungen enthalten seien, das 
sei zu beanstanden, und darum müsse die Feder-
führung vom Sachreferat in das allgemeinpolitische 
Referat überführt werden. Bei allem Respekt vor 
meinen Freunden im Innerdeutschen Ausschuß 
meine ich, daß dort zu diesem Thema bestimmt 
keine exakteren Formulierungen gefunden werden 
können, aber die Aufgabe erfüllt werden kann — 
darum ja auch die koordinierende und mitberaten-
de Aufgabe —, 

(Beifall bei der SPD) 

insgesamt darauf zu achten, daß das übergeordnete 
Politische dabei immer berücksichtigt wird, näm-
lich die Einbeziehung als jener Bereiche, über die 
wir uns im klaren sind. 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : Sie lassen sich 
ja selbst Ihre Zuständigkeiten wegnehmen!) 

— Meine Zuständigkeit ist sehr eindeutig gewähr-
leistet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich möchte dabei nur wiederholen, Herr Professor 
Abelein, wenn überall so umfassend koordiniert 
würde wie hier, 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : Sie koordinieren 
ja gar nicht!) 

wären wir in allen Bereichen weiter. Aber es hat 
ja gar keinen Zweck, Ihnen das sachlich darzustel-
len; Sie ignorieren einfach, was wir Ihnen hier sach-
lich unterbreiten, 

(Beifall bei der SPD) 
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und Sie sind gar nicht bereit, Argumente aufzuneh-
men und zur Fortsetzung der Debatte zu benutzen, 
sondern Sie benutzen Ihre Formeln, die so alt sind 
wie Sie. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Damit haben Sie noch nie dazu beigetragen, daß 
wir weiterkommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Jäger? 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, zeigt nicht der breite Raum, den Sie mit Ihren 
Darlegungen, die Sie soeben gemacht haben, ge-
rade den allgemeinpolitischen Gesichtspunkten im 
Zusammenhang mit dem Gesundheitsabkommen ge-
geben haben, daß es nach der Anlage der Debatte 
seitens der Bundesregierung eigentlich schlüssig 
und logisch wäre, die Federführung dem Innerdeut-
schen Ausschuß zuzuweisen? Das war doch auch das 
Schwergewicht der Debattenanlage von Ihrer Seite. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Franke, Bundesminister für Innerdeutsche Be-
ziehungen: Nein! Herr Kollege Jäger, jetzt haben 
wir es hier alle erlebt. Ich habe die Vertrags- und 
Verhandlungspolitik in ihren Elementen erläutert 
und begründet und habe sehr wenig zum sachlichen 
Teil des Gesundheitsabkommens gesagt. Ich weiß 
nicht, was ich noch tun soll, um es Ihnen deutlich 
711 machen, in welcher Weise das Innerdeutsche 
Ministerium mitzuwirken hat. Es hat darauf zu 
achten, daß sowohl beim Transferabkommen wie 
beim Gesundheitsabkommen wie bei jedem Ab-
kommen, das wir in Zukunft zu treffen haben, un-
sere allgemeinen Gesichtspunkte zur Geltung ge-
bracht werden. Und in den Fachfragen möchte ich 
ein Höchstmaß an Sachkenntnis bei den Verträgen 
gewährleistet wissen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dazu gehört es, daß die Federführung vom Thema 
her gewählt sein muß und der mitberatende Aus-
schuß immer sein politisches Votum vorher abgibt, 
bevor die Sachberatungen beginnen. Ich denke, da-
bei sollten wir es auch belassen. 

Ich möchte noch einmal in aller Deutlichkeit sa-
gen : Für alle Verhandlungen, die von der Bundes-
regierung mit der DDR geführt werden, ist das 
Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen 
koordinierend tätig, vom Anbeginn bis zum Ab-
schluß. 

(Dr. Abelein [CDU/CSU]: Das heißt in Ihrer 
Interpretation: überhaupt nicht!) 

— Kollege Abelein, ich glaube, es hat wenig Sinn, 
mit Ihnen weiter darüber zu diskutieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bei Ihnen kann nicht wahr sein, was nicht wahr sein 
darf, weil es Ihnen nicht paßt, daß diese Politik er

-

folgreicher ist, als alle Ihre Bekenntnisse in den 
zurückliegenden Jahren es zu sein vermochten. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Abelein. 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die von Ihnen gerühmte sach-
liche Atmosphäre in dieser Debatte, Herr Bundes-
minister, haben Sie, meine ich, in hohem Maße ver-
lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich hatte überhaupt nicht die Absicht, dazu jetzt 
 noch etwas zu sagen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Wer hat hier 
provoziert?) 

Aber es kann einfach nicht unwidersprochen blei-
ben, und zwar der Objektivität wegen, daß Sie die-
ses Gesundheitsabkommen als einen großen Erfolg 
Ihrer Politik herausstellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich begrüße im Grunde, daß Sie jetzt politische As-
pekte hereinbrachten; denn bisher haben Sie die 
Geschichte ja hauptsächlich unter rein medizinisch-
fachlichen Gesichtspunkten dargelegt, wogegen ich 
auch nichts habe, denn es hat sich ja auch hier 
durch die in dieser Debatte wirklich sachkundigen 
Ausführungen des Kollegen Prinz Wittgenstein ge-
zeigt, daß das, was Sie hier dem Deutschen Bundes-
tag vorlegen, fachlich auch nicht gerade ein Mei-
sterwerk ist. Aber sehen Sie doch die Erfolgsland-
schaft Ihrer Deutschlandpolitik an! Was hat sich 
denn in der Zwischenzeit geändert? Jetzt sind Sie 
zum erstenmal in der Lage, ein außergewöhnlich 
dürftiges Abkommen, eine Art Rahmenabkommen in 
der Form eines Folgevertrages vorzulegen, nach 
zwei Jahren! Welch dürftiges Ergebnis angesichts 
der gesamten Situation in Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD] : 
Nach 26 Jahren, Herr!) 

Lieber Herr Wehner, Sie sind ohnehin ein besonde-
res Kapitel in der deutschen Politik, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des 
Abg. Wehner [SPD]) 

und daß vieles jetzt nicht besser ist, ist nicht nur 
auf eine fehlerhafte Politik dieser Bundesregierung 
zurückzuführen, sondern dafür sind Sie ganz per-
sönlich verantwortlich. Darüber werden wir uns 
noch öfter unterhalten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Eine Unverschämtheit!) 

Sie stehen ja, wie sich eine Reihe von Malen ge-
zeigt hat, noch nicht einmal hinter dieser Bundes-
regierung. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Ein schreck

-

licher Hetzbruder ist das!) 
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) Sie benützen doch fast jede Gelegenheit, um wirk-
liche, aufrechterhaltene Positionen dieser Bundes-
regierung selbst zu untergraben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Manchmal frage ich mich, welche Position Sie 
eigentlich in den Verhandlungen, auf der einen 
Seite Sowjetunion und DDR und auf der anderen 
Seite Bundesrepublik Deutschland, überhaupt ver-
treten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Egert [SPD] : 
Bodenlose Unverschämtheit! — Dr. Schäfer 
[Tübingen] [SPD] : Ein Hetzer ist das! Ein 

übler Hetzer und Verleumder!) 

Wie ist denn die Situation gegenwärtig in Deutsch-
land? Was haben Sie denn erreicht, etwa bei der 
Herabsetzung der Altersgrenze? Wo ist denn Ihr 
Erfolg bei der vollständigen Rückgängigmachung 
des Zwangsumtausches geblieben? Wie sieht es 
denn entlang der deutschen Grenze aus? Was ist 
denn los mit dem Schießbefehl? Was ist denn mit 
den Minenfeldern? 

(Zurufe von der SPD) 

Wir haben doch nach wie vor das größte Minen-
feld der ganzen Welt mitten durch Deutschland. 

(Zurufe von der SPD) 

— Natürlich ist das für Sie nichts Neues. Es ist 
ja auch so trostlos, daß sich die gegenwärtige, 
aktuelle, menschenwidrige Situation in Deutsch-
land nicht geändert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Zurufe von der SPD) 

— Daß Sie darüber noch lachen, zeigt Ihre innere 
Einstellung zu diesen Dingen. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Jetzt komme ich zu einem Punkt, den Sie hier 
angesprochen haben, Herr Minister, der mir zeigt, 
daß Sie offensichtlich — diese Vermutung habe ich 
immer wieder — diese anderen Folgeabkommen, 
die dem Deutschen Bundestag nicht vorgelegt wor-
den sind, in ihrer Tragweite und möglicherweise in 
ihrem Inhalt gar nicht richtig erfaßt haben. Deswe-
gen muß ich dazu einiges sagen. 

(Zuruf von der SPD) 

Die Bundesregierung hat ein sogenanntes Doppel-
abkommen abgeschlossen, und zwar eines über den 
Transfer von Unterhaltungszahlungen und eines 
über den Transfer von besonderen Guthaben in 
bestimmten Fällen. Wir monieren, daß Sie es im-
mer wieder zulassen, Verhandlungspakete aufzu-
schnüren und Einzelabkommen abzuschließen, wo-
bei sich dann immer wieder ergibt, daß die Abkom-
men, die Vorteile für die andere Seite bringen, dann 
einigermaßen funktionieren; was aber im Zusam-
menhang damit stehen müßte, lassen Sie sich ab-
spalten, und Sie stecken Nachteile ein. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genauso ist es!) 

Der DDR ging es nämlich bei dieser Aufspaltung 
hauptsächlich darum, die Unterhaltszahlungen in 
einer Höhe von etwa 70 Millionen DM als Devisen 

zu kassieren. Das läuft auch; das funktioniert. Das 
Interesse auf unserer Seite — wobei ich gegen diese 
Unterhaltszahlungen überhaupt nichts einzuwenden 
habe — lag aber auch darin, daß endlich die zahl-
reichen Einwohner Westdeutschlands und Berlins, 
die über Konten in Mitteldeutschland verfügen, in 
die Lage versetzt werden, entsprechende Beträge 
von diesen Sperrkonten in die Bundesrepublik 
Deutschland zu transferieren. Ich nehme an, Sie 
wissen wenigstens, wie es zu diesen Beträgen auf 
den Sperrkonten gekommen ist. Das ist nicht gerade 
ein rühmliches Beispiel für die Politik im anderen 
Teil Deutschlands. Ebenfalls wäre dazu einiges un-
ter der Überschrift „Menschliche Erleichterungen" 
zu sagen. 

(Zurufe von der SPD) 

Dabei gelang es nun der DDR, die Bundesregie-
rung in den Verhandlungen voll hereinzulegen. Das 
ist nichts Neues; denn das ist ja fast immer so. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da können Sie auch sagen: Das ist das alte Lied. 
Leider gibt es nichts Neues dazu zu berichten. Statt 
nämlich eine Vereinbarung zu treffen, schloß 
man, wie gesagt, zwei Vereinbarungen, eine über 
den Transfer von Unterhaltszahlungen und eine 
über den Transfer von Guthaben in bestimmten Fäl-
len. Dadurch gelang es der DDR, die gesamten 
Unterhaltszahlungen aus der Bundesrepublik in die 
DDR transferieren zu können, Devisen von 70 Mil-
lionen DM. Sie fragten mich noch nach der Zahl. 
Das müßten Sie als zuständiger Fachminister doch 
eigentlich besser wissen als ein von der Bundes-
regierung sicher schlecht informierter Abgeordneter 
der Opposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Leider!) 

Die zweite Vereinbarung — und hier hätte ich 
eigentlich erwartet, daß Sie den Kern dieser Dinge 
erfaßt haben —, nämlich über den Transfer von Gut-
haben in bestimmten Fällen, ist auf Gegenseitigkeit 
ausgerichtet. Das sehen Sie hier als Erfolg an. Aber 
die Sache ist doch so: Einwohner aus der DDR kön-
nen auch, sofern sie in der Bundesrepublik Deutsch-
land ein Guthaben unterhalten, Geld in die DDR 
überweisen — aber sie haben ja großenteils gar 
kein Guthaben — und es sich dann dort zum Kurs 
von 1 : 1 umwechseln lassen, d. h. mit einem Ver-
lust von etwa 65 % . 

Nun enthält der Art. 3 der genannten Verein-
barung eine sogenannte Zug-um-Zug-Klausel, d. h., 
insgesamt können die Überweisungen aus dem einen 
Staat nicht höher sein als die Überweisungen aus 
dem anderen Staat. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : So ist es!) 

Aber daraus ergibt sich doch ein Nachteil, lieber 
Herr Minister, ein eklatanter Nachteil für unsere 
Seite. 

(Zurufe von der SPD) 

Wenn Sie die Millionenbeträge gegenüberstel-
len, können Sie doch eigentlich nur zu dem Ergeb-
nis kommen, daß hier das Beispiel einer Verhand-
lungsweise von seiten der Bundesregierung vorliegt, 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 162. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. April 1975 	11425 

Dr. Abelein 

wie man es gerade nicht machen soll. Ich hätte 
eigentlich erwartet, daß Sie dies vortragen, wenn 
Sie dieses Kapitel schon ansprechen. Ich habe vorhin 
sehr rasch darüber hinweggeblättert. Aber wenn 
Sie die Angelegenheit jetzt anschneiden, dann muß 
ich ins einzelne gehend darauf eingehen. Dann zeigt 
sich ein weiteres Beispiel für Ihre miserable Politik 
auch nach dem Grundlagenvertrag. 

(Befall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

Jetzt muß ich leider noch auf etwas anderes ein-
gehen, was Sie hier angesprochen haben, nämlich 
auf Ihre Zuständigkeit. Ich erwarte eigentlich von 
einem Bundesminister — egal, welcher politischen 
Partei er zugehört —, daß er seine Zuständigkeiten 
wahrnimmt. Zur Wahrnehmung von Zuständigkei-
ten gehört unter anderem, daß er sich diese Zu-
ständigkeiten nicht wegnehmen läßt. Nicht wir wol-
len Ihnen die Zuständigkeiten wegnehmen; sie wer-
den Ihnen doch laufend ausgehöhlt von Ihrer eige-
nen Partei und Ihren eigenen Regierungskollegen. 
Es ist doch nicht das erstemal daß wir uns darüber 
unterhalten. 

Die teilweise sehr mangelhafte Auskunft der 
Bundesregierung gegenüber dem Parlament und 
gegenüber der Opposition beruht doch gerade im 
Falle Ihres Ministeriums nicht nur auf bösem Wil-
len, sondern großenteils darauf, daß Sie selber 
ebenfalls sehr schlecht informiert sind. Wir wollen 
Ihnen in diesem Punkt doch nur den Rücken stärken. 
Lassen Sie sich doch nicht laufend gefallen, daß 
Sie als zuständiger Minister für die innerdeutschen 
Beziehungen von Ihrer eigenen Koalition an die 
Wand gespielt werden; denn genau das scheint mir 
mir doch die Situation zu sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie dazu wenigstens geschwiegen hätten, 
dann hätten Sie Ihre Koalition dieses Spiel betrei-
ben lassen können. Aber ich verstehe überhaupt 
nicht, wie Sie als zuständiger Minister für inner-
deutsche Beziehungen, was für mich ein außerge-
wöhnlich wichtiges — wenn Sie mich fragen: wahr-
scheinlich das wichtigste — politisches Ressort in 
einer Bundesregierung gegenwärtig ist, auch noch 
dafür plädieren können, daß Ihnen diese Fragen, 
nämlich die Nachfolgeverträge zum Grundlagenver-
trag, aus Ihrer Federführung weggenommen werden. 

Dieses Spiel bringt leider die Vermutung nahe, 
daß es sich hier nicht um Zufälle handelt, sondern 
daß dahinter eine gewisse Absicht steht, daß Sie 
nämlich auf diese Weise erreichen wollen, daß der 
Begriff „innerdeutsch" überhaupt verschwindet, daß 
Sie auf diese Weise dazu kommen, daß die DDR 
dann für Sie eben Ausland darstellt. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : So möchten 
Sie es!) 

Wir nehmen Sie in diesem Punkt bei Ihren eigenen 
Sentenzen, bei Ihrer eigenen Politik. Sie behaupten 
doch selbst immer, es handele sich dabei um nicht-
völkerrechtliche Beziehungen, um Nicht-Ausland; 
hier handele es sich um besondere innerdeutsche Be

-

ziehungen. Aber Ihre Praxis widerspricht völlig Ih-
ren Worten. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Es ist ge

-

nauso in der Praxis!) 

Wir können leider nicht umhin, dahinter eine ge-
wisse Absicht zu sehen. 

Dem werden wir uns widersetzen. Deswegen 
stelle ich erneut den Antrag, 

(Zuruf von der FDP: Brauchen Sie nicht!) 

— Sie brauchen das sicher nicht; denn Sie sind ja, 
wie mir wenigstens scheint, in diesem Punkt unbe-
lehrbar — diesen Vertrag und auch die Folgever-
träge 

(Zuruf von der FDP: Der Antrag ist notiert!) 

im Parlament, und zwar auch im Interesse der Zu-
ständigkeit des Bundesministers für innerdeutsche 
Beziehungen, dem eigentlich dafür zuständigen Aus-
schuß für innerdeutsche Beziehungen als federfüh-
rendem Ausschuß zu überweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Höhmann. 

Höhmann (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich habe nur einige 
wenige Sätze hier von mir zu geben. Der erste Satz 
soll dieser sein: Herr Kollege Abelein, Sie haben 
in phantastischer Art hier dargestellt, in welcher 
Weise man dem Antrag, den Sie im Plenum einge-
bracht haben, einen Bärendienst erweisen kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wer mit derart haßerfüllter Art, wie Sie es uns hier 
demonstriert haben, innerdeutsche Politik machen 
will, der ist dafür überhaupt völlig ungeeignet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lagers- 
hausen [CDU/CSU] : Schönen Dank für die 

Note, Herr Lehrer!) 

— Ich weiß nicht, warum Sie den Lehrer jetzt so 
nach vorne bringen. Es waren noch nie die von der 
letzten Bank, die den Lehrer gelobt haben, sondern 
meistens diejenigen, die die besten Plätze einge-
nommen hatten. Sie scheinen zu denen nicht zu ge-
hören, Herr Kollege Lagershausen; ich bedaure es 
sehr. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Was haben Sie 
denn für autoritäre Ansichten vom Lehrer

-

beruf?) 

— Bitte, Sie kommen offensichtlich auch nicht von 
den besten Plätzen in der Schule. Es tut mir leid. 
Aber wenn Sie so weitermachen wollen, kann ich in 
dieser Art auch fortfahren. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Sie können ruhig billig weiter argumentieren. Ich 
weiß, wie ernst Sie es nehmen. Im übrigen: Es hat 
keinen Sinn. Das Mikrophon habe im Augenblick 
ich, nicht Sie! 

Zweite Bemerkung, die ich machen wollte: Ich 
halte es für einen außerordentlich schlechten Stil, 
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hier bei jeder Gelegenheit einen Mann in unfairer 
Weise anzugehen, der sich um innerdeutsche und 
gesamtdeutsche Beziehungen ganz besondere Ver-
dienste erworben hat. 

(Gerster [Mainz] [CDU CSU] : Welche denn!) 

Damit meine ich den Vorsitzenden der SPD-Fraktion, 
Herbert Wehner. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Ernst zu nehmende Leute in der CDU/CSU-Fraktion 
bestreiten diese Verdienste nicht. 

Dritte Bemerkung: Es ist eine Unverschämtheit, 
über den Schießbefehl so zu reden, als gäbe es die-
sen, seitdem es eine sozialliberale Koalition gibt. 
Dieser Schießbefehl war von Anfang an da, 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!) 

und er ist in der DDR besonders seit dem Zeitpunkt 
praktiziert worden, als der Eiserne Vorhang 1952 
heruntergelassen worden war. 

(Wehner [SPD] : Sehr wahr!) 

Damals waren Sie vielleicht gerade geboren, ich war 
damals schon fast erwachsen. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] 
[CDU/CSU] : Nichts mehr dazugelernt!) 

Vierte Bemerkung, die ich machen möchte: Ich 
halte es auch, besonders wenn das innerdeutsche 
Ministerium in dem Ratifikationsgesetz als das Mi-
nisterium herausgestellt wird, das die Abkommen 
in Zukunft zu überwachen hat und hier auch alle 
Folgeabkommen mit den Bundesländern zu koordi-
nieren hat, für unangebracht, so zu reden wie der 
Kollege Professor Dr. Abelein, der es besser wissen 
müßte — ich nehme an, er kann lesen —, und so zu 
tun, als habe das innerdeutsche Ministerium damit 
nichts zu tun. Die Sache ist eindeutig klargelegt. 
Lesen Sie den Art. 2 des Ratifizierungsgesetzes, so 
werden Sie sehen, in welcher Weise dieses Mini-
sterium beteiligt ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Abelein [CDU/CSU]) 

Fünfte Bemerkung, die ich machen möchte: Es ist 
also völlig falsch, zu sagen, die Federführung sei 
dem innerdeutschen Ministerium fortgenommen. 
Aber ich kann mir nicht vorstellen, daß es richtig 
wäre, einem Amt, das Verhandlungen mit einem an-
deren Staat zu koordinieren hat, nun alle die Abtei-
lungen zuzuordnen, die beispielsweise für Gesund-
heit im Ministerium für Jugend, Familie und Ge-
sundheit zuständig sind, die Abteilungen zuzuord-
nen, die im Verkehrsministerium mit dem Verkehrs-
vertrag befaßt sind, jene Abteilungen zuzuordnen, 
die im Finanzministerium über Finanzdinge zu ver-
handeln haben. Wir bekämen im innerdeutschen 
Ministerium einen Riesentermitenhaufen an Büro-
kratie, was völlig unnötig ist, da in den zuständigen 
Ministerien die Abteilungen schon vorhanden sind. 
Und wir sind im innerdeutschen Ausschuß, meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen, auch nicht alle 
und in jedem Falle so sachkundig, daß man sagen 
könnte, es stünde uns in jedem Falle — eben der 
Sachkunde wegen — die Federführung zu. 

Der Herr Kollege Abelein hat seine Rede damit 
geschlossen, daß er gemeint hat: „Ich verstehe über-
haupt nicht, warum das so sein muß." Herr Kollege 
Abelein, ich möchte Ihnen dabei überhaupt nicht 
widersprechen. 

(Beifall bei der SPD und bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Herr Abge-
ordnete Porzner. 

Porzner (SPD) : Herr Präsident! Meine verehrten 
Damen und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion hat be-
antragt, daß der Gesetzentwurf — federführend — 
dem Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen über-
wiesen wird. Dazu kurz: Seit vielen Jahren werden 
aus guten Gründen Gesetzentwürfe und Vorlagen 
der Bundesregierung dem Ausschuß zugewiesen, 
und zwar zur federführenden Beratung, der mit dem 
Ministerium korrespondiert, das in der Bundes-
regierung für die Erarbeitung des Gesetzentwurfes 
federführend und zuständig ist. Es ist keine Ein-
schränkung der verfassungsmäßigen Rechte des 
Parlaments, wenn wir bisher einvernehmlich so ver-
fahren sind. Herr Abelein, ich weise deswegen die-
sen Vorwurf, den Sie allen in diesem Parlament 
gegenüber erhoben haben, zurück. Das Bundesmini-
sterium für Jugend, Familie und Gesundheit ist in-
nerhalb der Bundesregierung für diesen Gesetzent-
wurf zuständig, hat ihn erarbeitet. Frau Bundesmini-
ster Focke hat den Gesetzentwurf hier im Bundestag 
eingebracht. Deswegen soll dieser Gesetzentwurf 
auch dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund-
heit zur federführenden Beratung überwiesen wer-
den. 

Die SPD-Fraktion beantragt jedoch — ich tue das 
im Namen auch der FDP-Fraktion —, daß dem Aus-
schuß für innerdeutsche Beziehungen der Gesetz-
entwurf zur Mitberatung überwiesen wird. Damit ist 
die politische Koordinierung und auch Würdigung 
möglich, auf die es den Mitgliedern des innerdeut-
schen Ausschusses einerseits ankommt, und ande-
rerseits ist gleichzeitig in ausreichendem Maße der 
Tatsache entsprochen, daß es sich um ein Folgeab-
kommen des Grundlagenabkommens mit der DDR 
handelt. 

Wir lehnen den Antrag der CDU/CSU-Fraktion, 
den innerdeutschen Ausschuß als federführenden 
Ausschuß zu bestimmen, ab und bitten, die Vorlage 
zu ergänzen und den innerdeutschen Ausschuß als 
mitberatenden Ausschuß zu benennen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Zur Geschäftsordnung erteile ich das Wort dem 
Herrn Abgeordnete Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen! Meine Herren! Ich möchte nur in wenigen 
Sätzen an die Logik appellieren. 

(Egert [SPD] : Was bitte?) 

— Daß Sie die Logik nicht kennen, verstehe ich. 
Ich habe sie bei Ihnen bisher nicht bemerkt. 
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Der Bundestag hat sich so organisiert, daß er je-

weils einem Fachministerium einen Fachausschuß 
gegenüberstellt. Der jeweilige Fachausschuß be-
kommt dann auch — das hat der Herr Kollege 
Porzner hier klargelegt — den entsprechenden Ge-
setzentwurf als federführender Ausschuß überwie-
sen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Nach den Ausführungen, die der Herr Bundes-
minister Franke soeben gemacht hat, war nicht das 
Ministerium der Frau Kollegin Focke, sondern sein 
Ministerium das koordinierende. Entweder, meine 
Damen, meine Herren von der SPD und der FDP, 
hat also der Minister hier die Unwahrheit gesagt, 

(Unruhe und Zurufe von der SPD — Dr. 
Schäfer [Tübingen] [SPD] : Immer gleich 

lügen!) 

vielleicht aus Unwissenheit, was ich nicht einmal 
ausschließe bei ihm. — Entschuldigen Sie bitte. Herr 
Kollege Schäfer, daß Sie sich über mich erregen, 
verstehe ich aus anderen Gründen sogar. Aber des-
sen ungeachtet muß ich feststellen: Entweder hat 
der Minister hier die Unwahrheit gesagt, als er von 
der Koordinierung sprach, oder Sie wollen in die-
sem Falle — das sollten Sie dann aber auch sagen 
— von der bewährten Praxis abweichen. 

Bitte machen Sie klar, was tatsächlich ist. Wenn 
Sie der Logik folgen und den Aussagen des Mini-
sters, der ja nach dem Gesetz auch noch die Aus-
führungsbestimmungen zu erlassen hat, müssen Sie 
allerdings unserem Antrag zustimmen. Darum bitte 
ich Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
der CDU/CSU, den Ausschuß für innerdeutsche Be-
ziehungen mit der Behandlung der Vorlage feder-
führend zu betrauen. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Zeichen. — 

(Höhmann [SPD] : Nun wollen wir doch mal 
zählen!) 

Danke. Gegenprobe! — 

(Zurufe von der SPD: Zählen!) 

Enthaltungen? — Danke. Der Antrag ist mit sehr 
großer Mehrheit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung über den Vorschlag des Ältestenrates, 
der auf Antrag der SPD ergänzt worden ist: Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit feder-
führend, Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung und Ausschuß für inner-
deutsche Beziehungen, ebenfalls mitberatend. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch gegen diesen 
Antrag; es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 8 und 9 der Tagesordnung auf: 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset

-

zes zur Änderung des Bundesausbildungsför-
derungsgesetzes (3. BAföGÄndG) 
— Drucksache 7/3385 -- 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

9. Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes 
— Drucksache 7/3386 - 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Wird dazu von der Bundesregierung oder vom 
Bundesrat das Wort begehrt? — Das ist nicht der 
Fall. 

Für die Fraktion der SPD hat der Herr Abgeord-
nete Vogelsang das Wort. 

Vogelsang (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dem Hause liegt eine dritte Novelle 
zum Bundesausbildungsförderungsgesetz vor, und 
zwar gleich in doppelter Ausfertigung. Das allein 
werten wir als einen Beweis dafür, welche politische 
und insbesondere bildungspolitische Bedeutung die-
ses Gesetz hat. 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch einmal 
kurz auf das besondere Anliegen dieses Gesetzes 
hinweisen, daß nämlich Einkommensverhältnisse der 
Auszubildenden, der Eltern oder der Ehegatten nicht 
Eintrittskarten zu oder Gründe für den Ausschluß 
von unserem Bildungssystem bedeuten. Das Gesetz 
setzt deshalb auch die Förderung konsequent bereits 
bei der Oberstufe an und setzt sie bei den Studen-
ten fort. 

Jetzt soll dieses Gesetz zum dritten Male novel-
liert werden. Zwei Entwürfe liegen Ihnen, wie ge-
sagt, vor. Das Anliegen dieser Entwürfe fasse ich 
wie folgt zusammen: Erstens. Der Rahmen soll so-
wohl bei den Auszubildenden — das entspricht dem 
Vorschlag der Bundesregierung — wie auch bei den 
Ausbildungsstätten außerhalb Europas — das ent-
spricht dem Vorschlag des Bundesrates — ausgewei-
tet werden. Zweitens. Die Durchführbarkeit soll ver-
bessert werden, es soll also eine bessere Verwal-
tung und Durchführung dieses Gesetzes geben. 

Zu 1: Das Gesetz in seiner ersten Fassung galt nur 
für Deutsche, heimatlose oder asylberechtigte Aus-
länder. Die erste Novelle zu diesem Gesetz bezog 
auch die Ausländer mit ein, wenn diese eine ent-
sprechende Zeit in der Bundesrepublik ihren stän-
digen Wohnsitz hatten. Soweit es sich um die Aus-
bildungsstätten handelt, waren ursprünglich nur 
diejenigen im europäischen Bereich einbezogen; die 
zweite Novelle zum Bundesausbildungsförderungs-
gesetz bezog auch außereuropäische Ausbildungs-
stätten mit ein. Allerdings hat diese Novelle das an 
einige Bedingungen geknüpft, nämlich an diese: 
wenn die Ausbildung in den außereuropäischen 
Ausbildungsstätten für die Ausbildung erforderlich 
ist, im Rahmen eines Studienprogramms erfolgt oder 
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der Ausbildung nach dem Ausbildungsstand förder-
lich ist. 

Alle diese Förderungsmaßnahmen und -möglich-
keiten sind eingepaßt in unser Bildungssystem, und 
zwar um a) schulische und auch berufliche Ab-
schlüsse nach deutschem Recht zu erreichen und b) 
die Mittel so sparsam und zweckmäßig wie möglich 
einzusetzen. 

Der Entwurf der Bundesregierung weitet nun den 
Kreis der Anspruchsberechtigten aus. Künftig sollen 
auch ausländische Kinder deutscher Elternteile und 
Kinder von Ausländern aus Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft, die Ausbildungsstätten 
innerhalb der Bundesrepublik besuchen, Ausbil-
dungshilfen nach dem Bundesausbildungsförderungs-
gesetz erhalten. Damit wird die Konsequenz aus 
einem Urteil des Gerichtshofes der Europäischen 
Gemeinschaften gezogen. 

Der Entwurf des Bundesrates will die Förderungs-
möglichkeiten punktuell auf Ausbildungsstätten in 
den USA und in Kanada ausdehnen. — Meine Da-
men und Herren, wenn man das Gesetz so weit öff-
nen will, daß über die zitierten Kriterien hinaus 
Auszubildende beim Besuch einer ausländischen 
Ausbildungsstätte gefördert werden, kann man dies 
nicht auf zwei Staaten beschränken. Ich darf Sie hier 
auch auf die Drucksache 7/3302 verweisen. Mit die-
ser Drucksache unterrichtet die deutsche Delegation 
der II. Interparlamentarischen Konferenz für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa vom 31. Januar 
bis 6. Februar 1975 in Belgrad den Deutschen Bun-
destag; an dieser Konferenz haben 27 europäische 
Staaten sowie die USA und Kanada teilgenommen. 
Es entspricht nicht der Entschließung im Ausschuß 
3, wenn nur die Ausbildungsstätten von zwei Teil-
nehmerstaaten in das Gesetz einbezogen werden 
sollen. Denn wir gehen davon aus, daß alle Teil-
nehmerstaaten dieser Konferenz qualifizierte Aus-
bildungsstätten haben. Die Öffnung in dieser vom 
Bundesrat vorgesehenen Form für alle Staaten ist 
aber wegen des finanziellen Rahmens nicht mög-
lich. 

Aus den dargelegten Gründen sehen wir zur Zeit 
keine Möglichkeit, diesem Vorschlag zu folgen. 
Auch dem Hinweis des Bundesrats, über diesen 
Weg den Numerus clausus abzuschwächen, müssen 
wir mit folgenden Argumenten entgegentreten. Auch 
in den genannten Ländern stehen in den Bereichen, 
in denen ein Numerus clausus herrscht, keine Aus-
bildungsplätze zur Verfügung, und zum anderen 
sind die Abschlüsse in diesen Ländern mit deutschen 
Abschlüssen heute noch nicht vergleichbar. Wir 
wollen und dürfen, so meinen wir, keine Hoffnun-
gen wecken, die nachher zu noch größeren Enttäu-
schungen führen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Völlig unmöglich erscheint es uns, das Gesetz in 
der Weise zu erweitern, die der Bundesrat vor-
schlägt: bei der Bemessung dieser Förderungen in 
USA und Kanada nur auf das Einkommen des Aus-
zubildenden abzuheben. Das würde bedeuten, daß 
auch Kinder von Eltern mit hohen und höchsten 
Einkommen Anspruch auf Förderung hätten. Das 

kann doch wohl nicht ernsthaft gemeint sein. Denn 
das widerspräche dem Anliegen des Gesetzes und 
würde sicherlich von all denen als ungerecht emp-
funden, die es zu finanzieren haben, nämlich den 
Steuerzahlern. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Zu 2: Die Vorschläge zur besseren Durchführbar-
keit des Gesetzes werden wir ernsthaft prüfen. Denn 
der Gesetzgeber hat nicht nur gute Gesetze zu er-
arbeiten, sondern er hat auch immer im Auge zu 
haben, daß sie möglichst wenig Verwaltungsauf-
wand erfordern. 

Den Überweisungsvorschlägen stimmt die SPD-
Fraktion zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Fuchs. 

Dr. Fuchs (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die beiden in erster Lesung hier 
vorliegenden Gesetzentwürfe haben zwar die glei-
che Überschrift, aber sie haben inhaltlich andere 
Gegenstände. Trotzdem hängen sie zweifelsohne zu-
sammen. Sie sind in gewisser Hinsicht verschwi-
stert. Es könnte sein — und es sollte sein —, daß 
am Schluß der Beratungen aus den beiden Gesetzen 
ein gemeinsames Gesetz wird. 

Zum Entwurf der Bundesregierung darf ich fol-
gende Bemerkungen machen. Eben wurde darauf 
hingewiesen, daß nach dem bezüglich der Aus-
legung allerdings umstrittenen Urteil des Gerichts-
hofs der Europäischen Gemeinschaften vom 3. Juli 
1974 den Kindern und Angehörigen von Personen 
der EG-Länder, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land leben, die gleiche Förderung zuteil werden soll 
wie deutschen Anspruchsberechtigten. Die CDU/ 
CSU-Fraktion bejaht diese Regelung im Grundsatz. 
Dies gilt uneingeschränkt für die Förderung im 
Bundesgebiet. Die Förderung dieses Personenkreises 
im Ausland allerdings bedarf einer kritischen Durch-
leuchtung, weil sie über das Urteil des Gerichtshofs 
der Europäischen Gemeinschaften hinausgeht. 

Die Regierungsvorlage sieht vor, daß bei den Aus-
zubildenden, die im Geltungsbereich des Gesetzes 
nach EG-Vorschriften als Familienangehörige Frei-
zügigkeit gewährt erhalten oder die ein Verbleibe-
recht haben, nicht nur der Besuch von in der Bundes-
republik Deutschland gelegenen Ausbildungsstätten 
gefördert wird, sondern auch der Besuch von im 
Ausland gelegenen Ausbildungsstätten. Aus dem 
Urteil kann unserer Auffassung nach auf Grund des 
dort erwähnten Integrationsgebotes nur die Ver-
pflichtung abgeleitet werden, die Angehörigen der 
EG-Mitgliedstaaten unter den gleichen Bedingungen 
wie die Staatsangehörigen des Aufnahmelandes am 
Unterricht, der in diesem Lande stattfindet, teilneh-
men zu lassen. 

Ein Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot 
kann insbesondere nicht vorliegen, wenn Angehö-
rige eines EG-Mitgliedstaates mit ständigem Wohn-
sitz im Aufnahmestaat eine im Heimatstaat gele- 
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gene Ausbildungsstätte besuchen. Hier ist für die 
finanzielle Förderung der Ausbildung ausschließ-
lich das innerstaatliche Recht des Heimatstaates 
anzuwenden. Wäre das Aufnahmeland gehalten, 
den Besuch von Ausbildungsstätten im Heimatstaat 
zu fördern, würde dadurch in die innerstaatlichen 
Angelegenheiten dieses Landes eingegriffen werden. 
Außerdem würde dies bei den einzelnen EG-Ländern 
zum Teil zu grotesken, für den sozialen Frieden 
bedenklichen und ungerechtfertigten Unterschieden 
in der Förderung führen, je nachdem, ob der Be-
rechtigte, obwohl Angehöriger des gleichen Staates, 
entweder nach unseren Gesetzesvorschriften oder 
denen des eigenen Landes gefördert würde. Die 
CDU/CSU-Fraktion wird durch Anträge ein vernünf-
tiges Gleichgewicht zu erreichen versuchen. 

Keine Bedenken ergeben sich bei der Einbezie-
hung von Kindern deutscher Eltern oder eines 
deutschen Elternteils, die selbst nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen, im Gebiet unseres 
Staates. Die Förderung außerhalb des deutschen 
Bundesgebietes wirft aber auch hier Fragen auf, die 
zweifelsohne der Erörterung bedürfen. 

Keine Einwendungen bestehen auch gegen die 
Zuständigkeitsregelung bei der Durchführung des 
Gesetzes, obwohl Einzelheiten sicher im federfüh-
renden Ausschuß auch unter dem Gesichtspunkt 
einer möglichst sparsamen Verwaltung geprüft 
werden müssen. Da die jetzige Regelung bereits 
am 31. Dezember 1974 ausgelaufen ist, sind wir 
über dieses Jahr, da dieser Punkt zum 1. Januar 
1976 in Kraft treten soll, ohnehin in gewisser Hin-
sicht im Niemandsland. 

Im einzelnen werden bei der Beratung dieses 
Gesetzentwurfs auf Grund von Beschlüssen des 
Bundesrates, denen sich die Bundesregierung er-
freulicherweise zum großen Teil angeschlossen hat, 
und auch durch Anträge der CDU/CSU-Fraktion 
noch Verbesserungen zu erhoffen sein. 

Nun muß ich auf ein Problem hinweisen, das durch 
die zweite Novellierung des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes entstanden ist und das nach Auf-
fassung der CDU/CSU jetzt bei der dritten Novellie-
rung unbedingt einer gesetzlichen Regelung bedarf. 
Es handelt sich um die Beseitigung der gravieren-
den und durch nichts zu rechtfertigenden Benach-
teiligung einer Gruppe von Fachhochschülern, die 
durch die Ableistung des Wehrdienstes oder des 
Zivildienstes gegenüber anderen vergleichbaren 
Studierenden bei der Förderung entsteht. Die „Süd-
deutsche Zeitung" hat dafür in mehreren Artikeln 
beißende Schlagzeilen gefunden, die ich Ihnen doch 
nicht vorenthalten möchte, so z. B. „Ein Jahr ver-
loren — und das Stipendium dazu" oder „Kalte Du-
sche nach dem Wehrdienst" oder „Wehrdienst mit 
Stipendienentzug belohnt". Während die Studie-
renden bestimmter Jahrgänge, die keinen Wehr-
dienst oder Zivildienst leisten, eine Zuschußförde-
rung erhalten, werden Studenten, die Wehrdienst 
oder Zivildienst leisten, dadurch, daß sie wegen 
ihres Dienstes erst nach der zweiten Änderung de: 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes, zum 1. August 
1974 in Kraft getreten, das Studium an einer wissen-
schaftlichen Hochschule aufnehmen konnten, auf 

Darlehen verwiesen. Meine Damen und Herren, das 
kann bei einem vierjährigen Studium bei Vollförde-
rung einen Verlust von etwa 22 000 DM bedeuten. 
Dies bedeutet eine Wehrsteuer, aber genau im um-
gekehrten Sinn, wie sie heute erörtert wird. Wer 
für den Staat, durch ein Gesetz dazu verpflichtet, 
eine Leistung erbracht und wer Zeit geopfert hat, 
der darf dafür nicht bestraft werden. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Diese Ungerechtigkeit muß in dieser dritten Novel-
lierung unserer Auffassung nach unbedingt beseitigt 
werden. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Dabei bedarf auch die Tatsache der Erörterung, 
daß durch die zweite Novellierung eine ungleiche 
Lage dadurch an einzelnen Hochschulen entstanden 
ist, daß bei bestimmten Fachhochschulen das Stu-
dium nach einer Zwischenprüfung nicht an einer 
wissenschaftlichen Hochschule weitergeführt wer-
den kann, während dies bei anderen möglich ist. 
Zumindest muß dies erörtert werden, und die Bun-
desregierung muß sich auch dazu äußern. 

Ich komme nun zu dem anderen Dritten Ände-
rungsgesetz, das vom Bundesrat vorgelegt wurde 
und das die Förderung der deutschen Studierenden 
in den Vereinigten Staaten von Amerika und in 
Kanada betrifft. Diese Förderung soll der Förderung 
im europäischen Ausland angeglichen werden. Die 
CDU/CSU-Fraktion hat für diese Frage ebenso wie 
CDU-Politiker in den Bundesländern, vor allem der 
Landtagsabgeordnete Schwarz-Schilling aus Hessen, 
schon mehrfach Lösungen angestrebt. Ich verweise 
auf die Kleine Anfrage auf Drucksache 7/1716 oder 
auf die Kleine Anfrage auf Drucksache 7/1720 über 
den deutsch-amerikanischen Jugendaustausch sowie 
auf die Ausführungen der Kollegin Frau Dr. Walz 
Anfang 1974 im Plenum des Bundestages. 

Um dieses Problem völlig unverdächtig deutlich 
zu machen, darf ich aus der Rede des damaligen 
Bundeskanzlers Brandt vor dem Aspen-Institut am 
28. September 1973 zitieren. Er sagte damals: 

Es sind nur je ein paar Tausend junge Deutsche, 
die das Glück haben, im Land des anderen stu-
dieren zu können ... zuwenig hier, wie dort. 
Es wird uns etwas einfallen, wir werden etwas 
unternehmen müssen. 

Das blieb allerdings nur ein verbaler Kraftakt. 

Die Wirklichkeit ist mehr als unbefriedigend. Das 
Bundesausbildungsförderungsgesetz ermöglicht in 
seiner bisherigen Fassung kaum eine Förderung des 
Studiums in den Vereinigten Staaten und in Kanada. 
Die Zahl der Studierenden geht laufend zurück. Im 
Jahre 1973 erhielt kein deutscher Student Aus-
bildungsförderung nach diesem Gesetz für das Stu-
dium in diesen Ländern; so wird im Vorblatt des 
Gesetzentwurfs des Bundesrates festgestellt. Dabei 
wäre ein verstärkter kultureller und wissenschaft-
licher Kontakt zu den Vereinigten Staaten von Ame-
rika und zu Kanada gerade in der heutigen welt-
politischen Lage von einer kaum zu überschätzenden 
Bedeutung; denn auch dadurch würden die Verbin-
dungen und die Bindungen zu unseren wichtigsten 



11430 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 162. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 10. April 1975 

Dr. Fuchs 
Partnern in Übersee verstärkt, würde ein Beitrag 
dazu geleistet, das Bewußtsein der Zusammenge-
hörigkeit zu vertiefen und den keimenden Virus des 
Isolationismus zu bekämpfen. 

Außerdem gebietet die wachsende Zahl der Ab-
iturienten, die bei uns keinen Studienplatz finden, 
die Ausschöpfung aller sich bietenden Möglich-
keiten, über den Numerus clausus nicht nur zu 
reden, sondern ihn wirklich zu bekämpfen. 

Es ist nicht so, wie Herr Kollege Vogelsang ge-
sagt hat, daß hier keine Entlastung erfolgen könnte. 
In den Vereinigten Staaten und in Kanada stehen 
in großem Umfang, abgesehen allerdings von den 
medizinischen Fächern, freie Studienplätze zur Ver-
fügung, z. B. bei den Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften, für die Stadt- und Regionalplanung mit 
den Fächern Architektur, Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften, Psychologie, Soziologie, Rechtswis-
senschaft, bei den Ingenieurwissenschaften (Ökolo-
gie, Umweltschutz, Bauingenieurwesen), Maschinen-
bau, Elektrotechnik, Psychologie, Biochemie, Mathe-
matik. Diese Chance sollte genutzt werden. Um so 
bedauerlicher ist die Ablehnung des Gesetzentwurfs 
durch die Bundesregierung. Ich will mich in wenigen 
Bemerkungen mit den Gesichtspunkten der Argu-
mentation der Bundesregierung beschäftigen. 

Erstens. Es ist keine Willkür, wenn erweiterte 
Förderungsmöglichkeiten nur für die USA und Ka-
nada eröffnet werden. Ein uneingeschränktes Über-
seeprogramm — das wurde soeben auch von Herrn 
Vogelsang gesagt — wäre schwer zu finanzieren. 
Der nordamerikanische Raum hat bei den trans-
atlantischen Beziehungen allerdings aus vielen 
Gründen ein ganz besonderes Gewicht. Dies gilt um 
so mehr, als ein Studium etwa in Moskau, Warschau 
oder Bukarest nach der derzeitigen Fassung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes in der Förde-
rung dem Studium im westeuropäischen Ausland 
gleichgestellt ist. Es sollte doch eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit sein, daß dies dann auch für 
die Vereinigten Staaten von Amerika und für Ka-
nada gilt. 

Zweitens. Es ist auch unrichtig, daß der Entwurf 
den Weg zu unkontrollierten Studien in Nord-
amerika eröffne und, wie eben auch wieder gesagt 
wurde, Erwartungen wecke, die weder in Amerika 
noch nach der Rückkehr in unserem Land erfüllt 
werden könnten. Der einjährige Studienaufenthalt 
ist an die kontrollierbaren Kriterien der „Förderlich-
keit" und der „Anrechenbarkeit" des Studiums für 
das Studium in Deutschland gebunden. Das Vollstu-
dium würde nur gefördert, wenn die Kultusminister 
zuvor verbindlich festgestellt haben, daß erstens 
ein Studienplatz in Nordamerika vorhanden ist und 
daß er zweitens die Vergleichbarkeit der Studienlei-
stungen und der Studienabschlüsse garantiert. 

Drittens. Die Bundesregierung äußert in ihrer 
Stellungnahme ganz besondere Bedenken gegen die 
in diesem Fall vorgesehene familienunabhängige 
Förderung. Ich gestehe zu, daß dies ein schwieriges 
Problem ist. Man könnte z. B. auch darüber eine Er-
örterung anstellen, ob man sie auf eine elternunab-

hängige Förderung beschränkt. Wenn aber nicht we

-

nigstens dies geschieht, kann, glaube ich, ein solches 
Programm schwerlich verwirklicht werden. Dann 
werden wir keinen Erfolg zu verzeichnen haben. Au-
ßerdem wäre das Studium in Nordamerika Kindern 
von Beziehern mittlerer und gehobener Einkommen 
mit Sicherheit versperrt. Den Einwand, der, wie 
eben, auch von der Bundesregierung gemacht wurde, 
dann müßten auch die Millionäre gefördert werden, 
kennen wir sattsam. Ich nehme an, daß dieses Argu-
ment selbst nicht ernstgenommen wird, denn es 
handelt sich hier nur um eine verschwindende Zahl 
von Personen. Wegen dieser verschwindenden Zahl 
müßten wir dann einen ungeheuren bürokratischen 
Apparat in Gang setzen. Das kann doch gar nicht 
gewollt sein. Das kann, glaube ich, auch gar nicht 
so gedacht sein. Die Bundesregierung setzt sich in 
dieser Frage übrigens auch selbst in Widerspruch. 
Sie nimmt es als selbstverständlich in Kauf, daß es 
sich nach dem jetzigen Stand nur Kinder aus sehr 
begüterten Familien leisten können, in den Ver-
einigten Staaten und in Kanada zu studieren. 

(Pfeifer [CDU/CSU]: So ist es!) 

Eines jedenfalls ist sicher: Die gegenwärtige Rege-
lung hat das Studium in Nordamerika gegenüber der 
früheren, weitaus besseren Regelung nach Honnef 
nicht gefördert. Wem dies bei der heutigen hoch-
schulpolitischen Landschaft in unserem Staat und 
bei der internationalen Lage mit Recht als unbefrie-
digend erscheint, muß etwas Wirksames unterneh-
men. Genau das will dieses Gesetz. 

Viertens. Es besteht auch kein Anlaß zur Besorg-
nis, daß damit eine generelle familien- oder eltern-
unabhängige Förderung eingeleitet werden könnte. 
Dieser Fall ist ganz klar abgrenzbar und beschränk

-

bar. Wir von der CDU/CSU-Fraktion würden das 
selbstverständlich auch so mit tragen. 

Fünftens möchte ich noch auf die Finanzierungs-
frage hinweisen. 

(Glocke des Präsidenten) 

— Herr Präsident, ich werde schnellstens zum Ende 
kommen. — Bei der Einrechnung der Investitions-
kosten für einen Studienplatz in der Bundesrepublik 
Deutschland, die notgedrungen entstehen, ergibt 
sich, daß ein zusätzlicher Studienplatz in Nordame-
rika jedenfalls wesentlich billiger ist, als wenn wir 
die neuen Studienplätze erst schaffen müßten. Eine 
vernünftige, nicht zu aufwendige Regelung der 
Förderung von Ausländern im EG-Raum würde 
außerdem die finanzielle Waage wieder mehr ins 
Gleichgewicht bringen. 

Abschließend möchte ich feststellen, daß zwischen 
einer sachlich nicht mehr gerechtfertigten völligen 
Gleichstellung der Förderung von EG-Angehörigen 
beim Schulbesuch und beim Studium außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland und der von der Bun-
desregierung abgelehnten Gleichstellung der För-
derung deutscher Studenten in den Vereinigten 
Staaten und in Kanada mit der Förderung im euro-
päischen Ausland ein innerer Zusammenhang be-
steht. Die CDU/CSU-Fraktion ist der Auffassung, daß 
man im ersten Fall nicht über das vernünftige und 
gebotene Maß hinausschießen sollte und daß man 
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im zweiten Fall Maßnahmen ergreifen sollte, um ein 
Ziel, das von allen Parteien als erstrebenswert 
bezeichnet wird, auch tatsächlich zu erreichen. Sie 
wird sich bei den Ausschußberatungen mit Nach-
druck dafür einsetzen, daß ein verbessertes Gesetz, 
das die beiden vorliegenden Gesetzentwürfe in den 
Grundlinien in sich vereinigt, in hoffentlich kurzer 
Frist dem Plenum des Bundestages in zweiter Le-
sung vorgelegt werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Das Wort hat der Abgeordnete Möllemann. 

Möllemann (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zum Entwurf eines Dritten Ge-
setzes zur Änderung des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes, eingebracht durch die Bundesregie-
rung, sowie zu dem anderen Dritten Änderungs-
gesetz, eingebracht durch den Bundesrat, darf ich in 
Ergänzung der Ausführungen des Kollegen Vogel-
sang einige Anmerkungen machen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung paßt in 
seinem ersten Teil bestehende Bestimmungen des 
nationalen Rechts, in diesem Fall also des BAFÖG, 
den im Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Ge-
meinschaften vom 3. Juli 1974 festgelegten Bestim-
mungen an. Dieser Verpflichtung, u. a. auch die 
EG-Ausländerkinder in Deutschland in die Förde-
rung nach dem Ausbildungsförderungsgesetz einzu-
beziehen, wird somit nachgekommen. Die Haltung 
der Fraktionen in dieser Frage ist weitgehend ein-
hellig. In den Ausschußberatungen wird die ver-
schiedentlich und auch soeben wieder aufgetauchte 
Frage endgültig zu klären sein, ob und inwieweit 
Kinder ausländischer Eltern, die ihren ständigen 
Wohnsitz in unserem Land haben, auch bei einem 
Studium außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge-
setzes gefördert werden sollten. Außer finanzpoli-
tischen Erwägungen wird es hiergegen kaum Ein-
wendungen geben können. Allerdings sind diese 
finanzpolitischen Erwägungen derzeit wohl nicht 
ganz unbedeutend. 

Im zweiten Teil des Regierungsentwurfs wird eine 
Fixierung der Zuständigkeiten für die Durchführung 
der Ausbildungsförderung vorgenommen. Es er-
scheint uns dabei richtig, die Zuständigkeit für die 
Durchführung der Förderung Studierender bei den 
Studentenwerken zu belassen, allerdings soweit sie 
Anstalten des öffentlichen Rechts sind. So werden 
die vorhandenen Kapazitäten vernünftig genutzt, 
der Verwaltungsvollzug wird nicht durcheinander 
gebracht, und die politischen und sachlichen Zustän-
digkeiten werden angemessen definiert. 

Einige Detailaspekte der Einwendungen des Bun-
desrats in dieser Angelegenheit können allerdings 
auch im Ausschuß noch geprüft werden. 

Zu dem Gesetzentwurf des Bundesrats ist zu be-
merken, daß die dahinter stehende Überlegung, den 
Studienplatzmangel durch Export Studierwilliger in 
Regionen auf dem amerikanischen Kontinent, in 
denen noch Studienplätze frei sind, zu bekämpfen, 
auf den ersten Blick in der Tat recht interessant 

erscheint. Allerdings wollen wir schon vor den 
Beratungen im Ausschuß deutlich machen, daß eine 
Reihe von Gesichtspunkten auf den zweiten Blick 
die Angelegenheit weniger reizvoll erscheinen läßt. 

Zunächst einmal, Herr Kollege Fuchs, ist bislang 
kaum eine inhaltliche und qualitative Entsprechung 
in den Studiengängen und -ordnungen hier und 
etwa in den USA festzustellen — Sie haben das 
selber angemerkt —, wobei diese dort selbst stark 
differieren. Solange aber aus diesem Grunde eine 
volle Anrechnung von auswärts erbrachten Studien-
leistungen bei inländischen Prüfungen gar nicht 
möglich ist, 

(Dr. Fuchs [CDU/CSU] : Dann können Sie 
doch ruhig zustimmen!) 

fehlt die erste Prämisse für das ganze Unterfangen 
und werden Sie keinen Studierenden finden, der 
es als Anreiz empfinden wird, in den USA zu stu-
dieren. 

Des weiteren wäre es nicht unproblematisch, 
wenn etwa eine erhebliche Zahl von Studierenden 
in den USA zusätzlich in solchen Bereichen studieren 
würde, in denen das Angebot an Studienplätzen hier 
ohnehin schon den Bedarf an qualifizierten Arbeits-
kräften übersteigt. In den Fächern, in denen es hier 
aber noch einen besonderen Bedarf an hochqualifi-
zierten Fachkräften gibt, sind meistens, mindestens 
aber häufig die entsprechenden Studienplätze in den 
USA und Kanada ebenfalls nicht frei. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Eine sehr interessante 
Argumentation!) 

— Ich weiß, Herr Kollege Pfeifer, daß Sie es als 
interessant empfinden, daß ich diesen Zielkonflikt 
aufzeige, in dem sich unsere ganze Bildungspolitik 
derzeit bewegt, verschärft durch die Differenz zwi-
schen der Zahl der Anspruchsberechtigten und der 
Zahl der Studienplätze, und daß es für Sie auch 
interessant ist, wenn ich diese Kontroverse aufzeige. 
Aber ich sehe sie auch so. 

(Pfeifer [CDU/CSU] : Das widerspricht allem, 
was in der Vergangenheit gesagt wurde!) 

— Nein, das ist nicht richtig. Das widerspricht nicht 
allem, was wir gesagt haben, sondern dies ist ein 
realistisches Eingehen auf die jetzige Situation. 

Schließlich muß gesehen werden, daß die Gesamt-
kosten für einen Studierenden, der etwa in die USA 
geht, bei monatlich zirka 2 000 DM liegen — unter 
Berücksichtigung der Ausbildungsförderung, der zu-
sätzlichen Mittel, die aufgewandt werden müssen, 
sowie der auf den Monat umgelegten Reisekosten 
und Studiengebühren. Wir werden dies dann aller-
dings, wenn die anderen Prämissen erfüllt wären, 
zu solchen Kosten in Relation zu setzen haben, die 
anfallen, wenn man hier bestimmte Studienplatz-
kapazitäten einrichtet, und dabei natürlich auch be-
rücksichtigen müssen, daß es keinen Zweck hätte, 
solche Kapazitäten zu schaffen, die bei einer vor-
hersehbaren Bevölkerungsentwicklung demnächst 
— wie etwa in den USA — leerstehen würden. 

Abschließend erlauben Sie mir eine kurze Be-
merkung zu dem Sachverhalt, den ich besonders in- 
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teressant finde, daß die Opposition den Gesetzent-
wurf des Bundesrats im Bundestag unterstützt. Die-
ser Gesetzentwurf des Bundesrats weist Kosten aus. 
Ich habe hier eine Verlautbarung meines Opponen-
ten in meinem Wahlkreis, des Kollegen Windelen, 
des stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der 
CDU/CSU. Ich darf daraus zitieren. Er sagte in die-
ser Presseverlautbarung, in der er die wirtschaft-
liche Situation schilderte: 

Angesichts dieser Entwicklung wird die CDU/ 
CSU-Fraktion bis auf weiteres keine ausgaben

-

erhöhenden oder einnahmevermindernden An-
träge stellen, 

— und jetzt kommt's — 

sofern nicht eine grundsätzliche Änderung der 
wirtschaftlichen und politischen Lage eintritt. 

Ich entnehme aus der Tatsache, daß Sie jetzt doch 
einen ausgabewirksamen Antrag stellen, Ihre Über-
einstimmung mit unserer Beurteilung, daß auf Grund 
der hervorragenden und angemessenen Wirtschafts-
politik dieser Koalition der Aufschwung in Stabili-
tät unvermeidbar ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
SPD — Dr. Ehrenberg [SPD] : Das müssen 

Sie mal Herrn Müller-Hermann sagen!) 

Im übrigen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, werden wir die beiden hier vorgelegten An-
träge mit Ihnen den Ausschüssen überweisen und 
sie dort angemessen bearbeiten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, der Ältestenrat schlägt 
Ihnen vor, die beiden Vorlagen dem Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft — federführend — und 
dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
sowie dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung zu 
überweisen, letzterem auch gemäß § 96 der Ge-
schäftsordnung. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 10 bis 13 unserer Tagesord-
nung auf: 

10. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu der 
Sitzstaatvereinbarung vom 10. Dezember 1974 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Europäischen Laborato-
rium für Molekularbiologie 
— Drucksache 7/3332 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Forschung und Technologie (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

11. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 17. September 1974 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Malta über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 
— Drucksache 7/3378 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

12. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 21. Juni 1974 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Arabischen 
Republik Jemen über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 7/3379 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

13. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Statistik im Produzierenden Gewerbe 
— Drucksache 7/3372 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Das Wort wird nicht gewünscht. Die Überwei-
sungsvorschläge des Ältestenrates bitte ich aus der 
Tagesordnung zu entnehmen. Ich frage, ob das Haus 
mit den vorgeschlagenen Überweisungen einver-
standen ist. — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der heutigen Tagesordnung auf: 

Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) über die 
Neufassung der Geheimschutzordnung des 
Deutschen Bundestages (Anlage 2 der GO-BT) 
und Änderung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages 
— Drucksache 7/2946 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Sieglerschmidt 
Abgeordneter Kunz (Berlin) 
Abgeordneter Mertes (Stuttgart) 

Ich erteile dazu dem Herrn Abgeordneten Siegler-
schmidt das Wort. 

Sieglerschmidt (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Geheimschutz bedeutet zu 
einem wesentlichen Teil Regelung der Aufbewah-
rung und der Weitergabe geheimzuhaltender Ange-
legenheiten, die man technisch „Verschlußsachen" 
nennt. Die  Öffentlichkeit  aber ist das Wesensele-
ment des Parlaments und nicht Geheimhaltung. Des-
halb liegt es in der Natur der Sache, daß der aller-
größte Teil der im Bundestag vorhandenen Ver-
schlußsachen solche sind, die in Bundesbehörden 
entstanden sind. 

Nun kommt es bei Vorschriften über die Behand-
lung von Verschlußsachen entscheidend darauf an, 
daß sich alle am Verschlußsachenverkehr Beteiligten 
darauf verlassen können, daß überall gleichmäßige 
Sicherheitsmaßnahmen durchgeführt werden. Die 
bisher geltenden Geheimschutzbestimmungen des 
Bundestages wurden dieser Anforderung im Ver-
hältnis zur Verschlußsachenanweisung für die Be-
hörden des Bundes und der Länder nicht gerecht. 

Die Ihnen zur Abstimmung vorliegende Geheim-
schutzordnung soll insoweit vor allem der Verein- 
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heitlichung dienen. Nützlich darf eine solche Anglei-
chung nicht schematisch vorgenommen werden. Den 
Besonderheiten der parlamentarischen Arbeit wurde 
deshalb in dem Entwurf in angemessener Weise 
Rechnung getragen. 

Nach Abschluß der Beratungen im Geschäftsord-
nungsausschuß ergaben sich noch Erörterungen mit 
dem Präsidium des Bundestages über einige von die-
sem gewünschte Änderungen des Entwurfs. Die Er-
gebnisse dieser Erörterungen finden Sie in dem Ih-
nen vorliegenden Änderungsantrag Drucksache 
7/3452 der drei Berichterstatter, für die ich hier 
spreche. Der Antrag hat natürlich auch die Zustim-
mung des Geschäftsordnungsausschusses im ganzen 
gefunden. 

Bei diesem Antrag handelt es sich zunächst um 
eine Klarstellung in § 1 Abs. 3 der Geheimschutz-
ordnung. 

In § 3 Abs. 3 der Geheimschutzordnung und in 
Abs. 2 des in die Geschäftsordnung einzufügenden 
§ 73 a sollen außerdem bestimmte Regelungen aus 
wohlerwogenen Gründen nur allgemein und nicht 
expressis verbis in der Geheimschutzordnung bzw. 
in der Geschäftsordnung getroffen, sondern vielmehr 
durch den Präsidenten des Deutschen Bundestags 
im einzelnen festgelegt werden. 

Schließlich geht es in dem Antrag darum, daß die 
in Abs. 3 des vorgesehenen § 73 a der Geschäfts-
ordnung erwähnten Richtlinien nicht im Benehmen 
mit dem Ältestenrat, sondern im Benehmen mit dem 
Präsidium erlassen werden sollen. Das Verfahren 
wird damit dem Vorgehen in anderen vergleich-
baren Fällen angeglichen. 

Viele von Ihnen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, werden in den Bestimmungen der neuen 
Geheimschutzordnung vermutlich manches ent-
decken, was sie für bürokratische Superperfektion 
halten mögen. Ich möchte solche Kollegen gleich-
wohl nachdrücklich auffordern, diese Bestimmungen 
nicht entsprechend zu behandeln. Um eine bekannte 
Formel auf den vorliegenden Fall anzuwenden: Nur 
die strikte Einhaltung und volle Anwendung der 
Geheimschutzordnung gibt dem Geheimschutz in 
diesem Hause eine solide Grundlage. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: 
Meine Damen und Herren, ich frage, ob das Wort 
weiter begehrt wird. — Das ist nicht der Fall. Wir 
kommen zur Abstimmung. Wer dem Antrag des 
Ausschusses zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich danke Ihnen. Gegenprobe! — Stimm-
enthaltungen? — 

(Sieglerschmidt [SPD]: Änderungsantrag!) 

— Ich habe den mit einbezogen in die Abstimmung, 
weil er als redaktionelle Ergänzung im Sinne Ihrer 
Ausführungen angesehen ist. Ich stelle Ihre Zustim-
mung fest. -- Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Ubersicht 13 des Rechtsaus-
schusses (6. Ausschuß) über die dem Deut

-

schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen vor 
dem Bundesverfassungsgericht 
-- Drucksache 7/3384 — 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht begehrt. Wer dem Antrag des Ausschusses 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Zeichen. 
— Danke. Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 

Es  ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

betr. grundsätzliche Einwilligung in eine 
überplanmäßige Ausgabe im Haushaltsjahr 
1974 bei Kap. 35 02 Tit. 513 02 bis 812 02 
— Besatzungskosten und Auftragsausgaben in 
Berlin 
— Drucksachen 7/3220, 7/3373 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Simon 

Ich eröffne die Aussprache. — Das Wort wird 
nicht begehrt. Wer dem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Zeichen. — Ich danke. Gegenprobe! 
— Stimmenthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Ich darf noch hinzufügen, daß ich dem anwesen-
den Berichterstatter, dem Herrn Abgeordneten Si-
mon, für seinen Bericht danke. Er hat auf eine Er-
gänzung des schriftlichen Berichts verzichtet. 

(Beifall — Reddemann [CDU/CSU]: Dafür 
danken wir ihm!) 

Ich rufe die Punkte 17 und 18 der Tagesordnung 
auf: 

17. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der von der Bun-
desregierung erlassenen 

Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 16/74 — Zweite Erhöhung 
des Zollkontingents 1974 für Bananen) 

Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Teil-Zolltarifs (Nr. 2/75 — Zollkontingent 
1975 für Bananen) 
— Drucksachen 7/3057, 7/3058, 7/3311 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Scheu 

18. Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der von der Bun-
desregierung erlassenen 

Dreiunddreißigsten Verordnung zur Ände-
rung der Außenwirtschaftsverordnung 

Achtundvierzigsten Verordnung zur Ände-
rung der Einfuhrliste — Anlage zum Außen-
wirtschaftsgesetz 

Dreißigsten Verordnung zur Änderung der 
Ausfuhrliste — Anlage AL zur Außenwirt-
schaftsverordnung 
— Drucksachen 7/3043, 7/3044, 7/3048, 
7/3312 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Scheu 
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Von diesen Berichten des Ausschusses für Wirt-

schaft braucht das Haus nur Kenntnis zu nehmen, 
wenn nicht Anträge aus der Mitte des Hauses vor-
liegen. — Meine Damen und Herren, Anträge lie-
gen nicht vor. Die Herren Berichterstatter, denen ich 
danke, haben keine zusätzlichen Ergänzungen ge-
wünscht. Ich sehe und höre keinen Widerspruch, 
wenn ich feststelle, daß das Haus von den Berichten 
auf den Drucksachen 7/3311 und 7/3312 Kenntnis 
genommen hat. 

Ich rufe die Punkte 19 und 20 der Tagesordnung 
auf: 

19. Beratung der zustimmungsbedürftigen Ver-
ordnung zur Änderung des Deutschen Teil

-

Zolltarifs (Nr. 3/75 	Zollkontingente für 
Walzdraht und Elektrobleche 	1. Halbjahr 
1975) 
- Drucksache 7/3380 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft 

20. Beratung der zustimmungsbedürftigen Ver-
ordnung zur Änderung des Deutschen Teil

-

Zolltarifs (Nr. 18/74 — Erhöhung des Zoll-
kontingents 1974 für Holzschliff) 

— Drucksache 7/3381 -- 
überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft 

Das Wort wird nicht gewünscht. Das Haus ist mit 
den vorgeschlagenen Überweisungen einverstanden. 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe nunmehr die Punkte 21 bis 25 der Tages-
ordnung auf: 

21. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlägen der EG-Kom-
mission für eine 

Mitteilung der Kommission an den Rat über 
die Ergebnisse der Verhandlungen mit Tu-
nesien und Marokko über die Verlängerung 
der Assoziierungsabkommen zwischen der 
Gemeinschaft und diesen beiden Ländern 

Verordnung (EWG) des Rates über den Ab-
schluß eines Abkommens zur Verlängerung 
des Assoziierungsabkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Tunesischen Republik 

Verordnung (EWG) des Rates über den Ab-
schluß eines Abkommens zur Verlängerung 
des Assoziierungsabkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
dem Königreich Marokko 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung 
der Verordnung (EWG) Nr. 950/68 über den 
gemeinsamen Zolltarif hinsichtlich des bei der 
Tarifierung bestimmter Käsesorten anzuwen-
denden Umrechnungskurses 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 

Alkoholometer und Aräometer für Alkohol 
sowie über alkoholometrische Tafeln 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
Straßen- und Schienen-Meßkammertankwa-
gen 
— Drucksachen 7/2672, 7/3039, 7/3038, 7/2387, 
7/3313 

Berichterstatter: Abgeordneter Breidbach 

22. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Jugend, Familie und Gesund-
heit (13. Ausschuß) zu dem von der Bundes-
regierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der EG-Kommission für eine Ver-
ordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 zur Festset-
zung zusätzlicher Bedingungen, denen einge-
führter Wein, der zum unmittelbaren mensch-
lichen Verbrauch bestimmt ist, entsprechen 
muß 
— Drucksachen 7/3099, 7/3299 — 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Stommel 

23. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorge-
legten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung Nr. 359/67/EWG über 
die gemeinsame Marktorganisation für Reis 
— Drucksachen 7/2940, 7/3330 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Rainer 

24. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Verkehr und für das Post-
und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) zu dem 
von der Bundesregierung zur Unterrichtung 
vorgelegten Vorschlag der EG-Kommission für 
eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ände-
rung der Verordnung (EWG) Nr. 1107/70 
über Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr 
— Drucksachen 7/2977, 7/3367 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Jobst 

25. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem von der 
Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg-
ten Vorschlag der EG-Kommission für eine 
Verordnung des Rates über allgemeine 
Durchführungsbestimmungen für den Fall ei-
ner erheblichen Preissenkung auf dem Schwei-
nefleischsektor 
— Drucksachen 7/3080, 7/3368 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Marquardt 

Ich frage, ob einer der Herren Berichterstatter das 
Wort wünscht. — Das ist nicht der Fall. Ich danke 
den Herren Berichterstattern. Ich frage, ob das 
Wort zur Aussprache verlangt wird. — Auch das ist 
nicht der Fall. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Ich frage, ob das Haus damit einverstanden ist, 

daß wir der Einfachheit halber gemeinsam abstim-
men. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. 
Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuß

-

anträge auf den Drucksachen 7/3313, 7/3299, 7/3330, 
7/3367 und 7/3368. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Stimmenthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, bevor ich die Sitzung 
schließe, darf ich noch einmal auf Punkt 7 der heuti-
gen Tagesordnung zurückkommen. Herr Abgeord-
neter Professor Dr. Abelein hat anläßlich seiner 
Ausführungen zu diesem Tagesordnungspunkt unter 
anderem gesagt: 

Manchmal frage ich mich, welche Position Sie 
eigentlich in den Verhandlungen, auf der einen 
Seite Sowjetunion und DDR und auf der an-
deren Seite Bundesrepublik Deutschland, über-
haupt vertreten. 

Es ist verständlich, daß bei einem solch scharfen 
und schweren Angriff — der amtierende Präsident 
hat nach der Geschäftsordnung keine Möglichkeit, 
den Betreffenden dafür zu rügen — aus dem Hause 
Reaktionen erfolgen. Der Präsident hat nur die 
Möglichkeit, unmittelbare persönliche Beleidigun-
gen — auch wenn der vorhergehende Angriff scharf 
und schwer gewesen ist — zu rügen. Herr Abgeord-
neter Professor Dr. Schäfer hat Herrn Abgeord-
neten Dr. Abelein zugerufen: „Ein übler Hetzer und 
Verleumder!" Ich muß diesen Zuruf rügen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der 
Tagesordnung. Ich berufe die nächste Sitzung auf 
Mittwoch, den 16. April 1975, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 19.31 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	entschuldigt bis einschließlich 

Adams * 12. 4. 
Dr. Ahrens ** 12. 4. 
Dr. Aigner ' 12. 4. 
Alber ** 11.4. 
Dr. Artzinger * 12. 4. 
Dr. Bangemann * 12. 4. 
Dr. Bayerl * 12. 4. 
Behrendt * 12. 4. 
Berger 16. 4. 
Blumenfeld * 12. 4. 
von Bockelberg 11.4. 
Dr. Böger 10. 4. 
Brandt 11.4. 
Dr. Burgbacher * 12. 4. 
Dr. Corterier * 12. 4. 
van Delden 10. 4. 
Engholm 11.4. 
Entrup 10. 4. 
Dr. Erhard 25. 4. 
Fellermaier* 12. 4. 
Flämig * 12. 4. 
Frehsee * 12. 4. 
Dr. Früh *  12. 4. 
Gerlach (Emsland) 9 12. 4. 
Dr. Geßner ** 11. 4. 
Härzschel * 12. 4. 
Dr. Hammans 10. 4. 
Handlos 11.4. 
von Hassel 11.4. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 12. 4. 
Jaunich 10. 4. 
Kater 31.5. 
Dr. Kempfler ** 10. 4. 
Dr. h. c. Kiesinger 11. 4. 
Dr. Klepsch * 12. 4. 
Krall *  12. 4. 
Krampe 12. 4. 
Dr. Kreile 10. 4. 
Kroll-Schlüter 10. 4. 
Lagershausen ** 10. 4. 
Dr. Graf Lambsdorff 11. 4. 
Lange * 12. 4. 
Lautenschlager * 12. 4. 
Leicht 11.4. 
Lemmrich** 11. 4. 
Dr. Lohmar 12. 4. 
Lücker * 12. 4. 
Marquardt ** 10. 4. 
Dr. Marx 10. 4. 
Memmel * 12. 4. 
Dr. Mende ** 11. 4. 
D. Mertes (Gerolstein) 11.4. 
Mick 11.4. 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 11. 4. 

* Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
Für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Müller (Mülheim) *  12. 4. 
Dr. Müller (München) **  11.4. 
Müller (Remscheid) 11.4. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 12. 4. 
Frau Dr. Orth 11. 4. 
Rainer 10. 4. 
Richter ** 10. 4. 
Ronneburger 11. 4. 
Scheu 11.4. 
Schmidhuber 11.4. 
Schmidt (München) *  12. 4. 
von Schoeler 11.4. 
Schröder (Lüneburg) 11. 4. 
Dr. Schulz (Berlin) * 12. 4. 
Schwabe * 12. 4. 
Dr. Schwörer * 12. 4. 
Seefeld *  12. 4. 
Springorum * 12. 4. 
Dr. Starke( Franken) *  12. 4. 
Suck * 12. 4. 
Dr. Vohrer** 11. 4. 
Walkhoff * 12. 4. 
Frau Dr. Walz 12. 4. 
Weber (Heidelberg) 11.4. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Holtz (SPD) (Druck-
sache 7/3447 Fragen A 4 und 5) : 

Welche Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der 
Arbeitstagung des UN-Zentrums für wirtschaftliche und soziale 
Information in Bonn-Bad Godesberg (17. bis 21. März 1975) für 
ihre entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit, um die Bun-
desrepublik Deutschland vom Vorwurf befreien zu helfen, in 
bezug auf Information über die Dritte Welt ein Entwicklungsland 
zu sein? 

Welche konkreten und praktischen Maßnahmen gedenkt die 
Bundesrepublik Deutschland 1975 und 1976 zu ergreifen, um die 
Information über die Probleme der Entwicklungsländer zu ver-
bessern? 

Zu Frage A 4: 

Das Thema der internationalen Konferenz in Bad 
Godesberg war die Zusammenarbeit von Regierung 
und Gewerkschaften bei der entwicklungspolitischen 
Öffentlichkeitsarbeit. 

Hier haben die Beratungen bestätigt, daß die Bun-
desregierung bei ihrer Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Gewerkschaftsbund im Bereich der ent-
wicklungspolitischen Öffentlichkeitsarbeit den rich-
tigen Weg eingeschlagen hat. 

Die Konferenz hat aber auch gezeigt, daß in ande-
ren Ländern, vornehmlich in Skandinavien und den 
Niederlanden, die entwicklungspolitische Informa-
tion gezielter angelegt ist und so breitere Schichten 
der Öffentlichkeit erreicht als in der Bundesrepublik. 

Die größere Wirkung der entwicklungspolitischen 
Öffentlichkeitsarbeit in den genannten Ländern wird 
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nicht unwesentlich durch den Umstand erleichtert, 
daß sowohl an der Bevölkerungszahl gemessen als 
auch absolut mehr Mittel zur Verfügung stehen. 

Die Bundesregierung wird anhand der Erkennt-
nisse der internationalen Konferenz die Zielgruppen 
für die entwicklungspolitische Öffentlichkeitsarbeit 
neu durchdenken. Sie wird dabei der Arbeitnehmer-
schaft und der Jugend- und Erwachsenenbildungs-
arbeit besondere Aufmerksamkeit schenken. 

Im inhaltlichen Bereich folgt die Bundesregierung 
der Auffassung der Konferenz, daß entwicklungs-
politische Öffentlichkeitsarbeit an die Lebenserfah-
rungen und die Interessenlage der Bevölkerung an-
knüpfen muß. Es werden deshalb in Zukunft weni-
ger die Probleme der Entwicklungspolitik im Vorder-
grund stehen als ihre Praxis, ihre Erfolge und ihr 
Nutzen für die Bundes republik und den einzelnen 
Bürger. 

Zu Frage A 5: 

Die Konferenz hat eine Reihe von Organisations-
modellen für die entwicklungspolitische Öffentlich-
keitsarbeit diskutiert. Als die erfolgreichsten gelten 
die beiden folgenden Beispiele: 

Schweden 

Die Durchführung der schwedischen Entwicklungs-
arbeit liegt bei der Swedish International Develop-
ment Authority (SIDA), einer Agentur der schwedi-
schen Regierung. Innerhalb der SIDA befaßt sich 
eine Abteilung von etwa 25 Personen mit der Infor-
mationsarbeit. Sie wird in acht Arbeitsgebieten wie 
Zusammenarbeit mit Schulen, mit Organisationen, 
mit Massenmedien, Herstellung von Berichten usw. 
in relativ selbständig arbeitenden Gruppen durchge-
führt. Die Arbeit der Gruppen wird etatgemäß vor 
Beginn des Haushaltsjahres nach ihrem Umfang fest-
gelegt. 
Durch einen Parlamentsbeschluß von 1972 wird 

der Zusammenarbeit mit den Organisationen („popu-
lar movements", z. B. Gewerkschaften, Organisatio-
nen der Erwachsenen-Bildung, Jugendarbeit usw.) 
die größte Bedeutung zugemessen. Sie erhalten den 
größten Teil des Informationsbudgets. 

Zusammenarbeit SIDA/Organisationen 

Die Organisationen setzen die Mittel in eigener 
Verantwortung für die eigene entwicklungspolitische 
Informations- und Bildungsarbeit ein; sie brauchen 
der SIDA keine detaillierten Pläne vor dem Beginn 
ihrer Aktivitäten vorzulegen. Es findet jedoch ein 
kontinuierlicher Erfahrungsaustausch über Metho-
den und Ergebnisse statt. 
Die Artikulation unterschiedlicher politischer Mei-

nungen zu Fragen der Entwicklungspolitik ist durch-
aus vorgesehen. Die Verteilungsprinzipien, die den 
Beiträgen an die Organisationen zugrunde liegen, 
wurden bereits 1971 nach Beratungen mit Vertretern 
dieser Organisationen festgelegt. Es wurde eine all-
jährliche Überprüfung vereinbart. 

Budget 

Das Budget für entwicklungspolitische Informa-
tionsarbeit soll für das Haushaltsjahr 1975/76 auf 

12,8 Millionen SKr (ca. 7,6 Millionen DM) erhöht 
werden, davon sollen etwa 8 Millionen SKr (ca. 
4,7 Millionen DM) der Zusammenarbeit mit Organi-
sationen zugute kommen. Von den 6 Millionen SKr, 
die diesem Zweck 1974/75 zur Verfügung standen, 
erhielten die zentralen Gewerkschaftsorganisationen 
1,65 Millionen SKr (ca. 0,97 Millionen DM), die Er-
wachsenenbildungsorganisationen (einschließlich ge-
werkschaftlicher Bildungsarbeit) 3,45 Millionen SKr 
(ca. 2 Millionen DM). 

Niederlande 

Während die zentrale entwicklungspolitische In-
formationsarbeit (Nachrichten für Presse, Rundfunk, 
Fernsehen; Auskünfte und Berichte für die Bevölke-
rung) von dem Informationsdienst des Ministeriums 
für auswärtige Angelegenheiten geleistet wird, fin-
det die Zusammenarbeit mit Organisationen der 
Bildungsarbeit und mit gesellschaftlichen Gruppen 
in der von der Bildungsarbeit und mit gesellschaft-
lichen Gruppen in der von der Regierung vollstän-
dig finanzierten „Nationale Commissie Voorlichting 
En Bewustwording Ontwikkelingssamenwerking" 
(N. C. O.) statt, in der etwa 35 Organisationen zu-
sammengeschlossen sind. Die NCO prüft, wählt aus 
und schlägt vor, was die Regierung zusätzlich zu 
den eigenen Vorhaben in entwicklungspolitischer 
Informations- und Bildungsarbeit durch die und mit 
Hilfe der Organisationen tun sollte. Die einzelnen 
Vorhaben werden der NCO von den Organisationen 
zur Finanzierung vorgelegt. 

Für einzelne Sachgebiete sind Arbeitsgruppen 
eingerichtet, in denen Fachleute des NCO-Stabes 
und aus den Organisationen zusammenarbeiten. Die 
Vollversammlung der NCO tritt monatlich zusam-
men, die Arbeitsgruppen treffen sich öfter, je nach 
Bedarf. 

Zusammenarbeit NCO/Regierung 

Die NCO ist gegenüber der Regierung unabhängig 
und kann sie auch kritisieren. Vorschläge der NCO 
bedürfen der Zustimmung der Regierung, die aber 
nur in Ausnahmefällen nein sagt. Ein Gremium von 
Fachleuten berät den Minister vor seinen Entschei-
dungen. 

Personelle Ausstattung 

Der räumlich vom Ministerium getrennt unterge-
brachte Informationsdienst hat 18 Mitarbeiter, da-
von 8 Journalisten. — Die NCO verfügt über einen 
hauptamtlichen Geschäftsführer und einen Stab von 
ständigen Mitarbeitern. 

Budget 

Der Informationsdienst hatte 1974 etwa 2 Millio-
nen Hfl (ca. 1,92 Millionen DM) zur Verfügung; die 
NCO hat 1975 ein Budget von 5 Millionen Hfl (ca. 
4,8 Millionen DM) ; etwa 1 Million Hfl werden für 
die personellen Aufwendungen der NCO benötigt. 

Die Bundesregierung ist sich der unterschiedlichen 
Voraussetzungen in den beiden genannten Ländern 
bewußt, vor allem der Tatsache, daß in der Bundes-
republik für die gesamte entwicklungspolitische 
Öffentlichkeitsarbeit im Inland, einschließlich der 
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Pressearbeit, nur 3,5 Millionen DM zur Verfügung 
stehen. Sie hält es dennoch für nützlich, die Modelle 
auf ihre Anwendbarkeit zu prüfen. Das wird mit dem 
Ziel geschehen, die gesellschaftspolitischen Gruppen 
in der Bundesrepublik unmittelbarer und vor allem 
selbstverantwortlicher an ihrer Öffentlichkeitsarbeit 
zu beteiligen. 

Über die Ergebnisse dieser Prüfung wird sie in 
Kürze dem zuständigen Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit berichten. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 7/3447 Frage A 7) : 

Wie ist der Stand der Verhandlungen über die Errichtung 
eines zentralen Filmarchivs, und ist die Bundesregierung bereit, 
dabei in den Verhandlungen mit den Ländern noch einmal die 
Frage des Standorts zu überprüfen, um gegebenenfalls . das 
Archiv doch dem Deutschen Institut für Filmkunde in Wiesbaden 
angliedern zu können? 

Hinsichtlich der bisherigen Überlegungen zur Ver-
wirklichung einer zentralen Kinemathek nehme ich 
auf die schriftliche Antwort meines Kollegen Baum 
vom 24. September 1974 auf Ihre Anfrage vom 
12. August 1974 Bezug. Eine zentrale deutsche Kine-
mathek, die die Aufgaben der Archivierung deut-
schen Filmmaterials, aber auch der wissenschaftlich

-

künstlerischen Erschließung des archivierten Film-
gutes haben soll, kann nach Lage der Dinge nur als 
Verbund mehrerer auf diesem Feld bereits tätiger 
Einrichtungen geschaffen werden. Die Neuerrichtung 
einer solchen Kinemathek ohne Einbeziehung be-
reits vorhandener Kapazitäten wäre unwirtschaftlich. 
Bei einem derartigen Verbund müssen die Arbeits-
teilung und die Zusammenarbeit geregelt und zwi-
schen Bund, Ländern und sonstigen Beteiligten ver-
einbart werden. 

Zur Mitwirkung in der geplanten Kinemathek 
sind das Bundesarchiv und die im Land Berlin ansäs-
sige privatrechtliche Stiftung „Deutsche Kinema-
thek" vorgesehen. Daneben ist jedoch die Mitarbeit 
auch anderer geeigneter Einrichtungen in Erwägung 
gezogen. Eine Beteiligung insbesondere des „Deut-
schen Instituts für Filmkunde" in Wiesbaden ist da-
her durchaus möglich. 

Die Natur der geplanten Kinemathek als eines 
Verbundes verschiedener Einrichtungen bringt es 
mit sich, daß nicht von einem Standort gespro-
chen werden kann. Die Standortfrage ist deshalb 
auch weder Hindernis noch Voraussetzung für die 
Mitarbeit des Deutschen Instituts für Filmkunde im 
Verbund der zentralen Kinemathek. 

Über diese Fragen wird seit längerer Zeit mit den 
beteiligten Stellen verhandelt. 

Der Zeitpunkt des Abschlusses der Verhandlun-
gen kann noch nicht angegeben werden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Frage A 32) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, Bestim-
mungen zu schaffen, wonach Grünflächen, die im Bebauungsplan 
als Bauland ausgewiesen sind, dann von der Grundsteuer befreit 
werden, wenn sie auf längere Zeit dem Gemeingebrauch (z. B. 
Kinderspielplätze, Kleingärten, Ruheflächen) gewidmet sind (vgl. 
Antwort auf meine Frage, Anlage 5 des Stenographischen Be-
richts über die 146. Sitzung vom 30. Januar 1975)? 

Die Bundesregierung hält an der schon in der 
Fragestunde vom 30. Januar 1975 vertretenen Auf-
fassung fest, daß es sachlich nicht gerechtfertigt ist, 
Grünflächen, die in einem Bebauungsplan ausdrück-
lich als Bauland ausgewiesen sind, von der Grund-
steuer zu befreien. Das würde den Zielvorstellungen 
der Bauleitplanung widersprechen, weil diese Flä-
chen gerade der Bebauung zugeführt werden sollen. 
Eine zwischenzeitliche Nutzung der Flächen als Kin-
derspielplätze oder Kleingärten reicht jedenfalls für 
eine steuerliche Entlastung nicht aus. 

Im übrigen sieht das Grundsteuergesetz für öffent-
liche Grünanlagen einen Grundsteuererlaß vor. Hier-
für ist aber Voraussetzung, daß das Grundstück für 
diese Zwecke dauernd benutzt wird und die Ge-
meinde dies als Nutzung durch die Allgemeinheit an-
erkennt. 

Die Bundesregierung sieht unter diesen Umstän-
den keine Notwendigkeit, dem Gesetzgeber eine 
Befreiungsvorschrift vorzuschlagen, die über die 
Regelung des im Jahre 1973 erlassenen Grund-
steuer-Reformgesetzes hinausgeht. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Frage A 33) : 

Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bundesregierung für 
ihre regionale Strukturpolitik aus der Studie „Standortentschei-
dung und Wohnortwahl" der Gesellschaft für regionale Struktur-
entwicklung e.V. zu ziehen? 

Die Durchsicht der Studie „Standortentscheidung 
und Wohnortwahl" führt zu dem Ergebnis, daß 
einem Teil der darin enthaltenen Erkenntnisse 
— wie z. B. der Bedeutung der Attraktivität eines 
Ortes — bereits seit mehreren Jahren ein ERP-
Förderungsprogramm Rechnung trägt. Andere Fest-
stellungen dieser Studie — geförderte Zweigbe-
triebe würden im konjunkturellen Abschwung zu-
erst geschlossen — werden jedoch nicht von den 
Erfahrungen der Landeswirtschaftsministerien sowie 
der Industrie- und Handelskammern gestützt. Bei 
dem in der Schrift enthaltenen Vorschlag, künftig 
nur Großstädte zu Schwerpunktorten zu machen, 
stellt sich zumindest die Frage, ob damit die Ent-
wicklungschancen der Fördergebiete ausgeschöpft 
und die großräumige passive Sanierung verhindert 
werden. 
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Die Bundesregierung hält diese Schrift für einen 
Beitrag zur regionalpolitischen Diskussion, der zum 
Teil eine Bestätigung schon laufender Programme 
ist, ansonsten sich aber nur wenig mit den teilweise 
wissenschaftlich analysierten Erfahrungen und Er-
kenntnissen deckt, die Bund und Länder in der Re-
gionalpolitik leiten. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braunschweig) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Fragen A 35 und 36) : 

Da nicht nur die staatlichen, sondern auch die privatwirt-
schaftlichen Kooperationsverträge, die es bei der Gründung der 
EWG als Handelsinstrument nicht gab, mehr und mehr die klas-
sischen Außenhandelsverträge verdrängen, frage ich die Bundes-
regierung, ob sie nicht der Meinung ist, daß im Interesse der 
vertraglichen Grundlagen des EG-Vertrags eine Konsultierung 
auch aller privaten Kooperationsverträge mit Brüssel erfolgen 
sollte? 

Ist die Bundesregierung bereit, in der EG dafür einzutreten, 
daß die bilateralen Kooperationsverträge Schritt für Schritt 
durch gemeinschaftliche Handels- bzw. Kooperationsverträge er-
gänzt oder ersetzt und abgelöst werden? 

Zu Frage A 35: 

Die Bundesregierung ist nicht der Meinung, daß 
auch die privatwirtschaftlichen Kooperationsver-
träge in der Gemeinschaft konsultiert werden 
sollten. 

Hierzu besteht keine Notwendigkeit: private 
Kooperationsverträge behindern ebensowenig wie 
private Einfuhrverträge die Gemeinschaft bei der 
Ausübung ihrer Kompetenz zum Abschluß von Han-
delsabkommen. Die Gemeinschaft hat bewußt und 
einvernehmlich die Konsultationspflicht auf beab-
sichtigte staatliche Kooperationsabkommen be-
schränkt. Auch in der Bundesrepublik selbst ist bis-
her kein Bedürfnis gesehen worden, eine Melde-
pflicht für private Kooperationsverträge einzuführen. 

Eine Konsultation privater Kooperationsverträge 
würde auch auf erhebliche praktische Schwierigkei-
ten stoßen: In dem großen Kreis von Beteiligten in 
Brüssel wäre es schwierig, den erforderlichen Schutz 
der Geschäftsgeheimnisse vor der Konkurrenz, die 
sich nicht selten um dasselbe Geschäft bemüht, si-
cherzustellen. 

Zu Frage A 36: 

Die Bundesregierung tritt für ein schrittweises 
Tätigwerden der Gemeinschaft im Kooperations-
bereich entsprechend der Entwicklung der Integra-
tion ein. 

Gemeinschaftliche Abkommen könnten hiernach 
ins Auge gefaßt werden, wenn der Gemeinschaft 
Aktionsmöglichkeiten für den konkreten Fall zu-
gewachsen sind. Zunächst werden Elemente von 
Kooperationsabkommen in Handelsabkommen der 
Gemeinschaft Eingang finden, und Kooperationsab-
kommen der Gemeinschaft würden ergänzend neben 
Kooperationsabkommen der Mitgliedstaaten treten 
können. Wann eine solche Entwicklung einmal zur 
Ablösung der einzelstaatlichen Abkommen wie im 
Handelsbereich führt, läßt sich nicht vorhersagen. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage A 40) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, wenn — wie die 
Wirtschaftswoche vom 27. März 1975 meldet — der „Bankrott

-

Trend" von Selbständigen und Unternehmern weiterhin in dem 
Maße fortschreitet, als dies im Januar dieses Jahres (laut den 
Zahlen der Wirtschaftswoche) der Fall gewesen ist. 

Es ist zutreffend, daß die Zahl der Konkurse und 
Vergleichsverfahren im Verlauf des Jahres 1974 
und auch im Januar 1975 zugenommen hat. 

In dieser Entwicklung spiegeln sich die veränderte 
gesamtwirtschaftliche Lage und insbesondere die 
strukturellen Veränderungen. In einer solchen Situa-
tion können häufig die Unternehmen mit unzurei-
chender Kapitalbasis, mangelnder Flexibilität und 
schwachem Management nicht mithalten. 

So schmerzlich die sich daraus ergebenden Folgen 
im Einzelfall auch sind, so darf doch auch in einer 
solchen Situation das in der marktwirtschaftlichen 
Ordnung geltende Haftungsprinzip nicht aufgehoben 
oder durchlöchert werden. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß ihre 
zusammen mit der Bundesbank verfolgte Politik des 
Aufschwungs in Stabilität die Lage der Unterneh-
men insgesamt wieder verbessern und damit auch 
die Zahl der Insolvenzen zurückgehen wird. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Vohrer (FDP) 
(Drucksache 7/3447 Fragen A 49 und 50) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die überpropor-
tional steigenden Belastungen auf Grund der Defizite der Bun-
desanstalt für Arbeit zu vermindern, indem Beamte, deren Be-
züge aus dem Einkommen Erwerbstätiger mit Beschäftigungs-
risiko entstehen, in die Solidargemeinschaft der Arbeitnehmer 
einbezogen und einer Beitragspflicht zur Arbeitslosenversiche-
rung unterworfen, Umschulungshilfen zumindest teilweise als 
Darlehen gewährt werden und das System der Arbeitslosenunter-
stützung in der Weise geändert wird, daß der Anreiz zur 
Annahme angebotener Stellen wächst? 

Hält die Bundesregierung die in der Wochenzeitung „Die Zeit", 
Nr. 13/1975, S. 1, gemachte Schätzung, wonach sich die Minder-
einnahmen auf Grund der Freistellung der Beamten von der 
Arbeitslosenversicherung sowie die vermeidbaren Mehrausgaben 
im Bereich der Umschulungshilfen und der Arbeitslosenunter-
stützung auf rund sieben Milliarden DM summieren, für zutref-
fend? 

Die Bundesregierung hat in ihrem Arbeitsförde-
rungsbericht vom 23. März 1973, Bundestagsdruck-
sache 7/403, auch die Problematik einer Einbezie-
hung der Beamten in die Beitragspflicht nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz abgehandelt. 

In diesem Bericht wurden auch Vorstellungen dar-
über entwickelt, inwieweit Leistungen zur Förde-
rung der beruflichen Bildung als Darlehen gewährt 
werden sollten. Ich möchte mich auf die damaligen 
Äußerungen der Bundesregierung beziehen und 
darauf hinweisen, daß der Bericht zur Zeit im zu- 
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ständigen Ausschuß des Deutschen Bundestages be-
raten wird. 

Im übrigen hat der Deutsche Bundestag erst vor 
wenigen Monaten im Einführungsgesetz zur Ein-
kommensteuerreform die Leistungen für Arbeitslose 
neu festgesetzt. Bei der Beratung dieses Gesetzes 
stimmten die gesetzgebenden Körperschaften und 
die Bundesregierung darin überein, daß diese Lei-
stungshöhe angemessen ist, um einerseits den Le-
bensstandard der Arbeitnehmer für eine vorüber-
gehende Zeit zu sichern, und andererseits der Ab-
stand zum erzielbaren Arbeitsentgelt ausreicht, um 
den Anreiz zur Arbeitsaufnahme nicht zu mindern. 

Zur zweiten Frage möchte ich bemerken, daß die 
von Ihnen zitierte Schätzung unrealistisch erscheint. 
Da der Bundesregierung aber nicht bekannt ist, wel-
che Rechtsänderungen die von Ihnen genannte Wo-
chenzeitschrift ihren Berechnungen über die angeb-
lich möglichen Mehreinnahmen und Einsparungen 
zugrunde gelegt hat, kann sie hierzu nicht näher 
Stellung nehmen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort auf 
die Mündlichen Fragen des Abgeordneten Peiter 
(SPD) (Drucksache 7/3447 Fragen A 51 und 52) : 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie hoch 
der Anteil an der Arbeitslosenquote aus dem Personenkreis 
der in Betrieben mitarbeitenden Familienangehörigen ist? 

Kann die Bundesregierung Angaben darüber machen, wie hoch 
der Anteil der stellensuchenden Hausfrauen an der Arbeits-
losenquote ist? 

Der von Ihnen genannte Personenkreis läßt sich 
nur schwer abgrenzen. Er erfaßt überwiegend so-
genannte mithelfende Familienangehörige, aber 
auch Arbeitnehmer und sogar Selbständige. 

Die Arbeitslosenquote bezeichnet jedoch nur den 
Anteil der arbeitslosen Arbeitnehmer an der Ge-
samtzahl der Arbeitnehmer. Selbständige und mit-
helfende Familienangehörige zählen nicht mit. Es ist 
daher nicht möglich, den Anteil der in Betrieben 
mitarbeitenden Familienangehörigen an der Ar-
beitslosigkeit zu bestimmen. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich folgendes be-
merken: 

Eine Strukturanalyse der Bundesanstalt von Sep-
tember 1974 hat ergeben, daß im September 1974 
von insgesamt rund 268 000 arbeitslosen Frauen 
rund 173 000 verheiratet waren. Bei diesem Perso-
nenkreis dürfte es sich zum weit überwiegenden 
Teil um Hausfrauen handeln. Geht man davon aus, 
daß der Anteil der arbeitslosen verheirateten 
Frauen an der Zahl der arbeitslosen Frauen (64,4 %) 
zwischenzeitlich konstant geblieben ist und berück-
sichtigt man, daß der Frauenanteil an der Gesamt-
arbeitslosenzahl zwischen September 1974 und Fe-
bruar 1975 von 48,1 % auf 36,9 % zurückgegangen 
ist, so errechnet sich für Februar 1975 ein Anteil der 
verheirateten arbeitslosen Frauen an der Gesamt-
arbeitslosenzahl von knapp 24 %. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen A 61 und 62) : 

Wäre es nicht besser gewesen, im Haushaltskalender 1975, 
trotz der Antwort der Bundesregierung in der Drucksache 7/3321, 
anzugeben, daß bei Beanstandungen das zuständige Ordnungs-
amt um Rat und Auskunft gebeten werden sollte? 

Sind die im Haushaltskalender angegebenen Telefonnummern 
der nächstgelegenen Lebensmittelüberwachungsämter richtig? 

Zu Frage A 61: 

Der Haushaltskalender 1975 enthält auf der Rück-
seite unter Ziffer 2 letzter Satz den von Ihnen für 
zweckmäßig erachteten Hinweis. Wörtlich heißt 
es dort: „Auch Polizei, Ordnungsämter und Veteri-
näruntersuchungsämter können Hilfe, Rat und Aus-
kunft geben." 

Zu Frage A 62: 

Alle im Haushaltskalender angegebenen Telefon-
nummern sind zum Zeitpunkt des Andrucks des 
Kalenders — dies war Ende Oktober 1974 — durch 
Probeanruf überprüft worden. Selbstverständlich 
kann keine Gewähr dafür übernommen werden, daß 
sich die angegebenen Telefonnummern zwischen-
zeitlich nicht geändert haben. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Fragen A 63 und 64) : 

Plant die Bundesregierung weitere Informationen für den Ver-
braucher wie den Haushaltskalender 1975? 

Wird die Bundesregierung trotz der notwendigen Kürze einer 
solchen Information in Zukunft darauf achten, deß sich nicht so 
gravierende Fehler einschleichen wie im Haushaltskalender 1975? 

Zu Frage A 63: 

Die Verteilung des Haushaltskalenders 1975 ist 
abgeschlossen. Eine . Neuauflage des Kalenders ist 
nicht geplant. Die Bundesregierung sieht es jedoch 
als ihre selbstverständliche Aufgabe an, die Ver-
braucher zu gegebener Zeit in geeigneter Weise 
über Fragen des Lebensmittelrechts und des Ver-
braucherschutzes zu unterrichten. 

Zu Frage A 64: 

Aus Ihrer Fragestellung entnehme ich Ihre Zu-
stimmung zu der in der Antwort auf die Kleine An-
frage zum Ausdruck gebrachten Auffassung der 
Bundesregierung (BT-Drucksache 7/3321), daß ein 
Haushaltskalender, der viele Bürger ansprechen 
und von ihnen gelesen werden soll, notwendiger-
weise kurz und knapp gehalten werden muß. Der 
Konflikt zwischen diesem Ziel und dem allgemeinen 
Bestreben der Bundesregierung, auch komplexe und 
differenzierte Regelungen möglichst genau darzu- 
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stellen, wird naturgemäß nicht immer völlig befrie-
digend gelöst werden können. Zudem ist es Sache 
der subjektiven Beurteilung, ob und wieweit dieser 
Zielkonflikt gelöst ist. Die Bundesregierung jeden-
falls kann der von Ihnen geäußerten Auffassung 
nicht zustimmen, daß der Haushaltskalender 1975 
mit gravierenden Fehlern behaftet sei. Wegen Ein-
zelheiten verweise ich auf die Antworten der 
Bundesregierung zu der vorstehend erwähnten Klei-
nen Anfrage. 

Dennoch aber stimme ich Ihnen zu, daß bei 
derartigen Publikationen ein Höchstmaß an Sorg-
falt erforderlich ist. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Kroll-Schlüter (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen A 65 und 66) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung vieler Pädagogen, 
daß die Berufsfachschulen durch ihre berufskonkrete Ausrichtung 
jugendlichen Spätaussiedlern die Ausbildung am besten vermit-
teln können, und trifft es zu, daß diese Berufsfachschulen nicht 
nach dem Bundesjugendplan gefördert werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine solche Förderung anzu-
streben, oder welche anderen Förderungsmöglichkeiten sind nach 
Auffassung der Bundesregierung hierzu geeignet? 

Zu Frage A 65: 

Berufsfachschulen werden aus dem Bundesjugend-
plan nicht gefördert, da es sich um Einrichtungen 
handelt, die der Kulturhoheit der Länder unter-
stehen. 

Sofern die Frage lautet, ob für Besucher von Be-
rufsfachschulen Individualbeihilfen aus dem sog. 
Garantiefonds des Bundesjugendplans gewährt wer-
den, ist zu sagen: 

Die Förderung des Besuchs von Berufsfachschulen 
ist im Rahmen der §§ 2 Abs. 1 Nr. 3 und 68 
Abs. 2 Nr. 3 und 3 a des Bundesausbildungsför-
derungsgesetzes vorgesehen. Der sog. Garantiefonds 
tritt bei einer Förderung durch das BAFÖG insoweit 
nicht ein. Er leistet gegenüber gesetzlichen Ausbil-
dungsbeihilfen nur subsidiär. Soweit bei den ein-
zelnen Spätaussiedlern andere Förderungsmöglich-
keiten versagen, können jedoch grundsätzlich nach 
Nr. 7 Abs. 1 a der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften über die Gewährung von Beihilfen zur Ein-
gliederung junger Zuwanderer Leistungen aus die-
sem Fonds erbracht werden; dies setzt natürlich 
voraus, daß die übrigen Förderungsvoraussetzungen 
erfüllt sind. Die Förderung durch den Garantiefonds 
beschränkt sich jedoch nach den bisherigen Erfah-
rungen in diesen Fällen auf eine verhältnismäßig 
kleine Zahl von Spätaussiedlern. 

Bei der erheblichen Verschiedenheit des Zwecks 
von Berufsfachschulen kann nicht die pauschale 
Feststellung getroffen werden, daß diese Schulen 
jugendlichen Spätaussiedlern die am besten geeig-
nete Ausbildung vermitteln. Es ist davon auszu-
gehen, daß die besonderen Probleme der Einglie

-

derung in eine den jungen Spätaussiedlern fremde 
Umwelt, eine andere Gesellschafts- und Wirtschafts-
ordnung häufig spezifische Hilfen erforderlich ma-
chen. Eine solche Hilfe kann auch der Besuch einer 
Berufsfachschule sein, wenn sich dies bei der Prü-
fung des Einzelfalls ergibt. 

Zu Frage A 66: 

Da die Förderung des Besuchs der Berufsfachschule 
bereits eröffnet ist, bedarf es weiterer Regelungen 
nicht. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage A 70) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei ihren zukünftigen Pla-
nungen dafür Sorge zu tragen, daß bis zur ausreichenden Ver-
sorgung von Dialysepatienten mit Heimnieren (Experten sind 
der Ansicht, daß durch eine Heimbehandlung mit einer Heim-
niere ca. 50% der Kosten eingespart werden könnten) ortsnahe 
Dialysezentren geschaffen werden? 

Die Bundesregierung hat in ihrer schriftlichen 
Antwort vom 6. Juli 1970 auf die Frage des Ab-
geordneten Dr. Schmidt (Krefeld) — Drucksache 
VI/1114 — zur ausreichenden Versorgung von Dia-
lyse-Patienten Stellung genommen. 

Wie in dieser Antwort zum Ausdruck gebracht 
wurde, sollten Zentren mit Dialyse-Plätzen nur in 
Kliniken und geeigneten Krankenhäusern eingerich-
tet werden. Zur Entlastung der Zentren mit Dialyse-
Plätzen sollten alle Möglichkeiten zur Einrichtung 
von Dialyse-Satellitenstationen und zur Heimdialyse 
ergriffen werden. 

Die Therapie in den Krankenhäusern muß diesen 
neuen Behandlungsmöglichkeiten, mit denen frü-
her hoffnungslos erkrankte Patienten am Leben 
erhalten werden können, Rechnung tragen. Diese 
Erfordernisse sind hauptsächlich ein personelles 
Problem. Die hochspezialisierten neuen Apparaturen 
verlangen vom ärztlichen und nichtärztlichen Per-
sonal Spezialkenntnisse, die nicht von heute auf 
morgen vermittelt werden können. Die Kostenfrage 
ist zumindest für sozialversicherte Patienten heute 
geklärt und stellt im Einzelfall kein Hindernis für 
die Einleitung einer Dialyse-Behandlung dar. 

Die Bundesregierung hat wegen der Zuständig-
keitsabgrenzung zwischen Bund und Ländern nur 
sehr begrenzte Möglichkeiten einer direkten Ein-
flußnahme auf die Schaffung von ortsnahen Dialyse-
Stationen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Flämig (SPD) (Drucksache 
7/3447 Frage A 73) : 
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Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, im Hinblick 
auf die kostenlose Beförderung von Rollstühlen bei der Deut-
schen Bundesbahn Behinderte nach Unfall, Krankheit oder von 
Geburt an den Behinderten gleichzustellen, die ihre Behinde-
rung im Krieg oder durch Folgen des Kriegs erlitten haben? 

Die kostenlose Beförderung von Rollstühlen bei 
Reisen mit der Bundesbahn kann derzeit nur von 
den durch Krieg oder Arbeitsunfall schwerbeschä-
digten Fahrgästen in Anspruch genommen werden. 
Die Einbeziehung der von Geburt an oder durch 
Krankheit (bzw. durch Unfall aus anderer Ursache) 
schwerbehinderten Personen in diese Vergünstigung 
ist bereits in dem von der Bundesregierung im No-
vember 1974 beschlossenen Entwurf eines Gesetzes 
über die unentgeltliche Beförderung Schwerbehin-
derter im öffentlichen Personenverkehr (UnBefG) 
vorgesehen. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schmidt (Niederselters) 
(SPD) (Drucksache 7/3447 Frage A 74): 

Ist die Bundesregierung bereit — angesichts der Tatsache, daß 
die Strecke Groß Gerau—Köln nicht vor 1990 gebaut werden 
soll — zu prüfen, ob eine Entlastung der Rheinstrecken durch 
die Strecke Frankfurt (Main)—Niedernhausen—Limburg—Au 
(Sieg)—Köln möglich ist, und wenn ja, wie steht sie zur Frage 
des Ausbaus bzw. zur Frage der Elektrifizierung dieser Strecke? 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn mit seinen Zielvorga-
ben u. a. gebeten, weitere Alternativen zur Ver-
bindung der Verdichtungsräume Köln/Ruhrgebiet 
und Rhein/Main-Gebiet zu untersuchen und zu be-
werten. 

Entsprechende Untersuchungen bei der Deutschen 
Bundesbahn sind im Gange. Die Ergebnissse hierzu 
stehen noch aus. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Statssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Fragen A 77 und 78): 

Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik Deutschland ein unver-
hältnismäßig hoher Anteil von Kindern bei Verkehrsunfällen zu 
Tode kommt, weil sie in einem Kraftfahrzeug keinen hinreichend 
sicheren Sitzplatz haben, sei es, daß sie neben dem Fahrer sitzen 
oder Kindersitze den Sicherheitsanforderungen für bestimmte 
Verkehrsanlagen nicht gerecht werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, durch entsprechende Maßnah-
men im Verordnungswege dafür zu sorgen, daß der rechte Front-
sitz für Kinder verboten wird, wie das in anderen Ländern der 
Fall ist, und daß Kindersitze einer Zulassungsprüfung unterzogen 
werden, die eine hinreichende Festigkeit und Sicherheit gewähr-
leistet? 

Zu Frage A 77: 

Während in der Bundesrepublik Deutschland 
im Vergleich zu anderen hochmotorisierten Staaten 
verhältnismäßig mehr Kinder als Fußgänger und 
Radfahrer getötet werden, können solche Vergleiche 
bei Kindern als Mitfahrer in Fahrzeugen, beson-
ders aber in Personenkraftwagen, wegen Fehlens 
entsprechender Daten für das Ausland nicht ange-
stellt werden. 

Aus Unfalluntersuchungen steht jedoch fest, daß 
Kinder bei gleichartigen Unfällen im Vergleich zu 
Erwachsenen 

— weit häufiger umhergeschleudert werden 

— schwerer verletzt werden 

— weit stärkere Kopfverletzungen erleiden. 

Es ist auch erwiesen, daß Kinder auf den Vorder-
sitzen häufiger und schwerer verletzt werden als 
auf Rücksitzen. Die Sicherheit von Kindern in Kraft-
fahrzeugen kann daher durch die Beförderung auf 
Rücksitzen und durch Halteeinrichtungen erheblich 
verbessert werden. Eine Untersuchung der fran-
zösischen Regierung beziffert allein den Sicher-
heitsgewinn der Beförderung von Kindern auf 
Rücksitzen mit 30 %. 

Zu Frage A 78: 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher, durch 
die „Verordnung über Maßnahmen im Straßenver-
kehr", die demnächst dem Bundesrat zur Beschluß-
fassung zugeleitet und voraussichtlich am 1. Januar 
1976 in Kraft treten wird, die Mitnahme von Kindern 
bis zum vollendeten 12. Lebensjahr auf Vordersitzen 
von Kraftfahrzeugen zu verbieten. 

Ein Zulassungsverfahren für Kindersitze setzt ge-
eignete Prüfkriterien voraus. Diese werden z. Z. 
bei der UN-Wirtschaftskommission für Europa 
(ECE) erarbeitet. Die Bundesregierung ist um eine 
schnelle Fertigstellung dieser Regelung für Kinder-
halteeinrichtungen bemüht und beabsichtigt, sie in 
der Bundesrepublik Deutschland einzuführen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Gierenstein (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Frage A 88) : 

Treffen Meldungen zu, der Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau projektiere ein Bundesamt für Bau-
forschung, und der Bundeskanzler habe sein Veto gegen den 
Vorschlag eingelegt, dieses Amt in Berlin zu etablieren? 

Nein. Im übrigen verweise ich auf die Antwort zur 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Möller (Lübeck) 
vom 12. Juli 1974 (Drucksache 7/2412). Bundesmini-
ster Ravens hat damals darauf hingewiesen, daß die 
veränderte Haushaltslage die Bundesregierung er-
neut veranlaßt hat, zu prüfen, wie die Aufgaben der 
Bauforschung optimal erfüllt werden können. Die zu 
klärenden institutionellen Erfordernisse und die 
Standortfrage wurden hierbei besonders hervorge-
hoben. Diese Gesamtklärung ist bisher noch nicht 
abgeschlossen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schneider (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Frage A 89) : 
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Hält die Bundesregierung die Richtlinien für das Moderni

-

sierungsprogramm 1975 (für Wohnungen) mit der Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 4. März 1975 — 2 BvF 1/72 — 
für vereinbar? 

Die Richtlinien für das Modernisierungsprogramm 
sind gemeinsam von Bund und Ländern erarbeitet 
worden. 

Neue Bedenken einiger Länder gegen die Kon-
zentration der Förderung auf Zonen oder anderer 
Teile der Richtlinien richten sich gegen die Prakti-
kabilität des Förderungskonzeptes. Die Beteiligung 
des Bundes an den Programmen der Länder, das 
Verfahren zur Aufstellung der Programme sowie 
die sonstigen Regelungen über die Förderung sind 
nach Auffassung der Bundesregierung mit den Aus-
führungen des Bundesverfassungsgerichtes zu Art. 
104 a Abs. 4 GG vereinbar. Im übrigen habe ich 
Ihnen bereits auf eine entsprechende Frage in der 
Fragestunde vom 18. März 1975 mitgeteilt, daß die 
Bundesregierung die Auswirkungen des Verfas-
sungsgerichtsurteils auf die Wohnungs- und Städte-
bauförderung eingehend prüft. Sie wird auch die 
Modernisierungsrichtlinien in diese Prüfung einbe-
ziehen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Abelein (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen A 92 und 93) : 

Welche Schritte hat die Bundesregierung gegenüber der Regie-
rung in Ost-Berlin unternommen, um auf eine verzögerungsfreie 
Abwicklung des innerdeutschen Reiseverkehrs zu Ostern zu 
dringen? 

Wie verträgt sich die Äußerung der Bundesregierung, die 
DDR-Grenzorgane seien um eine reibungslose Abwicklung des 
Verkehrs bemüht gewesen, mit der Tatsache, daß unzumutbare 
Wartezeiten (bis zu 15 Stunden) vor den Zonengrenzdurchlässen 
entstanden sind? 

Zu Frage A 92: 

Zu Ostern ist es beim Reiseverkehr in die DDR 
an den Grenzübergängen zu einem bisher in die-
sem Ausmaß nicht bekannten und unerwarteten An-
drang von Reisenden in PKW gekommen. Am Grün-
donnerstag und Karfreitag traten infolgedessen zeit-
weise erhebliche Verkehrsstauungen auf, die zu 
mehrstündigen Wartezeiten an allen Landstraßen- 
und Autobahn-Übergängen zur DDR führten. So 
wurgen z. B. am Karfreitag in Helmstedt in diesem 
Jahr rd. 95 000 Reisende gegenüber rd. 20 000 Rei-
senden am Karfreitag des vergangenen Jahres ab-
gefertigt. Die Gründe für die langen Wartezeiten 
liegen in dem außergewöhnlichen Verkehrsaufkom-
men. Derartige Spitzenaufkommen bedingen ange-
sichts der vorhandenen Fahrspuren und Abferti-
gungsmöglichkeiten schon aus rein technischen 
Gründen längere Wartezeiten. Solche verkehrsmä-
ßig verursachten Stauungen treten übrigens auch an 
solchen Kontrollpunkten wie z. B. Kufstein auf, den 
die Fahrzeuge in der Regel sogar ohne Halt durch-
fahren. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß die Grenzorgane der DDR die 
Abfertigung des Reiseverkehrs aus der Bundesre-
publik Deutschland verzögert oder ihn sonst behin-
dert hätten. 

Zu Frage A 93: 

Der Sprecher der Bundesregierung, Herr Staats-
sekretär Bölling, hat in der Pressekonferenz am 
2. April 1975 aus Anlaß einiger Bemerkungen zum 
Osterreiseverkehr in die DDR folgendes erklärt: 

„In diesem Zusammenhang sollte nicht uner-
wähnt bleiben, daß sich die DDR-Beamten um 
eine rasche Erledigung der Formalitäten an den 
Grenzübergangsstellen bemüht haben." 

Wie ich bereits in meiner Antwort auf Ihre erste 
Frage dargelegt habe, war das Verkehrsaufkommen 
an den Grenzübergängen zur DDR sehr groß. Dabei 
ist insbesondere zu berücksichtigen, daß nach der 
Herabsetzung der Mindestumtauschsätze und der 
Zusage der DDR hinsichtlich einer großzügigen Er-
teilung von Genehmigungen zur Einreise mit dem 
PKW die Steigerung des DDR-Verkehrs anteilmäßig 
sehr hoch war, dessen Kontrolle durch die DDR-
Organe bekanntlich längere Zeit als die Abfertigung 
des Transit-Verkehrs nach Berlin in Anspruch 
nimmt. Immerhin wurden z. B. am Karfreitag in Ma-
rienborn durchschnittlich in der Stunde rd. 4 000 
Reisende, das sind etwa 65 Personen in der Minute 
in 15 bis 20 PKW, von den Grenz-Organen der DDR 
abgefertigt. Somit ist die Feststellung durchaus be-
gründet, daß die DDR-Organe sich um eine möglichst 
rasche Abfertigung bemüht hatten. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herold auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Frage A 94) : 

Trifft die Meldung zu, Ost-Berlin bestehe darauf, die Reno-
vierung der Autobahn  Berlin—Helmstedt  dürfe nur von „DDR-
Kolonnen" vorgenommen werden, und wird die Bundesregie-
rung — bejahendenfalls — bei den Verhandlungen mit Ost-
Berlin davon ausgehen, daß entsprechend ihrem Anteil an der 
Finanzierung die Aufträge an westdeutsche und Westberliner 
Firmen vergeben werden? 

Die von Ihnen zitierte spezielle Meldung ist mir 

nicht bekannt. Ich weise nur darauf hin, daß die 
DDR in ihren Vorschlägen an die Bundesregierung 
vom 9. Dezember 1974 zu Rekonstruktion der Auto-
bahn Berlin—Helmstedt erwähnt hat, daß die Bau-
kapazitäten seitens der DDR bereitgestellt und die 
erforderlichen Ausrüstungen durch die Bundesrepu-
blik Deutschland geliefert werden sollten. 

Dieser Vorschlag ist wie alle anderen Verhand-
lungsgegenstand. Ich bitte um Ihr Verständnis, daß 
sich die Bundesregierung mit Rücksicht auf die lau-
fenden Verhandlungen gegenwärtig nicht in der 
Lage sieht, dazu näher Stellung zu nehmen. 
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Anlage 21 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage A 95) : 

Angesichts der zunehmenden Zahl von Dialysepatienten frage 
ich die Bundesregierung, ob sie bereit ist, die Forschung von 
Heimnieren voranzutreiben, da nach Auffassung von Experten 
die Heimniere aus psychologischen und medizinischen Gründen 
die geeignetste Methode für eine gesicherte Versorgung der 
heimdialysefähigen Patienten darstellt? 

Der Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet 
„künstlicher Nieren" wird in der Bundesrepublik 
Deutschland von verschiedenen Seiten besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet. Entsprechende Arbeiten 
sind in Kankenhäusern und Universitätskliniken, 
privaten und öffentlichen Forschungseinrichtungen 
sowie Industrieunternehmen seit einiger Zeit im 
Gange. 

Das Bundesministerium für Forschung und Tech-
nologie fördert im Rahmen seines Medizintechnik

-

Programms und des darin eingerichteten Schwer-
punkts „Künstliche Organe und Technische Hilfen 
für Körperbehinderte" seit 1973 zwei Projekte, die 
die Entwicklung von künstlichen Nieren für den 
nichtstationären Einsatz zum Ziel haben. Für die 
Arbeiten, die in enger Zusammenarbeit von Indu-
strieunternehmen und Kliniken durchgeführt wer-
den, wurden für den Zeitraum von 1973 bis 1976 
insgesamt 2,9 Millionen DM zur Verfügung gestellt. 

Eine verstärkte Förderung dieses Gebietes im 
Rahmen des Medizintechnik-Programms des Bun-
desministeriums für Forschung und Technologie ist 
beabsichtigt. In Kürze werden in einem Sachver-
ständigengremium weitere Vorschläge zur Entwick-
lung neuartiger Dialysesysteme beraten, die dem 
Ministerium vorgelegt wurden. Ziel der geplanten 
Projekte ist es, die Belastung des Patienten herab-
zusetzen, die Zuverlässigkeit des Dialysesystems 
sowie die Bedienbarkeit zu verbessern, um die 
Voraussetzungen für den Einsatz in der Heimdia-
lyse zu schaffen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Bundesminister Matthöfer auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen A 97 und 98) : 

Wann beabsichtigt die Bundesregierung, zu dem beabsichtig-
ten Bau eines Hochtemperaturreaktors mit Heliumturbine (HHT-
Programm) eine Kosten-Nutzen-Analyse zu geben? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über den zu-
künftigen Einsatz von Hochtemperaturreaktoren in der Bundes-
republik Deutschland, und was gedenkt sie insbesondere zu 
unternehmen, damit Prototypkernkraftwerke gebaut werden? 

Zu Frage A 97: 

Die Vergabe einer Kosten/Nutzen-Untersuchung 
zur Weiterentwicklung des Systems „Hochtempera-
turreaktor mit Heliumturbine" (HHT) ist für die 
nächsten Wochen vorgesehen. Ein entsprechender 

Auftrag wird nach Auswertung der Angebote er-
folgen, die aufgrund einer Ausschreibung bis zum 
7. April 1975 eingegangen sind. 

Zu Frage A 98: 

Für .die Stromerzeugung stellt der Hochtempera-
turreaktor mit Dampfturbine (HTR) eine aussichts-
reiche Variante zum Leichtwasserreaktor dar. Durch 
die Nutzung von Thorium läßt sich langfristig eine 
Schonung der Uranvorräte erreichen. Die Bundes-
regierung fördert die Errichtung eines Prototyp-
HTR-Kraftwerkes mit Dampfturbine, den THTR-300 
in Schmehausen, mit einem Zuschuß von 475 Millio-
nen DM. Außerdem werden Arbeiten beim Reaktor-
hersteller unterstützt, die für die Angebotsabgabe 
eines ersten großen HTR-Kraftwerks (HTR 1160) in 
der Bundesrepublik Deutschland erforderlich sind. 

Auf der Grundlage der Technologie stromerzeu-
gender Hochtemperaturreaktoren wird die Entwick-
lung eines fortgeschrittenen Hochtemperaturreak-
tors ohne Dampfkreislauf (HHT) von der Bundes-
regierung gefördert. Die erwarteten Vorteile des 
HHT-Systems sind Senkung der Anlagekosten, Er-
höhung des Wirkungsgrades und damit durch ge-
ringere Verlustwärme geringere Umweltbelastung 
und insbesondere seine Eignung für trockene Luft-
kühlung bzw. Wärmedarbietung für Fernwärme. 
Ziel der laufenden Entwicklung ist die Erarbeitung 
eines Angebots für ein Prototyp-HHT-Kraftwerk 
etwa 1980. 

Aufgrund seiner höheren Kühlgastemperaturen 
eröffnen sich dem Hochtemperaturreaktor über die 
Stromerzeugung hinaus weitere Anwendungsmög-
lichkeiten durch direkte Nutzung der Wärme, z. B. 
zur Kohlevergasung. Ein entsprechendes Entwick-
lungsprogramm zur nuklearen Prozeßwärme wird 
z. Z. erarbeitet. Nach bisherigen Vorstellungen 
könnten etwa 1980 die Grundlagen für einen Bau-
entscheid eines Prozeßwärme-Prototyp-Kraftwerks 
vorliegen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Gierenstein (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3477 Frage A 99) : 

Trifft die Meldung der „Welt" vom 17. März 1975 zu, auf der 
deutschen Ausstellung in Moskau habe die Verteilung von In-
formationsmaterial an den Ständen des Presse- und Informa-
tionsamtes der Bundesregierung eingestellt werden müssen, und 
was hat die Bundesregierung — bejahendenfalls — dagegen 
unternommen, bzw. wie hat sie sich von vornherein gegen 
derartige sowjetische Maßnahmen gesichert? 

Die Verteilung des Informationsmaterials des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 
in der Ausstellungshalle mußte vorübergehend ein-
gestellt werden, da der unerwartet große Besucher-
andrang die ordnungsgemäße Verteilung gefährdete 
und damit den ungestörten Ablauf der Ausstellung 
zu beeinträchtigen drohte. Nach Verhandlungen mit 
den zuständigen sowjetischen Stellen wurden die 
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Verteilerstände an den Eingang der Ausstellungs-
halle verlegt. Diese in beiderseitigem vollem Ein-
verständnis getroffene Maßnahme hat die Vertei-
lung des Informationsmaterials nicht beeinträchtigt. 
Das gesamte Informationsmaterial ist an die Be-
sucher der Ausstellung verteilt worden. 

Anlage 24 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) (Drucksache 
7/3447 Frage A 100) : 

Was hat der Sprecher der Bundesregierung, Grünewald, mit 
seiner Bemerkung gemeint, daß für Sommer 1975 harte Ent-
scheidungen anstehen, und kann man erfahren, was die Bun-
desregierung darunter versteht? 

Unter den vom Regierungssprecher zitierten „har-
ten politischen Entscheidungen" ist zu verstehen, 
daß — wie alljährlich bei Haushaltsberatungen im 
Kabinett — nicht alle sachlich und politisch begrün-
deten Anforderungen der Ressorts an den Bundes-
haushalt des kommenden Jahres erfüllt werden kön-
nen. Der Regierungssprecher hat damit nichts ande-
res als eine allgemeine politische Lebenserfahrung 
geäußert. Welche Forderungen bei der Beratung 
des Haushaltsentwurfs für 1976 abgewiesen werden 
müssen, bleibt wie üblich der Entscheidung des 
Kabinetts vorbehalten. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatsministers Wischnewski auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Narjes (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Fragen A 101 und 102) : 

Kann die Bundesregierung die Pressemeldung (VWD) bestäti-
gen, wonach die schweizerischen Strafverfolgungsbehörden im 
Zusammenhang mit ihren Ermittlungen gegen den früheren Hoff-
mann-LaRoche-Direktor Adams wegen seiner Mitwirkung in 
einem Kartellermittlungsverfahren der EG-Kommission gegen 
dieses Unternehmen wegen Verdachts eines Verstoßes gegen 
die Artikel 85 ff. EG-Vertrag auch ein Ermittlungsverfahren 
gegen das zuständige Mitglied der EG-Kommission, Borschette, 
und drei zuständige Beamte eingeleitet haben? 

Wenn die Bundesregierung eine solche Entwicklung nicht 
zweifelsfrei ausschließen kann, was gedenkt sie zu tun, um das 
Assoziationsverhältnis der EG mit der Schweiz von derartigen 
untragbaren Belastungen freizustellen und Wiederholungen aus-
zuschließen? 

Zu Frage A 101: 

Der Bundesregierung ist von einem Ermittlungs-
verfahren der schweizerischen Strafverfolgungsbe-
hörden gegen den EG-Kommissar Borschette bzw. 
einen oder mehrere seiner Mitarbeiter nichts be-
kannt. Die Kommission hat sich zu entsprechenden 
Presseberichten jeder Stellungnahme enthalten. 

Zu Frage A 102: 

Da die Bundesregierung keine Anhaltspunkte da-
für hat, daß Pressemeldungen über eine solche Ent-
wicklung zutreffen, ist die vom Herrn Abgeordneten 

gestellte zweite Frage hypothetisch. Sollte sich der 
Fall Hoffmann-La Roche wider Erwarten dennoch 
zu einer Belastung für das Verhältnis zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Schweiz im Rah-
men des bestehenden Freihandelsabkommens ent-
wickeln, so müßte die Angelegenheit allerdings mit 
den anderen acht Partnern in den zuständigen Ge-
meinschaftsgremien erörtert werden. 

Anlage 26 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage A 109) : 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 
25. März 1975 zu, das Konzert des Symphonie-Orchesters des 
Polnischen Rundfunks und Fernsehens Kattowitz im Großen 
Sendesaal des Senders Freies Berlin habe im Anschluß an Gast-
spiele in der „DDR" stattgefunden, und teilt — bejahenden-
falls — die Bundesregierung die Auffassung, daß eine derartige 
Praxis die Einbeziehung des Landes Berlin in künftige Abkom-
men über kulturellen und wissenschaftlichen Austausch negativ 
präjudizieren kann? 

Die Meldung trifft nicht zu. Nach Auskunft des 
Senders Freies Berlin fand das Konzert in unmittel-
barem Anschluß an eine Gastspielreise in die Ver-
einigten Staaten statt. 

Das Orchester kam direkt aus den Vereinigten 
Staaten. 

Anlage 27 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündliche Frage 
des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage A 112) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der sich 
gegenwärtig in Portugal vollziehenden Umwälzungen in Richtung 
auf eine Machtergreifung der Kommunisten auf den Zusammen-
halt des nordatlantischen Bündnisses und damit auf die Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland, und wie hat die Bundes-
regierung in den Gremien der NATO auf diese Vorgänge rea-
giert? 

Angesichts unseres vitalen Interesses an der Rolle 
Portugals im Bündnis verfolgt die Bundesregierung 
das politische Geschehen in Portugal mit besonderer 
Aufmerksamkeit und mit gewisser Besorgnis. Schon 
im Hinblick auf den inneren Zusammenhalt des 
Bündnisses ist es wünschenswert, daß sich alle Mit-
gliedstaaten an den Prinzipien einer parlamentari-
schen und rechtsstaatlichen Demokratie orientieren. 
Ob es, wie viele nach dem Sturz der Regierung 
Caetano hofften, in Portugal zu einer derartigen Ent-
wicklung kommt, ist heute noch nicht abzusehen. Die 
Bundesregierung jedenfalls wird — soweit es an ihr 
liegt — alles tun, eine solche Entwicklung zu fördern. 
Dies kann jedoch nur unter Wahrung des Grund-
satzes der Nichteinmischung in die Angelegenheit 
eines anderen Staates geschehen, an dem sich die 
Bundesregierung stets orientiert hat. 
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Die Bundesregierung steht über die hier ange-
sprochenen Fragen mit allen an der gemeinsamen 
Sicherheit Interessierten im ständigen Meinungs-
austausch. Wie alle NATO-Partner ist auch Portugal 
in diesen Meinungsaustausch mit einbezogen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Zimmermann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Fragen A 116 und 117) : 

Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß vertrauliche Do-
kumente des Auswärtigen Amtes in dem kommunistischen Par-
teien nahestehenden „Berliner Extradienst" veröffentlicht wer-
den? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, uni 
diese zum Schaden der Bundesrepublik Deutschland verübten 
Fälle von Vertrauensbruch zu ahnden und Wiederholungen zu 
verhindern? 

Zu Frage A 116: 

Die als Dokumentation ausgegebenen Veröffent-
lichungen der in Ihrer Frage genannten Zeitung sind 
teilweise frei erfunden, teilweise jedoch gehen sie 
auf Dokumente des Auswärtigen Amts zurück. Auch 
diese Dokumente sind aber zum Teil insofern ver-
fälscht, als an entscheidenden Stellen Zusätze ein-
gefügt sind, die den ursprünglichen Inhalt entstellen. 

Die erwähnten Dokumente hatten keinen vertrau-
lichen Charakter. Sie wurden im Auswärtigen Amt 
bzw. bei den Auslandsvertretungen einem größeren 
Personenkreis zur Kenntnis gebracht. 

Derartige Veröffentlichungen verfolgen ganz of-
fenbar den Zweck, das Verhältnis der Bundesrepu-
blik Deutschland zu einigen Ländern zu stören und 
die Bundesregierung in Mißkredit zu bringen. 

Zu Frage A 117: 

Die Bundesregierung, die diese Vorfälle bedauert, 
hat Ermittlungen eingeleitet, über deren Ergebnis 
ich heute noch keine näheren Mitteilungen machen 
kann. Sie prüft ferner, ob und inwieweit der Per-
sonenkreis, der am Informationsfluß teilnimmt, en-
ger gezogen werden kann, um Risiken von Indiskre-
tionen einzuschränken. 

Anlage 29 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Klein (Stolberg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Fragen B 1 und 2) : 

In welcher Funktion ist Herr Günter Verheugen im Auswär-
tigen Amt beschäftigt? 

Trifft es zu, daß Herr Verheugen in dieser Eigenschaft „zur 
UNO-Delegation" gehört, „Mitglied des Ministerrats der Euro-
päischen Gemeinschaft und Mitglied im Ministerrat der Europä-
ischen Politischen Zusammenarbeit" ist (so zu lesen im „Brühler 
Schloßbote" vom 6. März 1975)? 

Zu Frage B 1: 

Herr Verheugen ist im Auswärtigen Amt als Lei-
ter des „Arbeitsstabes Analysen und Information" 
beschäftigt, der dem Bundesminister des Auswär-
tigen unmittelbar unterstellt ist. 

Zu Frage B 2: 

In seiner Eigenschaft als Leiter des „Arbeitsstabes 
Analysen und Information" gehört Herr Verheugen 
Delegationen an, die den Bundesminister des Aus-
wärtigen begleiten, wenn dieser an der General-
versammlung der Vereinten Nationen, an Minister-
ratstagungen der Europäischen Gemeinschaft oder 
an Ministertreffen der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit teilnimmt. Die von Herrn Verheugen 
nicht zu vertretende mißverständliche Formulie-
rung in dem zitierten Artikel des „Brühler Schloß-
bote" vom 6. März 1975, er sei „Mitglied des Mi-
nisterrats der Europäischen Gemeinschaft und Mit-
glied im Ministerrat der Europäischen Politischen 
Zusammenarbeit", hat Herr Verheugen mit Leser-
brief vom 26. März 1975 an die Redaktion dieses 
Blattes richtiggestellt. 

Anlage 30 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 3) : 

Was hat die Bundesregierung getan, nachdem ihr bekanntge-
worden ist, daß vorverzollte Pakete nach Rumänien die Emp-
fänger — Siebenbürger Sachsen und Banater Schwaben — nicht 
erreicht haben und an die Absender zurückgeschickt worden sind, 
und wie hat gegebenenfalls die rumänische Seite reagiert? 

Von rumänischer Seite war die Zurücksendung 
damit begründet worden, daß die Pakete einheitliche 
Verpackung und gleiche Absender aufgewiesen hät-
ten. Daraus gehe hervor, daß es sich nicht um private 
Liebesgaben, sondern um eine zentral gesteuerte 
Aktion gehandelt habe. 

Die rumänische Seite hat zum Ausdruck gebracht, 
daß sie auch in Zukunft einen katalogmäßigen Pa-
ketversand der auf diesem Gebiet tätigen deut-
schen Versandfirmen nicht dulden werde. Dagegen 
seien individuelle Geschenksendungen, bei denen 
der Zoll entweder vom Absender in Valuta oder 
vom Empfänger in Landeswährung entrichtet wer-
den könne, weiterhin zulässig. 

Diese Auskunft wurde unserer Botschaft in Buka-
rest auf Anfrage vom rumänischen Außenministe-
rium erteilt. 

Das Auswärtige Amt hat demgegenüber die rumä-
nische Botschaft darauf aufmerksam gemacht, daß 
es sich bei den zurückgeschickten Paketen um Ge-
schenksendungen gehandelt habe, die auch in frü-
heren Jahren aus der Bundesrepublik Deutschland 
nach Rumänien gesandt und bisher nicht beanstandet 
worden seien. 
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Die Schriftliche Frage B 4 (Drucksache 7/3447) 
des Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) 
ist nach Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien für die Frage-
stunde unzulässig. 

Anlage 31 

Antwort 

des Bundesministers Bahr auf die Schriftliche Frage 
des Abgeordneten Roser (CDU/CSU) (Drucksache 
'7/3447 Frage B 5) : 

Treffen Meldungen zu, die Bundesrepublik Deutschland habe 
sich auf der 2. Entwicklungskonferenz der UN bei der Abstim-
mung über die „Deklaration von Lima" der Stimme enthalten, 
und warum hat — bejahendenfalls — die Bundesregierung nicht 
zusammen mit den USA mit „nein" gestimmt angesichts der 
gegen den freien Welthandel und die westlichen Industrieländer 
gerichteten Tendenz der Deklaration? 

Die Meldungen über die Stimmenthaltung treffen 
zu. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich bereits 
im Vorfeld der UNIDO-Konferenz für ein möglichst 
einheitliches Vorgehen der Industrieländer in den 
Verhandlungen im OECD- und EG-Rahmen einge-
setzt und dabei weitgehende Einigung erzielt. Die 
Bemühungen der deutschen Delegation in Lima um 
eine einheitliche Linie unter diesen Ländern blie-
ben angesichts der unterschiedlichen Reaktion auf 
einige wesentliche Forderungen der Entwicklungs-
länder jedoch ohne Erfolg. 

Während Frankreich zusammen mit einigen an-
deren Ländern — darunter die Niederlande, Däne-
mark und Norwegen — der Deklaration und dem 
Aktionsprogramm insgesamt zugestimmt haben, 
haben die USA als einziges Land dagegen gestimmt. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat sich zusam-
men mit Belgien, Großbritannien, Italien, Israel, 
Japan und Kanada der Stimme enthalten. 

Mit dieser Enthaltung wurde, wie während der 
Konferenz im einzelnen erläutert worden ist, zum 
Ausdruck gebracht, daß die Bundesregierung einige 
der Mehrheitsentscheidungen nicht akzeptieren 
konnte, andererseits aber die mit den Entwicklungs-
ländern erzielte Einigung in anderen Bereichen, die 
die Grundlage für die künftige Zusammenarbeit bei 
der Industrialisierung der Entwicklungsländer bil-
den, nicht in Frage stellt. 

Anlage 32 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 6) : 

Welche Gründe hat die Bundesregierung für das unterschied-
liche Verhalten der deutschen Botschaften in Chile und Portu-
gal, wo in einem Fall linksextremen Verfolgten monatelang 
Schutz und schließlich sogar der Abtransport ins Ausland ge- 

währt wurde, während im anderen Fall vier schutzsuchende 
Offiziere, die im Natoland Portugal eine kommunistische Dik-
tatur verhindern wollten, nach wenigen Stunden zum Verlassen 
der Deutschen Botschaft gezwungen und damit ausgeliefert wur-
den, und wird die Bundesregierung auf der Einhaltung der por-
tugiesischen Zusagen bezüglich der Behandlung dieser Offiziere 
bestehen? 

Die Bundesregierung wendet in allen Fällen, wo 
Gefährdete in deutschen diplomatischen Vertretun-
gen Zuflucht suchen, grundsätzlich die gleichen Maß-
stäbe an. Die Bundesrepublik Deutschland kennt in 
Übereinstimmung mit anderen europäischen Staaten 
kein diplomatisches Asylrecht. Zur Abwendung einer 
unmittelbaren Gefahr für Leib und Leben wird aus 
humanitären Gesichtspunkten aber eine zeitweilige 
Zuflucht gewährt. Nach diesen Grundsätzen wurde 
sowohl im Falle der vier Offiziere in Lissabon als 
auch im Falle der chilenischen Flüchtlinge in Sant-
iago de Chile verfahren. 

Die vier portugiesischen Offiziere haben die Bot-
schaft nach zwei Tagen freiwillig verlassen, nach-
dem ihnen zum Teil durch Vermittlung des deut-
schen Botschafters einige Zusagen über ihre Behand-
lung von höchster portugiesischer Stelle gemacht 
worden waren. 

Die Bundesregierung wird sich dafür verwenden, 
daß die gegenüber dem deutschen Botschafter ge-
machten Zusagen auch eingehalten werden. 

Der Gegenstand Ihrer Frage ist in der letzten 
Fragestunde ausführlich behandelt worden. Für wei-
tere Einzelheiten möchte ich deshalb auf die Nieder-
schrift der 155. Sitzung verweisen. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Erhard (Bad Schwal-
bach) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 7) : 

Sind nach Auffassung der Bundesregierung die Bürger, die aus 
den mannigfaltigsten Gründen Fragebogen auf Verlangen der 
verschiedensten Behörden und zwar in behördlichem oder auch 
allgemeinem Interesse ausfüllen müssen, auch verpflichtet, das 
Porto für die Zurücksendung der Fragebogen selbst zu bezah-
len? 

1. In den Fällen, in denen der einzelne Bürger kraft 
Rechtssatzes (Gesetz, Satzung) verpflichtet ist, 
die erforderlichen Auskünfte durch Angaben in 
Fragebogen oder sonstigen Formularen zu er-
teilen, sei es im Rahmen besonderer Leistungs-
pflichten (z. B. Abgabenpflicht) oder im Rahmen 
von speziellen Auskunftspflichten (z. B. statisti-
sche Angaben), wird von dieser generellen Lei-
stungspflicht auch die Pflicht des Bürgers mit 
umfaßt, das Porto für die Rücksendung der Unter-
lagen zu tragen, es sei denn, daß durch Rechts-
satz etwas anderes bestimmt ist. 

2. Soweit eine Behörde im Rahmen eines Verwal-
tungsverfahrens, das ein Bürger in seinem eige-
nen Interesse veranlaßt hat und in dem er die 
Verwaltung besonders in Anspruch nimmt (z. B. 
Antrag auf Erteilung einer Genehmigung, Antrag 
auf bestimmte Leistungen), als Grundlage für 
ihre Entscheidung von dem Antragsteller weitere 
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Auskünfte verlangt, hat er dieses im eigenen 
Interesse zu beantworten und, falls das schrift-
lich geschieht, auf seine Kosten an die Behörde 
zurückzusenden. Nach den einschlägigen Ver-
waltungskostengesetzen hat der Bürger als Ent-
gelt für die besondere Inanspruchnahme oder 
Leistung der öffentlichen Verwaltung Gebühren 
zu entrichten. In der Regel umfaßt die Gebühr 
auch die Portokosten der Verwaltung. Es ist 
folgerichtig, daß in diesen Fällen auch die eige-
nen Portokosten vom Bürger getragen werden. 

3. Anders verhält es sich, wenn eine Behörde in 
ihrem eigenen oder auch im allgemeinen Inter-
esse mit Auskunftsbitten an den Bürger heran-
tritt, ohne daß diesem eine rechtsatzmäßige Aus-
kunftspflicht obliegt oder die Auskunftserteilung 
in seinem speziellen Interesse liegt. In diesen 
Fällen kann die Behörde vom Bürger nicht ver-
langen, die Portokosten für die Rücksendung der 
Unterlagen zu tragen, es sei denn, daß landes

-

oder kommunalrechtlich anderes bestimmt ist. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüne-
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 8) : 

Trifft eine Meldung der Lüneburger Landeszeitung vorn 15. 
März 1975 zu, derzufolge im Zusammenhang mit der Minenräu-
mung auf bundesdeutschem Boden in Lüchow-Dannenberg durch 
Angehörige der Nationalen Volksarmee der DDR ein NVA-Offi-
zier von den Angehörigen des Bundesgrenzschutzes einen „Si-
cherheitsabstand" von 150 Metern gegenüber den NVA-Arbeits-
kräften verlangt hat und den Bundesgrenzschutz auf dem Ho-
heitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland durch Befehlsan-
ordnung entsprechend zurückwies, daß einem Pressefotografen 
das Fotografieren dieses Vorgangs untersagt wurde und daß 
dieses a lles auf ausdrückliche Weisung respektive mit Einver-
ständnis des Bundesinnenministeriums geschah, und wenn ja, 
womit rechtfertigt der Bundesinnenminister diesen unmöglichen 
Vorgang auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutsch-
land, wenn nein, welche Darstellungen in der Lüneburger Lan-
deszeitung entsprechen nicht den Tatsachen? 

Die zitierte Meldung der Lüneburger Landeszei-
tung vom 15. März 1975 trifft in dieser Form nicht 
zu. Zwar hat ein Vertreter der DDR verlangt, die 
Kräfte des Bundesgrenzschutzes in einem Sicher-
heitsabstand von 100 m zu den Arbeitskräften der 
DDR zu halten. Der Bundesgrenzschutz hat dem nicht 
entsprochen. Angehörige des Bundesgrenzschutzes 
sind vielmehr unmittelbar neben der Arbeitsstätte 
postiert worden. 

Dem Bundesgrenzschutz ist keine „Befehlsanord-
nung" eines NVA-Offiziers oder anderer Vertreter 
der DDR zugegangen. Selbstverständlich wäre eine 
solche „Anordnung" unbeachtlich gewesen. 

Pressefotografen ist das Fotografieren nicht unter-
sagt worden. Anwesende Pressefotografen wurden 
auf die Notwendigkeit des durch die Minenspreng-
wirkung bestimmten Risikoabstandes hingewiesen. 
Überdies machten Angehörige des Bundesgrenz-
schutzes darauf aufmerksam, daß die Arbeitskräfte 
der DDR ihre Arbeit einstellten, wenn sich Personen 
mit Fotoausrüstung der Arbeitsstelle näherten. Wie 
Bildberichte in der Presse und Filmberichte im Fern-
sehen zeigen, ist ungehindert gefilmt worden. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Jahn 
(Braunschweig) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Fra-
ge B 9) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Verregnung ungeklär-
ter Abwässer auf landwirtschaftliche Gebiete unter Berücksich-
tigung des Umweltschutzes? 

Die Frage der Aufbringung von Abwässern und 
ähnlichen Stoffen auf landwirtschaftlich genutzte 
Böden ist in § 15 des Abfallbeseitigungsgesetzes 
vom '7. Juni 1972 generell geregelt. Da es sich da-
bei um eine komplexe in naturwissenschaftlicher 
und fachlicher Hinsicht zum Teil schwierige Materie 
handelt, habe ich 1973 das Bundesgesundheitsamt 
damit beauftragt, unter Einbeziehung aller bei der 
Abwehr von Umweltgefahren zu berücksichtigender 
Gesichtspunkte die einschlägigen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse und notwendigen fachlichen Daten zu-
sammenzustellen und aufzubereiten, um eine aus-
reichende Grundlage für die zu erlassende Rechts-
verordnung zu erhalten. Die dafür eingesetzte Kom-
mission von Fachleuten auch des Umweltbundes-
amtes hat ihre Arbeit im Frühjahr 1974 abgeschlos-
sen und einen umfassenden Bericht vorgelegt. 

Im Bundesministerium des Innern wird gegenwär-
tig unter Berücksichtigung der von der Kommission 
gemachten Vorschläge der Entwurf einer Rechtsver-
ordnung nach § 15 AbfG ausgearbeitet. Darin wer-
den an die Verregnung von Abwasser besonders 
strenge Maßstäbe angelegt. 

Nach dem augenblicklichen Stand dürften die ent-
sprechenden Arbeiten im Sommer dieses Jahres ab-
geschlossen sein. Der Verordnungsentwurf wird 
dann nach Abstimmung mit den anderen beteiligten 
Ressorts unverzüglich dem Bundesrat zugeleitet. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Frage 
B 10) : 

Wieviel Anträge wurden bisher auf Grund des Gesetzes zur 
Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes gestellt und abgelehnt, 
und welche Beträge wurden bisher und werden in Zukunft noch 
ausbezahlt? 

Eine Statistik über alle nach dem Gesetz zur Rege-
lung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
(BWGÖD) gestellten Anträge auf Wiedergutma-
chung und die Art ihrer Erledigung ist angesichts 
der Vielzahl der im Bundesgebiet wiedergutma-
chungspflichtigen Dienstherren (Gebietskörperschaf-
ten und Nichtgebietskörperschaften) nicht geführt 
worden. Es kann daher nicht angegeben werden, 
wieviele Anträge nach dem BWGöD bisher gestellt 
und abgelehnt worden sind. 
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Nach einer von dem zuständigen Referat meines 
Hauses für den Bereich des Bundesministeriums des 
Innern geführten Statistik kann jedoch folgendes 
mitgeteilt werden: 

Meinem Hause sind bis zum 31. Dezember 1974 
12 587 Anträge auf Wiedergutmachung (Erstanträge) 
zugegangen. Hiervon wurden bis zum 31. Dezember 
1974 12 551 Anträge erledigt. 1 427 Anträge fanden 
ihre Erledigung durch Abgabe an andere Dienst-
stellen aus Zuständigkeitsgründen oder durch Rück-
nahme des Antrags. 11 124 Anträge wurden ent-
schieden, davon 4 615 Anträge abgelehnt. Den übri-
gen Anträgen wurde entweder ganz oder teilweise 
entsprochen. 

Zu der Frage, welche Beträge bisher für Leistun-
gen nach dem BWGÖD ausgegeben worden sind und 
in Zukunft noch ausbezahlt werden, ist ebenfalls 
festzustellen, daß es hierüber eine Statistik nicht 
gibt. Der Bundesminister der Finanzen ist in einer 
Aufstellung über die bisherigen Leistungen der öf-
fentlichen Hand auf dem Gebiet der Wiedergutma-
chung (Bundesentschädigungsgesetz, Bundesrück-
erstattungsgesetz usw.) nach dem Stand vom 1. Ja-
nuar 1974 davon ausgegangen, daß „sonstige Lei-
stungen (öffentlicher Dienste u. a.)" bis zum 31. De-
zember 1974 den Betrag von 4,7 Milliarden DM er-
reichen würden. 

Da, wie erwähnt, eine Statistik nicht geführt wird, 
ist über die für die Zukunft noch zu erwartenden 
Auszahlungen eine sichere Voraussage nicht mög-
lich. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, 
daß die Aufwendungen künftig eine abflachende 
Tendenz aufweisen und das bisherige Ausgabevolu-
men nicht erreichen werden. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Peiter (SPD) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 11): 

Beabsichtigt die Bundesregierung anzuordnen, daß die Be-
triebswirtschaftliche Akademie e. V., Wiesbaden, als für die För-
derung nach § 36 Abs. 4 Bundeslaufbahnverordnung geeignete 
gleichartige Einrichtung anerkannt wird? 

Nach dem Grundsatz des § 36 Abs. 3 Satz 1 der 
Bundeslaufbahnverordnung sind Beamte, die „durch 
Fortbildung" ihre fachlichen Kenntnisse und Fähig-
keiten „nachweislich" wesentlich gesteigert haben, 
„zu fördern." Satz 2 der Vorschrift hebt einen Weg 
der Förderung besonders hervor: Nach Möglichkeit 
ist den Beamten Gelegenheit zu geben, ihre Fach-
kenntnisse in höher bewerteten Dienstgeschäften 
anzuwenden und hierbei ihre besondere fachliche 
Eignung nachzuweisen. 

Die Möglichkeiten des Nachweises besonderer 
fachlicher Kenntnisse nach Satz 1 sind nicht formell 
beschränkt. Grundsätzlich kommt jede Fortbildung 
in Betracht, die zu einer wesentlichen Steigerung 

der fachlichen Kenntnisse geführt hat. Dabei wird I 
es auf die Würdigung im Einzelfalle ankommen. 

Die Bedeutung des Absatzes 4 des § 36 liegt 
darin, daß der Nachweis der „Kenntnisse" beim 
Vorliegen der in Absatz 4 genannten Abschlüsse 
ohne weiteres als erbracht gilt. Das Diplom einer 
Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie wird dafür 
zum Maßstab gesetzt. Insofern kommt es auf die 
„Gleichwertigkeit" anderer Einrichtungen und ihrer 
Abschlüsse an. 

Die Gleichwertigkeit der Betriebswirtschaftlichen 
Akademie e.V. Wiesbaden konnte nach bisheriger 
Prüfung, für die auch Gutachten mehrerer Professo-
ren eingeholt worden sind, nicht als erwiesen ange-
sehen werden. Wertungserhebliche Unterschiede 
wurden in mehrfacher Hinsicht festgestellt, z. B. bei 
den Prüfungsordnungen (im schriftlichen Prüfungs-
verfahren und bei den Bedingungen der studienbe-
gleitenden Prüfungen), bei der Lehrkörperstruktur, 
im Bereich der Lehr- und Lernstoffgrundlagen und 
ihrer Kontrolle und bei der Zusammensetzung der 
Prüfungsgremien. Das Ergebnis wurde der Akade-
mie, nachdem auch eine Erörterung vorausgegangen 
war, mit Schreiben vom 25. Juli 1974 mitgeteilt. 

Aber auch wenn die „Gleichwertigkeit" vorläufig 
noch nicht festgestellt werden konnte, wird im Rah-
men der Würdigung nach § 36 Abs. 3 BLV das Di-
plom der Betriebswirtschaftlichen Akademie e.V. 
Wiesbaden mit Gewicht für die Frage des Nach-
weises einer wesentlichen Steigerung der fachlichen 
Kenntnisse zu berücksichtigen sein. Ohnehin setzt 
Absatz 3 außerdem eine entsprechende „nachweis-
liche" Steigerung der „Fähigkeiten" voraus, so daß 
die Entscheidung über eine Förderung von dem 
Befähigungs- und Eignungsgesamtbild der Beamten 
— auf der Grundlage der Fortbildung — ausgehen 
muß. Das gilt ebenso auch bei der Erfüllung der Vor-
aussetzungen des Absatzes 4. Im Rahmen dieser 
Gesamtbeurteilung wird eine förmliche „Gleichwer-
tigkeit" im Sinne des Absatzes 4 nicht ausschlag-
gebende Bedeutung haben können. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Engelsberger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Fragen B 12 und 13) : 

Ist die Bundesregierung nicht im Stande, die natürliche Bevöl-
kerungsentwicklung der deutschen Bevölkerung in der Bundes-
republik einschl. Berlins (West) im internationalen Vergleich 
und im Vergleich mit der „DDR" — einschließlich des Ostsektors 
von Berlin — darzustellen, oder warum weist sie auf meine 
parlamentarische Anfrage (156. Sitzung des 7. Deutschen Bundes-
tages), z. B. für 1971 zwar ein Geburtendefizit in absoluten Zah-
len von 23 793 aus, während sie in den Vergleichszahlen aber 
einen Überschuß von 0,8 bezogen auf 1 000 Einwohner angibt, ob-
wohl gleichlautend nach der Entwicklung der deutschen Bevöl-
kerung gefragt war? 

Wie lauten ggf. die zutreffenden Werte? 

Zu Frage B 12: 

Die Bundesregierung hat sich in ihrer Antwort 
auf Ihre Frage B 11 der Bundestagsdrucksache 7/3335 
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von der Überlegung leiten lassen, nur die 
Angaben darzustellen, die einen echten Vergleich 
des Geburtenüberschusses in der Bundesrepublik 
Deutschland zu dem im Ausland und dem in der 
DDR zulassen. Da die der Bundesregierung vorlie-
genden Angaben des Geburtenüberschusses sowohl 
im internationalen Bereich wie auch in der DDR 
nicht nach Staatsbürgern und Ausländern aufge-
schlüsselt sind (bei der DDR z. B. nicht nach deut-
scher Bevölkerung und Ausländern), hat die Bun-
desregierung in ihrer Antwort den Angaben über 
das Ausland und die DDR zur Vergleichbarkeit den 
Geburtenüberschuß in der Bundesrepublik Deutsch-
land, d. h. der deutschen Bevölkerung einschließ-
lich der Ausländer gegenübergestellt. Selbstver-
ständlich können die Verhältniszahlen des Gebur-
tenüberschusses der deutschen Bevölkerung bezo-
gen auf 1 000 Einwohner im Vergleich zu den inter-
nationalen Angaben und denen der DDR angegeben 
werden, obwohl nach Auffassung der Bundesregie-
rung diese Gegenüberstellung kein richtiges Bild 
über die Entwicklung des Geburtenüberschusses in 
ausländischen Staaten und der DDR im Vergleich 
zur Bundesrepublik Deutschland vermittelt. 

Zu Frage B 13: 

Unter dem Vorbehalt meiner Bemerkungen zu 
Frage 1 stehen die nachfolgenden Ausführungen: 

a) Die Veränderung des Geburtenüberschusses 
der deutschen Bevölkerung in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) im inter-
nationalen statistischen Vergleich, bezogen auf 1 000 
Einwohner, ist aus der folgenden Tabelle ersichtlich: 

b) Im Vergleich zur Bevölkerung der DDR ein-
schließlich von Berlin (Ost) hat sich der Geburten-
überschuß der deutschen Bevölkerung in der Bun-
desrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West), bezogen auf 1 000 Einwohner, wie folgt ver-
ändert: 

Bundesrepublik 
Deutschland einschl. 

Berlin (West) 

DDR 
einschließlich 
Berlin (Ost) 

1964 * +3,9 

1965 * +3,0 

1966 * +2,5 

1967 +5,0 +1,5 

1968 +3,3 +0,2 

1969 +2,0 -0,3 

1970 +0,4 -0,2 

1971 -0,4 ± 0 

1972 -1,9 -2,0 

1973 -3,2 -3,0 

Die Zahlen der DDR für 1974 liegen noch nicht vor. 
* Für die Jahre 1964, 1965 und 1966 liegen keine Verhält-
niszahlen vor, da die für die Berechnung dieser Zahlen 
erforderliche separate Einwohnerzahl der deutschen 
Bevölkerung in diesen Jahren nicht ermittelt worden 
ist. Erst seit 1967 werden die Ausländer in der Bundes-
republik Deutschland separat kontinuierlich erfaßt, so 
daß eine Aufgliederung der Einwohnerzahl nach Deut-
schen und Ausländern und damit eine Berechnung der 
Verhältniszahlen des Geburtenüberschusses der deut-
schen Bevölkerung erst von diesem Zeitpunkt ab mög-
lich ist. 

Land 1964* 1965* 1966* 1967 1968 1969 1970 1971 	 1972 1973 

Bundesrepublik 
Deutschland 5,0 3,3 2,0 0,4 -0,4 -1,9 -3,2 

Belgien 5,5 4,2 3,8 3,3 2,1 2,2 2,3 2,2 2,0 1,2 

Dänemark 7,8 7,9 8,1 6,9 5,6 4,8 4,6 5,4 5,1 4,2 

Frankreich 7,5 6,6 6,8 6,0 5,6 5,3 6,1 6,3 6,4 5,8 

Großbritannien 
und Nordirland 7,5 6,8 6,1 6,2 5,3 4,7 4,5 4,6 2,8 1,9 

Italien 10,3 9,2 9,3 8,4 7,5 7,4 7,1 7,2 6,7 6,1 

Niederlande 13,0 11,9 11,1 11,0 10,3 10,8 9,9 10,4 7,6 6,3 

Österreich 6,2 4,9 5,1 4,4 4,1 3,1 1,8 1,5 1,2 0,7 

Schweden 6,0 5,8 5,8 5,3 3,9 3,0 3,8 3,9 3,4 3,0 

Schweiz 10,1 9,5 9,0 8,6 7,8 7,2 6,7 6,1 5,5 4,8 

Sowjetunion 12,7 11,1 10,9 9,7 9,5 8,9 9,2 9,6 - 9,0 

USA 12,2 10,0 8,9 8,4 7,8 8,2 8,8 8,0 6,3 5,6 

Japan 10,8 11,4 7,0 12,7 11,8 11,8 11,9 12,6 12,9 12,8 
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Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 15) : 

Wie vereinbart die Bundesregierung die Behauptung im Bun-
dessteuerblatt, Teil I, Nr. 26 vom 23. Oktober 1974, daß Kinder, 
die erst nach der Vertreibung geboren worden sind, nach der 
besonderen Regelung des § 7 des Bundesvertriebenengesetzes 
zwar die Vertriebenen- bzw. Flüchtlingseigenschaft erhalten, 
nicht jedoch den Anspruch auf einen Freibetrag nach § 33 a 
Abs. i des Einkommensteuergesetzes 1953 mit der Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs vom 6. Mai 1969, und ist die Bundes-
regierung bereit, diese Fehlinterpretation des § 7 des Bundes-
vertriebenengesetzes zu korrigieren? 

Die Vorschriften des § 33 a Abs. 1 EStG 1953 
über die Gewährung des sog. Flüchtlings-Freibe-
trages gelten nach § 52 Abs. 21 EStG 1965 ff mit der 
Maßgabe weiter, daß die Vorschriften bei einem 
Steuerpflichtigen jeweils nur für das Kalenderjahr, 
in dem bei ihm die Voraussetzungen für die Ge-
währung des Freibetrages eingetreten sind, und 
für die beiden folgenden Kalenderjahre anzuwenden 
sind. 

Ergänzend dazu war in § 25 b Abs. 3 Satz 2 
LStDV 1965-1971 vorgeschrieben, daß die Voraus-
setzungen für die Gewährung des Freibetrags bei 
einem Steuerpflichtigen in dem Kalenderjahr ein-
getreten sind, in dem er als unbeschränkt Steuer-
pflichtiger erstmals zu dem begünstigten Personen-
kreis gehört hat. 

Die Frage, wann die Voraussetzungen eingetre-
ten sind, war auch Gegenstand der Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs vom 6. Mai 1969 (BStB1 II 
S. 621). Der BFH ist dabei zu einer ergänzenden 
Auslegung gekommen, nach der die Voraussetzun-
gen für die Gewährung des Freibetrags bei Perso-
nen, die im Zeitpunkt der Vertreibung noch Kinder 
ohne eigene Einkünfte waren, erstmals in dem 
Kalenderjahr eintreten, in dem das Kind als unbe-
schränkt Steuerpflichtiger zu dem begünstigten 
Personenkreis gehört und eigene Einkünfte erzielt. 

Die Abgrenzung des begünstigten Personenkrei-
ses ergibt sich aus § 33 a Abs. 1 EStG 1953. Dabei 
wird auf die §§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenenge-
setzes Bezug genommen. In diesen Vorschriften ist 
erläutert, wer als Vertriebener, Heimatvertriebener 
oder Sowjetzonenflüchtling gilt. Die im Zeitpunkt 
der Flucht oder Vertreibung minderjährigen Kinder 
gehören zu dem begünstigten Personenkreis. 

Dagegen können Kinder, die erst nach der Ver-
treibung oder Flucht geboren sind, nur nach der 
Sonderregelung des § 7 des Bundesvertriebenenge-
setzes die Eigenschaft eines Vertriebenen oder 
Sowjetzonenflüchtlings erhalten. Es ist zu unter-
scheiden zwischen dem originären Erwerb der Ver-
triebenen- und Flüchtlingseigenschaft durch Ver-
treibung, Flucht oder Nichtrückkehr (§§ 1 bis 4 des 
Bundesvertriebenengesetzes) und dem abgeleiteten 
Erwerb durch Geburt (§ 7 des Bundesvertriebenen-
gesetzes). Da die Vorschrift des § 7 des Bundesver-
triebenengesetzes sowie die darin genannten Per-
sonen in § 33 a Abs. 1 EStG 1953 nicht aufgeführt 
sind, muß davon ausgegangen werden, daß der 
Gesetzgeber die steuerlichen Vergünstigungen nur 

den Personen gewähren wollte, die die Voraus-
setzungen der §§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenenge-
setzes erfüllen. 

Dieses Ergebnis entspricht auch dem Sinn und 
Zweck des Gesetzes. Danach sollen die Freibeträge 
dem Steuerpflichtigen einen gewissen Ausgleich für 
die Nachteile gewähren, die ihm infolge seiner 
Vertreibung oder Flucht entstanden sind. Es war 
nicht die Absicht des Gesetzgebers, nach der Vertrei-
bung oder Flucht geborenen Kinder oder Kindes-
kinder steuerlich zu privilegieren. Von einer Fehl-
interpretation des § 7 des Bundesvertriebenenge-
setzes kann daher insoweit keine Rede sein. 

Die eingangs genannte Entscheidung des Bundes-
finanzhofs betraf — wie bereits erwähnt — einen 
Steuerpflichtigen, der die Vertriebeneneigenschaft 
originär erworben hat. Die Entscheidung steht daher 
nicht in Widerspruch zu der im Schreiben des Bun-
desminister der Finanzen vom 22. Oktober 1974 
(BStB1 I S. 903, 906) vertretenen Auffassung, daß 
Kinder, die erst nach der Vertreibung geboren wor-
den sind, den Freibetrag nach § 33 a EStG 1953 nicht 
erhalten können. 

Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretär Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/3447 Frage B 17) : 

Ist der Erfahrungsbericht über den Beitrag der Bundesrepublik 
Deutschland zur Weltausstellung in Osaka 1970 für weitere 
Ausstellungen, insbesondere für Industrieausstellungen, genutzt 
worden, und ist inzwischen ein Konzept dafür entwickelt wor-
den, wie die Selbstdarstellung der Bundesrepublik Deutsch-
land auf derartigen Ausstellungen erfolgen soll? 

Die mit dem deutschen Beitrag zur Weltausstel-
lung in Osaka 1970 gewonnenen Erfahrungen ent-
sprechen dem besonderen Charakter einer derarti-
gen Veranstaltung. Sie lassen sich auf andere Aus-
stellungen nicht oder nur sehr bedingt übertragen. 
Das gilt insbesondere für Industrieausstellungen, 
wie sie die Bundesregierung gemeinsam mit der 
deutschen Wirtschaft mit großem Erfolg in den letz-
ten Jahren in Sao Paulo, Mexiko und Caracas ver-
anstaltet hat. 

Stehen bei einer Weltausstellung die kulturellen 
und zivilisatorischen Spitzenleistungen der teilneh-
menden Länder im Vordergrund, so sind Industrie-
ausstellungen als Leistungsschauen der gewerb-
lichen Wirtschaft konzipiert, die in erster Linie die 
Markterschließung des Gastlandes zum Ziel haben. 
Es ist deshalb auch bei dieser Art Ausstellung den 
beteiligten Firmen überlassen, wie sie sich und ihre 
Produkte präsentieren wollen. Die Bundesregierung 
stellt hierfür nur den äußeren Rahmen zur Verfü-
gung. Dementsprechend werden die Kosten einer 
Industrieausstellung überwiegend von der teilneh-
menden Wirtschaft getragen. Wenn durch eine an-
spruchsvolle Gestaltung derartige Ausstellungen 
dennoch immer auch als ein Stück deutscher Selbst-
darstellung verstanden werden, so sind sie doch 
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von dem Beitrag zu einer Weltausstellung thema-
tisch weit entfernt. 

Lediglich die erst kürzlich zu Ende gegangene 
Ausstellung der Bundesrepublik Deutschland in 
Moskau sollte neben einer Leistungsschau der am 
Geschäft mit der UdSSR interessierten gewerblichen 
Wirtschaft auch einen Einblick in das Alltagsleben 
in der Bundesrepublik vermitteln. Dieser Ausstel-
lungsteil sollte die sonst vorwiegend technisch aus-
gerichtete Präsentation für ein noch breiteres Publi-
kum attraktiv machen. Die Gestaltung hatten im 
Einvernehmen mit dem BMWi das AA und das 
BPA übernommen. 

Aber auch hierfür waren die Erfahrungen aus 
Osaka kaum zu verwerten. Während in Osaka die 
Bundesrepublik vor allem durch ästhetisch wie tech-
nisch anspruchsvolle Entwicklungen auf dem Ge-
biet der modernen Musik vertreten war, sollte in 
Moskau eine bewußt nüchterne Alltagswelt gezeigt 
werden. Standort, Zielsetzung, Publikum sowie 
finanzieller und räumlicher Rahmen unterschieden 
sich deshalb so weitgehend von dem Weltausstel-
lungsbeitrag in Osaka, daß für die Moskauer Ver-
anstaltung eine neue Konzeption der Selbstdarstel-
lung gefunden werden mußte. Auch in Zukunft wird 
sich die Konzeption einer deutschen Selbstdarstel-
lung, soweit sie überhaupt in Verbindung mit einer 
Industrieschau gezeigt werden soll, den Erwartun-
gen sowie den politischen und gesellschaftlichen 
Gegebenheiten des Gastlandes anpassen müssen. 
Eine einheitliche Konzeption für alle Gelegenheiten 
sollte deshalb nicht festgelegt werden. 

Bei zukünftigen Weltausstellungen werden die 
Erfahrungen von Osaka berücksichtigt. Nachdem 
jedoch der zeitliche Abstand zwischen zwei Welt-
ausstellungen auf mindestens 10 Jahre festgelegt 
wurde, ist z. Z. noch nicht absehbar, wann und wo 
die nächste Ausstellung dieser Art stattfinden wird. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Wuwer (SPD) (Drucksache 
7/3447 Frage B 18) : 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß eben-
so wie die bei den Lebens- und Arzneimitteln schon vorgeschrie-
benen Aufdrucke von Verfalldaten auch die nicht haltbaren Kon-
sumwaren (z. B. elektrische Batterien) mit solchen leicht les-
baren Verfalldaten versehen werden? 

Die in Kraft befindliche Gesamtreform des Le-
bensmittelrechts enthält Ermächtigungen zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen, nach denen bestimmte Le-
bensmittel und bestimmte kosmetische Artikel nur 
in den Verkehr gebracht werden dürfen, wenn Zeit-
angaben, insbesondere über den Zeitpunkt der Her-
stellung oder der Abpackung oder über die Halt-
barkeit angebracht sind. Solche Verordnungen sind 
aufgrund früherer Ermächtigungsgrundlagen in vie-
len Fällen seit langem in Kraft. 

Nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuord-
nung des Arzneimittelrechts dürfen künftig Fertig-
arzneimittel nur mit Angabe des Verfalldatums in 
den Verkehr gebracht werden. 

Diese Vorschriften dienen vor allem dem Schutz 
von Leben und Gesundheit der Verbraucher. 

Nun gibt es auch andere Konsumgüter, die einem 
Veränderungsprozeß unterworfen sind, der zwar 
keine Gefährdung von Leben und Gesundheit dar-
stellt, der aber die Gebrauchstauglichkeit der Güter 
einschränkt. Außer den von Ihnen genannten elek-
trischen Batterien gehören z. B. unbelichtete Filme 
zu diesen Gütern. Die Filmhersteller versehen die 
Filme seit langem freiwillig mit Daten, bis zu denen 
die Filme bei sachgerechter Aufbewahrung ohne 
Qualitätseinbuße benutzt werden können. Auch bei 
den elektrischen Batterien zeichnet sich seit kurzem 
eine bessere Information für den Verbraucher ab. 
Seit Februar d. J. druckt der bedeutendste deutsche 
Hersteller von elektrischen Batterien das Herstel-
lungsdatum auf die Batterien auf. Die Bundesregie-
rung erwartet, daß sich auch die anderen Batterie-
hersteller zu dieser freiwilligen Kennzeichnung be-
reitfinden. 

Anlage 42 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B 19 und 20) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage auf dem Zellstoff-
markt gerade hinsichtlich der Erhaltung von zahlreichen Arbeits-
plätzen in Betrieben der mittelständischen Holzwerkstoffindu-
strie? 

Ist die Bundesregierung bereit, Bestrebungen der deutschen 
Zellstoffindustrie, im Hinblick auf die Situation am Weltmarkt, 
zu unterstützen, die sich mit der Aufbereitung von Rohholz

-

reserven durch sogenannte Sulfat-Zellstoffwerke beschäftigen und 
zur Sicherung der Papierversorgung beitragen sollen? 

Die Lage auf dem Zellstoffmarkt war 1974 von 
starken Verknappungserscheinungen gekennzeich-
net. Die Situation hat sich gegenwärtig entspannt. 
Mittel- und langfristig sind jedoch wegen der welt-
weit wachsenden Papiernachfrage Verknappungen 
bei Zellstoff nicht unwahrscheinlich, zumal die tra-
ditionellen Lieferländer diesen Halbstoff vermehrt 
selbst verarbeiten wollen. Die deutsche Papierindu-
strie, die 1974 zur Erzeugung von 6,5 Millionen t Pa-
pier und Pappe neben 2,85 Millionen t Altpapier und 
1,15 Millionen t Holzschliff 2,35 Millionen t Zellstoff 
eingesetzt hat, ist bei Papierzellstoff zu 75 % von 
Einfuhren abhängig. Da bei uns nur Sulfitzellstoff 
hergestellt wird, muß Sulfatzellstoff, dessen Anteil 
am Papierzellstoffverbrauch 65% ausmacht, voll ein-
geführt werden. Zur Verbesserung ihrer Rohstoff-
versorgung prüft die Industrie daher den Bau von 
zwei Sulfatzellstoffwerken mit einer jährlichen Lei-
stung von jeweils 250 000 t in Nordhessen und Ost-
bayern. Der Rohholzbedarf dieser Fabriken wird auf 
jeweils 1,5 Millionen Raummeter pro Jahr geschätzt. 
Der gesamte Verbrauch an Schwachholz und Indu- 
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strierestholz beläuft sich in der Bundesrepublik jähr-
lich auf rd. 19,5 Millionen Raummeter.  

Im Hinblick auf die Pläne der deutschen Zellstoff-
industrie untersucht der Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten (BML) gegenwär-
tig, welche Mengen an schwachem Waldholz kurz- 
und langfristig von der Forstwirtschaft unter Berück-
sichtigung des Bedarfs aller Schwachholz verbrau-
chenden Industrien bereitgestellt werden können.  
Sobald das Ergebnis dieser Untersuchung (voraus-
sichtlich noch im Frühjahr) vorliegt, wird sich ein  
Fachausschuß mit den Fragen der Rohstoffversor-
gung befassen. An der Erörterung dieses Problem-
kreises wird auch die Holzwerkstoffindustrie betei-
ligt werden. Aussagen über mögliche Auswirkungen  
der in Rede stehenden Sulfatzellstoffwerke auf die  
Holzwerkstoffindustrie können erst gemacht werden,  
wenn die Erhebungen des BML abgeschlossen und  
ausgewertet sind.  

Spezifische Förderungsprogramme des Bundes für  
den Bau von Zellstoffabriken bestehen nicht; sie  
sind auch nicht vorgesehen. Die Gewährung etwaiger  
Finanzierungshilfen käme also ggf. nur innerhalb  
bestehender Förderprogramme, wie z. B. im Rahmen  
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur" und den ERP-Program-
men zur Förderung der Gewässer- und Luftreinhal-
tung, in Betracht.  

Anlage 43  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche  
Frage des Abgeordneten Dr. Holtz (SPD) (Drucksache  
7/3447 Frage B 21) :  

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Außenhandelsstatistik 
zur Erzielung einer besseren Kenntnis über die .Weltmarkt-
stellung" dadurch zu ergänzen, daß einheimische Gesellschaften 
mit Filialen im Ausland regelmäßig den amtlichen Stellen be-
richten bzw. daß einheimische Gesellschaften, die mehrheitlich 
in ausländischem Besitz sind, zu einer regelmäßigen Bericht-
erstattung über ihre Absatzverhältnisse verpflichtet werden? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Au-
ßenhandelsstatistik dahin gehend zu ergänzen, ein-
heimische Gesellschaften mit Filialen im Ausland  
oder Gesellschaften, die mehrheitlich in ausländi-
schem Besitz sind, zu einer regelmäßigen Berichter-
stattung über ihre Absatzverhältnisse zu verpflich-
ten.  

Das Bundeswirtschaftsministerium stellt zusammen  
mit dem Bundesfinanzministerium und der Deutschen  
Bundesbank allerdings Überlegungen an, wie der  
Bestand an deutschen Investitionen im Ausland und  
an ausländischen Investitionen im Inland statistisch  
genauer erfaßt werden kann. Zu diesem Zweck ist  
ein Gesetzentwurf erarbeitet worden, der eine Aus-
dehnung des § 26 des Außenwirtschaftsgesetzes und  
die Einführung entsprechender Meldevorschriften in  
die Außenwirtschaftsverordnung vorsieht. Durch die  
aufgrund dieser Meldungen verfügbaren Angaben  
würden inzidenter zwar auch Aussagen über die  
Stellung der betreffenden Unternehmen auf dem  

Weltmarkt getroffen werden können, jedoch keine  
Angaben über deren Absatzverhältnisse möglich  
sein. Weitergehende Angaben sollen nach dem be-
absichtigten Gesetzentwurf nicht eingeholt werden.  

Anlage 44  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München)  
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 23):  

Welchen Einfluß hat die Einführung des Konkursausfallgeldes 
bisher auf die Entscheidung von Arbeitnehmern gehabt, Konkurs-
antrag gegen ihren Arbeitgeber zu stellen, und wie viele Ar-
beitsplätze sind dadurch verlorengegangen, daß so eine Sanie-
rung im Vergleichswege unmöglich gemacht wurde? 

Der Bundesregierung liegen keine Feststellungen  
darüber vor, ob der Abschluß von Vergleichen mit  
der Einführung des Konkursausfallgeldes dadurch  
erschwert worden ist, daß Arbeitnehmer in größe-
rem Umfang als früher Konkursantrag gegen ihren  
Arbeitgeber stellen.  

In diesem Zusammenhang ist von Bedeutung, daß  
ein Konkursantrag die Durchführung eines gericht-
lichen Vergleichsverfahrens nicht unmöglich macht.  
Auch nach Stellung des Konkursantrages kann der  
Arbeitgeber einen Antrag auf Eröffnung des Ver-
gleichsverfahrens stellen. In diesem Fall bleibt die  
Entscheidung über den Konkursantrag bis zur Ent-
scheidung über den Vergleichsantrag ausgesetzt.  
Das Gericht darf allerdings einen Vergleich nur  

bestätigen, wenn die Zahlung der rückständigen  
Lohnforderungen gesichert ist; dies gilt aber auch  
dann, wenn die Arbeitnehmer keinen Konkursantrag  
gestellt haben.  

Anlage 45  

Antwort  

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Geldner (FDP)  
(Drucksache 7/3447 Fragen B 24 und 25) :  

Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich — auch finanziell —
der Viehexport nach Italien seit der Neubewertung der Rech-
nungseinheit beim Grenzausgleich entwickelt hat, und wie 
müßte sich, ihrer Ansicht nach, dies auf die landwirtschaftlichen 
Einkommen auswirken? 

Was hält die Bundesregierung von den wiederholten Meldun-
gen über Brüsseler Änderungsvorschläge für die Bewertung 
der Rechnungseinheit nach neuen Kriterien, und welche Aus-
wirkungen würde dies, ihrer Ansicht nach, auf den Bundes-
haushalt sowie auf die sogenannten administrierten Preise 
haben?  

Der Viehexport nach Italien hat sich auch seit  
der Einführung der neuen Agrarumrechnungskurse  
am 3. März 1975 weiterhin günstig entwickelt. Dies  
liegt insbesondere an der sehr günstigen Markt-
preisentwicklung in Italien. Da der Grenzausgleich  
weiterhin den Unterschied zwischen den Interven-
tionspreisen in Deutschland und in Italien voll aus-
gleicht, sind nachteilige Folgen auf die landwirt-
schaftlichen Einkommen der deutschen Viehwirt-
schaft nicht zu befürchten.  
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In meiner Antwort auf die Mündliche Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Freiherr von Kühlmann-
Stumm (Drucksache 7/3365 Fragen A 11 und 12) habe 
ich dargestellt, daß die neue Europäische Rech-
nungseinheit zunächst nur für den Europäischen 
Entwicklungsfonds und für die Europäische Investi-
tionsbank vorgesehen ist. Bei den Erörterungen von 
EG-Währungs- und Agrarsachverständigen hat sich 
herausgestellt, daß diese neue Währungskorb-RE 
aus verschiedenen Gründen insbesondere aber 
wegen der ständigen Veränderung des Austausch-
verhältnisses der RE zu den Mitgliedstaaten-Wäh-
rungen für die Festsetzung der gemeinsamen Agrar-
preise mit großen Schwierigkeiten verbunden wäre 
und daher das System der „Grünen Paritäten" für 
den Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik geeig-
neter ist. Im übrigen darf ich mich auf meine Be-
antwortung der o. a. Mündlichen Anfrage beziehen. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 26) : 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung eingeleitet, 
um sicherzustellen, daß die Deutsche Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit (GTZ) bei ihren Vorschriften für die Lieferung 
von Fischkonserven die besondere Lage der deutschen Kutter-
fischerei berücksichtigt? 

Bei der Bereitstellung von Fischkonserven im Rah-
men des deutschen Beitrags zum VN/FAO-Welt-
ernährungsprogramm (WEP) bedient die Bundes-
regierung sich der Deutschen Gesellschaft für Tech-
nische Zusammenarbeit (GTZ). 

Die GTZ ist gehalten, beim Ankauf von Fisch-
konserven die Fachverbände der Hochsee- und der 
Kutterfischerei vorher zu beteiligen, damit nach 
Möglichkeit Waren aus den eigenen Anlandungen 
geliefert werden können. Die GTZ ist außerdem auf-
gefordert worden, bei den einzelnen Ausschreibun-
gen bei allen für die Lieferung von Fischkonserven 
in Betracht kommenden Verarbeitungsbetrieben An-
gebote einzuholen, damit die Rohware aus den Fän-
gen der Kutterfischerei die gleiche Chance wie die 
aus den Anlandungen der Hochseefischerei hat. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung beim 
WEP erreicht, daß in diesem Jahr der deutsche Bei-
trag in Form von Fischkonserven mit Ausnahme von 
300 t Sardinen aus Heringen in 01 bzw. im eigenen 
Saft besteht. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 27): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in bestimmten 
Härtefällen bei Beantragung auf Förderung der langfristigen 
Verpachtung durch Prämien im landwirtschaftlichen Bereich, 
die Gewährung einer Verpachtungsprämie die bestehenden Be-
lastungen weitgehend abbauen hilft, und — bejahendenfalls — 
müßten dann nicht (wenn schon kein Unterhalt aus der Pacht-
summe herausgebracht wird) größere Zins- und Tilgungsver-
pflichtungen vermieden werden? 

Die Förderung der langfristigen Verpachtung 
durch Prämien hat zwei wesentliche Ziele: 

1. Erhöhung der Bodenmobilität zugunsten von 
entwicklungsfähigen Betrieben 

2. Abschluß von langfristigen Pachtverträgen. 

Sie ist nicht als eine Maßnahme gedacht, bei der 
mit Hilfe der Prämie Schulden gedeckt werden sol-
len. In der Praxis wird dieser Weg allerdings ab und 
zu vorkommen. Um zu verhindern, daß die Prämie 
und die Pachteinnahmen allein zum Abdecken von 
Zins- und Tilgungslasten benutzt werden, ist eine 
besondere Vorsicht beim Investieren in nicht ent-
wicklungsfähigen Betrieben geboten. Das einzelbe-
triebliche Förderungsprogramm trägt dieser Ziel-
setzung voll Rechnung. 

Anlage 48 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 28): 

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der völlig ver-
änderten Lage auf dem Weizenmarkt die Möglichkeit der Wie-
dereinführung einer Denaturierungsprämie, besonders unter dem 
Gesichtspunkt der Bereitstellung ausreichender Vorratslager für 
die Aufnahme der kommenden Ernte? 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, die De-
naturierungsprämie für Weichweizen wieder einzu-
führen. Wenngleich die Getreidebestände auf der 
Großhandels- und Verarbeitungsstufe in diesem Jahr 
höher als im Vorjahr sind, so reicht der Lagerraum 
im Bundesgebiet doch bei weitem aus. Für die Auf-
nahme der neuen Ernte können die Erfassungsläger 
in dem notwendigen Umfang durch Umlagerung frei-
gemacht werden. Auch der Einfuhr- und Vorrats-
stelle stehen ausreichend Läger zur Verfügung, um 
die Preisgarantie der Getreidemarktordnung im lau-
fenden und im neuen Wirtschaftsjahr zu gewähr-
leisten. 

Anlage 49 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B 29 und 30) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Kinder von Gast-
arbeitern aus Spanien, Portugal, Jugoslawien, Griechenland und 
der Türkei auf Grund der am 1. Januar 1975 in Kraft getretenen 
Kindergeldregelung in den ersten beiden Monaten dieses Jahres 
in die Bundesrepublik Deutschland gekommen sind? 

Ist die Bundesregierung nach wie vor der Meinung, daß auf 
Grund der getroffenen Kindergeldregelung ein verstärkter Zu-
zug von Kindern ausländischer Arbeitnehmer nicht erfolgen 
wird? 
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Der Bundesregierung liegen noch keine Zahlen-
angaben über die in den ersten beiden Monaten die-
ses Jahres in das Bundesgebiet eingereisten Kinder 
von ausländischen Arbeitnehmern aus den von 
Ihnen genannten Ländern vor. 

Da jedoch Kindergeldregelungen schon seit län-
gerer Zeit bekannt sind, können zur Beantwortung 
Ihrer Frage nach den Auswirkungen der Kindergeld-
vereinbarungen auf den Familiennachzug die bis 
zum 31. Dezember 1974 erhobenen Zahlen herange-
zogen werden. Danach waren Ausländerkinder im 
Bundesgebiet (ohne München und Hamburg) wie 
folgt gemeldet: 

Zahl 
Zunahme 

- 
Stichtag der Kinder 

u c  
insgesamt 	

h  
urc

hs
hschnitt durchschnitt 

30. 	9.72 513 743 

30. 	9. 73 625 551 111 808 	ca. 28 000 

30. 	9. 74 749 039 123 488 	ca. 31 000 

31.12.74 787149 38110 	ca. 38110 

In der Zunahme von 38 110 im letzten Quartal 
1974 sind 26 990 Geburten (8 092) und Zuwanderun-
gen (18 898) enthalten. Bei der restlichen Zahl von 
11 120 handelt es sich um Anmeldungen von Kin-
dern, die sich bereits vor dem 30. September 1974 im 
Bundesgebiet befunden haben. 

Die Angaben zeigen, daß die Zunahme der Aus-
länderkinder im letzten Quartal 1974 zu einem er-
heblichen Teil darauf beruhte, daß Kinder, die be-
reits vorher im Bundesgebiet gelebt haben, bei den 
Gemeindebehörden gemeldet und als Folge davon 
eingeschult wurden. Dadurch konnte in der Öffent-
lichkeit der Eindruck entstehen, daß die Zahl der 
Ausländerkinder überproportional zugenommen hat. 
Die Bundesregierung ist deshalb nach wie vor der 
Meinung, daß der geltenden Kindergeldregelung 
kein entscheidender Einfluß auf den Familiennach-
zug beigemessen werden kann. 

Anlage 50 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun- 
schweig) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 31) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den Gewerbe-
treibenden, die im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung in den 
letzten Monaten ihre Betriebe schließen mußten und nunmehr 
als Arbeitslose in der Woche mit 98 DM Arbeitslosengeld leben 
müssen bei Mietverpflichtungen von 250 DM im Monat, eine 
Hilfe zukommen zu lassen, die sie davor bewahrt, den Glauben 
an den sozialen Rechtsstaat zu verlieren? 

Bei einem Arbeitslosen, der bisher hauptberuflich 
eine selbständige Tätigkeit ausgeübt hat, richtet 
sich die Arbeitslosenhilfe nach dem Arbeitsentgelt, 
das er bei Aufnahme einer Arbeitnehmertätigkeit 
verdienen könnte. Die Höhe der Arbeitslosenhilfe 
beträgt bei ihm ebenso wie bei einem Arbeitslosen, 
der vorher eine Arbeitnehmertätigkeit ausgeübt hat, 
58 v. H. des Netto-Arbeitsentgelts. Damit steht der 
ehemalige Selbständige in der Arbeitslosenhilfe den 
übrigen Anspruchsberechtigten gleich. 

Dem von Ihnen erwähnten Arbeitslosenhilfe

-

betrag von 98 DM wöchentlich würde ein Arbeits-
entgelt von nur 230 DM wöchentlich entsprechen. 
Ich kenne die Einzelheiten des Falles, der Ihrer An-
frage zugrunde liegt, nicht. Es dürfte jedoch sehr 
selten vorkommen, daß ein ehemals Selbständiger 
nur für eine Beschäftigung mit einem derart niedri-
gen Arbeitsentgelt in Betracht kommt. Die Arbeits-
losenhilfe könnte in diesem Fall aber auch deshalb 
so niedrig sein, weil bei der Bedürftigkeitsprüfung 
anderes Einkommen berücksichtigt worden ist. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß neben der 
Arbeitslosenhilfe noch andere Sozialleistungen, wie 
z. B. das Wohngeld, das den Bürger gerade hinsicht-
lich der von Ihnen erwähnten Mietzinsverpflichtung 
finanziell entlasten soll, in Anspruch genommen 
werden können. Wenn die am maßgeblichen Arbeits-
entgelt orientierte Arbeitslosenhilfe im Einzelfall 
nicht ausreicht, so kommt die zusätzliche Gewährung 
von Sozialhilfe in Betracht. 

Anlage 51 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 32) : 

Trifft es zu, daß Kinderzuschläge zu Schwerkriegsbeschädigten-
renten auch dann dem Schwerkriegsbeschädigten zustehen, wenn 
die elterliche Gewalt liber die ehelichen Kinder nach der Ehe-
scheidung der Mutter zugesprochen worden ist, und sind diese 
Kinderzuschläge tatsächlich weder pfändbar noch einklagbar, und 
welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zutreffenden-
falls, um dem geschiedenen Ehepartner den nicht einklagbaren 
und nicht pfändbaren Kinderzuschlag zukommen zu lassen? 

Es trifft zwar zu, daß die nach § 33 b des Bundes-
versorgungsgesetzes (BVG) gewährten Kinderzu-
schläge auch dann dem Schwerkriegsbeschädigten 
zustehen, wenn ihm die elterliche Gewalt über seine 
Kinder entzogen worden ist. Das bedeutet jedoch 
nicht, daß die Kinderzuschläge auch nur an den 
Schwerkriegsbeschädigten gezahlt werden können. 
Vielmehr kann in den Fällen, in denen nach der 
Ehescheidung des Schwerkriegsbeschädigten die 
elterliche Gewalt über die ehelichen Kinder der 
Mutter zugesprochen ist, die Mutter als gesetzliche 
Vertreterin des Kindes die Zahlung des Kinder-
zuschlags nach § 33 b Abs. 7 BVG an sich beanspru-
chen. Daneben kann sie auch den Anspruch auf die 
Kinderzuschläge nach § 67 Abs. 2 Nr. 2 BVG zur Er-
füllung der gesetzlichen Unterhaltspflicht des schwer

-

beschädigten Vaters pfänden lassen. 

Anlage 52 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Härzschel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 33) : 

Wieviel Prozent sind die Durchschnittseinkommen der Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland von 1969 bis 1974 
gestiegen, und wie hoch war die prozentuale Steigerung der 
Lohnsteuereinnahmen und Sozialversicherungsbeiträge im glei-
chen Zeitraum? 
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Nach der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
des Statistischen Bundesamtes hat die Bruttolohn- 
und -gehaltssumme je durchschnittlich beschäftigten 
Arbeitnehmer von 1969 bis 1974 um insgesamt 
74,9 % oder jährlich 11,8 % zugenommen. Im glei-
chen Zeitraum stiegen — ebenfalls je durchschnitt-
lich beschäftigten Arbeitnehmer — die Lohnsteuer-
abzüge (einschließlich Stabilitätszuschlag) um ins-
gesamt 170,9 % oder jährlich 22,1 % und die Arbeit-
nehmerbeiträge zur Sozialversicherung um insge-
samt 94,0 % oder jährlich 14,2 % Daraus ergibt sich 
für die durchschnittliche Nettolohn- und -gehalts-
summe eine Zunahme von insgesamt 59,8 % oder 
jährlich 9,8 %. Nach Abzug der Preissteigerungen 
für die Lebenshaltung hat sich das reale Netto-
arbeitseinkommen je durchschnittlich beschäftigten 
Arbeitnehmer von 1969 bis 1974 um insgesamt 
22,6 % oder jährlich 4,2 % erhöht. 

Anlage 53 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Seefeld (SPD) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B 34 und 35): 

Ist der Bundesregierung der in der Ausgabe März 1975 der 
,,ADAC-Motorwelt" erschienene Artikel „Marianne (18) trägt 
das Gipsbein mit Humor. Sie ahnt nichts von der Arztrechnung 
aus Kitzbühel" bekannt und kann sie die darin gemachten 
Angaben eher die Schwierigkeiten deutscher Kassenpatienten bei 
Erkrankung in Osterreich bestätigen? 

Inwieweit sind, wenn ja, weitere Fortschritte dabei erzielt 
worden, daß das nicht mit dem deutsch-österreichischen Abkom-
men über Soziale Sicherheit in Einklang stehende Verhalten be-
stimmter österreichischer Ärzte im Sinne des Vertrages geändert 
werden kann? 

Der von Ihnen zitierte Zeitungsartikel gibt im 
wesentlichen zutreffend einen Sachverhalt wieder, 
der in den vergangenen Jahren wiederholt mit den 
zuständigen Stellen in Österreich erörtert und auch 
im Deutschen Bundestag bereits mehrfach Gegen-
stand von Anfragen war. Die Bundesregierung ist 
mit der österreichischen Regierung der Auffassung, 
daß die österreichischen Ärzte auf Grund des be-
stehenden Abkommens zur Betreuung der deutschen 
Urlauber verpflichtet sind. Von österreichischer 
Seite wurde zugesichert, daß sie in diesem Sinne 
weiterhin auf die österreichischen Ärzte einwirken 
wird. 

Inzwischen ist festzustellen, daß die Zahl der be-
treuungswilligen Ärzte in Österreich steigt. Ledig-
lich in den Ländern Salzburg und Tirol, die aller-
dings besonders stark von deutschen Urlaubern auf-
gesucht werden, ist diese Zahl noch relativ gering. 
Aber auch hier wird mit einer steigenden Tendenz 
gerechnet, nachdem die deutschen Krankenkassen 
dazu übergegangen sind, die Versicherten eingehend 
auf den in den einzelnen Ländern und Regionen 
Österreichs zu erwartenden Umfang der ärztlichen 
Betreuung hinzuweisen. Die Informationen zur 
Rechts- und Sachlage sind in einem Merkblatt zu-
sammengefaßt, das zusammen mit dem Kranken-
schein ausgehändigt wird und das auch eine Liste 
der in diesen Ländern betreuungswilligen Ärzte ent-
hält. 

Wegen weiterer Einzelheiten weise ich auf eine 
Antwort hin, die ich am 14. November 1974 auf eine 
Anfrage des Kollegen Dr. Götz gegeben habe (Bun-
destagsprotokoll S. 8940). 

Anlage 54 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 36) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die gesetz-
lichen Bestimmungen bei den Krankenkassenbeiträgen der Kurz-
arbeiter eine für nicht krankenversicherungspflichtige Angestellte 
erhebliche finanzielle Belastung aufweisen, und — bejahenden-
falls — müßte dann nicht der Arbeitgeberanteil den kranken-
versicherungspflichtigen genauso gewährt werden, wie den nicht 
krankenversicherungspflichtigen Angestellten? 

Aufgrund der Vorschriften der Reichsversiche-
rungsordnung und des Arbeitsförderungsgesetzes 
über die Tragung des Krankenversicherungsbeitra-
ges für Kurzarbeiter ergibt sich in der Tat eine 
unterschiedliche Behandlung von versicherungs-
pflichtigen und versicherungsfreien Angestellten. 
Die Vorschrift des § 163 Abs. 2 AFG, wonach der 
Arbeitgeber den vollen Beitrag für den ausfallenden 
Lohnanteil trägt und die Hälfte hiervon von der 
Bundesanstalt erstattet erhält, gilt nur für versiche-
rungspflichtige Arbeitnehmer. 

Versicherungsfreie Angestellte haben nach § 405 
Abs. 2 Satz 2 RVO i. V. m. § 163 Abs. 2 Satz 1 AFG 
zwar auch einen Anspruch auf einen Zuschuß zum 
Krankenversicherungsbeitrag gegenüber ihrem Ar-
beitgeber, soweit es sich um den Beitragsanteil für 
den ausfallenden Lohnanteil handelt. Dieser An-
spruch ist aber nach § 405 Abs. 1 Satz 2 RVO auf 
die Hälfte des vom Angestellten zu zahlenden Bei-
trags beschränkt. Die hiermit zusammenhängenden 
Probleme sind erst in der augenblicklichen Phase 
verstärkter Kurzarbeit, die auch viele Angestellte 
betroffen hat, hervorgetreten. 

Die Bundesregierung prüft, welche Folgerungen 
aus dieser neueren Entwicklung zu ziehen sind. 

Anlage 55 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 37) : 

Nach welchen Kriterien erfolgt bei der Einberufung von Wehr-
pflichtigen die Zuordnung zu den einzelnen Standorten, und sieht 
die Bundesregierung Moglichkeiten, die teilweise große Ent-
fernung zwischen Heimatort und Standort durch eine noch ge-
nauere Prüfung der Einzelfälle zu verringern? 

Die Bundesregierung bemüht sich seit langem, 
einen möglichst hohen Prozentsatz an Wehrpflich-
tigen heimatnah einzuberufen. Diesen Bemühungen 
sind jedoch durch das Verhältnis des örtlichen Auf-
kommens an Wehrpflichtigen zum Bedarf der Streit-
kräfte Grenzen gesetzt. So kann regelmäßig der 
Bedarf der in den Ländern Schleswig-Holstein, Ham-
burg und auch Niedersachsen stationierten Truppen- 
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teile auch nicht annähernd mit dort beheimateten 
Wehrpflichtigen gedeckt werden. Ein Ausgleich 
durch den im Lande Nordrhein-Westfalen bestehen-
den Überhang ist deshalb notwendig. 

Die Zuteilung der Wehrpflichtigen zu den einzel-
nen Truppenteilen muß sich nach der Eignung rich-
ten, die in einer besonderen Prüfung festgestellt 
wird, der alle wehrdienstfähig gemusterten Wehr-
pflichtigen unterzogen werden. Nachdem die Dauer 
des Grundwehrdienstes auf 15 Monate verkürzt 
worden ist, müssen in verstärktem Maße bei der 
militärischen Ausbildung die bei dieser Prüfung 
ermittelten Kenntnisse und Fähigkeiten verwertet 
werden. Aus dem gleichen Grunde ist es notwendig, 
daß den Rekruten bereits während der dreimona-
tigen Grundausbildung entgegen der früheren Re-
gelung militärische Kenntnisse vermittelt werden, 
die sie später in ihrer vorgesehenen Funktion in den 
Einsatzverbänden benötigen Die Ausbildungsein-
heiten sind deshalb nicht mehr regional sondern 
fachlich gegliedert. Das hat zur Folge, daß auch 
Wehrpflichtige, deren Stammeinheit heimatnah sta-
tioniert ist, zunächst zur Grundausbildung in einen 
entfernt gelegenen Standort einberufen werden 
können. Aus Gründen der Gleichbehandlung muß 
außerdem auf eine gleichmäßige Ausschöpfung des 
Wehrpflichtigenpotentials im Bundesgebiet geach-
tet werden. 

In dem durch diese sachlichen Erfordernisse ge-
zogenen Rahmen sind die Wehrersatzbehörden be-
müht, Wünschen auf heimatnahe Einberufung zu 
entsprechen. Darüber hinaus sehe ich keine Möglich-
keit, die Anzahl der heimatnahen Einberufungen 
zu erhöhen. 

Zu Ihrer Information habe ich Ihnen eine Auf-
stellung über das Verhältnis des Aufkommens der 
Wehrpflichtigen zum Bedarf der Truppe beigefügt. 
Hierzu muß allerdings bemerkt werden, daß die 
Prozentsätze bei den einzelnen Einberufungstermi-
nen schwanken, weil sowohl Bedarf als auch Auf-
kommen Änderungen unterworfen sind. Die Grund-
tendenz bleibt jedoch bestehen. 

Anlage 56 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Schmidt auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Sick (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B 38 und 39) : 

Trifft es zu, daß der vorhandene Schießplatz in der Gemeinde 
List/Sylt um einen MG-Schießstand erweitert werden soll, und 
ist deswegen die Schutzbereichsanordnung erforderlich? 

Hat die Bundesregierung geprüft, ob eine völlige Verlegung 
des Schießplatzes an eine andere Stelle möglich ist, und wenn 
ja, zu welchem Ergebnis ist sie gekommen, und wenn nein, ist 
sie bereit in diese Prüfung einzutreten? 

Zu Frage B 38: 

Die Standortschießanlage List/Sylt soll 1975/76 
um einen MG-Stand erweitert werden. Diese Er-
weiterung ist erforderlich, um eine ordnungsgemäße 

Schießausbildung der auf Sylt stationierten Solda-
ten durchführen zu können. 

Die Schutzbereichsanordnung ist nicht wegen der 
Erweiterung der Standortschießanlage um einen 
MG-Stand ergangen. 

Für Standortschießanlagen sind generell Schutz-
bereiche anzuordnen, da die Bundeswehr verpflich-
tet ist, die Bevölkerung vor Gefahren, die von 
einem Schießstand ausgehen, zu schützen. Dieser 
Verpflichtung kann die Bundeswehr nur nachkom-
men, wenn ihr jede beabsichtigte Veränderung im 
Schutzbereich, d. h. im Vorsichtsbereich eines Schieß-
standes, rechtzeitig bekannt wird, um ggf. erfor-
derliche Maßnahmen zur Gefahrenabwehr treffen 
zu können. 

Zu Frage B 39: 

Eine Verlegung der Standortschießanlage List ist 
abgesehen von der Frage, ob hierfür an anderer 
Stelle ausreichendes Gelände zur Verfügung gestellt 
werden kann, schon aus wirtschaftlichen Gründen 
nicht vertretbar. Die Kosten für den Neubau einer 
Standortschießanlage werden ohne Geländebeschaf-
fungskosten mindestens ca. 1,5 Millionen DM be-
tragen. 

Darüber hinaus dürfte bei einer Verlegung der 
Standortschießanlage an einen anderen Ort der In-
sel ebenfalls mit Einwänden der dann betroffenen 
Bevölkerung zu rechnen sein. 

Bei einer Verlegung der Standortschießanlage auf 
das Festland ist eine ordnungsgemäße Schießausbil-
dung der auf der Insel stationierten Soldaten nicht 
mehr möglich. 

Anlage 57 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Frage B 40) : 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung einleiten, um 
den Wahrheitsgehalt von Pressemitteilungen zu erforschen, daß 
das in Margarine enthaltene Vitamin D gesundheitsgefährdend 
sein soll? 

Im Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz 
vom 15. August 1974 ist Vitamin D wegen gesund-
heitlicher Vorbehalte gegen eine unkontrollierte 
Verwendung den Zusatzstoffen gleichgestellt wor-
den. Es darf nach Inkrafttreten der neuen Zusatz-
stoffregelung am i. Januar 1978 nur nach ausdrück-
licher Zulassung zugesetzt werden. Die Zulassung 
des Zusatzes von Vitamin D zu Margarine ist jedoch 
in einer früheren Stellungnahme des Bundesgesund-
heitsamtes empfohlen worden, da Margarine von 
zahlreichen Verbrauchern anstelle von Butter — die 
Vitamin D natürlicherweise enthält — verzehrt wird. 

Das Bundesgesundheitsamt ist gebeten worden, 
die Stellungnahme unter Berücksichtigung etwaiger 
neuerer wissenschaftlicher Erkenntnisse erneut zu 
überprüfen. Über das Ergebnis dieser Überprüfung 
werde ich gerne berichten. 
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Anlage 58 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Rollmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Fragen B 41 und 42) : 

In welchen Bundesländern sind die einheitlichen Richtlinien 
für die Erziehungsberatung bereits in Landesrecht umgesetzt wor-
den? 

In welchem Umfang gibt es an den Jugendämtern in der Bun-
desrepublik Deutschland Erziehungsbeistände, und wie viele Kin-
der und Jugendliche sind ihnen durchschnittlich zugeordnet? 

Zu Frage B 41: 

Die für Jugendhilfe zuständigen Senatoren und 
Minister der Länder hatten sich Ende 1973 auf ge-
meinsame „Grundsätze für die einheitliche Gestal-
tung der Richtlinien der Länder für die Förderung 
von Erziehungsberatungsstellen" verständigt. Sie 
beschlossen in ihren Ländern darauf hinzuwirken, 
daß die bestehenden Richtlinien angeglichen wer-
den. Sie erkannten grundsätzlich ihre Verpflichtung 
an, bei der finanziellen Sicherstellung der Erzie-
hungsberatungsstellen durch Bereitstellung entspre-
chender Förderungsmittel in den Jugendhilfeetats 
mitzuwirken. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat zum neuesten Stand über die Bun-
deskonferenz für Erziehungsberatung in Fürth und 
diese über ihre Landesarbeitsgemeinschaften fol-
gendes in Erfahrung gebracht: 

Die Verwirklichung der genannten „Grundsätze" 
für die einheitliche Gestaltung der Richtlinien wird 
erschwert durch die damit zusammenhängenden 
finanziellen Schwierigkeiten in den Bundesländern. 

Die Erziehungsberatung in Berlin basiert auf den 
genannten Grundsätzen. Die Berliner Beratungsstel-
len sind danach eingerichtet. 

In Bremen hat offiziell eine rechtliche Umsetzung 
noch nicht stattgefunden. Die Träger der Erziehungs-
beratungsstellen stützen sich aber auf die Grund-
sätze. 

In Hamburg steht eine förmliche Verabschiedung 
eigener Richtlinien in Kürze bevor. 

Hessen hält sich an die schon vorhandenen Richt-
linien hinsichtlich der Förderung der Beratungs-
stellen. Diese Richtlinien stimmen weitgehend mit 
den Grundsätzen überein. 

In Rheinland-Pfalz werden die Grundsätze auf 
Landesebene schon durch verschiedene Ausschüsse 
bearbeitet. Eine Verabschiedung steht kurz bevor. 
In Bayern, im Saarland und in Baden-Württemberg 
sind eigene Richtlinien in Arbeit. 

Zu Frage B 42: 

Die amtliche Statistik weist für das Ende des Be-
richtsjahres 1973 insgesamt 7 796 Erziehungsbei

-

standschaften aus. Davon entfallen 

— auf Antrag der Personensorgeberechtigten 4 579 

— auf Anordnung des Vormundschaftsgerichts 1 482 

— durch Urteil des Jugendgerichts angeordnet 1 735 

Von den insgesamt 7 796 Erziehungsbeistandschaf-
ten werden nur 2 884 Fälle durch hauptberufliche 
Erziehungsbeistände geführt, d. h. durch solche Fach-
kräfte, die mit dieser Aufgabe ausschließlich oder 
überwiegend betraut sind. 

Für die Beantwortung des zweiten Teils Ihrer 
Frage kann Material über die durchschnittliche 
Klientenzahl eines Erziehungsbeistandes kurzfristig 
nicht beschafft werden. 

Anlage 59 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Stahl (Kempen) (SPD) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 43) : 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Behauptung der 
Grenzlandnachrichten Nettetal, daß in dem vom Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit herausgegebenen Falt-
blatt „Es geht um die Gesundheit" zahlreiche eklatante Sachfeh-
ler enthalten wären und die mit dem Faltblatt gegebene Infor-
mation „eine wirkliche Katastrophe sei" und welche Schluß-
folgerung zieht die Bundesregierung aus dieser Behauptung? 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage von Abgeordneten der CDU/ 
CSU betreffend den Haushaltskalender 1975 (vgl. 
BT-Drucksache 7/3321) bereits darauf hingewiesen, 
daß es nicht zutrifft, daß der Haushaltskalender 1975 
eine Reihe unrichtiger Aussagen enthält. Die Bun-
desregierung hat dabei zu den einzelnen Vorwürfen 
detailliert Stellung genommen. In ihrer Antwort hat 
die Bundesregierung zum Ausdruck gebracht, daß es 
die notwendige Kürze des Haushaltskalenders, der 
viele Bürger ansprechen und von ihnen gelesen 
werden soll, selbstverständlich nicht gestattet, die 
sehr komplexen und differenzierten Regelungen des 
Lebensmittelrechts erschöpfend darzustellen. Die 
Aussagen müssen deshalb gestrafft und auf das 
Grundsätzliche beschränkt sein. Eine derartige Dar-
stellung als mit „zahlreichen eklatanten Sachfeh-
lern" behaftet oder als „Katastrophe" zu bezeichnen, 
kann die Bundesregierung nur als zweckgebundene 
Übertreibung ansehen. 

Anlage 60 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B 44 und 45) : 
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Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, anstelle der 
Weiterführung der Bundesautobahn Stuttgart—Singen in Richtung 
Schweiz die Linienführung über Geisingen—Schaffhausen vorzu-
sehen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Schwie-
rigkeiten einer Trassenführung über das Aitrachtal, das auf der 
Gemarkung Geisingen mit seinen Teilorten Kirchen-Hausen, Aul-
fingen und Leipferdingen ohnedies durch Verkehrsführungen 
schon stark belastet ist und zudem wichtige Trinkwasservorräte 
enthält? 

Der Vorschlag, die Weiterführung der Autobahn 
Stuttgart—Singen in Richtung Schweiz über das 
Aitrachtal vorzusehen, wurde seinerzeit untersucht. 
Nicht zuletzt wegen der sehr schwierigen Topogra-
phie hat sich diese Lösung als nicht durchführbar 
erwiesen. 

Im Bedarfsplan ist daher eine Weiterführung der 
BAB Stuttgart—Singen in Richtung Zürich über Gott-
madingen und Bietingen vorgesehen. Das Verfahren 
zur Festlegung der Linienführung dieser Autobahn 
nach § 16 Bundesfernstraßengesetz ist gegenwärtig 
im Gange. 

Anlage 61 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Picard (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B.46 und 47): 

Trifft es zu, daß auf der Strecke Darmstadt—Aschaffenburg der 
Reisezugverkehr — insbesondere am Wochenende — in Zu-
kunft weiter eingeschränkt werden soll? 

Ist die Bundesregierung in der Lage, eine langfristige Zusage 
für die Aufrechterhaltung des jetzt noch bestehenden Reisezug-
verkehrs im östlichen Teil Süd-Hessens zu machen bzw. Aus-
kunft darüber zu geben, welche Veränderungen vorgesehen sind 
und wie der öffentliche Personenverkehr nicht nur aufrechterhal-
ten, sondern noch verbessert werden soll? 

Zu Frage B 46: 

Es trifft zu, daß von der DB ab 1. Juni 1975 (Fahr-
planwechsel) Einschränkungen im Zugangebot auf 
der Strecke Darmstadt—Aschaffenburg beabsichtigt 
sind, um den Betriebsaufwand für den Personen-
nahverkehr zu vermindern und dadurch dessen 
Wirtschaftlichkeit zu steigern. An Wochenenden 
ist eine Betriebspause auf der Strecke von Samstag 
etwa 22.00 Uhr bis Montag 5.00 Uhr vorgesehen. 
Die wegfallenden Reisezüge werden weitgehend 
durch Straßenbusse ersetzt werden. 

Zu Frage B 47: 

Die Bundesregierung kann die Aufrechterhaltung 
des jetzt noch bestehenden Reisezugverkehrs im 
östlichen Teil Südhessens nicht zusagen. Ebenso-
wenig kann sie sich zu möglichen Veränderungen 
im Fahrplanangebot der Deutschen Bundesbahn 
äußern, weil die DB auf Grund der gesetzlichen Be-
stimmungen hierfür allein zuständig ist. Lediglich 
die dauernde Einstellung des Eisenbahnbetriebs 
einer Strecke muß durch den Bundesminister für 
Verkehr genehmigt werden. 

 
Anlage 62 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Fragen B 48 und 49) : 

Trifft es zu, daß im Kreis Euskirchen Untersuchungen der 
Deutschen Bundesbahn angestellt werden, die die teilweise Ein-
stellung der Bundesbahnstrecken Bonn—Euskirchen—Düren 
sowie Kall—Hellenthal und Euskirchen—Bad Münstereifel zur 
Folge haben? 

Welche Aussagen hat das Bundesverkehrsministerium in 
einem Gespräch am 18. März 1975 mit der SPD-Stadtratsfrak-
tion und der Verwaltung der Stadt Zülpich über den Bau einer 
Verbindung zwischen der B 265 a und der B 477, den Ausbau 
der Autobahn A 65 Bonn—Zülpich, die Ausweitung des Kreu-
zungsbereichs Münstertor im Zuge der Führung der B 56, der 
Einschränkung des Zugverkehrs auf der Strecke Euskirchen—
Düren und den Bau der Umgehungsstraßen B 56 a, B 477 und 
B 265 gemacht? 

Zu Frage B 48: 

Das Hauptprüfungsamt für die Deutsche Bundes-
bahn untersucht z. Z. die von Ihnen genannten 
Strecken im Raum Euskirchen auf Rationalisierungs-
möglichkeiten. Ergebnisse der Überprüfung liegen 
noch nicht vor. 

Zu Frage B 49: 

In dem Gespräch mit Vertretern der Stadt Zül-
pich am 18. März 1975 wurde vom Bundesverkehrs-
ministerium zu den einzelnen Maßnahmen folgende 
Aussage gemacht: 

1. Die von der Stadt Zülpich gewünschte Ver-
bindung zwischen der B 265 a und der B 477 ist im 
Bedarfsplan (Anlage zum Gesetz über den Aus-
bau der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 bis 
1985 vom 30. Juni 1971) nicht enthalten. Unter 
Hinweis auf die im Grundgesetz verankerte Zu-
ständigkeitsregelung wurde der Stadt empfohlen, 
ihre Gesichtspunkte dem Land Norrhein-Westfalen 
zwecks Prüfung, ggf. zwecks weiterer Behandlung 
vorzutragen. 

2. Zur geplanten Autobahn A 56 Bonn—Zülpich, 
die zwar im Bedarfsplan die I. Dringlichkeitsstufe 
erhalten hat, konnte hinsichtlich eines Baubeginns 
wegen der Mittelknappheit noch keine Aussage 
gemacht werden. In die zur Zeit laufende Über-
prüfung des Bedarfsplanes wird auch der Vorschlag 
des Landes Nordrhein-Westfalen einbezogen, die 
westlich anschließende Teilstrecke der A 56 in die 
I. Dringlichkeit höher zu stufen. Unter Umstän-
den könne über die A 56 nach Abschluß der Über-
prüfung des Bedarfsplanes noch einmal gesprochen 
werden. 

3. Für die örtlich sehr begrenzte Verbesserungs-
maßnahme im Kreuzungsbereich Münstertor im 
Zuge der B 56 wurde der Stadt unter Hinweis auf 
die im Grundgesetz verankerte Zuständigkeitsrege-
lung empfohlen, diese Angelegenheit unmittelbar 
an die Straßenbauverwaltung des Landes Nord-
rhein-Westfalen heranzutragen. Beim Bundesver-
kehrsministerium stehe man erforderlichen kleine- 
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ren Verbesserungsmaßnahmen grundsätzlich posi-
tiv gegenüber. 

4. Zu den geplanten Umgehungsstraßen B 56 a, 
B 477 und B 265 wurde dargelegt, daß die Bau-
arbeiten 1975 anlaufen und zügig fortgesetzt werden 
sollen. Wegen des unterschiedlichen Vorbereitungs-
standes der einzelnen Teilstrecken wird eine gleich-
zeitige Fertigstellung nicht erreichbar sein. Den 
Vertretern der Stadt wurde empfohlen, durch enge 
Zusammenarbeit mit der örtlich zuständigen Stra-
ßenbaudienststelle die anstehenden Maßnahmen 
im Rahmen des Möglichen zu fördern. 

5. Zu den Einschränkungen im Nahverkehr der  

Deutschen Bundesbahn ab Sommerfahrplan 1975 auf 
dem Streckenabschnitt Düren—Euskirchen wurde 
erwähnt, daß von Samstag 16.00 Uhr bis Montag 
6.00 Uhr Betriebsruhe vorgesehen ist. An Werk-
tagen werden einige Züge in den verkehrsschwa-
chen Vormittags- und Abendstunden entfallen. Die 
wegfallenden Züge werden durch Straßenbusse er-
setzt werden. 

Im übrigen war — was Ihre Fragestellung nicht 
erkennen läßt an dem Gespräch auch ein Ver-
treter der CDU-Fraktion des Stadtrates beteiligt. 

Anlage 63 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B 50 und 51) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit des Baus 
der Umgehungsstraße der B 31 Unteruhldingen—Meersburg und 
der Fähreabfahrt, und kann damit gerechnet werden, daß das 
Planfeststellungsverfahren für diese Umgehungsstraße und die 
Fähreabfahrt bald abgeschlossen wird? 

In welchem Zeitraum können nach Meinung der Bundesregie-
rung der Bau der Umgehungsstraße der B 31 Unteruhldingen-
Meersburg und der Bau der Fähreabfahrt verwirklicht werden, 
und welcher Finanzbedarf ist dafür erforderlich? 

Die Notwendigkeit für den Neubau einer Ortsum-
gehung von Meersburg im Zuge der Bundesstraße 31 
ist bekannt. Aus verschiedenen Gründen wird jedoch 
der Bau einer besonderen Zufahrt zum Fährehafen 
einem späteren Bauabschnitt vorbehalten bleiben 
müssen. Es ist damit zu rechnen, daß unter dieser 
Voraussetzung die bestehenden Schwierigkeiten im 
Planfeststellungsverfahren ausgeräumt werden kön-
nen und daß der Abschluß des Verfahrens in abseh-
barer Zeit möglich sein wird. 

Bei diesem Sachverhalt lassen sich daher noch 
keine verbindlichen Angaben über den Zeitpunkt 
der Bauausführung machen. Dies gilt auch für die 
zu erwartenden Baukosten, da hier noch eine An-
passung an die seit der Entwurfsaufstellung erheb-
lich gestiegenen Baupreise vorgenommen werden 
muß. 

Anlage 64 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Peter (SPD) (Drucksache 
7/3447 Fragen B 52 und 53) : 

Trifft es zu — wie von der Interessengemeinschaft Autobahn 
62 in ihrem Brief an den Bundesverkehrsminister vom 25. Fe-
bruar 1975 behauptet — daß im Ersten Fünfjahresplan für den 
Ausbau des Autobahnnetzes die Fertigstellung der Autobahn 62 
(Landstuhl—Trier) für 1975 vorgesehen war, und die Einstellung 
des Baus ab Freisen finanzielle Gründe vermuten läßt und wenn 
nein, was sind die eigentlichen Gründe für den gegenwärtigen 
Baustopp? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, das Teilstück 
Freisen —Otzenhausen in die erste Dringlichkeitsstufe des 
Zweiten Fünfjahresplanes aufzunehmen, und läßt der gegen-
wärtige Stand der abgeschlossenen, laufenden und noch nicht 
eingeleiteten Planfeststellungsverfahren eine Verzögerung der 
Bauausführung befürchten? 

Zu Frage B 52: 

Im ersten Fünfjahresplan 1971-1975 ist die Auto-
bahn Trier–Landstuhl nur in Teilabschnitten bis 1975 
fertiggestellt ausgewiesen. Die Restabschnitte sind 
lediglich als bis Ende 1975 im Bau dargestellt. Da-
mit ist im 1. Fünfjahresplan eindeutig die Aussage 
enthalten, daß die Fertigstellung der Strecke erst 
nach 1976 erfolgen kann und soll. Von einer Ver-
zögerung kann daher keine Rede sein. 

Zu Frage B 53: 

Trotz der inzwischen eingetretenen wesentlich un-
günstigeren Haushaltssituation für den Bundesfern-
straßenbau ist auch weiterhin beabsichtigt, die Lücke 
in der Autobahn im Laufe des 2. Fünfjahresplanes 
zu schließen. Eine Verzögerung der Bauausführung 
durch ein noch nicht abgeschlossenes Planfeststel-
lungsverfahren auf einem Abschnitt der geplanten 
Autobahn wird nicht erwartet. 

Anlage 65 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Pfeifer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Frage B 54) : 

Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der unhaltbaren 
Verkehrsverhältnisse im Raum des Regierungsbezirks Südwürt-
temberg-Hohenzollern die Konsequenzen zu ziehen und beispiels-
weise die Mittel für den Neu- und Ausbau der B 27 von Stutt-
gart nach Rottweil im Haushalt 1976 und in den Jahren danach 
so zu erhöhen, daß diese Straße schneller als derzeit geplant 
fertiggestellt werden kann (siehe auch die jüngsten Äußerungen 
des 1. Vorsitzenden der IG Bau-Steine-Erden, Sperner, vgl. Reut-
linger Generalanzeiger vom 15. März 1975)? 

Die Verkehrsverhältnisse für den weiträumigen 
Verkehr auf der Bundesstraße 27 zwischen Stuttgart 
und Rottweil sind der Bundesregierung bekannt. Sie 
hat deshalb schon vor Jahren Maßnahmen zu einer 
grundlegenden Verbesserung dieser Verhältnisse 
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eingeleitet und den Neubau der parallel zur B 27 
verlaufenden Autobahn Stuttgart—Singen begon-
nen. Gegenwärtig ist diese Autobahn voll im Bau. 
Sie wird dem Verkehr bereits zur Reisezeit 1978 zur 
Verfügung stehen, so daß dann der Raum Rottweil 
von Stuttgart aus sehr günstig erreicht werden kann. 

Darüber hinaus wird auch der Ausbau der B 27 
fortgeführt. Im Hinblick auf die allseits bekannte 
schwierige Haushaltssituation kann dies allerdings 
nur in Teilabschnitten geschehen, wobei von Ihnen 
gerechterweise anerkannt werden sollte, daß das 
Begehren des südwürttembergischen Raumes nach 
einer besseren Verkehrserschließung durch den 
Neubau der Autobahn mit Investitionen von 855 
Millionen DM bereits in vollem Umfang erfüllt wird. 
Eine weitere Erhöhung der Mittelzuweisungen für 
den Ausbau der B 27 ist aus heutiger Sicht unter 
Berücksichtigung des genannten Sachverhaltes nicht 
möglich. 

Anlage 66 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/3447 Frage B 55) : 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die sehr ge-
fährliche Ausfahrt an der Kreuzung BAB A 80 (Frankfurt 
(Mainl—Wiesbaden) B 519 — Weilbacher Kreuz — dadurch zu 
verbessern, daß aus Richtung Frankfurt (Main) zusätzlich eine 
Abfahrt in Richtung Hofheim geschaffen wird? 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keine 
Möglichkeit, die Ausfahrt an der Kreuzung Bundes-
autobahn A 66 (früher A 80) Frankfurt/M.—Wies-
baden/B 519 bei Weilbach dadurch zu verbessern, 
daß aus Richtung Frankfurt/M. eine zusätzliche Ab-
fahrt in Richtung Hofheim geschaffen wird. Für den 
Verkehrsteilnehmer, der aus Richtung Frankfurt/M. 
kommt und nach Hofheim will, bieten sich die we-
sentlich näheren Verbindungen über die Anschluß-
stelle Zeilsheim und die Anschlußstelle Hatters-
heim an. Lediglich der Zielverkehr nach Maxheim 
wird über dem o. g. Knotenpunkt A 66 B 519 abge-
wickelt. 

Bei dem für später geplanten zweibahnigen Aus-
bau der B 519 ist beabsichtigt, den Knotenpunkt 
voll auszubauen, d. h. für jede Verkehrsbeziehung 
eine gesonderte Rampe vorzusehen. Allerdings 
wird voraussichtlich hierbei der Knotenpunkt ins-
gesamt weiter nach Westen verschoben werden. 

Anlage 67 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Haase (Kellinghusen) 
(SPD) (Drucksache 7/3447 Fragen B 56 und 57): 

Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, darauf hinzuwir-
ken, daß die Ausbildungskapazität, über die die Deutsche Bun-
desbahn in ihrem Ausbesserungswerk Glückstadt verfügt, zum 
frühest möglichen Zeitpunkt restlos ausgenutzt wird, um ange-
sichts des insbesondere in dieser Region aktuellen Lehrstellen

-

mangels etwas für die betroffenen Jugendlichen zu tun? 

Kennen in der Ausbildungseinrichtung der Deutschen Bundes-
bahn in Glückstadt weitere, zusätzliche Ausbildungsplätze ge-
schaffen und personell ausgestattet werden? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB), die für die Nach-
wuchsplanung und Ausbildung ihrer Mitarbeiter 
selbst verantwortlich zeichnet, hat mir zu Ihrer 
Anfrage mitgeteilt, daß in der Ausbesserungswerk-
stätte Glückstadt in diesem Jahr aufgrund des Eigen-
bedarfs 15 neue Lehrlinge eingestellt werden sollen. 

Der Vorstand der DB ist ferner grundsätzlich 
bereit, 600 derzeit freie Ausbildungsplätze im Bun-
desgebiet anderen Interessenten außerhalb der DB 
zur Verfügung zu stellen, sofern die entstehenden 
Mehrkosten von dritter Seite übernommen werden. 
Davon entfallen auf Glückstadt 11 Plätze, für die 
aber z. Z. noch kein Kostenträger genannt werden 
kann. Weitere Plätze können nicht eingerichtet 
werden. 

Anlage 68 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Pieroth (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Frage B 58) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Verlegung der Bundes-
straße 48 im Bereich der Ortslage Bad Münster am Stein—Ebern-
burg  in den Zweiten Fünfjahresplan 1976 bis 1980 aufzunehmen, 
und ist sie bereit, für diese Maßnahme Anlaufmittel im Bundes-
haushalt 1975 zur Verfügung zu stellen? 

Die Arbeiten zur Aufstellung des 2. Fünfjahres-
plans (1976-1980) sind zur Zeit im Gange. Eine Ent-
scheidung darüber, ob die Verlegung der B 48 in 
Bad Münster am Stein in diesen Fünfjahresplan auf-
genommen werden soll, wird frühestens im Sommer 
dieses Jahres getroffen werden können. Eine Bereit-
stellung von Anlaufmitteln im Bundeshaushalt 1975 
ist daher nicht möglich. 

 Anlage 69 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Frage B 59): 

Bei welchen Bundesbahnstrecken in den Landkreisen Wetzlar 
und Dillkreis ist eine Stillegung bzw. Einstellung von be-
stimmten Leistungsangeboten vorgesehen oder aber im Rahmen 
von Rationalisierungsmaßnahmen der Deutschen Bundesbahn 
eine Überprüfung der Rentabilität vorgenommen worden? 
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Dem Bundesminister für Verkehr liegt z. Z. kein 
Antrag des Vorstandes der Deutschen Bundesbahn 
(DB) vor, für Strecken im Landkreis Wetzlar und im 
Dillkreis die dauernde Einstellung des Eisenbahn-
betriebes zu genehmigen. 

Wie mir die DB mitteilt, hat sie für folgende 
Strecken Stockhausen (Lahn)—Beilstein (Dillkreis) den 
Gesamtbetrieb, Wetzlar—Lollar den Gesamtbetrieb 
(zwischen Abendstern und Lollar) bzw. den Reise-
zugbetrieb (zwischen Abendstern und Wetzlar) und 
Dillenburg—Ewersbach den Reisezugbetrieb das ge-
setzlich vorgeschriebene Stillegungsverfahren ein-
geleitet. Die Wirtschaftlichkeit des Eisenbahnbetrie-
bes untersucht die DB in den von Ihnen genannten 
Kreisen auf den Streckenabschnitten Usingen—Albs-
hausen, Dillenburg—Wallau (Lahn) und Haiger—Breit-
scheid (Dillkreis). Ergebnisse hierüber liegen noch 
nicht vor. 

Anlage 70 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Müller-Hermann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 60) : 

Ist die Bundesregierung bereit, beim Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß auch Frührentner in den 
Genuß der für Rentner vorgesehenen Fahrtverbilligung kommen 
können? 

Die diesjährige Sonderaktion der Deutschen Bun-
desbahn zugunsten der älteren Mitbürger (Frauen 
über 60, Männer über 65 Jahre) gilt bereits auch für 
Frührentner und Frühpensionäre, und zwar dann, 
wenn diese Personen eine Rente wegen Erwerbs-
unfähigkeit (Schlüsselzahl 15), ein vorgezogenes 
Altersruhegeld wegen Erreichung des 62. bzw. 
63. Lebensjahres (Schlüsselzahl 63/63) oder eine 
Frühpension wegen 100%iger Erwerbsunfähigkeit 
beziehen. 

Anlage 71 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU 
CSU) (Drucksache 7'3447 Frage B 61): 

Welche Rationalisierungsmaßnahmen beabsichtigt die unter der 
Gesamtverantwortung der Bundesregierung stehende Bundes-
bahn im Raum Weiden i. d. OPf. noch durchzuführen, die eine 
Verringerung von Arbeitsplätzen zur Folge haben, insbesondere 
beim Pundesbahnbetriebsamt, bei der Verkehrskontrolle, beim 
Bundesbahnbetriebswerk und beim Ausbesserungswerk und wie 
hat sich die Zahl der insgesamt bei der Bundesbahn in Weiden 
Bediensteten seit 1965 bis heute entwickelt? 

Die z. Zt. von der Deutschen Bundesbahn (DB) vor-
gesehenen Organisationsänderungen und Konzen

-

trationsmaßnahmen auf der Ebene der Ämter- und 
Dienststelleninstanz fallen in die Eigenzuständig-
keit der DB und unterliegen nicht der Genehmigung 
des Bundesministers für Verkehr. Wie mir die DB 
mitgeteilt hat, sollen im gesamten Bundesbahnbe-
reich die Zahl der Ämter und Dienststellen verrin-
gert werden. Die DB will durch die Konzentrations-
maßnahmen die inzwischen eingetretenen Änderun-
gen auf dem Gebiet des Leistungsangebots und der 
Leistungserstellung berücksichtigen und erwartet 
daneben eine Minderung der Personalkostenintensi-
tät und eine Vereinfachung der Verwaltung. Für den 
Raum Weiden ergeben sich nach den Plänen der DB 
dadurch nachfolgende Veränderungen: 

Das Betriebsamt Weiden, eines der kleinsten im 
Bereich der DB, wird aufgelöst. Dadurch entfallen 
20 Arbeitsplätze. Die freiwerdenden Bediensteten 
müssen z. T. mit Umsetzungen rechnen. Beim Bahn-
betriebswerk werden wegen der Einstellung des 
Dampfbetriebes die Unterhaltungsarbeiten an Dampf-
lokomotiven entfallen. Wenn hier auch ein gewisser 
Ausgleich vorgesehen ist, so werden doch rd. 45 
Arbeitsplätze freiwerden. 

Die Auswirkungen bei den Bahnmeistereien durch 
Konzentrationsmaßnahmen stehen noch nicht fest. 

Erfreulich aber ist, daß das Ausbesserungswerk er-
halten bleibt, wenn auch hier das rückläufige Ar-
beitsaufkommen wie im gesamten Bundesgebiet eine 
Anpassung erfordern wird. In anderen Teilen des 
Bundesgebietes wird dies zur Stillegung von Wer-
ken führen. 

Auch die Verkehrskontrolle soll entgegen einer 
früheren Planung der DB, die eine Verlegung nach 
Trier vorsah, voraussichtlich in Weiden verbleiben. 

Bei allen Maßnahmen sollen soziale Härten für 
betroffene Bundesbahnbedienstete weitgehend ver-
mieden werden, indem möglichst im Rahmen des na-
türlichen Personalabgangs eingespart wird. 

Von 1965 bis heute wurden im übrigen in Weiden 
rd. 400 Arbeitsplätze bei der DB eingespart. 

Anlage 72 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Röhner (CDU/CSU (Druck-
sache 7/3447 Frage B 62): 

Ist die Bundesregierung bereit, außerhalb der Postreisege-
bührenordnung und des Bahnbustarifs besondere Gebühren-
ermäßigungen während der Sommerferien für Schüler eines be-
stimmten Bereichs zu gewähren, um diesen eine sinnvolle Frei-
zeitgestaltung zum Beispiel durch das Kennenlernen der kultu-
rellen und historischen Einrichtungen ihrer näheren Heimat zu 
ermöglichen? 

Die schwierige wirtschaftliche Lage der Bus-
dienste von Bahn und Post ist bekannt. Sie erlaubt 
keine neuen Sozialermäßigungen. 
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Anlage 73 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Frage B 63) : 

Treffen Meldungen zu, eine Entziehung der Fahrerlaubnis habe 
bis zur Rechtskraft der Entscheidung 15 Jahre gedauert, und 
welche Initiativen zur Änderung materiell- oder verfahrensrecht-
licher Vorschriften wird die Bundesregierung - bejahendenfalls 
— ergreifen, um durch derartige Verzögerungen entstehende Ge-
fahren für den Straßenverkehr zu vermeiden? 

Der Bundesregierung ist eine Pressemeldung 
über diesen Fall nicht bekannt. 

Die geltenden Vorschriften über die Entziehung 
der Fahrerlaubnis reichen aus, um Gefahren für 
den Straßenverkehr durch ungeeignete Kraftfahrer 
auszuschließen. Ich verweise auf die Möglichkeit 
der Entziehung der Fahrerlaubnis durch das Straf-
gericht (§ 69 StGB) und auf die vorläufige Entzie-
hung der Fahrerlaubnis nach § 111 a Strafprozeß-
ordnung. Soweit die Entziehung der Fahrerlaubnis 
im Verwaltungsverfahren in Betracht kommt, greift 
§ 4 Straßenverkehrsgesetz ein. Auch hier besteht 
die Möglichkeit, eine vorläufige Regelung zu tref-
fen. Die Verwaltungsbehörde kann nach § 80 Abs. 2 
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung die sofortige 
Vollziehung ihrer Entziehungsverfügung anordnen, 
wenn dies wegen der zutage getretenen Mängel 
der Kraftfahreignung im öffentlichen Interesse ge-
boten ist. Die Ausschöpfung der im einzelnen gege-
benen Rechtsmittel entspricht rechtsstaatlichen Prin-
zipien. 

Anlage 74 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Baier (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Fragen 64 und 65) : 

Wie beurteilt der Bundesminister für Verkehr die Tatsache, 
daß die Bundesbahndirektion Karlsruhe am 19. März 1975 den 
Bediensteten des Bundesbahnbetriebsamtes Mosbach mitteilt, daß 
am 1. Juli 1975 das Bundesbahnbetriebsamt Mosbach und in der 
Folge auch die Signalmeisterei Neckarelz aufgelöst werden, ohne 
vorher weder mit den Betroffenen des Bundesbahnbetriebsamtes 
und der Signalmeisterei noch mit den zuständigen kommunalen 
Stellen ein Gespräch über den schwerwiegenden Schritt zu füh-
ren? 

Ist der Bundesminister für Verkehr bereit, sich dafür einzu-
setzen, daß aus raumpolitischen Gründen des regionalen Förder-
gebietes Neckar-Odenwald-Kreis und auch aus sozialen Ge-
sichtspunkten die beabsichtigte Auflösung des Bundesbahnbe-
triebsamtes Mosbach und der Signalmeisterei Neckarelz unter

-

bleiben? 

Es ist das Ziel des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn (DB), die Organisation des Unterneh-
mens zu straffen. Unter anderem wird geprüft, ob 
auf die Instanzenebene der Ämter (Betriebs- und 
Maschinenämter, Generalvertretungen) gänzlich ver

-

zichtet werden kann. Ebenso sollen bei der DB auf 
der Instanzenebene der Dienststellen die Konzentra-
tionsbemühungen fortgesetzt werden. Organisations- 
maßnahmen in diesen Bereichen führt die DB in ei-
gener Zuständigkeit durch. Nach dem Bundesbahn-
gesetz ist weder eine Genehmigung solcher Maß-
nahmen noch ein Eingriff in die Planungen durch 
den Bundesminister für Verkehr vorgesehen. 

Die Hauptverwaltung der DB hat auf Anfrage er-
klärt, daß sie in diesen Tagen die Auflösung des 
Bundesbahn-Betriebsamtes Mosbach verfügt hat. 
Dabei handele es sich um ein relativ kleines Amt, 
bei dem nicht über 20 Mitarbeiter beschäftigt wer-
den. Bei dieser Größenordnung und im Hinblick 
darauf, daß diese Mitarbeiter nach der Auflösung 
dieses Büros auf anderen Dienstposten der DB ein-
gesetzt werden, vermag die DB die Berührung raum-
politischer Gesichtspunkte nicht zu erkennen. 

Dasselbe gilt für die von der DB beabsichtigte 
Angliederung der Signalmeisterei Neckarelz an die 
Signalmeisterei Heidelberg. Hier sollen — bei weit-
gehender Erhaltung der Arbeitsplätze — die signal-
technischen Werkstätten in Neckarelz als Außen-
stelle der Signalmeisterei Heidelberg weiterbetrie-
ben werden. 

Bei dem erst vor wenigen Tagen eingeleiteten 
Verfahren wird von der DB die Beteiligung des Be-
zirkspersonalrats sichergestellt werden. 

Anlage 75 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Möller (Lübeck) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3447 Fragen B 66 und 67) : 

Besteht die technische Möglichkeit, ohne erhebliche Investi-
tionen bisherige Ferngesprächsschaltungen innerhalb eines Stadt-
gebiets (siehe Lübeck' Liibeck-Travemünde) zu einem einheitlichen 
Ortstarif zu berechnen, wie beispielsweise unter Benutzung 
einer besonderen Leitungsschaltung? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die bisherige 
Handhabung des Telefonnetzes in Lübeck/Lübeck-Travemünde 
im Verhältnis zu allen anderen Großstädten in der Bundes-
republik Deutschland eine ungleiche Behandlung der betroffenen 
Bürger darstellt? 

Diese Möglichkeit besteht ohne erhebliche Inve-
stitionen leider nicht. Das Problem läßt sich nur in 
der Weise befriedigend lösen, wie ich das in meiner 
Antwort auf Ihre während der Sommerpause 1974 
gestellten Fragen geschildert habe (BT-Drucksache 
7/2535). 

Bis zur technischen Verwirklichung des Nahdien-
stes besteht in zahlreichen anderen Großstadtberei-
chen die gleiche Situation wie in Lübeck. Von einer 
im Verhältnis zu allen anderen Großstädten unglei-
chen Behandlungen der Lübecker Bürger kann also 
nicht die Rede sein. 
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Anlage 76 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Ey (CDU/CSU) (Drucksache 
7/3447) (Frage B 68) : 

Trifft es zu, daß von insgesamt 120 vorhandenen Ausbildungs-
plätzen im Ausbildungszentrum der Oberpostdirektion Bremen 
(zuständig für Bremen, Oldenburg und Osnabrück) im Jahre 1975 
nur etwa 36 von Auszubildenden belegt werden sollen und ist 
der Bundesregierung klar, daß die Zahl der Realschulabgänger 
in diesem Gebiet, bedingt durch die 1966 begonnene Schul-
jahrsumstellung, besonders hoch ist? 

Die Einstellungsquoten für die Berufsausbildung 
im Fernmeldehandwerk der Deutschen Bundespost 
und die Nutzung der freiwerdenden Ausbildungs-
kapazitäten sind in letzter Zeit wiederholt Gegen-
stand von Anfragen gewesen. Ich darf auf die in der 
letzten Zeit erteilten Antworten zu den Anfragen 
der Herren Kollegen Kroll-Schlüter (Drucksache 
7/3258, Frage B 60), Pfeifer (Drucksache 7/3258, 
Fragen B 63 und B 64) sowie Jaunich (Drucksache 
7/3258, Frage A 78) hinweisen. 

Danach wird zusammenfassend festgestellt, daß 
für 1975 aus der Unternehmenssicht kein akuter Be-
darf an Neueinstellungen von Auszubildenden im 
Fernmeldehandwerk besteht. Unter Berücksichtigung 
unternehmerisch noch vertretbarer Belastungen wird 
die Deutsche Bundespost 1975 dennoch etwa 1 800 
Neueinstellungen vornehmen. Diese Einstellungs-
quote ist über das ganze Bundesgebiet verteilt wor-
den. 

Für den Bereich der Oberpostdirektion Bremen 
habe ich für 1975 eine Einstellungsquote von 60 
Auszubildenden für das Fernmeldehandwerk vorge-
sehen; hiervor entfallen 36 Einstellungsmöglichkei-
ten auf das Fernmeldeamt in Bremen und jeweils 12 
auf die Fernmeldeämter in Oldenburg und Osna-
brück. 

Die Ausbildungsstätte für die Berufsausbildung im 
Fernmeldehandwerk in Bremen ist für eine jährliche 
Ausbildungskapazität von 120 Auszubildenden aus-
gelegt. Die Deutsche Bundespost ist grundsätzlich 
bereit, die freiwerdenden Ausbildungskapazitäten 
anderen Ausbildungsträgern gegen Kostenerstattung 
vorübergehend zur Verfügung zu stellen. Die Präsi-
denten der Oberpostdirektionen sind von mir gebe-
ten worden, das Angebot zur Nutzung der freiwer-
denden Kapazitäten den regional und örtlich in 
Frage kommenden Institutionen zu unterbreiten. 
Entsprechende Schritte sind auch von der Oberpost-
direktion Bremen eingeleitet worden. Die Oberpost-
direktion Bremen steht in enger Verbindung mit 
dem Senator für Arbeit in Bremen, der als Koordi-
nator für die in Betracht kommenden Institutionen 
die Gespräche mit der Oberpostdirektion führt. Da-
neben besteht Kontakt mit der Volkshochschule in 
Bremen, um die freien Kapazitäten ggf. für Maß-
nahmen zur Umschulung zum Elektroanlageninstal-
lateur oder Elektrogerätemechaniker zu nutzen. 

Es ist bekannt, daß die Zahl der Realschulabgän-
ger in diesem Jahr in Bremen besonders hoch ist. 

Die Deutsche Bundespost trägt dieser Situation da-
durch Rechnung, daß 1975 bei zwei Einstellungs-
terminen der Schwerpunkt der Einstellungsmaßnah-
men auf den Entlassungszeitpunkt dieser Bewerber 
gelegt wird. 

Anlage 77 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Hofmann (SPD) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B 69 und 70) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Fortgang der mit 
Bundesfinanzhilfen geförderten städtebaulichen Entwicklungsmaß-
nahme Rödental, Landkreis Coburg, sich dadurch verzögert, daß 
sich die staatliche Forstverwaltung weigert, Grundstücke inner-
halb des förmlich festgelegten Entwicklungsbereichs zu dem 
vom Gutachterausschuß nach den gesetzlichen Vorschriften des 
Städtebauförderungsgesetzes ermittelten Verkehrswert zu ver-
äußern? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
staatliche Forstverwaltung in Bayern zu bewegen, von Preis-
forderungen Abstand zu nehmen, in denen Werterhöhungen 
enthalten sind, die lediglich durch die Aussicht auf die beab-
sichtigte Entwicklung entstanden sind? 

Zu Frage B 69: 

Dem Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau ist von der Bayerischen Staatsregie-
rung zuletzt zum 1. September 1974 anläßlich der 
Fortschreibung des Bundesprogramms nach § 72 
StBauFG (Aufstellung des Bundesprogramms 1975 
bis 1978) über den Fortgang der städtebaulichen Ent-
wicklungsmaßnahmen Rödental berichtet worden. In 
dem Sachstandsbericht der Gemeinde Rödental vom 
Juni 1974 wird mitgeteilt, daß die Bayerische Staats-
forstverwaltung sich weigere, für den Fortgang der 
Entwicklungsmaßnahme notwendige Grundstücke zu 
dem vom Gutachterausschuß des Landkreises Co-
burg ermittelten Verkehrswert an die Gemeinde 
Rödental zu veräußern. Die Gemeinde Rödental gibt 
in dem Bericht ihrer Hoffnung Ausdruck, daß durch 
die Haltung der Bayerischen Staatsforstverwaltung 
keine Verzögerung in der Durchführung der Maß-
nahme auftreten werde. 

Zu Frage B 70: 

Die Durchführung des Städtebauförderungsgeset-
zes ist nach der grundgesetzlichen Aufgabenvertei-
lung Sache der Länder. Die Bundesregierung ver-
traut darauf, daß die Bayerische Staatsregierung auch 
gegenüber der eigenen Fiskalverwaltung sicherstel-
len wird, daß zwingende Bestimmungen des Städte-
bauförderungsgesetzes uneingeschränkt angewen-
det werden, und deshalb die Preisforderungen der 
Bayerischen Staatsforstverwaltung mit den Bestim-
mungen des Städtebauförderungsgesetzes über die 
Bemessung von Ausgleichs- und Entschädigungslei-
stungen vereinbar sind. 
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Anlage 78 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Zebisch (SPD) 
(Drucksache 7/3447 Fragen B 71 und 72): 

Wird sich die Bundesregierung an dem von der Stadt Mün-
chen zusammen mit dem bayerischen Staatsminister für Landes-
entwicklung und Umweltfragen begonnenen Projekt „Lärmschutz-
fenster" finanziell beteiligen? 

Erwägt die Bundesregierung, auf Grund der Erfahrungen mit 
dem Münchener Projekt nach dem Vorbild des Modernisierungs-
programmes ein gemeinsames Projekt Lärmschutzfenster zu-
sammen mit den Ländern vorzubereiten und zu finanzieren? 

Zu Frage B 71: 

Eine Beteiligung des Bundes an dem Programm 
der Stadt München zum nachträglichen Einbau von 
Schallschutzfenstern kommt schon allein deshalb 
nicht in Betracht, weil Verkehrslärmbelästigungen 
in allen Teilen der Bundesrepublik bestehen und 
die Unterstützung einer einzelnen Stadt daher gegen 
den Grundsatz der Gleichbehandlung verstoßen 
würde. 

Zu Frage B 72: 

Die Bundesregierung fördert im Rahmen des Mo-
dernisierungsprogramms auch den Einbau von 
Schallschutzfenstern. Im Rahmen des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes wird die Bundesregierung die 
Voraussetzungen für einen wirksamen Lärmschutz 
bei Straßenneubaumaßnahmen schaffen. Im Hinblick 
auf die finanziellen und rechtlichen Schwierigkeiten 
läßt sich gegenwärtig nicht überblicken, ob zu einem 
späteren Zeitpunkt auch Lärmschutzmaßnahmen an 
bestehenden Verkehrsanlagen gefördert werden 
können. 

Anlage 79 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Herald auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Roser (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3447 Frage B 73) : 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
24. März 1975 zu, dem Vorsitzenden des Bundes der Evange-
lischen Kirchen in der „DDR" werde die Ausreise zum Kirchen-
tag in Frankfurt verweigert, und teilt — bejahendenfalls — 
die  Bundesregierung die Auffassung, daß diese Maßnahme im 
Gegensatz zu dem Ziel steht, das mit dem Grundlagenvertrag 
erreicht werden sollte? 

Auch der Bundesregierung liegen bisher nur 
Pressemeldungen vor, in denen berichtet wird, die 
DDR-Behörden hätten die Absicht, dem Vorsitzen-
den des Bundes der Evangelischen Kirchen in der 
DDR, Bischof D. Albrecht Schönherr, die Ausreise-
genehmigung zur Teilnahme an dem Evangelischen 
Kirchentag im Juni in Frankfurt/Main zu verwei

-

gern. Eine Bestätigung dieser Mitteilung liegt mir 
nicht vor. 

Bei dieser Sachlage werden Sie Verständnis ha-
ben, daß ich von einer spekulativen Bewertung 
des Vorganges absehe. 

Anlage 80 

Antwort 

des Bundesministers Matthöfer auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Härzschel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3447 Frage B 74) : 

Gibt es in der Bundesrepublik Deutschland oder in Europa 
Kernkraftwerke, bei denen die Abwärme einer gewerblichen 
Nutzung zu Heizzwecken o. ä. zugeführt wird, oder hat die 
Bundesregierung Pläne mit dieser Zielsetzung vorliegen bzw. 
Forschungsaufträge vergeben? 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, wird 
die Abwärme von Kernkraftwerken bis heute we-
der in der Bundesrepublik noch in Europa gewerblich 
genutzt. Das Temperaturniveau, auf dem die Ab-
wärme anfällt, ist bei den heute verwendeten Kern-
kraftwerken zu niedrig, um sie wirtschaftlich ver-
werten zu können. 

Für eine Nutzung zu Heizzwecken ist ein höheres 
Temperaturniveau (größer als 100 °  C) erforderlich, 
das nur erreicht werden kann, wenn das Kraftwerk 
unter Verringerung seiner elektrischen Leistung in 
Wärme-Kraft-Kopplung betrieben wird. Die dann 
bei einem Kernkraftwerk anfallende Wärmemenge 
würde jedoch ausreichen, um damit eine Großstadt 
wie München oder Hamburg mit Fernwärme zu ver-
sorgen. 

Das bedeutet auf der anderen Seite, daß ausge-
dehnte Fernwärmeversorgungsnetze vorhanden sein 
müssen, damit diese Wärmemengen aufgenommen 
werden können. 

Ich habe ein umfangreiches Studienwerk in Auf-
trag gegeben, um die Möglichkeiten des Einsatzes 
der Wärme-Kraft-Kopplung in der Bundesrepublik 
zu untersuchen. In diesem Studienwerk werden ne-
ben konventionellen Kraftwerken auch die ver-
schiedenen Kernkraftwerkstypen auf ihre Eignung 
für den Wärme-Kraft-Kopplungsprozeß untersucht. 

Die Wärme-Kraft-Kopplung erlaubt es, die Kern-
energie auch für Raumheizung zu nutzen, was die 
Versorgung auf diesem Gebiet unabhängiger von 
Brennstoffimporten macht. 

Zusätzlich zu der Förderung von Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten auf dem Gebiet der Fern-
wärmeversorgung wird durch die Unterstützung des 
Baus von Demonstrationsanlagen für den Fern-
wärmeverbund, der Fernwärmeschiene Ruhr und der 
Fernwärmeversorgung Völklingen, der beschleu- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 162. Sitzung. Bonn, Donnerstag, d en 10. April 1975 	1146* 

nigte Ausbau von Fernwärmenetzen vorangetrieben, 
die einmal die für Kernkraftwerke notwendige Auf-
nahmekapazität haben werden. 

Eine andersartige Möglichkeit zur Nutzung der 
Abwärme von Kraftwerken soll in einem mehrjäh-
rigen Forschungsprogramm unter der Bezeichnung 
„Agrotherm" untersucht werden. Dabei wird Kühl- 

wasser durch Rohre geleitet, die in einer noch fest-
zulegenden Tiefe in einem Versuchsgelände von 
rd. 15 Hektar verlegt werden. Das Kühlwasser soll 
um etwa 10 °  C abgekühlt werden. Gleichzeitig bietet 
das erwärmte Erdreich nach Vorversuchen der Land-
wirtschaftskammer Rheinland eine günstige Voraus-
setzung, bessere Fruchtergebnisse zu erzielen und 
neue Pflanzensorten anzubauen. 
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